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Willkommen, 
Bienvenue, Welcome zur Phase 2.07, 


Phase 2.06 gliederte sich, wie vielleicht bekannt, in die Auflagen a) 
und b). Die erste Auflage wurde zunächst als Beweismittel mit 
dem Verdacht auf Steuerhinterziehung und verfassungswidrige 
Inhalte beschlagnahmt. Inzwischen existiert der zweite Beschlag- 
nahmungsbeschluss, die gesamte Auflage ist nunmehr ein Tat- 
mittel und somit bleiben die gesamten Hefte weiterhin bei diver- 
sen bayrischen Behörden unter Verschluss. Deshalb heißt es nach 
wie vor: »Gebt das Heft frei!« 

Der Phase 2 kostet dieser Staatsakt nicht nur jede Menge Zeit 
und ein paar Nerven, sondern auch Geld, wovon wir nicht viel 
haben. Erfreulicherweise stehen wir nicht alleine da. Wir bedan- 
ken uns herzlich für die zahlreiche Unterstützung (Solidaritätsbe- 
kundungen, Verbreitung der Artikel und unserer Presseerklärung 
etc.), bei allen Spenderinnen und Spendern, den Publikationen, 
die Solidaritätsanzeigen abdruckten, JournalistInnen, die über uns 
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EDITORIAL - 


berichteten, und der Jungle World, die uns sofort ein Dossier ı 
bot. Dieses Dossier und weitere Artikel könnt Ihr im Netz auf 
seren gerelaunchten Seiten unter www.phase-zwei.org fin 
Dort werden wir Euch ebenfalls informieren, so wie es Neu 
ten bezüglich des Verfahrens zu melden gibt. 

Ansonsten lassen wir uns nicht weiter beeindrucken und 
zen unsere Mission fort, auf hohem Niveau linksradikale Stan 
punkte und Analysen von Theorie und Praxis, von Kritik u 
Politik zu verbreiten. 


Nun denn, auf in den Kampf, 
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Gegen den falschen 


ZUM SCHWERPUNKT DIESER AUSGABE 


ie Entscheidung über einen Krieg im Irak ist zum 
D) jetzigen Zeitpunkt gefallen. Die Entscheidung für 

den Schwerpunkt dieser Ausgabe ist allerdings 
mehr als drei Monate alt. Wir hätten uns folglich der al- 
ten Tradition des Zeichendeutens, die aus den Gedärmen 
der materiellen Verhältnisse und den Meldungen der 
Magazine und Tageszeitungen die Zukunft zu weissagen 
weiß, verschreiben müssen, um die passgerechten Ana- 
lysen zur Gegenwart hier zu versammeln. Solche Hexerei 
gehört natürlich zum Handwerkszeug linksradikaler Blät- 
ter, aber hier soll verraten werden, wie es uns auch dies- 
mal wieder gelang. 

Der Krieg gegen den Irak ist das Thema der Stunde, 
weil es nicht erst fallende Bomben und explodierende 
Granaten sind, die ihn wirksam werden lassen. Der Auf- 
marsch der Truppen, die ultimative Entschlossenheit zum 
Losschlagen - gemäß irgendwelcher Regeln oder gegen sie 
- sind Teil der kriegerischen Handlungen. Dass eine solche 
Situation sogar sehr lange wirksam sein kann, hat der 
Kalte Krieg bewiesen, der kurioser Weise als Erfahrung 
bei der Analyse der gegenwärtigen Situation im Gegen- 
satz zum Il. Weltkrieg keine Rolle spielt. Dabei ist doch 
augenfällig, dass der Aufmarsch der Truppen am Golf 
und die permanent vorgetragene Drohung ihres Einsatzes 
selbst schon erhebliche Wirkungen entfalteten. Eine Wir- 
kung, die allerdings wesentlich darauf beruhte, dass die 
Entschlossenheit zum Krieg glaubhaft vermittelt wurde. 

Und dieser Glaube war es auch, der die deutschen 
Menschen massenhaft auf die Straßen trieb. So dass sich 
in Leipzig schon Erinnerungen an den Herbst ‘89 ein- 
stellten. Der Protest konnte sich diesmal allerdings des 
Wohlwollens der Regierenden sicher sein, vereint doch 
der Antiamerikanismus die von Wirtschaftssorgen zer- 
fressene deutsche Nation mit ihrer gewählten Vertretung. 
Der Glanz des »alten Europas« spiegelt sich in den Augen 
der Friedensbewegten, die im Gedenken an die deut- 
schen Opfer in Stalingrad und den Bombennächten, als 
Zivilgesellschaft den wahnsinnigen, amerikanischen 
Cowboys etwas entgegensetzen wollen. Darzulegen, 
warum diese zivilgesellschaftliche Bewegung samt ihrer 
Ikonen Grass und Niedecken selbst ein Übel und zu 
bekämpfen sei, wäre uns zu wenig gewesen. Denn gerade 
weil wir die Position vertreten, dass mit der Auseinander- 
setzung um den Irakkrieg wesentliches im Selbstverständ- 


Frieden 


nis der kapitalistischen Zentren (Deutschland nicht aus“ 
genommen) verhandelt wird, beschäftigen uns die Fragen 
nach Positionierungsmöglichkeiten der radikalen Linken: 
zu diesem Thema samt seiner fortdauernden g 
schaftlichen Resonanzen über den Tag hinaus. 

Und hier beginnt schon das Problem. Sind sich # 
noch weitgehend einig, dass eine Imperialismustheot 
Leninscher Couleur ungeeignet ist, die bewaffneten Koi 
flikte der Gegenwart theoretisch zu erfassen, gehen 
Meinungen, wie statt dessen zu analysieren sei, welt al 
einander. Der Schwerpunkt beginnt deshalb mit ; w 
gegensätzlichen Beiträgen von Michael Heinrich und } 
Müller. Die Beiträge sind eine Fortsetzung ihrer Diskt 
sion auf der letzten Veranstaltung der Antifaschiselsel 
Aktion Berlin (AAB) vor ihrer Spaltung »Sag mir, wo di 
stehst«'. Die dabei im Mittelpunkt stehende Bezugnahm 
auf die marxistische Kapitalismuskritik oder ihre »pos 
moderne« Überarbeitung prägt auch die weiteren A 
zu dieser Thematik. So stellt Robert Kurz die Übe 
gung dar, der Kapitalismus reagiere in den gegenwärtigen 
und kommenden militärischen Konflikten vor allem a 
seine Krise, während Phase 2 (Berlin) versucht, anhand 
derselben Phänomene die Theorien einer Ära neuer 
Kriegsformen plausibel zu machen, die statt eines verein- 
fachenden Erklärungsrasters die genaue Analyse der kon- 
kreten Konflikte erfordere. 

Gerade weil die verschiedenen Ansätze je plausible 
Elemente enthalten, zeigt sich, dass es in der Zeit it 
dem Kalten Krieg noch nicht gelungen ist, eine angemew 
sene Position zu finden. Die grundsätzliche Verände 
die sich im Charakter militärischer Auseinanderserzuf 
gen durch den Wegfall des sozialistischen Blocks ergebe 
hat, lässt alte Fragen neu auftauchen, ohne dass die alteı 
Antworten ungebrochene Geltung beanspruchen kön 
nten. Die zwei folgenden Artikel können als Anhalt 
punkte gelesen werden, trotz des Bedürfnisses 
neuen Ansätzen diesen nicht allzu leicht Glauben 
schenken. So weist Jochen Faun darauf hin, dass die Zivil 
gesellschaft Illusionen des Krieges entstehen lässt, in de 
dessen »neue« Formen dem Modell der eigenen zivi 
I(isiert)en Kriegsführung entgegenstehen. Und Nicolas 
Siepen assoziiert frei zu Begriffen, die aus »Tausend 
Plateaus« von Deleuze/Guattari entlehnt sind, eine 
Warnung, das faschistische Potential, das vom Begriff der 


Multitude bei Negri/Hardt verborgen wird, nicht zu 
übersehen. 

Die daraus hervorgehende Spannung zwischen zivil- 
gesellschaftlicher Identitätsbildung in den Metropolen 
und einem tatsächlichen antiemanzipatorischen Poten- 
tial, das sich in der Gegnerschaft zur kapitalistischen 
Weltordnung gebildet hat, wirkt in der aktuellen Debatte 
über die Positionierung zum Krieg im Irak polarisierend: 
Inwiefern sind im arabischen Raum politische Verhältnis- 
se dominant, mit denen eine Linke sich nicht nur nicht 
gemein machen darf, sondern deren Bekämpfung sie 
auch dann begrüßen soll, wenn sie nicht im Interesse der 
Emanzipation geschieht? In dieser Frage rät Matthias 
Küntzel zur allgemeinen Vorsicht. Es gäbe nichts zu 
beschönigen an der Bewegung des Islamismus. Die Kritik 
am Handeln der USA gegen ihn dürfe deshalb nicht zur 
Solidarität mit Hamas & Co. werden, sondern müsse da 
ansetzen, wo sie aus strukturellen oder strategischen 
Gründen in ihr Gegenteil umschlägt. Aus einer solchen 
Perspektive gäbe es allerdings naheliegendere AdressatIn- 
nen einer linken Politik. Womit nicht in erster Linie die 
Friedensbewegung gemeint ist, sondern EU und Bundes- 
regierung mit ihrer Unterstützung islamistischer Bewe- 
gungen. 

Aus einer solchen Darstellung der Lage ergeben sich 
allerdings weitere Fragen. Erstens, wie gelingt es, die poli- 
tischen Verhältnisse, in denen sich der Islamismus entfal- 
tet, richtig einzuschätzen, und zweitens, wie ist die 
Spannung zwischen den USA und einem Teil Europas, zu 
dem an maßgeblicher Stelle Deutschland gehört, die 
doch in wirtschaftlicher, politischer und militärischer 
Hinsicht weit engere Bindungen haben als sie zu irgen- 
deinem arabischen Staat oder zu den arabischen Staaten 
insgesamt bestehen, zu interpretieren? Für den durch die 
erste Frage eröffneten Komplex liefert Volker Weiss eine 
Analyse der Gemeinsamkeiten und Unterschiede des 
europäischen und islamistischen Antisemitismus, wäh- 
rend Udo Schneider in einem Beitrag zu den unterschied- 
lichen Strategien innerhalb der Nato, der Dynamik von 
gegenseitiger Angewiesenheit und Kontrollversuchen bei 
zunehmender Konkurrenz auf den Grund geht. 

Hier hätte sich sicher noch einiges anfügen lassen und 
wird wohl auch in Zukunft noch hinzugefügt werden. 
Doch zugleich drängt sich die Frage auf, was tun? Die 


Imagine there's no heaven / It's easy if you try ? 


sich formierende Zivilgesellschaft in ihrem volkstümeln- 
den Antiamerikanismus bekräftigt erkennbar die Verhält- 
nisse. Hinter ihrer jetzigen Kriegsverdrossenheit lässt sich 
die nächste Kriegsbegeisterung, wenn das »alte Europa 
seiner Verantwortung gerecht wird«, statt wie der US- 
Kapitalismus nur materiellen Interessen nachzujagen, 
schon erkennen. Und das kollektive Selbstmitleid, den II. 
Weltkrieg verloren zu haben statt selbst Supermacht zu 
sein, ist in ihren Äußerungen bis zur Unerträglichkeit 
präsent. Folglich ist dem Bündnis gegen Antisemitismus 
und Antizionismus zuzustimmen, wenn es fordert, kon- 
krete Kriterien, die aus der Auseinandersetzung mit Anti- 
semitismus und Antiamerikanismus hervorgehen, für die 
Konfrontation mit der Friedensbewegung zu entwickeln. 
Da die radikale Linke allerdings auch kein Grünenpartei- 
tag ist, der sich gefälligst zwischen Krieg und Frieden für 
das Deutschland einträglichere Übel zu entscheiden hat, 
ist auch zu verstehen, wenn die Autonome Antifa [M] von 
einer Unterstützung des Irakkriegs nichts wissen will. 
Denn die Aufgabe der radikalen Linken besteht nicht da- 
rin, sich für das Mögliche zu entscheiden, sondern das 
realpolitisch Undenkbare zu fordern. 

Von der Auseinandersetzung mit der sich mili- 
tarisierenden deutschen Gesellschaft samt der heute aus 
Antiamerikanismus und Antisemitismus neu konstitu- 
ierten Friedensbewegung über den Kampf gegen die ma- 
terielle und politische Unterstützung völkischer und 
islamistischer Bewegungen bis hin zur eigenen Unterstüt- 
zung emanzipatorischer Kräfte, die gegenwärtig aus dem 
Irak kommend in Deutschland kein Asyl bekommen 
oder hier im Rahmen der Antiterrorgesetze verschärfter 
Repression ausgesetzt sind, reichen die möglichen Aufga- 
ben einer emanzipatorischen Linken. Dass es für diese 
Aufgaben wie für das Festhalten an der Überwindung des 
Kapitalismus nicht angemessen ist, sich in den gesell- 
schaftlichen Konsens der Friedensdemos einzureihen, ist 
offensichtlich, auch wenn nicht alle als verloren gelten 
sollen, die sich an ihnen beteiligen. Andernfalls hätte der 
revolutionäre Antifaschismus auch in den Lichterketten 
der neunziger Jahre aufgehen können. 
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innerhalb der Linken wiederholt sich in gewisser Hin- 
sicht. Auf der einen Seite machen sich die linken Kriegs- 
befürworter erneut zu Fürsprechern einer Zivilisation, 
die ihre Destruktivkräfte immer wieder gegen die ver- 
sprochene Zivilität ausschlagen lässt und den zivilen Ge- 
sellschaften eine Militarisierung ihrer Potenziale aufer- 
legt. Auf der anderen Seite stehen jene, die anhand polit- 
ökonomischer Kategorien und der Analysen geostrategi- 
scher Interessenslagen die Kriegsbedingungen glauben 
hinreichend erfassen zu können und dann eine imperi- 
alistische Konkurrenzsituation mit unterschiedlichen 
Kriegszielen diagnostizieren. Die Argumente für westli- 
che Demokratien im Unterschied zu diktatorischen Re- 
gimes sind ebenso bekannt wie die geostrategischen Ziele 
in der Golfregion. 

Zweifelhaft ist allerdings, ob sich die gegenwärtige 
Form der internationalen Kriegsführung mit solchen Ar- 
gumenten genauer bestimmen lässt. Sie klingen auf bei- 
den Seiten wie der Widerhall der von der Bush-II-Admi- 
nistration vorgegebenen Rhetorik. Die kritische Linke 
muss dagegen den Selbstlauf dieser Kriegsführung im Au- 
ge behalten, auch wenn ihr dabei vorerst nur die Waffen 
der Kritik kapitalistischer Vergesellschaftung zur Verfü- 
gung stehen sollten. 

Die klassischen Imperialismustheorien etwa von Lenin 
und Luxemburg definieren bei aller Unterschiedlichkeit 
den imperialistischen Krieg als Raubkrieg, der auf der 
Basis konkurrierender nationalstaatlicher Organisationen 
in den kapitalistischen Metropolen Ressourcen und Terri- 
torien, etwa als neue Märkte oder Rohstoffreserven, an- 
eignen soll, um damit die Kapitalverwertung sicherzustel- 
len. Weltpolitik, einer der zentralen Begriffe der Imperia- 
lismustheorie vor 1914, fungiert hier als die auf eine äu- 
Bere Welt ausgreifende, letztlich aber im Interesse natio- 
naler Kartelle und Trusts durchgeführte Intervention des 
Staats. Nach der Analyse, die Michael Hardt und Anto- 
nio Negri in Empire vornehmen, besitzt dagegen das Wie- 
deraufleben der Vorstellung vom »gerechten Krieg« eine 
zentrale Bedeutung, um die neue Form der Kriege in der 
Gegenwart zu erläutern. Heute, so sagen Hardt und Ne- 
gri, ist der säkularisierte »gerechte Krieg« zu einem Mo- 
ment der Weltpolitik geworden, das seine Rechtfertigung 
in sich selbst trägt. Zwei Elemente sind im Unterschied 
zu den »low intensity conflicts« nach 1945 in diesem 
Konzept des gerechten Kriegs kombiniert: erstens die 
Legitimität des militärischen Apparats als ethisches Ins- 
trument von Weltordnung, etwa im Diskurs über die 
Durchsetzung der Menschenrechte, über das Vorgehen 
gegen verbrecherische Regimes etc., zweitens die Legiti- 
mität qua Effektivität der militärischen Aktion, um die 
gewünschte Ordnung und den vermeintlichen Frieden 
herzustellen. In diesem Sinn wird der Krieg, wie auch der 
Feind, zugleich banalisiert und verabsolutiert. Zum einen 
wird er auf ein »Objekt polizeilicher Routine« reduziert, 
zum anderen als absolute Bedrohung der ethischen Ord- 
nung dargestellt. 

Die Synthese dieser beiden Elemente ist zweifellos ein 
entscheidender Faktor, von dem die Grundlagen und die 
Tradition des Empire abhängen werden. Die säkularisier- 
te Form des gerechten Kriegs mündet in eine diffuse per- 
manente Kriegsordnung, wie sie sich im »langandauern- 
den Krieg gegen der Terrorismus« nun auch propagandis- 
tisch angekündigt hat. Es handelt sich um einen Krieg 


ohne Beginn und ohne Ende. Der Irak-Krieg stellt in 
diesem Rahmen lediglich eine Zwischenstation zur 
Etablierung einer globalen Kontrollgesellschaft dar, in der 
die Überbleibsel der West-Ost-Blockkonfrontation sulk- 
zessive bereinigt werden, zumal wenn die bestehenden 
Kriegsökonomien, wie im Fall von Jugoslawien, Afjyha- 
nistan und Irak, der kapitalistischen Akkumulation wie 
der politischen Integration in die Weltordnung hinder- 
lich sind. Es geht um eine Kotrollgesellschaft, in die sich 
die einzelnen politischen Regimes quasi automatisch ein- 
gliedern, um den Prozess der kapitalistischen Globalisie- 
rung, die Formen der internationalen Vergesellschaftung 
von Kapital, Arbeitsteilung und Wissensproduktion, die 
Hardt und Negri als reelle Subsumtion der gesamten 
Gesellschaft unter das Kapital bezeichnen, gegen die Risi- 
ken und Krisen abzusichern, die dieser Prozess fortlau- 
fend produziert. 

Nichts anderes meint die von Hardt und Negri ange- 
sprochene Synthese aus Banalisierung und Verabsolutie- 
rung. Die Regierungen bereiten durch entsprechende 
Sicherheitsgesetze ihre Gesellschaften auf diese Kriegs- 
ordnung vor: Sie organisieren keine Massenmobilisierung, 
für den Krieg wie in den Weltkriegen des vergangenen 
Jahrhunderts mehr, formieren jedoch die staatliche Appa- 
rate umso gründlicher, wie etwa die Vorbereitungen zum 
innenpolitischen Einsatz der Armee in der Bundesrepu- 
blik zeigen. Gott und Vaterland dienen dabei lediglich als 
säkularisierte Galionsfiguren. Denn vor allem die soziale 
Panik, die der universelle Kampf gegen den Terror schürt, 
fördert die Muster autoritärer Kollektivbildung, die den 
Verlust nationalstaatlicher Souveränität kaschieren und 
die kriegführenden Gesellschaften in die katastrophische, 
ja manichäische Alternative »wir«, die Guten, oder »siew, 
die Bösen, zwingen helfen. An dieser Formierung der 
staatlichen Apparate kann die Opposition gegen das Em- 
pire ansetzen, um die autoritären Muster der Kriegsord- 
nung wirkungsvoll zu unterlaufen. 

PHASE2: Innerhalb der linken Debatte ist den letzten 
Jahren nicht ohne Plausibilität häufig von der stetig fort- 
schreitenden Transformation nationalstaatlicher Souverä- 
nität zu hören gewesen. Auch der Empire-Ansatz beruht in 
großem Maße auf der Einschätzung, dass zunehmend na- 
tionale Integrität außer Kraft gesetzt und Macht immer 
stärker horizontal vernetzt wird. Angesichts der gegen- 
wärtigen Weltpolitik konkurrierender Machtblöcke sehen 
Kritiker des Ansatzes ein Nebeneinander von vertikal 
durchgesetzter Hegemonie, von partikularen Interessen- 
identitäten bei gleichzeitiger nationalstaatlicher Interes- 
senkonkurrenz und von Souveränitätsverlusten machtpo- 
litisch unterprivilegierter Staaten. Was ist im Bezug auf die 
aktuellen Geschehnisse erklärungskräftiger? Und warum? 

Müller: Die Brisanz der Analyse von Hardt und Negri 
liegt darin, dass sie den Niedergang der nationalstaatli- 
chen Regulierung und Krise der nationalstaatlichen Instl- 
tutionen diagnostizieren. Der Nationalstaat ist nicht lin- 
ger der wichtigste Akteur internationaler Politik. Impe- 
riale Weltordnung meint ein stratifiziertes, aber in Ner- 
zen organisiertes Herrschaftssystem, das kein Äußeres 
mehr kennt. Staatliche Organisation und nationale Form 
entkoppeln sich und die völkerrechtliche Definition 
nationaler Souveränität besitzt de facto keine Gültigkeit 
mehr. Doch dieser Niedergang ist kein sang- und klang» 
loses Verschwinden des Nationalstaats, sondern die 


Ablösung seiner paradigmatischen Funk- 
tion, wie sie vor allem auf dem europäi- 
schen Kontinent entstand und sich über 
Kolonialismus und Imperialismus verallge- 
meinerte. Waren übernationale politische 
Gebilde noch im 20. Jahrhundert — etwa 
Kolonialmächte und ihre Kolonien ‘oder 
der West- und Ostblock — jeweils um eine 
Dominanz- oder Supermacht konzentriert, 
die nationale Souveränität expansiv auf 
dominierte koloniale oder nationale Ge- 
sellschaftsformationen übertrug, so besteht 
die neue imperiale Ordnung in einer ho- 
rizontal zu den Nationalstaaten organisier- 
ten Form von Herrschaft. Die National- 
staaten finden sich nach Hardt und Negri 
auf verschiedenen Ebenen einer »imperia- 
len Pyramide« reintegriert, dort treten sie 
mit anderen gleichgewichtigen Akteuren in 
Konkurrenz: 

- auf der ersten Ebene des imperialen 
Kommandos mit internationalen Institu- 
tionen, die ehemalige Supermacht USA 
mit dem UN Sicherheitsrat, G 8, WTO, 
IWE erc., 

- dann auf der Ebene der Verknüpfung des 
Kommandos und der netzförmigen Aus- 
dehnung der imperialen Macht, auf der et- 
wa auch die multinationalen Konzerne an- 
gesiedelt sind, 

- und auch auf der unteren Ebene der 
Subalternität: kleinere Nationalstaaten, 
verschiedene gesellschaftliche Akteure, 
NGO etc. 

Allerdings lösen Imperialismus und 
Empire einander nicht im Sinne einer 
definitiven Epochenfolge ab. Dem Zeital- 
ter des Imperialismus folgt nicht einfach 
die Ära des Empire. Offensichtlich versu- 
chen die USA unter der Bush-II-Adminis- 
tration in unmittelbarer Anknüpfung an 
die Reagan- und Bush-I-Administration er- 
neut eine imperialistische Politik zu trei- 
ben. Hardt und Negri haben ausdrücklich 
darauf verwiesen, dass der Imperialismus 
die permanente Versuchung der USA ist. 
Sie haben aber auch gezeigt, dass und wie 
sich die Politik der USA historisch als Staat 
»weißer Dekolonisation« von Anfang an 
vom Imperialismus der europäischen 
Nationalstaaten unterscheidet. Negri 
spricht denn auch mit Bezug auf die Bush- 
II-Administration von einem imperialistis- 
chen Backlash. Allerdings sollte man die 
strategischen Optionen einer Administra- 
tion und ihrer think tanks, die heute das 
»American Empire« und das »New Ameri- 
can Century« proklamieren, nicht mit den 
strukturellen Bedingungen von Weltpolitik 
verwechseln. Statt von einer imperialen 
Pyramide wäre wohl besser von einem im- 
perialen Archipel zu sprechen, das keine 
monokratische Spitze mehr kennt, aber 


Konkurrenzbeziehungen untereinander, 
deren Ausagieren an den politischen Erfor- 
dernissen globaler Kapitalakkumulation 
ihre Schranke findet. Auf- und Ausbau der 
Europäischen Union ist in diesem Sinn 
kein imperialistisches, sondern ein imperi- 
ales Herrschaftsprojekt. 

So sehr die Bush-II-Administration im 
Krieg gegen den Irak ein nationales Interes- 
se herausstreicht, so sehr entäußert sie sich 
zugleich der Kontrollmechanismen der 
Weltordnung, daher der Zickzack-Kurs zwi- 
schen multinationalem Konsens und natio- 
nalem Alleingang mit unilateralen Bünd- 
nispartnern, der die Politik der Kriegsvor- 
bereitung in den vergangenen Monaten 
kennzeichnete. Der politischen Option, 
Kontrolle militärisch zu restaurieren, fehlt 
angesichts der Internationalisierung des 
Kapitalverhältnisses unter der US-Hege- 
monie nach dem Zweiten Weltkrieg und 
mit ihrer Krise in den achtziger Jahren let- 
ztlich ein ökonomisches Pendant, das auf 
nationaler Basis organisierte Kapital oder — 
im Blick auf die Klassenfraktionierung aus- 
gedrückt — eine nationale Bourgeoisie, die 
wie einst die englische Bourgeoisie den 
Vorreiter einer globalen Dynamik abgeben 
könnte. Die Konzerne der Ölindustrie sind 
dieser Vorreiter mit Sicherheit nicht. 

Eine kritische antimilitaristische Oppo- 
sition gegen die militärische Option darf 
sich allerdings nicht in die imperialen Kon- 
kurrenzbeziehungen hineinziehen lassen. 
Sie hat nicht zwischen imperialen oder im- 
perialistischen Strategien zu wählen, son- 
dern deren jeweilige militärische Logik of- 
fen zu legen und beides zurückzuweisen: 
Wie man die sich konstituierende Weltord- 
nung als kapitalistische Herrschaftsord- 
nung angreift, ist für sie von entscheiden- 
dem Interesse. Mit Hardt und Negri teilen 
wir die Auffassung, dass die Orientierung 
auf den nationalen Staat hier nicht weiter- 
hilft. Mit anderen Worten, man muss also 
wirklich durchs Empire hindurch, um eine 
Orientierung auf eine nicht mehr nur 
internationale, sondern vielmehr transna- 
tionale Perspektive der Befreiung zu finden. 


Michael Heinrich ist Mitglied der Redak- 
tion von PROKLA, Zeitschrift für kritische 
Sozialwissenschaft und Autor von »Die 
Wissenschaft vom Wert«, Münster 1999. 


Jost Müller ist Mitherausgeber der »Subtro- 
pen«, dem monatlichen Supplement der 
Wochenzeitung Jungle World. Demnächst 
erscheint das von ihm und Tomas Atzert 
herausgegebene Buch »Kritik der Weltord- 
nung. Globalisierung, Imperialismus, Em- 
pire« im ID-Verlag. 
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Krisen-Imperialismus 


SECHS THESEN ZUM CHARAKTER DER NEUEN WELTORDNUNGSKRIEGE 


staltung, ihm ist mit einem ahistorischen Verständ- 
nis nicht beizukommen. Die identische Logik des 
Verwertungsprinzips bewirkt nicht die ewige Wiederkehr 


F rstens. Kapitalismus ist keine buddhistische Veran- 


des Gleichen, sondern einen irreversiblen historischen 
Prozess mit qualitativ verschiedenen Verhältnissen. Die 
jeweilige Weltkonstellation kann nur aus der Entwick- 
lung des Weltkapitals heraus erklärt werden. Wenn sich 
eine bestimmte Stufe der Verwertung erschöpft hat, wer- 
den auch die damit verbundenen politischen Institutio- 
nen, Begriffe und Ideologien obsolet. Das gilt umso mehr 
bei einem Reifegrad des Weltsystems, wie er am Ende des 
20. Jahrhunderts erreicht worden ist. 

Die dritte industrielle Revolution der Mikroelektro- 
nik hat seit den achtziger Jahren damit begonnen, der 
Verwertung lebendiger Arbeit eine innere historische 
Schranke zu setzen. Das Kapital wird in dem Sinne 
»ausbeutungsunfähig«, dass auf der Höhe der von ihm 
selbst hervorgebrachten und irreversiblen Produktivitäts- 
und Rentabilitätsstandards keine realökonomische erwei- 
terte Reproduktion (Expansion der Verwertung) mehr 
möglich ist. Diese »strukturelle Überakkumulation« des 
Weltkapitals führt in den Metropolen qua Anwendung 
der Mikroelektronik zu einer strukturellen Massenar- 
beitslosigkeit, zu globalen Überkapazitäten und einer 
Flucht des Geldkapitals in den Finanzüberbau (Finanz- 
blasen-Konjunktur). In der Peripherie verhindert der 
Mangel an Kapitalkraft die mikroelektronische Aufrüs- 
tung; aber gerade dadurch brechen ganze Nationalöko- 
nomien und Weltregionen umso schneller zusammen, 
weil sie so tief unter die Standards der Kapitallogik fallen, 
dass ihre gesellschaftliche Reproduktion vom Weltmarkt 
für »ungültig« erklärt wird. 

In der Folge kommt es zu einem Kostensenkungs- 
und Stilllegungs-Wettlauf. Globalisierung ist nichts ande- 
res als transnationale Rationalisierung und insofern 
tatsächlich etwas qualitativ Neues. Der traditionelle 
Kapitalexport in Form von Erweiterungs-Investitionen 
im Ausland nach dem Baukasten-Prinzip wird ersetzt 
durch das Outsourcing von betriebswirtschaftlichen 
Funktionen, um das globale Kostengefälle auszunutzen. 
So entstehen einerseits transnationale Wertschöpfungs- 
ketten, während andererseits gleichzeitig wachsende Teile 
der gesellschaftlichen Reproduktion austrocknen und ab- 
sterben. Dieser Prozess wird überformt und gesteuert 
vom ebenso globalisierten Finanzblasen-Kapital. 


Allerdings bleibt der alte Abstand zwischen Metropo- 
len und Peripherie auch unter den Krisenbedingungen 
der Globalisierung erhalten; jetzt nicht mehr als Abstand 
im Grad der kapitalistischen Entwicklung, sondern als 
Abstand im Grad des gesellschaftlichen Zerfalls. Die 
transnationale Wertschöpfung verdichtet sich in den 
Räumen der »Triade« (USA/Nordamerika, EU, Japan/ 
Südostasien), während sie in der übrigen Welt immer 
dünner wird. Dabei sprengt die Dynamik der betriebs- 
wirtschaftlichen Globalisierung im Kontext der transna- 
tionalen Finanzmärkte die nationalökonomischen Regu- 
lationsräume auf. 

Der Staat in den Metropolen verschwindet nicht, aber 
er hört auf, im klassischen Sinne »ideeller Gesamtkapita- 
list« zu sein. Weil er sich im Unterschied zur Betriebswirt- 
schaft nicht transnational zerstreuen kann, verliert er eine 
Funktion der Regulation nach der anderen und mutiert 
zur rein repressiven Krisenverwaltung. Es handelt sich 
aber nicht bloß um eine soziale Degradation wachsender 
Teile der Gesellschaft, sondern damit zerschlägt das 
Kapital auch unfreiwillig eine ganze Reihe seiner eigenen 
Rahmen- und Existenzbedingungen. Das zeigt sich nicht 
zuletzt in einem Widerspruch neuer Qualität zwischen 
transnationaler Verwertung des Kapitals und nationaler 
Form des Geldes (Währung). 

In der Peripherie lösen sich zusammen mit dem 
Großteil der kapitalistischen Reproduktion die Staatsap- 
parate in einem weitaus größeren Umfang auf. Die 
öffentlichen Dienste verschwinden fast vollständig, die 
Verwaltung kapituliert, die Repressionsapparate ver- 
wildern. Übrig bleiben nur kleine Produktivitäts- und 
Rentabilitätsinseln in einem Ozean von Desorganisation 
und Verelendung. Jede nationalökonomische Entwick- 
lung kommt zum Stillstand; die global agierenden 
Konzerne reißen sich jene insularen Sektoren als Bestand- 
teile ihrer transnationalen Betriebswirtschaft unter den 
Nagel. Parallel dazu entsteht eine Plünderungsökonomie, 
in der die physische Substanz der zusammengebrochenen 
Volkswirtschaft ausgeschlachtet wird und Bevölkerungs- 
gruppen nach ethnischen oder religiösen Kriterien in ei- 
ner Fortsetzung der Konkurrenz mit anderen Mitteln 
übereinander herfallen. An die Stelle gesellschaftlicher 
Institutionen treten marodierende Gruppen. Ein Groß- 
teil der Eliten verwandelt sich in die Führung von Ethno- 
oder Religionsbanditen und Clan-Milizen, in Warlords 
und Fürsten des Terrors. 


Diese Verhältnisse bilden nur ein Übergangsstadium 
der Weltkrise an der historischen Grenze des Verwer- 
tungsprozesses. Vorerst kann die Plünderungsökonomie 
noch an den Weltmarkt andocken und die Ausschlach- 
tung der ökonomischen Ruinen ebenso als weitergehen- 
den Verwertungsprozess erscheinen lassen, wie es ander- 
erseits auch durch die immer neue Aufblähung von 
Finanzblasen in den Zentren geschieht. Aber beide 
Phänomene nähern sich der völligen Erschöpfung. 


Zweitens. Vor diesem Hintergrund hat sich der klas- 
sische Imperialismus erledigt. Wie sich einerseits die Be- 
triebswirtschaft nicht mehr national formieren und reg- 
ulieren lässt, so macht andererseits die Unterwerfung und 
Einverleibung von kapitalistisch überflüssigen Bevölke- 
rungsmassen keinen Sinn mehr. Die territoriale Form der 
Herrschaft und Expansion ist obsolet geworden. Die 
»hands« haben in ihrer globalen Mehrzahl ausgedient, 
ohne dass sie jedoch aus der kapitalistischen Logik her- 
auskommen, die als negative Welt-Vergesellschaftung auf 
Biegen und Brechen aufrecht erhalten wird. 

Schon in der Nachkriegsgeschichte war die Konkur- 
renz der alten (hauptsächlich europäisch bestimmten) 
nationalen Ausdehnungsmächte abgelöst worden durch 
die bipolare Konkurrenz der Supermächte USA und Sow- 
jetunion. Dabei war nicht mehr der Kampf um nationale 
Einflusszonen bestimmend, sondern die Frage der Regu- 
lationsprinzipien und Modalitäten kapitalistischer Re- 
produktion. Es handelte sich um die Konkurrenz der his- 
torischen Nachzügler auf dem Weltmarkt, der Gesell- 
schaften »nachholender Modernisierung« im Bezugsraum 
der Pax Sowjetica, mit den Gesellschaften des entwickel- 
ten kapitalistischen Zentrums im Bezugsraum der Pax 
Americana. Die USA waren bereits damals zur alleinigen 
Führungsmacht des Westens auf der Basis kontinentaler 
Ressourcen und des größten Binnenmarkts der Welt 
herangereift; uneinholbar davongezogen durch die Dy- 
namik ihres militärisch-industriellen Komplexes seit dem 
II. Weltkrieg. 

Nach dem Zusammenbruch der Sowjetunion und 
dem Ende der »nachholenden Modernisierung« in der 
Krise der dritten industriellen Revolution gibt es kein 
Zurück zu den alten innerimperialistischen Konflikten 
nationaler Ausdehnungsmächte. Stattdessen haben wir es 
mit der planetarischen Vereinheitlichung der Pax Ameri- 
cana zu tun; allerdings im Kontext eines prekären Min- 
derheitskapitalismus von Finanzblasen- und Plünde- 
rungsökonomie. Es ist lächerlich, von einer neuen inner- 
imperialen Konkurrenz zwischen USA und BRD bzw. 
EU zu reden. Der in den Jahrzehnten des Nachkriegs- 
booms aufgebaute US-Militärapparat ist konkurrenzlos; 
Jahr für Jahr beträgt der US-Rüstungsetat mehr als das 
Zwanzigfache des deutschen. Es gibt weder militärische 
noch politische und ökonomische Bedingungen für eine 
neue Konkurrenzmacht. 

Trotz einer gewissen einschlägigen Rhetorik und 
einzelner Interessenmomente agieren die USA nicht im 
Namen einer nationalen territorialen Expansion, sondern 
als eine Art globale Schutzmacht des Verwertungs-Impe- 
rativs und seiner Gesetze unter Krisenbedingungen des 
Weltsystems. Alle bewegen sich im Kontext transnationa- 
ler Verwertungsprozesse unter gleichzeitigem Druck einer 
wachsenden Masse von »Überflüssigen«. Deshalb ist die 


Rolle der USA als letzte, monozentrische Supermacht 
nicht bloß äußerlich von ihrem militärischen Gewicht 
her zu erklären, sondern auch aus den deterritorialisierten 
Verhältnissen der Globalisierung selbst. Das gesamte 
transnationale Kapital, die Finanzmärkte und die verblie- 
benen Staatsapparate des Zentrums sind abhängig von 
der weltpolizeilichen Zugriffsfähigkeit der USA. 

Was sich so herausgebildet hat, ist ein »ideeller Ge- 
samtimperialismus« unter alleiniger Führung der USA, 
verlängert über die Nato und andere weltkapitalistische 
Institutionen. Das Feindbild ist ganz eindeutig kein 
innerimperialistisches nationaler Interessen, sondern ein 
demokratisch-gesamtimperiales gegen die Krisengespens- 
ter des vereinheitlichten Weltsystems. An die Stelle des 
staatskapitalistischen Imperiums der gescheiterten »nach- 
holenden Modernisierung« ist als neues »Reich des Bö- 
sen« ein diffuser Komplex von Störpotentialen, Ethno- 
und Religionsterrorismus, anomischen Verhältnissen usw. 
getreten. 

Der »ideelle Gesamtimperialismus« agiert im 
wesentlichen als Sicherheits- und Ausgrenzungsimperia- 
lismus des demokratischen kapitalistischen Zentrums 
gegen die vom Kapital selbst erzeugten Krisenverhältnis- 
se, ohne diese je bewältigen zu können. Sicherheit soll 
hergestellt werden, um den reibungslosen Ablauf kapita- 
listischer Transaktionen bis in die prekären Verwertungs- 
inseln der Peripherie hinein zu gewährleisten. Dazu ge- 
hört an vorderster Stelle, dass der Zufluss des Treibstoffs 
für die kapitalistische Weltmaschine garantiert wird. 
Auch dabei geht es aber nicht um spezifisch nationale Öl- 
interessen, sondern um den Ablauf transnationaler 
Verwertung. Erst recht jenseits nationaler territorialer 
Machtansprüche liegt das gemeinsame Ausgrenzungsin- 
teresse des Zentrums gegen die globalen Flucht- und 
Migrationsbewegungen aus den Zusammenbruchszonen 
der Peripherie. 


Drittens. Die Widersprüche im Rahmen des demo- 
kratischen Gesamtimperialismus (etwa der aktuelle 
Disput zwischen der BRD, Frankreich, Belgien etc. ein- 
erseits und der Führungsmacht USA andererseits) sind 
bloß zweitrangig. Daraus die Logik eines neuen inner- 
imperialen Großkonflikts nach dem Muster der Welt- 
kriegsepoche zu folgern, wäre ungefähr so intelligent wie 
der Versuch, die Differenzen etwa zwischen Nazi- 
Deutschland und Franco-Spanien (das sich bekanntlich 
aus dem II. Weltkrieg herausgehalten hat) zum »eigent- 
lichen« Konflikt jener Zeit zu erklären. 

Es ist kein nationales Konkurrenzverhältnis alten 
Musters, das die gegenwärtigen innerimperialen Ausein- 
andersetzungen bestimmt, sondern die Furcht einiger 
subalterner Regierungen vor möglicherweise nicht mehr 
beherrschbaren Konsequenzen. Nato und übrige Staaten- 
welt differenzieren sich in devote und in zaudernde Va- 
sallen, ohne dass letztere zur offenen Rebellion gegen die 
USA fähig oder auch nur willens wären. Das Zaudern 
entspringt eher der Furcht derjenigen, die nicht selber 
den Finger am Abzugshahn haben, während die Willfäh- 
rigen eher solche sind, die nichts mehr zu verlieren, aber 
auch sowieso nichts zu sagen haben. 

Während es bislang einschließlich der Afghanistan- 
Intervention keinerlei Widerspruch gegen die Weltord- 
nungskriege unter Ägide der USA gegeben und die rot- 
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grüne Regierung ihre germanischen Hilfs- 
truppen mit hurra-demokratischer Ideo- 
logie ins Feld geschickt hatte, weckt nun 
der angekündigte Präventivschlag gegen 
den Irak Besorgnisse, weil ganz offen Völ- 
kerrecht, Uno und Souveränität - die Ga- 
rantien der viel beschworenen kapitalisti- 
schen Staaten- und »Völker«-Gemein- 
schaft - missachtet werden. Die BRD, 
Frankreich und Konsorten bekommen es 
mit der Angst zu tun, dass mit ihnen bald 
ähnlich umgesprungen werden und das 
bisherige legitimatorische Konstrukt sei- 
nen Geist aufgeben könnte. 

Dass die USA derart rüde die Spiel- 
regeln der von ihnen selbst nach 1945 in- 
stallierten kapitalistischen Staatenwelt mit 
Füßen treten, folgt formal aus dem inne- 
ren Widerspruch von nationaler Verfasst- 
heit der letzten Weltmacht einerseits und 
ihrer transnationalen »Mission« als Schutz- 
macht des globalisierten Verwertungs- 
prozesses andererseits. Der tiefere inhalt- 
liche Grund ist aber, dass das Prinzip der 
Souveränität selber obsolet geworden ist, 
das gerade darin besteht, Bevölkerungen 
territorial als »Gesamtarbeitskraft« zusam- 
menzufassen. Sogar die Staaten des Zen- 
trums einschließlich der USA selbst geben 
qua »Privatisierung« bis hin zum Gewalt- 
apparat immer mehr innere Funktionen 
der Souveränität ab. Indem sie nun auch 
in der Außenbeziehung die Souveränität 
der »Schurkenstaaten« für nichtig erklä- 
ren, exekutieren die USA nur die Welt- 
krise auf der politisch-juristischen Ebene, 
in der sich das Ende aller bürgerlichen 
Vertragsverhältnisse überhaupt (und letzt- 
lich auch das Ende der Souveränität der 
USA selbst) ankündigt. Der konservative 
Widerstand eines Teils der europäischen 
Staatenwelt gegen diese Dynamik ist zum 
Scheitern verurteilt. Dabei mögen auch 
alte antiamerikanische Ressentiments eine 
Rolle spielen, aber keine entscheidende 
mehr. 


Viertens. Das Problem der gesamtim- 
perialen Weltpolizei besteht darin, dass sie 
nur auf der Ebene von Souveränität 
agieren kann, die sie andererseits eigen- 
händig destruieren muss. Das gilt auch für 
die High-Tech-Waffensysteme, die auf 
klassische territoriale Konflikte ausgerich- 
tet sind. Die Krisengespenster, Störpoten- 
tiale, Terrorbanden usw. sind damit nicht 
zu erreichen, weil sie selber in den Falten 
der Globalisierung agieren. Al Kaida ist 
genau wie ein transnationaler Konzern 
strukturiert. Die militärische Überlegen- 
heit wird nutzlos, der »Krieg gegen den 
Terror« zum Schlag ins Leere. Gleichzeitig 
droht mit dem Ende der Finanzblasen- 


Konjunktur ein schwerer Krisenschub für 
das kapitalistische Zentrum, insbesondere 
für dessen Herz, die US-Ökonomie selbst, 
und in der Folge eine schwere Weltdepres- 
sion. Damit wäre auch die weitere Finanzie- 
rungsfähigkeit des High-Tech-Gewaltappa- 
rats der letzten Weltmacht in Frage gestellt, 

Deshalb hat die US-Administration 
vom »Krieg gegen den Terror« auf das 
Paradigma der »Schurkenstaaten« zurück- 
geschaltet. Der Präventivschlag gegen den 
Irak signalisiert eine doppelte Flucht nach 
vorn. Zum einen soll die Ruine der iraki- 
schen Souveränität mit ihrer ausgepower- 
ten Armee als leichter Gegner klassischer 
staatlich-territorialer Prägung »besiegt« 
werden, um der Welt zu zeigen, wer Herr 
im Haus ist. Zum andern soll der dro- 
hende ökonomische Einbruch durch den 
unmittelbaren Zugriff auf die irakischen 
(vielleicht auch die saudischen) Ölfelder 
und die Zerschlagung der Opec aufge- 
fangen werden. Dabei geht es weniger um 
den materiellen Fluss des Öls, der auch 
ohne Militärintervention gewährleistet 
wäre, sondern kurzfristig um die Rettung 
der Finanzmärkte. Das versiegende Recyc- 
ling aus den Finanzblasen muss erneuert 
werden, und das geht nicht ohne eine 
»Zukunftsoption« für eine neue säkulare 
Prosperität. Nachdem sich in dieser Hin- 
sicht die Option des »pazifischen Jahr- 
hunderts« mit dem Zusammenbruch des 
japanischen und südostasiatischen Mo- 
dells ebenso als Flop erwiesen hat wie die 
New Economy des Internet- und Tele- 
kom-Kapitalismus, soll es jetzt die Option 
»Öl zu Vor-Opec-Preisen« unter direkter 
US-Kontrolle bringen. 

Der Schuss könnte jedoch nach hin- 
ten losgehen. Die irakische Armee ist zwar 
kein ernsthafter Gegner; aber ein mögli- 
cher Städtekampf um Bagdad und andere 
Zentren mit hohen Opferzahlen, großen 
Zerstörungen und Millionen von Flücht- 
lingen würde die USA in der ganzen Welt 
moralisch diskreditieren. Vor allem aber 
kann mit Sicherheit kein stabiles Regime 
installiert werden; Milosevic und Saddam 
stellen sowieso Auslaufmodelle der Souve- 
ränität dar. Eine US-Militärverwaltung des 
Irak und der gesamten Ölregion in der 
ständigen Konfrontation mit Guerilla und 
Terror wäre jedoch weder bezahlbar noch 
politisch-militärisch durchhaltbar und 
überdies alles andere als ein Euphorie-Sig- 
nal für die Finanzmärkte. Der »Sieg« über 
den Irak wird unvermeidlich ein Pyrrhus- 
Sieg, der die Gesamtkrise des Weltsystems 
nur verschärfen kann. 


Fünftens. Es geht allerdings auch gar 
nicht bloß um die Scheinrationalität bes- 


timmter »Interessen«, die immer schon dem irrationalen 
Selbstzweck des Verwertungsprinzips untergeordnet sind. 
Der vulgäre Interessenmaterialismus verkennt die Real- 
metaphysik des Kapitals als säkularisierte Religion, deren 
Irrationalität an den Grenzen des Systems die binnenra- 
tionalen Interessen überwältigt. Der gegen alle sinnlichen 
Inhalte gleichgültige Verwertungsimperativ verlangt let- 
ztlich die Auflösung der physischen Welt in die leere 
Formabstraktion des Werts, also ihre Vernichtung. Inso- 
fern kann von einem geradezu gnostischen Todestrieb des 
Kapitals gesprochen werden, der sich in der betriebswirt- 
schaftlichen Zerstörungslogik ebenso äußert wie in den 


des bürgerlichen Aufklärungssubjekts. 

Die Nostalgiker von 1914 und Anhänger der Mumie 
Lenins beschwören das Phantasma eines »antiimperialis- 
tischen« Bündnisses der linken Kriegsgegner in den 
Metropolen mit den »Souveränisten« und »Völkern« der 
Dritten Welt, die ihre bürgerliche Unabhängigkeit gegen 
den US- und BRD- bzw. EU-Imperialismus verteidigen 
sollen. Die Nostalgiker von 1941 dagegen delirieren mit 
der Vorstellung einer »Antihitler«-Koalition unter Füh- 
rung der »guten« Westmächte gegen den »islamischen 
Faschismus« und seine deutschen Helfershelfer zum Schutz 
Israels und »der Zivilisation«. 


»DAS SADDAM-REGIME TAUGT WEDER ALS WELTBEDROHENDES NAZI-IMPERI- 
UM NOCH ALS HOFFNUNGSFROHE KRAFT NATIONALER ENTWICKLUNG« 


Gewaltpotentialen der Konkurrenz. Weil die Wider- 
sprüche nicht mehr in ein neues Akkumulationsmodell 
aufgelöst werden können, wird dieser Todestrieb heute 
unmittelbar und global manifest. 

Die Selbsterhaltung des Systems um jeden Preis 
schlägt in die Selbstzerstörung seiner Akteure um. Amok- 
läufer, Selbstmordsekten und Selbstmordattentäter exe- 
kutieren den objektiven Wahn in einem nie gekannten 
Ausmaß als perspektivlose Krisenreaktion. Eng damit 
verbunden ist das antisemitische Syndrom als letzte 
krisenideologische Reserve der kapitalistischen Subjekt- 
form, das erneut aufbricht und sich nicht mehr auf eine 
bestimmte nationalimperiale Konstitutionsgeschichte 
(wie die deutsch-österreichische in der Vergangenheit) 
konzentriert, sondern in diffusen postmodernen und 
postnationalen Amalgamierungen insbesondere religiöser 
Provenienz die Welt überschwemmt. 

Weil sich die kapitalistische Binnenrationalität des 
bürgerlichen Aufklärungssubjekts nicht in einem neuen 
Akkumulationsmodell darstellen kann, bildet sie auch 
keine immanente Potenz gegen den systemischen Todes- 
trieb mehr, sondern schlägt selber unmittelbar in ein 
Moment dieser Irrationalität um. Aufklärung und Ge- 
genaufklärung, Vernunft und Wahn, Demokratie und 
Diktatur fallen in eins. Der demokratische Gesamtimpe- 
rialiimus kann seine eigene Krisenwelt nicht befrieden, 
sondern wird zum »ideellen Gesamtamokläufer«, bis hin 
zum Atomwaffeneinsatz gegen die Unsicherheitszonen, 
die ungreifbaren Krisengespenster und die Massen der 
»Überflüssigen«, wie ihn die US-Administration bereits 
offen angedroht hat. 


Sechstens. Es gibt keine immanente Alternative mehr. 
Weil aber die Linke nichts anderes kennt, als immanente 
Alternativen auf dem Boden der kapitalistischen Onto- 
logie und Entwicklungsgeschichte zu besetzen, flüchtet 
sie großenteils in die Vergangenheit und führt einen 
absurden Streit darüber, ob wir 1914 oder 1941 schrei- 
ben. Beide Fraktionen sind intellektuell in der Epoche ei- 
nes nationalökonomisch formierten Kapitals und nation- 
alimperialer Ausdehnungsmächte sitzen geblieben, beide 
sind krisentheoretisch und überhaupt hinsichtlich der 
Kritik der politischen Ökonomie Analphabeten, beide 
klammern sich an die kapitalistische Binnenrationalität 


Aber das Saddam-Regime taugt weder als weltbedro- 
hendes Nazi-Imperium noch als hoffnungsfrohe Kraft 
nationaler Entwicklung, und Bin Laden ist weder ein 
Hitler noch ein Che Guevara. Der palästinensische Staat 
zerfällt schon vor seiner Gründung, weil Staatlichkeit 
überhaupt keine emanzipatorische Option mehr ist; 
umgekehrt kann die Barbarei von Intifada und Selbst- 
mordattentaten nicht mit der fabrikmäßigen Judenver- 
nichtung von Auschwitz gleichgesetzt werden. Die fal- 
schen Freunde der Dritten Welt subsumieren Israel unter 
den Imperialismus und ignorieren seine wesentliche 
Qualität als Resultat des globalen Antisemitismus; die 
falschen Freunde Israels verherrlichen die für den Mord 
an Rabin verantwortlichen reaktionär-ultrareligiösen 
Kräfte und verfallen selber in primitive rassistische Hetze. 
Die einen negieren Israel als Zufluchtsort, die anderen 
ignorieren die Tatsache, dass dessen Existenz mehr durch 
seine eigene innere Krisenbarbarei gefährdet ist als durch 
äußere militärische Bedrohungen. 

Die Zombies von 1914 nehmen die völkisch-anti- 
semitische, kulturalistisch-antiamerikanische Verwahrlo- 
sung von »Klassenkampf« und »Antiimperialismus« in 
Kauf. Die Zombies von 1941 geben jede Kritik des impe- 
rialen Weltordnungskriegs preis, denunzieren hem- 
mungslos die bedrängte israelische ebenso wie die US- 
amerikanische linke Opposition und funktionieren die 
notwendige Kritik von Antisemitismus und Antizionis- 
mus zur Legitimation des demokratischen Bombenter- 
rors um. Gefordert ist stattdessen eine radikale Kriegsgeg- 
nerschaft, die sich der wirklichen Weltsituation stellt und 
eine kategoriale Kritik der kapitalistischen Moderne jen- 
seits der falschen Immanenz von Scheinalternativen 
entwickelt, die nur noch verschiedene Formen derselben 
weltbürgerlichen Krisenbarbarei darstellen. 


Robert Kurz, Jahrgang 1943, seit 35 Jahren in der 
radikalen Linken aktiv, ist Redakteur und Mitheraus- 
geber der Theoriezeitschrift »Krisis«. Letzte Buchveröf- 
fentlichung: Weltordnungskrieg. Das Ende der Souveränität 
und die Wandlungen des Imperialismus im Zeitalter der 
Globalisierung (Horlemann, Bad Honnef 2003). Die 
vorstehenden Thesen fassen einige Grundgedanken die- 
ses Buches zusammen. 
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' Vgl. Michel Foucault, 
Überwachen und Stra- 
fen, Frankfurt a.M. 1976. 
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Bombs # War # Capitalism 


WER VOM KRIEG FÜR SICH REDET, SOLLTE VOM KRIEG AN SICH SCHWEIGEN 


egriff und Wirklichkeit des Krieges erscheinen im- 

mer unbestimmter: Terror ist Krieg, Krieg ist Ter- 

ror, und das nicht nur in den Augen der Friedens- 
bewegung. Was aktuell immer mehr ins Wanken gerät, ist 
eine Vorstellung von Krieg, die seit jeher unzutreffend 
war: Nicht erst nach dem 11. September 2001 ist die 
Koppelung von »Krieg« an Konfliktlinien zwischen Na- 
tionalstaaten unzureichend. Was seit der Durchsetzung 
der Ordnung des bürgerlichen Staates als Normalmodus 
des Krieges begriffen wurde, nämlich die von ökonomi- 
schen oder territorialen Interessen geleitete Auseinander- 
setzung zwischen sich äußerlichen Staaten, kann jene 
Verhältnisse, die heute als Krieg bezeichnet werden, 
scheinbar immer weniger erfassen. Das liegt nicht etwa 
daran, dass staatliche und ökonomische Interessen sowie 
deren Verschränkungen in Kriegen keine Rolle mehr 
spielen würden — Interessen werden aber zunehmend in 
Räumen ausagiert, die kaum noch als souveräne Staaten 
erscheinen (wie z.B. in Ex-Jugoslawien) und verschrän- 
ken sich dort mit scheinbar »irrationalen« Kriegsmotiven 
(Religions- und ethnisierte Kriege). Deshalb sprechen 
manche von den »neuen Kriegen«. Negri und Hardt se- 
hen den Krieg im Empire als Polizeiaktion, die in einer 
zunehmend »glatten« Welt agiert. Der Krieg würde somit 
zunehmend lokale Verhältnisse unmittelbar mit globalen 
in Beziehung setzen. Nationalstaaten und mafiose Herr- 
schaftsstrukturen treffen auf der gleichen Ebene aufein- 
ander. Der These einer »neuen Qualität« kriegerischer 
Formen folgt dieser Artikel zunächst. Die Frage ist je- 
doch, ob es sich tatsächlich um eine so »neue« Qualität 
handelt, oder ob hier nicht einfach Strukturen sichtbar 
werden, die bereits den »alten« kriegerischen Auseinan- 
dersetzungen der Moderne innewohnten. 


Die Gemeinsamkeit der Intensität 


Die Linearität der Entwicklung kriegerischer Ordnungen 
von nomadisierenden Heeren der Kreuzzüge im Mittelal- 
ter zu regulären (und disziplinierten) Armeen als Teil 
staatlicher Besatzungs-, Kolonisierungs- und Expansions- 
bestrebungen der Neuzeit war nicht nur schon immer 
nur eine vermeintliche, sie lässt sich nun auch nicht mehr 
schlüssig fortschreiben. Tatsächlich hat sie niemals in die- 
ser Form bestanden. Die Vorstellung vom Krieg als einer 
Auseinandersetzung relativ ausgewogener starker Staaten, 
die sich souverän gegenübertreten, findet sich nur in ei- 
nem Bruchteil aller kriegerischen Auseinandersetzungen 
bestätigt. Hinweise auf die innere Ungleichzeitigkeit krie- 
gerischer Prozesse finden sich z.B. bei Marx, der den 


Krieg nicht in erster Linie als absichtsvolle Handlungs- 
weise einer souveränen Staatsmacht beschreibt, sondern 
vordringlich als einen systematischen Prozess der Kapital- 
vernichtung, womit er nur eine mögliche Analysepers- 
pektive aufzeigt. Andere Perspektiven werden z.B. durch 
Michel Foucault angedeutet, der in seinen Disziplinar- 
techniken des modernen Staates die Armee als eine Insti- 
tution beschreibt, die weniger vom modernen Staat ein- 
gerichtet wird, denn als eine, die ihn und seine Subjekte 
mit hervorbringt.' Man sollte »Krieg« also als einen 
Zustand der Gleichzeitigkeit sich nicht gleichender krie- 
gerischer Motive und Auseinandersetzungen behandeln, 
in denen staatliche, parastaatliche wie private Akteure mit 
unterschiedlichsten Interessen und Weltbildern aufeinan- 
dertreffen. 

Das kennzeichnende am Verhältnis des Krieges ist 
gerade die Differenz zwischen verschiedenartig gelagerten 
Motivationen, die sich im Punkt der gewaltsamen Kon- 
frontation auf einer Ebene begegnen: Ökonomische Inte- 
ressen, ideologische Aufladungen, religiöse, ethnische 
und kulturelle Mythen agieren hier als zunehmend von- 
einander verschiedene, nicht einfach ineinander übersetz- 
bare Erscheinungen, die dennoch aufeinander Bezug 
nehmen — Die Gleichartigkeit, die einen Bezug aufein- 
ander ermöglicht, scheint hier einzig und allein in der 
Wahl einer Handlungsoption höchster, gewaltsamer In- 
tensität zu liegen. 

Die Gleichzeitigkeit verschiedener Interessensebenen 
steht im Kontext zweier zentraler Strukturmerkmale des 
globalen Kapitalismus: Eines ist das Fortbestehen von 
(supra-) staatlichem Sicherheits- und Einflusstreben (ins- 
besondere seitens der USA und der EU), das andere die 
Auflösung staatlich homogen kontrollierter Räume (Ex- 
Jugoslawien, Teile der ehemaligen SU, postkoloniale 
Kriege in Afrika). Das Verhältnis dieser Strukturmerkma- 
le äußert sich z.B. darüber, dass regionale Spannungen 
kultureller, religiöser und ethnischer Art im Zerfallspro- 
zess bisheriger staatlicher Ordnungen (wie z.B. im Jugos- 
lawienkrieg) das Potential bieten, jederzeit Austragungs- 
ort internationaler Interessenskonflikte zu werden: Für 
die neuen Machtblöcke USA und EU ist die Option des 
Eingriffs in solche Konflikte deshalb besonders interes- 
sant, weil das Pflegen offener militärischer Konkurrenz 
aufgrund ihres Selbstverständnisses für sie (noch) nicht 
auf dem Plan steht. 

Die Gleichzeitigkeit des Ungleichzeitigen ist ebenso 
in der ungleichen Stärke und Organisationsweise der 
Kriegsparteien aufzufinden: Im Beispiel Jugoslawienkrieg 
standen sich NATO-, UN- und Freischärlertruppen, 
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? Wenn hier und im Fol- 
genden von »Krieg« die 
Rede ist, ist damit genau 
jener Diskursnexus ge- 
meint, d.h.: ein Zusam- 
mentreffen von Bedeu- 
tungen, die dem ver- 
liehen werden, was im 
allgemeinen als »Krieg« 
verstanden wird. 


®Der Terrorbegriff ist hier 
ebenso wie der Kriegs- 
begriff vor allem diskurs- 
analytisch von Interesse. 
Terror wird in dieser 
Perspektive aufgefasst 
als gewaltsames Han- 
deln, das weder an ei- 
nen souveränen Staat 
gebunden ist noch an 
ein Konzept von (völker-) 
rechtlicher Legalität. Der 
Terror macht keinen 
Unterschied zwischen 
Militär und Zivilbevölke- 
rung. Terrorgruppen a- 
gieren dezentral, nicht 
an den Grenzen der 
Staaten, sondern immer 
in ihrem Inneren. Terror- 
gewalt wird von einzel- 
nen, zu verantworten- 
den Subjekten direkt 
ausgeübt, im Gegensatz 
dazu erscheint die 
Verantwortung für die 
Gewalt »herkömmlicher« 
Staatenkriege immer 
von den sie direkt 
Ausübenden getrennt. 
Der Staatenkrieg wird 
nicht von Individuen 
geführt, die sich zu 
seinem Zweck organ- 
isiert haben, sondern 
von einer Organisation 
(dem Staat), die den 
Anspruch erhebt, das 
Wohl ihrer Individuen zu 
vertreten. 

Der als moralisches Ur- 
teil gemeinte Friedens- 
bewegungs-Slogan, 
demzufolge Krieg der 
»wahre« Terror ist, er- 
scheint in bezug auf die 
neuen Kriege insofern 
angemessen, als die 
Diskursfigur des Krieges 
tatsächlich immer mehr 
Eigenschaften von der 
des Terrors übernimmt. 
Das impliziert allerdings 
nicht, dass die neuen 
Kriege irgendwie »mehr 
Leid« produzieren oder 
gewissermaßen »nieder- 
trächtiger« wären. 
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Teile der regulären Armee Ex-Jugoslawiens und bewaff- 
nete Zivilisten gegenüber. Neuartig ist dabei nicht etwa 
die ungleiche Stärke der Kriegsparteien an sich, sondern 
der Umstand, dass sie zunehmend als in den Krieg invol- 
vierte Parteien mit eigenen Motivationen agieren und 
auch als solche erkannt werden. Das unterscheidet den 
Jugoslawienkrieg z.B. zumindest graduell vom Vietnam- 
krieg, der noch leichter als Stellvertreterkrieg aufgefasst 
werden konnte. Während sich in vergangenen Kriegen 
staatliche Hegemonie als eindeutig darstellte und entwe- 
der gegen eine gegnerische Hegemonie antrat oder aber 
mehr oder weniger »eigenes« Territorium polizeilich be- 
friedete, vermischt das Bild der Polizeiaktion sich nun 
mit dem des Krieges gegen einen äußeren Feind. Dieser 
Diskursnexus Krieg?’ wird ergänzt durch das Motiv des 
Befreiungskampfes, wie es deutlich in Ex-Jugoslawien 
auftauchte. Die UCK nur als Erfüllungsgehilfen EU- 
deutscher Interessen zu sehen, greift deshalb zu kurz: Wir 


mehr nach innen souveräne Staaten. Solche Staaten las- 
sen sich im Kriegsverhältnis zunehmend schwerer als 
»äußere« begreifen, gerade weil der Krieg in ihren Gren- 
zen als Polizeiaktion erscheint. Die eigene Souveränität 
wird mit Formeln wie dem Völkerrecht auf fremdem 
Territorium angewandt, wodurch dieses Territorium auf 
der Rechtsebene praktisch angeeignet wird, ohne tatsäch- 
lich angeschlossen und »befriedet« zu sein. Zum anderen 
wird die klassische Figur des äußeren Feindes dadurch 
zersetzt, dass der Terror, der als Topos zunehmend in den 
Krieg einzieht, ja gerade innerhalb der Grenzen des sou- 
veränen Staates wirkt. 

Durch die Aufweichung der festen Matrix von Innen 
und Außen werden auch scheinbar überkommene 
Kriegsformen wieder zunehmend sichtbar. Der ethnisier- 
te Krieg im ehemaligen Jugoslawien oder sogenannte 
Stammeskriege in Afrika sind dabei eben nicht als einfa- 
che Rückfälle in vorbürgerliche Formen zu sehen. Es 


»DIE VERÄNDERUNGEN, DIE DER STAAT IM GLOBALEN KAPITALISMUS 
DURCHLÄUFT, BEDEUTEN SICHER NICHT SEINE AUFLÖSUNG.« 


haben es mit einer tatsächlichen Verschränkung von par- 
tikularem Nationalismus und staatlichen und ökonomis- 
chen Interessen der EU und der USA zu tun. 

Paradigmatisch für die immer offenere Einschrei- 
bung nicht-staatlicher Formen in das öffentlich wahrge- 
nommene Kriegsgeschehen ist auf der anderen Seite der 
Topos des »Terrors«’. Der Terrorismus als kriegerisches 
Handeln wird unter anderem dadurch ganz konkret 
denkbar, dass er es immer leichter hat, sich Zugang zu 
Vernichtungswerkzeugen und Verbündeten zu verschaf- 
fen, die es ihm erlauben, sich den Staaten, die selbstver- 
ständlich über beides verfügen, als Bedrohung entge- 
genzustellen und gleichzeitig auf nicht-staatlicher Ebene 
zu verbleiben. 


Krieg nach außen ist Krieg nach innen 


Die Veränderungen, die der Staat im globalen Kapitalis- 
mus durchläuft, bedeuten sicher nicht seine Auflösung. 
In der Frage des Krieges lässt sich die Transformation der 
Stellung des Staates so formulieren: Der Staat ist nicht 
mehr das, was er ohnehin niemals war; er hat als ideeller 
Monopolist des Krieges abgedankt. Das bedeutet nicht, 
dass er als Akteur die Bühne des kriegerischen Gesche- 
hens verlässt, sondern dass er sich in ihm wie oben darge- 
stellt zunehmend mit anderen Protagonisten vergleichen 
muss. Schon die Einordnung des Anschlags auf das 
World Trade Center als kriegerischer Akt macht das deut- 
lich, und noch mehr: Sie weist auch darauf hin, wie die 
Staaten selbst ihr Verständnis von Krieg den veränderten 
Verhältnissen anpassen. Einerseits finden souverän agie- 
rende Staaten sich zunehmend auf Kriegsschauplätzen, 
auf denen sich eben kein Gegenüber auf der gleichen 
Konfliktebene verorten lässt (was in den Zeiten von 
Blockkonfrontation in der Formel des »Stellvertreterkrie- 
ges« noch leichter in die herkömmliche Matrix einzuord- 
nen war). Die Schlachtfelder sind oftmals nicht einmal 


handelt sich um Konfliktstrukturen, die dem kapitalistis- 
chen Weltverhältnis absolut angemessen sind. Wenn wir 
Deleuze und Guattari folgen, handelt es sich um Formen, 
die sich seit jeher dem Kapitalverhältnis einschreiben und 
es transformieren. Der Staat als Akteur im Kapitalverhält- 
nis hat solche Kriegsmaschinen seit jeher integriert und 
imitiert. Zugleich werden diese Strukturen gewisser- 
maßen als Selbstläufer immer wieder neu in die Verhält- 
nisse eingeschrieben, zu deren hegemonialer Logik sie 
auch in Widerspruch geraten (siehe dazu den Artikel »No 
Angels« von Nicolas Siepen in dieser Ausgabe). 

Die Feststellung, dass der souveräne Staat nicht die 
einzige Kriegspartei ist, beeinflusst auch sein Agieren als 
solche. Teilstaatliche Formen der Kriegsführung oder 
solche, die sich nicht eindeutig gegen Staatsinstitutio- 
nen richten, erscheinen zunehmend legitim: Sei es die 
offene Aufrüstung der UCK oder der »Krieg nach 
innen« gegen potentielle Schläfer oder auch die Umfor- 
mulierung des Todes von Zivilisten zum »Kollateral- 
schaden«. Die polizeilichen Funktionen von UNO- 
Truppen und die Aufbauleistungen von Menschenrecht- 
sorganisationen werden immer offener in Planung und 
Ablauf des Krieges integriert. Immer weniger sind Krie- 
ge an feste Fronten gebunden, an denen sich Truppen 
gegenüberstehen. Das Handeln der militärisch starken 
Staaten erscheint nun cher als globale Bevölkerungs- 
politik, die sich am Horizont von Sicherheitspolitik, 
Migrationskontrolle und Ressourcenbedarf orientiert. 
Der bevölkerungspolitische Krieg ist natürlich keine 
neue Erfindung (der Nationalsozialismus bemühte ihn 
zumindest propagandistisch), er wird aber vielschich- 
tiger und trotz all seiner Gewalt immer stärker vom 
Topos der »Sorge« nicht nur um das eigene »Volk«, son- 
dern um die gesamte Weltbevölkerung durchdrungen. 
Gerade im Krieg als Bevölkerungspolitik wird die 
Grenze zwischen Innen und Außen des Staates nun 
zunehmend unscharf. 


Der 11. September 2001 spricht 


Wie lässt sich nun im Kontext des Krieges als Nexus ver- 
gleichzeitigter Formen höchstintensiver Auseinanderset- 
zung die scheinbar so spezielle Bedeutung des 11. Sep- 
tember 2001 begreifen? In gewisser Weise scheint der 11. 
September paradigmatisch für das Verständnis der 
»neuen Kriege« zu sein. Nicht etwa in dem Sinne, dass 
das Kapitalverhältnis in Gestalt von Osama Bin Laden 
sich die scheinbar archaische Kriegsmaschine des »heili- 
gen Krieges« einfach angeeignet hätte. Vielmehr findet 
sich in ihnen exemplarisch jene Gleichzeitigkeit des Un- 
gleichzeitigen wieder, die für eine kapitalistisch organi- 
sierte Welt kennzeichnend ist. Im Bild des 11. September 
fallen diese Ungleichzeitigkeiten sichtbar zusammen: 
Dass der vermeintlich archaische »Heilige Krieg« des Isla- 
mismus eine technologisch und ideologisch ganz und gar 
moderne Angelegenheit ist, gehört dabei noch zu den 
bekannteren und nachvollziehbareren Ambivalenzen. 
Diese wird im Anschlag auf das World Trade Center 
ergänzt durch die Gleichsetzung symbolischer Kriegsziele 
mit dem tatsächlichen militärischen Angriff auf den Geg- 
ner (insbesondere in Gestalt des Pentagon), und mehr 
noch: Die Identifizierung der ermordeten Zivilbevölke- 
rung mit dem Kriegsgegner und die Verwandlung von 
zivilen Objekten wie Flugzeug und Teppichmesser in 
Kriegswaffen. Für sich genommen sind all das keine 
neuen Elemente der Kriegsführung: Die Zivilbevölke- 
rung als Kriegsgegner, Partisanenkrieg, mafios strukturi- 
erte Kriegsteilnehmer ohne staatliches Territorium. Der 
dreitausendfache Mord vom 11. September, der zugleich 
ein kriegerischer Akt war (allein das muss einer Kriegslo- 
gik, die Kriege als gewissermaßen faire Duelle zwischen 
Staaten auffasst, absurd scheinen — im Krieg gibt es Mor- 
de im Rechtssinn nur als Ausnahmeerscheinung) hat 
diese Topoi jedoch zu einem einzigen verbunden und 
überdeterminiert. Die Widersprüchlichkeiten kriegeri- 
scher Ereignisse sind hier praktisch zusammengefasst 
worden und als neue, eigenständige Größe in den Dis- 
kurs eingeführt. Das bedeutet nicht etwa, dass die irratio- 
nale Logik der Mörder vom 11. September der Logik 
kriegsführender Staaten entspricht, eher noch das Gegen- 
teil: Gerade der Umstand, dass »Krieg« als Topos sich in 
einem solch irrationalen Akt in die Wirklichkeit ein- 
schreiben kann, deutet darauf hin, dass das herkömmli- 
che staatliche Verhältnis zum Krieg ihn nicht beschreiben 
kann und sich damit zwangsweise verändern muss. Der 
Anschlag auf das World Trade Center ist eine zugleich 
kriegerische und terroristische Handlung, ihm ist weder 
Krieg noch Polizeiaktion die angemessene Antwort. Der 
11. September 2001 hat die Merkmale kriegerischer Ver- 
hältnisse zu einem Topos gebündelt, der einen Interpreta- 
tionszwang erzeugt. Die neuen Interpretationen schrei- 
ben sich freilich in den Horizont alter Ideologien und 
Interessen ein. Wenn der Krieg zunehmend zur Polizeiak- 
tion im Sinne des Weltfriedens stilisiert wird, bedeutet 
das nicht, dass nicht zugleich der Kampf um weltpolitis- 
che Einflusssphären geführt wird. Es handelt sich um sich 
verschränkende Ebenen. 

Die Attentäter vom 11. September waren insofern 
bewusstseinsmäßig auf der Höhe der Zeit, als sie eine 
Totalisierung des Kriegsverhältnisses begrüßten und mit 


ihrer Handlung symbolisch verfestigten. Die Totalisie- 
rung des Kriegsverhältnisses meint hier eine Logik, die 
den Krieg selbst als gänzlich unvermittelte Handlung 
konstituierend in das Subjekt einschreibt. Und da die 
Idee des Krieges immer die Idee des eigenen Todes bein- 
haltet, negiert sie als subjektkonstituierendes Paradigma 
jedes Versprechen weltlicher, subjektiver Emanzipation. 
Der individuelle Zweck des Krieges liegt damit nicht 
mehr in der Vorstellung, zu überleben und die Früchte 
des Sieges zu ernten. Der Krieg selbst ist der Zweck. Der 
Krieg als Mittel ohne Zweck überhöht die Vorstellung 
vom Krieg als Nexus unterschiedlicher Konfrontations- 
ebenen, die nur durch ihre gewaltsame Intensität verbun- 
den werden mythisch, indem es genau diese Intensität als 
einziges Mittel und einzigen Zweck einsetzt. 


Für die Differenzierung von Krieg und Menschenrecht 


Wenn in diesem Artikel also Krieg als Nexus von Motiva- 
tionen und Ereignissen auf unterschiedlichen Ebenen 
gedacht wird, die allein die Eigenschaft der höchsten 
Intensität teilen, dann kommt das einer solch fatalistis- 
chen Vereinigung von Mittel und Zweck natürlich 
gefährlich nahe. Um so wichtiger ist es, diesen Zusam- 
menhang zu entwirren und Perspektiven herzustellen, aus 
denen Ereignisse bewertet werden können. Statt einer 
dünnbrettbohrerexistentialistischen Gleichmachung aller 
Opfer müssen wir uns auf die Auseinandersetzung mit 
den Ideologien und Ereignissen konzentrieren, die auf 
den aufeinandertreffenden Ebenen kriegerischer Hand- 
lungsweisen entstehen. Eine linksradikale Antikriegspers- 
pektive muss sich jeder Gleichmacherei verschließen und 
monokausale Erklärungen ergänzen. Der Hinweis auf 
vermeintliche Ölinteressen der USA als Kriegsgrund 
kann ebenso wenig ausreichen den Krieg zu erklären, wie 
der Hinweis darauf, dass George W. Bush nur den Inter- 
pretationszwang ausagiert, den ihm die Ereignisse des 11. 
September 2001 auferlegt haben. 

Es ist ebenfalls keine angemessene Antwort auf die 
Mystifizierung des Krieges, wenn ihm ein autoemanzipa- 
tiver Charakter unterstellt wird, der die Segnungen bür- 
gerlicher Zivilisation zu seinem objektiven Zweck macht. 
Zum einen ist die Vorstellung eines »objektiv emanzipa- 
torischen Charakters« eines Kriegs gegen den Irak 
schlicht naiv — es ist mehr als unwahrscheinlich, dass ein 
Elendsverwaltungsregime, dessen Verfasstheit den Un- 
gleichzeitigkeiten des globalen Kapitalverhältnisses ohne- 
hin absolut angemessen ist, durch eine militärische 
Niederlage zur Einführung bürgerlicher Verkehrsformen 
gebracht werden kann. Zweitens wiederholt ein solcher 
Versuch der Bewertung des Krieges seine Verknüpfung 
mit der Vorstellung des universellen Menschenrechts. Es 
handelt sich hierbei um eine Verknüpfung, die verbal 
erstmalig im Rahmen des Nationalsozialismus hergestellt 
wurde (»Menschenrecht bricht Völkerrecht«, A. Hitler). 
Die Vermengung der Topoi Menschenrecht und Krieg 
wird nicht nur auf der Diskursebene immer sichtbarer, sie 
nimmt auch in der kriegerischen Praxis zu — z.B. wie 
bereits erwähnt dadurch, dass Hilfsorganisationen mitt- 
lerweile aktiv in die Planung und Organisation von 
Kriegseinsätzen einbezogen werden. Um es mit einem 
Zitat zu sagen, mit dem sich Slavoj Zizek auf den ita- 
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lienischen Rechtsphilosophen Giorgio Agamben bezieht: 
»Wir haben keine Opposition zwischen Krieg und 
humanitärer Hilfe mehr: ein und dieselbe Intervention 
kann auf beiden Ebenen simultan funktionieren. Viel- 
leicht ist das endgültige Bild der lokalen Bevölkerung als 
‚Homo Sacer< das eines amerikanischen Kriegsflugzeugs 
über Afghanistan: man kann sich nie sicher sein, ob es 
Bomben oder Lebensmittelpakete bringen wird.« Diese 
Vermengung der Vorstellung eines prinzipiellen, dem 
Menschen innewohnenden Rechts mit dem Topos des 
Krieges nähert sich einer anderen Form der Mystifikation 
an. Sie macht den Krieg gewissermaßen zum reinen Mit- 
tel, der dem Zweck des gesellschaftlichen Fortschritts un- 
tergeordnet ist. Der Krieg wird damit als weitgehend 
eigenständiger, gesellschaftskonstituierender Diskurs 
negiert. Es handelt sich jedoch beim Kriegsdiskurs eben- 
so wie beim Menschenrechts-Diskurs um zunehmend 
verwobene — wenn auch nicht identische — konstitutive 
Elemente gesellschaftlicher Verhältnisse. Lässt man beide 
zusammenfallen, entsteht jene Diskursfigur, die Agam- 
ben »nacktes Leben« nennt, in der das politische Subjekt 
droht, zum apolitischen zu werden, dass mit der reinen 
Tatsache seiner Existenz zusammenfällt. Ein Leben, das 
entweder durch Lebensmittelpakete aufrechterhalten 
wird oder durch Bomben ausgelöscht. Linke Kritik muss 
bei aller Unmöglichkeit dieses Unterfangens dagegen 
immer ein Subjekt annehmen, das sich den eigenen Exis- 
tenzverhältnissen gegenüberstellen kann und sie bewer- 
ten, das nicht in seinem Menschenrecht oder in seinem 
Tod als Kriegsopfer aufgeht, sondern zu beiden ein kritis- 
ches Verhältnis einnimmt. Damit unvereinbar ist eine 
Sicht, die die Körper und Lebensweisen der Menschen 
nur als Rohmaterial für die Emanzipation in Richtung 
Kommunismus sieht. 


Krieg in uns 


Der 11. September 2001 hat ein neues ideologisches 
Fundament hervorgebracht, das nun rückwirkend das 
längst schon gesetzte Verhältnis des Krieges umfasst. 
Künftige staatliche Projekte können und müssen auf die- 
ses Fundament zurückgreifen. Jetzt schon zeichnet sich 
ab, wie terroristische und kriegerische Aktionen zuneh- 
mend auf die gleiche Vorstellung von dem, was Krieg ist, 
rekurrieren und in beide Richtungen verwechselbar wer- 
den. In der Kriegsführung des »Antiterrorkampfes«, die 
immer auch einen Krieg nach innen, auf dem eigenen 
staatlichen Territorium meint, formuliert sich also das 
schon vor dem 11. September existente Gegenstück zu 
den (religiös motivierten) Herausforderern der bestehen- 
den Ordnung nur noch aus. Wenn Krieg und Terror ei- 
nerseits und Krieg und Menschenrechte andererseits sich 
zunehmend identisch präsentieren (und es damit tenden- 
ziell werden), dann wird der Krieg immer mehr zur 
inneren Angelegenheit — nicht nur etwas, das innerhalb 
eines Staates stattfindet, sondern etwas, das sich in die 
Existenz der Subjekte selbst eingeschrieben hat. Man 
könnte den von Gilles Deleuze beschriebenen Übergang 
von der Disziplinar- zur Kontrollgesellschaft analogisie- 
ren: Krieg ist nicht mehr ein Zustand, der Menschen in 
festen, abgegrenzten Räumen subjektiviert. Der Krieg 
setzt vielmehr unterschiedlichste Räume in Beziehung 
zueinander und macht sie variabel. 


Was lässt sich über den Krieg sagen, wenn er abgese- 
hen von seiner Eigenschaft als »intensive Handlungsop- 
tion« ein zutiefst differentes Feld ist? Die alte Klage darü- 
ber, dass jeder Krieg schlecht und mörderisch sei, wieder- 
holt nur die Mystifikation, die allein auf die Ebene der 
Intensität blickt. Insofern ist das Wort »Krieg« tatsächlich 
verschleiernd, indem es davon ablenkt, dass ein spezifis- 
cher Krieg ein spezifisches gesellschaftliches Verhältnis 
ist, bei dessen entscheidendem Merkmal es sich gerade 
nicht darum handelt, ein Krieg zu sein. Die aktuell hege- 
moniale Wahrnehmung des Kriegs erkennt ihn als Nexus, 
dessen Bindeglied die Intensität ist. Sie verlegt jedoch 
seine Bedeutung allzu oft in dieses Bindeglied und er- 
möglicht damit nur totale Affırmation oder totale Ableh- 
nung. Entscheidend für die Linke ist es deshalb nicht, 
eine prinzipielle Position zum Krieg an sich zu entwick- 
eln. Vielmehr gilt es, eine Perspektive zu entwickeln, die 
bestimmte kriegerische Ereignisse beschreibt und kriti- 
sierbar macht. In diesem Sinne ist der Krieg weder Mit- 
tel noch Zweck noch das Identischwerden von beidem, 
sondern ein Verhältnis, dass aus Mitteln und Zwecken 
hervorgeht. Es geht also darum, die Verhältnisse zu kriti- 
sieren, die den Krieg hervorbringen, allerdings nicht im 
Sinne einer Formel, wie die, dass Kapitalismus zwangs- 
läufig zu Krieg führen würde, sondern im Sinne einer 
konkreten Auseinandersetzung mit Kriegsereignissen. 

Ein solches Vorgehen birgt einige Fallstricke: Allzu 
leicht ist es, sich in fatalistischer Differenziertheit zu erge- 
hen, in der alles unglaublich komplex und unlösbar wird. 
Negri und Hardt bringen in »Empire« eine zwar nicht 
ganz neue, aber treffende Kritik am »postmodernen« 
Betonen der Differenz an:° Sie richtet sich nämlich mö- 
glicherweise auch im Kontext des Krieges gegen den 
Schatten alter Feinde, d.h. sie stellt eine binäre Kriegslo- 
gik in Frage, die nicht einmal mehr die kriegsführenden 
Parteien für zutreffend halten. Ein Fatalismus der Diffe- 
renz als resignierte Verlängerung ihres Abfeierns mag dem 
Gegenstand der Untersuchung angemessen sein, nicht 
aber dem Anbringen wirkungsvoller Kritik. Kritik muss 
sich in dem Sinne positionieren, dass sie eine Perspektive 
einnimmt - z.B. in dem Sinne, dass sie den Krieg gegen 
den Irak im Rahmen deutscher Interessen untersucht. 
Solche Kritik muss sich bewusst sein, dass sie den Krieg, 
mit dem sie sich auseinandersetzt, nicht gänzlich be- 
schreibt - denn um den Krieg gänzlich zu beschreiben, ist 
es nötig, ihn in der einen oder anderen Weise zu mysti- 
fizieren. Verschiedene Kritikebenen müssen also ange- 
bracht und miteinander verknüpft werden. Auf der An- 
nahme der Differenz muss zwar beharrt werden, dass 
Ausmaß ihrer Betonung darf aber nicht als Gradmesser 
der Radikalität von Kritik missverstanden werden. 

Dass eine Positionierung zum Irak-Krieg nützlich 
sein kann, auch um sich zu zukünftigen Kriegen zu ver- 
halten, sei unbestritten. Dass an ihm eine wie auch im- 
mer geartete »prinzipielle« Kriegskritik formuliert wer- 
den könnte, muss dagegen prinzipiell verneint werden. 
In diesem Sinne ist eine radikale Kritik am konkreten 
Krieg nur möglich, wenn sie den Krieg als Kategorie 


ablehnt. 
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* Vgl. Slavoy Zizek, »Are 
we in a war? Do we have 
an enemy?«, in: »®YES, 
border = ®, location = 
yes«, November 2002, 
make-world paper # 2, 
S. 30. Originaltext: »We 
have no longer an oppo- 
sition between war and 
humanitarian aid: the 
same intervention can 
function at both levels 
simultaneously. Perhaps 
the ultimate image of the 
local population: as 
homo sacer is that ofthe 
American warplane fly- 
ing above Afghanistan: 
one can never be sure 
whether it will be drop- 
ping bombs or food 
parcels.« 


® Vgl. Antonio Negri/Mi- 
chael Hardt, Empire, 
Frankfurt a.M. 2002, S. 
152 ff. 
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' Unter Zivilgesellschaft 
sei hier verstanden: Die 
aktuelle Formation der 
bürgerlich formal-parti- 
zipativen kapitalistischen 
Gesellschaft mit starken 
und wirkungsmächtigen 
Ideologien, wie die des 
Anspruchs auf Autono- 
mie gegenüber dem 
Staat. Zu ihr gehören 
außerdem liberale Wirt- 
schaftspolitik, ein hoher 
Politisierungsgrad (aus- 
gerichtet an den jeweili- 
gen Partikularinteressen 
mit den dazugehörigen 
»Menschenrechten«) 
und der Anspruch auf 
gewaltfreie Konfliktregu- 
lierung. Die Funktionen 
der Zivilgesellschaft be- 
steht im Ausloten von 
Modernisierungsmög- 
lichkeiten für die kapital- 
istische Gesellschaft, 
dem sozialen Krisenma- 
nagement und der re- 
produktiven Vergesell- 
schaftung. Im deut- 
schen Fall kann die Zivil- 
gesellschaft als eine von 
oben verstanden wer- 
den, vor allem in ihrer 
Spielart als »Tätigkeits- 
gesellschaft«, die einen 
repressiv-disziplinieren- 
den Kern mit einer de- 
mokratisch repräsenta- 
tive Hülle umgibt. Einen 
Teil der Merkmale liefert 
idealisierend: Georg 
Kneer, Die Zivilgesell- 
schaft, in: ders. u.a. 
(Hrsg.), Soziologische 
Gesellschaftsbegriffe, 
München 2002. 


? Krieg heißt dann (teil- 
weise gemäß der offi- 
ziellen Nomenklatur der 
NATO) »humanitäre In- 
tervention«, »Schutz von 
Menschenrechten«, 
»peacekeeping« und in 
schärferen semanti- 
schen Formen »Friedens- 
erzwingung« (peace en- 
forcement), preventive 
deployment und »Show 
of force«. 


® Das Motiv des wahn- 
sinnigen gunman taucht 
in abgewandelter Form 
auch im Antiamerikanis- 
mus des schießwütigen 
Cowboys auf. 
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Die Mobilmachung der Zivilgesellschaft 


DA ZWISCHEN DEM FORMALEN ANSPRUCH AUF GEWALTFREIE KONFLIKTREGU- 
LIERUNG UND IHRER FAKTISCHEN KRIEGERISCHEN PRAXIS EIN WIDERSPRUCH 
BESTEHT, MEINT DIE ZIVILGESELLSCHAFT SICH LEGITIMIEREN ZU MÜSSEN. 


ie Zivilgesellschaft' stilisiert sich zum einen selbst 
als die Instanz, die entscheidet, wo zugunsten der 
Menschenrechte getötet werden darf und wo 
nicht. Zum anderen entstand im zivilgesellschaftlichen 
Kontext in verschiedenen Variationen das Narrativ vom 
neuen Krieg, welches beinhaltet, dass immer das, was die 
anderen (GegnerInnen in einem Krieg oder unliebsame 
Alliierte) führen, Krieg heißt oder bedeutet, nicht aber 


das eigene Agieren. 
Krieg der Anderen und eigenes Tun 


Das zentrale Symbol des Narrativs von den neuen 
Kriegen ist ein Pick-Up, dessen Ladefläche besetzt ist mit 
finsteren, mit Kalaschnikows bewaffneten Menschen, 
allesamt wahnsinnig und auf der Suche nach dem nächs- 
ten Massaker.’ Eine empirische Infragestellung der einzel- 
nen Argumente im Kontext des Diskurses kann an dieser 
Stelle nicht geleistet werden. Neben etlichen empirisch 
tragfähigen Befunden, wie denen über veränderte Waf- 
fentechnologien, Interventionstrategien und einer ver- 
änderten und dynamisierten militärpolitischen Weltlage, 
einigen in der Regel sofort verabsolutierten, überhöhten 
und damit falsch erfassten Tendenzen (v.a. Denationali- 
sierung, Warlordisierung), wird allerlei lässig daher histo- 
risierter Mumpitz angeboten. Auffällig ist dabei, wie bei 
der Historisierung der »neuen Kriege« der größte Krieg 
der Deutschen und die Art, wie sie ihn führten, unterbe- 
lichtet oder ausgeblendet ist.‘ Die »Neuen Kriege« führen 
die anderen, der Westen, respektive die Deutschen, wehrt 
sie ab, verhindert sie oder wird schlimmstenfalls hinein- 
gezogen. Geführt werden sie aufgrund der kurzfristige 
Gewinne ausgerichteten Habgier der AkteurInnen (War- 
lords, gelegentlich US-Administrationen) oder aus reli- 
giösem oder ideologischem Wahnsinn. Sie seien in einem 
der Moderne unbekanntem Maße brutal und gegen die 
Zivilbevölkerung gerichtet, deterritorialisiert und gleich- 
zeitig-ungleichzeitig, die Kräfteverteilungen (auch dies sei 
neu) seien oft asymmetrisch. 

Die Zivilgesellschaft inszeniert eine Denkwelt, in der 
auf der einen Seite der schmutzige, illegitime, unkontrol- 
lierte und menschenverachtende Krieg steht und auf der 
anderen Seite die eigene Intervention. Diese ist postmate- 
riell, orientiert nur an den Menschenrechten und, so der 
US-Stratege Luttwack,” postheroisch. Die eigene Inter- 
vention setzten deswegen primär auf exakte Luftschläge.‘ 
Die zivilgesellschaftlich legitimierte Intervention wird ge- 
mäß der Inszenierung von exakt arbeitenden SpezialistIn- 
nen durchgeführt, die sich und die ihnen unterstellten, 
exakt funktionierenden Technologien jederzeit im Griff 


haben. Die Interventionen der Zivilgesellschaft seien aus- 
reichend legitimiert durch Menschenrecht und interna- 
tionales Recht und gemäß dieser Universalität multilate- 
ral organisiert. Die Zivilgesellschaft wolle eigentlich gar 
keine Kriege führen, denn »Tod und Sterben sind keine 
Anliegen der Liberalen«, so der Nationalismus-Forscher 
Benedict Anderson. Die Intervention der Zivilgesell- 
schaft sei zwar ideell motiviert, durchaus aber pragma- 
tisch-rational, wenn zu bedenken gegeben wird, dass der 
militärische Einsatz humaner sein könne als ein Embar- 
go. Die Entscheidungen der Zivilgesellschaft über Krieg 
und Frieden wird kritisch begleitet von einem Heer von 
zentralen AkteurInnen der Zivilgesellschaft: die Friedens- 
und KonfliktforscherInnen (hervorgegangen aus Ex- 
NATO-GegnerInnen etc.), die auch mit abweichender 
Meinung Teil des Legitimationszusammenhangs sind. 
Die Vorstellung, bei den Interventionen würde es sich 
um Polizeieinsätze im Rahmen einer weltgesellschaftli- 
chen Verrechtlichung handeln (was sie nicht sympathi- 
scher machen bräuchte), ragt mit Empire weit hinein in 
die sich am Rande der Zivilgesellschaft befindende Lin- 
ke.’ Letztlich fundiert die Zivilgesellschaft ihre Interven- 
tionen erinnerungspolitisch. Die Shoah taucht als Legiti- 
mation aller zivilgesellschaftlichen Interventionen seit dem 
Kosovo auf.® 

Bei der militärischen Mobilmachung mit erinne- 
rungspolitischen Mitteln, vor allem mit Verweisen auf die 
Shoah, kann auf eine argumentative Triade rekurriert 
werden, deren Eckpunkte sorgsam besetzt werden. Die 
AggressorInnen/TäterInnen/VerfolgerInnen werden da- 
bei möglichst nahe an Ideologie oder Praxis des National- 
sozialismus gerückt. AkteurInnen sind vorrangig Dikta- 
toren, ihr Militär und die Sicherheitsdienste. In der 
Opferposition werden unschuldig Verfolgte inszeniert. 

Die Rollenverteilung darf dabei nicht durch die Em- 
pirie oft ambivalenter Gewaltverhältnisse gestört werden. 
Bevorzugt in Szene gesetzt werden »kleine schwache« 
Ethnien, Frauen, Kinder oder Zivilbevölkerungen. Die 
Öffentlichkeit der jeweiligen Zivilgesellschaft wird rheto- 
risch vor die Wahl gestellt, einerseits weiterhin »Zuschau- 
erin« sein zu können und damit die Schuld auf sich zu la- 
den, weiteres Leid für die Opfer zu tolerieren oder sogar 
die TäterInnen weiter zu motivieren, oder andererseits 
durch die Unterstützung eines beherzten Eingreifens zur 
Rettung der Verfolgten beizutragen. 


Die Zivilgesellschaft und ihr bewaffneter Arm 


Seit Ende der 1970er Jahre läuft eine intensive Debatte 
um die Rolle des Militärs in der zivilen Gesellschaft, die 


im angloamerikanischen Sprachraum als institutional/ 
occupational (1/O) thesis bekannt ist.’ Ihr zufolge besteht 
innerhalb der militärischen Sphäre der westlichen Welt 
der Irend von einer Organisierung, die primär institu- 
tionell geprägt ist, hin zu einer, die den Berufscharakter 
(occupational character) des Militärischen betont. Im er- 
sten Fall dominieren die internen Regeln des Subsystems 
Militär, die sozialen Kontrollen und Sanktionen sind 
stärker. In institutionellen Modellen wird davon ausge- 
gangen, dass dort integrierte Mitglieder dazu motiviert 
werden können, mehr zu tun als formal von ihnen erwar- 
tet wird. Im zweiten Fall können die Mitglieder moti- 
viert werden, genau das zu tun, was formal von ihnen er- 
wartet wird. Der Trend zum Occupational-Modell könn- 
te als Entwicklung hin zur Zivilgesellschaft verstanden 
werden. Das Militär möchte also »in die Gesellschaft«. 
Zu diesem Befund gehört die Vorstellung, dass die Rolle 
der militärischen Logik bei der nationalstaatlichen diszi- 
plinierenden Vergesellschaftung (»Schule der Nation«) ei- 
ne immer geringere Bedeutung zukommt.'” Die paradoxe 
Situation besteht nun darin, dass zivilgesellschaftliche Ex- 
pertInnen-Verehrung erfordert, dass in der Armee hoch- 
spezialisierte Militärfachleute sitzen, die nichts mit den 
Massenheeren, die seit Napoleons /evee en masse das Bild 
der Kriege der Moderne maßgeblich bestimmen, gemein 
haben, sondern in der Lage sind, die angeblich neuen chi- 
rurgischen Kriege zu führen. Saubere Kriege erfordern, so 
die immanente Logik, eine funktional-differenzierte Ge- 
sellschaft mit einem elaborierten Subsystem Militär. Die 
Zivilgesellschaft fordert einerseits eine Öffnung des Mili- 
tärs (in Deutschland: die Einbeziehung von Schwulen, 
Frauen, Grünen und »AusländerInnen«), seine Transfor- 
mation hin zu flexibleren Operationsmodi und die be- 
dingungslose Unterordnung unter das Regime der Zivil- 
gesellschaft, andererseits ein ausdifferenziertes, sich selbst 
steuerndes Subsystem, das in der Lage ist, Einheiten für 
solche Einsätze bereitzustellen. Im deutschen Fall musste 
sich das Militär, abhängig vom Militärhaushalt, unter das 
rot-grüne Oberkommando begeben, konnte aber hier die 
Erfahrung machen, dass es erst die Außenpolitik dieser 
Regierung war, die es ermöglichte, in größerem Umfang 
militärisch zu intervenieren. 


Sturmgeschütz der Zivilgesellschaft - 
Menschenrechte: 


Das deutsche Narrativ der Kriege um der Menschenrechte 
willen, das in diesen Fällen NATO erwähnt und 
Deutschland meint, bedauert, die NATO habe es ver- 
säumt, sich rechtzeitig auf die Konflikte der neuen Welt- 
ordnung einzulassen und v.a. militärisch und argumentativ 
in.der Lage zu sein, zu mobilisieren und zu intervenieren, 
wenn Menschenrechte bedroht sind, wie sich in den 
Konflikten in (Ex-)Jugoslawien gezeigt habe. Dies habe 
man aber, so das Narrativ weiter, überwunden, wäre jetzt 
endlich in der Lage, mit der militärischen Option als 
»ultima ratio« zu agieren. Nun sei es anerkannt, dass 
»zum Schutz der Opfer vor böser Gewalt auch militäri- 
sche Mittel bereit gehalten werden müssen«.'' 

Die evangelische Kirche stand Gewehr bei Fuß und 
legte 1994 mit »Schritte auf dem Weg des Friedens« ein 
Strategie-Papier vor, das Kriterien nannte, nach deren 
Einhaltung in den Krieg gezogen werden dürfe. Nach 


denen dürfe erstens kein Staat/Staatenverband eine huma- 
nitäre Intervention selber legitimieren, müssen zweitens 
die Ziele für eine Intervention angegeben werden, sollen 
drittens die Erfolgsaussichten nüchtern kalkuliert sein 
und habe viertens Klarheit zu herrschen über das Wann 
und Wie einer notwendigen Beendigung der Intervention. 
Die Attraktivität dieses Kriterienkatalogs, der so oder so 
ähnlich tatsächlich durchexerziert wird und damit von 
paradigmatischer Bedeutung ist, liegt in seiner Windel- 
weichheit, da die Kriterien zwei bis vier von vorneherein 
erfüllt sind, wenn Kriege so geführt werden wie bisher 
(also geplant und mit dem Ziel zu gewinnen). Das 
handfestere erste Kriterium wird, die UNO ist hier als 
Akteurin zu unsicher, so interpretiert, dass nicht UN- 
Gremien, sondern die eigene Interpretation der UN- 
Charta zur Entscheidungshilfe werden soll. 

Zu den bevorzugt fokussierten Opfergruppen der 
Zivilgesellschaft gehören »Völker« (unterdrückt), »Eth- 
nien« (bedroht), »die Zivilbevölkerung« (leidet am meis- 
ten) und Kinder (leiden noch mehr). Auf die Konstruktion 
der Opfergruppe »Frauen« sei an dieser Stelle eingegan- 
gen, da ihr, aufgeladen durch die Islam-Diskurse einer- 
seits und die zunehmende Partizipation von Frauen an 
Kampfverbänden andererseits, eine besondere Bedeutung 
zukommt. 

Frauenrechte sind zentrales Feature der Zivilgesell- 
schaft, sozialisiert in partikularen Diskursen, und men- 
schenrechtliches Klimmbims in. einer Welt, in der 
Frauen zu einem Prozent am globalen Privatbesitz und 
Produktionsmitteln partizipieren. Es ist vor allem das 
Schleier-Argument, . das als zivilgesellschaftliche Gra- 
phit-Bombe wirkt und dazu dient, differenzierte Argu- 
mentationen auszuschalten: »Veiling — to Western eyes, 
the most visible marker of differentness and inferiority 
of Islamic societies — became a symbol now of both the 
opptession of women .[...] and the backwardness of 
Islam, and it became the open target of colonial attack 
and the spearhead of the assault on Muslime societies«."? 
Wessen Rechte als Frau eingeschränkt sind, bestimmt 
die Zivilgesellschaft, Frauen müssen in der. Logik der 
patriarchalen Kriegsmobilisierung Objekt und Opfer 
sein. Die globale patriarchale Ordnung führt dazu, dass, 
wer mit Frauenrechten argumentiert, immer genügend 
Munition vorfindet, ein Sozialwesen bombardieren zu 
lassen. 

Der zivilgesellschaftliche Militarismus argumentiert 
mit Menschenrechten, um einen Krieg, der aus Sicher- 
heits- oder ökonomischen Interessen geführt wird, zu le- 
gitimieren und für ihn zu mobilisieren. Für die Zivilge- 
sellschaft, belastet noch durch pazifistische Restbestände, 
hat diese Argumentation Entlastungsfunktion. Kriege 
werden geführt, weil sie sich lohnen könnten. Das Re- 
gime, das nach einem erfolgreichen Krieg um der Men- 
schenrechte willen installiert wird, bringt vor allem dann 
mehr Menschenrechte mit sich, wenn dies ideologisch- 
strategisch notwendig erscheint (für die Legitimität mil- 
itärischer Folge-Operationen) oder wenn es sich (gesamt- 
bilanziert) zu lohnen scheint, im Sinne eines kapitalis- 
tisch organisierten gesamtgesellschaftlichen Betriebsfrie- 
dens. Dies ist'in den marginalisierten Krisenökonomien, 
die eher den Charakter eines transnationalen informellen 
Sektors haben, selten der Fall. Die entwicklungspolitische 
Debatte hat sich schon in den 1980er Jahren von den 
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* Mit »neuen« bzw. »post- 
klassischen« Kriegen ist 
zur Zeit sehr öffentlich- 
keitswirksam: Herfried 
Münkler, Die neuen Krie- 
ge, Reinbek b. Hamburg 
2002; Ders. und Eber- 
hard Sens, Postklas- 
sische Kriege, Staats- 
zerfall und Gewaltepi- 
demie im Schatten der 
Gloablsierung, in: Lettre 
international 59 (2002). 


° Edward Luttwack, 
Post-Heroic Military Po- 
licy, in: Foreign Affairs 
75 (4/1996). Post-hero- 
isch (ein Begriff der 
sonst noch im Zusam- 
menhang mit (post)mo- 
dernen Management- 
Strategien kursiert und 
von Peter Sloterdjik als 
Attribut von »old Euro- 
pe« benutzt wird) be- 
sagt, dass es unter den 
Intervenierenden keine 
Opfer mehr geben dürfe. 


®° Michael Ignatieff, Vir- 
tuell War. Kosovo and 
Beyond, London 2000. 
Die US-Generalität muss- 
te das für den Angriff auf 
den Irak bereitstehende 
Großaufgebot an Bo- 
dentruppen mühsam 
durchsetzen, mit der Ar- 
gumentation, dass ohne 
diese der Krieg nicht 
wirklich gewonnen wer- 
den könne. 


’ Vgl. Michel Hardt und 
Antonio Negri, Empire, 
Frankfurt/M. 2002. Negri 
musste schon für den 
kommenden Krieg ge- 
gen den Irak verkünden, 
dass in diesem Falle ein 
backlash in das Vor- 
Empire stattfände. 


° In der US-Variante ar- 
gumentierte Clinton da- 
mals, dass die Shoah 
nicht hätte stattfinden 
können, wenn die Ame- 
rikanerInnen sich recht- 
zeitig in Europa enga- 
giert hätten. Teilweise 
wird die Verwendung 
der Shoah als Messlatte 
für die Relevanz von In- 
terventionsgründen in 
einer radikal-universalis- 
tischen »Lesart« auch 
theoretisch explizit be- 
grüßt. Vgl. Daniel Levy 
und Natan Sznaider, Er- 
innerung im globalen 
Zeitalter. Der Holocaust, 
Frankfurt/M. 2001. 

Auf die deutschen (au- 
Benpolitischen) Argu- 
menationsmuster in 
diesem Zusammenhang 
wird an späterer Stelle 
eingegangen. 
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° Charles Moskos und 
Frank R. Wood (Hrsg.), 
The Military. More Than 
Just a Job?, Washington 
1988. 


"Martin Shaw, Post- 
Military Society. Milita- 
rism, Demilitarization 
and War at the End of 
the Twentieth Century, 
Cambridge 1991. 


'"' Hartmut Löwe, Krieg 
führen um des Frieden 
willen? Über einige ethi- 
sche und sicherheitspo- 
litische Probleme bei der 
Durchsetzung der Men- 
schenrechte, in: Füh- 
rungsakademie der Bun- 
deswehr (Hrsg.), Schrift- 
reihe der Führungs- 
akademie der Bundes- 
wehr Hamburg, Akade- 
mie-Information 8 (2000). 


® L. Ahmed, Women and 
Gender in Islam, New 
Haven 1993: »Verschlei- 
erung - in westlichen 
Augen das sichtbarste 
Zeichen von Verschie- 
denheit und Minder- 
wertigkeit der islami- 
schen Gesellschaften - 
wurde jetzt zu einem 
Symbol sowohl der Un- 
terdrückung von Frauen 
[...] als auch der Zurück- 
gebliebenheit des Islam. 
Sie wurde das offene 
Ziel kolonialer Attacken 
und die Speerspitze des 
Angriffs auf muslimische 
Gesellschaften.« 


" Die Vorstellungen der 
nachholenden Entwick- 
lung beinhalteten, dass 
die Staaten des Trikonts 
durch »Anschubfinanzie- 
rungen« in Form von 
ökonomischen Kapital 
(z.B. Industrialisierung) 
und sozialem Kapital 
(v.a. Eliten) in Fahrt ge- 
bracht werden könnten 
und schließlich den Le- 
bens- und Produktions- 
standard der kapitalisti- 
schen Zentren erreichen. 


“ Die Konstruktion von 
Feindbildern dient der 
Mobilisierung des ange- 
blich bedrohten Kollek- 
tivs. Zum Drohszenario 
gehören der Angriff auf 
die territoriale Integrität 
oder die Besitzstände 
einer Gesellschaft, der 
Angriff auf die körper- 
liche Integrität der Mit- 
glieder einer Gesell- 
schaft und ihren ideolo- 
gischen und identifika- 
torischen Haushalt. 

Ein Teil der in diese 
Feindbilder eingelasse- 
nen Urteile über Repres- 
sion, mörderische Ideo- 
logien und Praxen hat 
seine Berechtigung. 
Grob verdichtet, homo- 
genisiert, schlampig aus- 
argumentiert und instru- 
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Vorstellungen vom Erfolg nachholender Entwicklung 
verabschiedet,” ambitionierte Projekte aufgegeben und 
wieder Humankapital vor die Pflüge der Subsistenzwirt- 
schaft spannen lassen. Heute, 20 Jahre später, kann man 
mit den mittels Menschenrechten rundum erneuerten 
Ideologemen von der nachholenden Entwicklung wieder 
Kriege legitimierten und führen. 


Die zivile Gesellschaft und ihre Feinde 


Die mit Abstand größte Bedeutung der derzeitigen 
Feindbilder'* in der westlichen Welt erfährt der »islami- 
sche Fundamentalismus«, der oft implizit oder explizit in 
eins gesetzt wird mit »Islam«. Zum Inventar dieses 
Feindbildes gehören die standardisierten Zuweisungen 
von Aggression, Brutalität, Mittelalterlichkeit und 
Frauenfeindlichkeit. Kernbestand dieses Feindbildes ist, 
schon lange vor dem 11. September, der Terrorismus. 
Der Diskurs über den unzivilisierten und barbarischen 
Islam bildet die Gegenfolie zur eigenen kollektiven 
Identität als Zivilgesellschaft. Die teilweise massiven (Re-) 
Islamisierungstendenzen liefern dabei das Material zur 
Konstruktion der kommenden, die Blockkonfrontation 
ablösenden Weltkonflikte. Beide Seiten des »neuen Welt- 
konflikts« haben das Religions-Argument schon gegen 
den atheistischen Kommunismus in Anschlag gebracht: 
Im Inneren, um jeweilige (vermeintlich) systemge- 
fährdende Oppositionen zu brechen, nach Außen, um 
gegen Feinde zu mobilisieren. In beachtlicher Reibungs- 
losigkeit wurden Anfang der 1990er Jahre die Feindbilder 
überblendet. »Der islamistische Extremismus stellt ohne 
Frage die beunruhigendste Bedrohung dar. [...] Er 
nimmt den Platz ein, den der Kommunismus inne hatte 
als Widerstandsform gegen die westliche Welt«, prokla- 
mierte programmatisch das französische Verteidigungs- 
weißbuch von 1994. Der damalige NATO-Generalsekre- 
tär Willi Claes dachte 1995 gar mit Wehmut an die guten 
alten Zeiten, als er prognostizierte, dass der islamische 
Fundamentalismus möglicherweise eine größere Bedro- 
hung darstelle, als dies der Kommunismus je war. Bei der 
Entfaltung des islamischen Feindbildes konnte auf eine 
Jahrhunderte alte Tradition rassistischer Konstruktion des 
Orients im Okzident gebaut werden. 

Die für die Tragfähigkeit von Feindbildern notwendige 
Vorstellung einer angegriffenen territorialen Integrität ist 
dabei heute aufgeweicht. Wenn nicht, wie im Fall des 11. 
Septembers, die nationalstaatliche Integrität tatsächlich 
angegriffen wird, ist in einer globalisierten Welt faktisch 
immer schon durch Botschaften, Stützpunkte, Investitio- 
nen oder Tourismus »Territorium« gegeben. Im Zweifels- 
fall wird es durch den eher virtuellen Raum der Interessens- 
und Sicherheitssphären oder, wenn der Feind als univer- 
seller Feind gedacht wird, durch die Welt, innerhalb derer 
Menschenrechte militärisch durchgesetzt werden müssen, 
ersetzt. Der Sicherheitsbegriff ist ein offener geworden, 
hat sich wegbewegt einerseits von direkt bedrohten Na- 
tionalstaaten und andererseits von der übersichtlichen 
Bedrohungslage, in der stabilen overkill-basierten Paralyse 
der konkurrierenden Blöcke in den letzten Jahrzehnten, 
eher hin zu einer flexiblen und schnellen Bündnispolitik 
in den Trikont hinein und der Installation sicherheitsim- 
perialistischer Operationsplattformen. 

Die Feindbilder werden auch im Inneren personali- 


siert. Wurde im Kalten Krieg in der (radikalen) Linken 
die Brückenköpfe Moskaus ausgemacht, kommt diese 
Funktion des inneren Feindes heute nur noch den Mi- 
grantInnen als Importeurlnnen von Krankheiten, Seu- 
chen, Terror und Fundamentalismus zu. In beiden Fällen 
wurden auf in der Regel kreuzbrave BürgerInnen scharf 
konturierte Feindbilder projiziert, leicht gebremst we- 
niger durch bürgerrechtliche, sondern durch strategische 
Erwägungen. 

Der Islam ist u.a. deswegen als Feindbild attraktiv, 
weil in dieses Feindbild die Zukunftsängste der westli- 
chen Gesellschaft integriert werden können. Die Men- 
schen im Westen ahnen, dass der Islam sich eignet, »dank 
seiner Einfachheit und inhärenten Militanz, zur Ideologie 
für die Verdammten der Erde zu werden«.'” Mit dem Is- 
lam bedrohe die »Dritte Welt« die Metropolen. Prognosen 
wie die Huntingtons vom niedergehenden Westen und 
von aufsteigenden »Kulturen« Islam (arabische Staaten) 
einerseits und Konfuzianismus (China) andererseits, zei- 
tigen gerade dann Wirkung, wenn die Angesprochenen 
meinen, diesen »Trend« schon am eigenen Geldbeutel 
erkennen zu können. 

Wenn die westlichen Zivilgesellschaften zunehmend 
weniger bereit sind, bei militärischen Interventionen 
eigene SoldatInnen zu opfern, wissen sie, dass sie einem 
Feind gegenüber stehen, der dies als Schwäche versteht. 
Völlig an den tatsächlichen weltweiten Machtverhältnis- 
sen und Gewaltursachen vorbei, wird die eigene Gesell- 
schaft als offene und durch ihre Zivilität benachteiligte 
gegenüber den skrupellosen Aggressoren, die von den 
Rändern her die freie Welt bedrohen würden, apostro- 
phiert.'° 

Der neben der Gewalt den Fanatismus begrifflich 
ausmachende Irrationalismus hat, darüber herrscht 
Konsens, seine Heimstatt in der arabischen Welt. Die 
kollektiv attestierten Beschädigungen reichen (neben 
dem Fanatismus) von Paranoia über Masochismus und 
unterentwickeltem Bewusstsein für »Identität« bis zum 
schlichten Wahnsinn. Wahnsinnige sind unsichere Inter- 
aktionspartnerlnnen, ökonomisch wie politisch, und 
deswegen werden Flugzeugträger gebraucht, und deswe- 
gen müssen Präventivschläge geführt werden können. 
Entgegen der offenen Feindbildmodulation verweisen 
alle sicherheitsimperialen Strategien implizit in ihrer 
Anlage darauf, dass die jeweiligen AggressorInnen als pla- 
nende, als Handel treibende, als rationale AkteurInnen 
ernst genommen werden. Jenseits der eher kühlen 
Strategien der politischen Eliten denkt die Zivilgesell- 
schaft »nach Außen« bevorzugt in ethnischen und kul- 
turalistischen Kategorien und laviert dabei damit, dass 
»die angebliche Demokratiefähigkeit des Islam je nach 
Bedarf, einmal zu kulturellen Recht, einmal zu entschei- 
denden Makel erklärt wird«.' 

Der Terror entsteht auf einer zunehmend jüngeren, 
sich zunehmend vergrößernden und zunehmend margi- 
nalisierten gesellschaftlichen Basis. Mobilisierend durch 
quasi-sozialstaatliche Leistungen und getrieben, weniger 
durch religiösen Fanatismus, sondern vielmehr von poli- 
tisch kalkulierten Ideologien durch Gruppen im Kampf 
um die Vorherrschaft in der jeweiligen Gesellschaft. Der 
Terror ist dabei vor allem taktisches Mittel und Ausdruck 
konventioneller militärischer Inferiorität, gerichtet weni- 
ger gegen den Westen, sondern primär gegen die diesem 


angeblich ergebenen und korrupten Eliten. Lässt sich »Is- 
lam« auf Milchmädchen-abstrakter Ebene noch relativ 
geschlossen versimpeln, fällt das bei dessen angeblich he- 
rausragenden RepräsentantInnen, den TerroristInnen, 
ungleich schwerer. In Netzwerken organisiert, staatenun- 
abhängig und mobil, »geben sie nun eines der diffusesten 
Feindbilder ab, das die Geschichte je kannte«.' 

Verdichtet sind die Ängste des Westens im Begriff des 
Djihad, der Verbindung zwischen islamischer Massen- 
mobilisierung und Terrorismus. Was »Djihad« ist, da- 
rüber besteht im Westen größere Einigkeit als in der ara- 
bischen Welt. Unter Gläubigen deckt das Verständnis 
von Djihad ein Spektrum von der missionarischen und 
militanten Verbreitung des Glaubens über seine aktive 
Verteidigung bis hin zu spirituellen Vorstellungen von 
innerer religiöser Perfektionierung ab. Im politischen 
Diskurs ist der Begriff umkämpft. Der säkulare Saddam 
Hussein versuchte, ihn im zweiten Golfkrieg auszurufen, 
dabei unterstützten ihn islamische Geistliche, während 
andere zum Djihad gegen ihn aufriefen und wieder 
andere, wie der islamische Rechtsgelehrte Abdal’aziz ibn 
Baz, den Krieg der NATO gegen den Irak als heiligen 
Krieg verstanden wissen wollten. 

Faktisch militärisch bedroht und angegriffen von ei- 
nem Teil der »arabischen Welt« ist der Staat Israel, der 
unabhängig von seiner eigenen Verteidigungsfähigkeit 
alle Unterstützung verdient, wenn er sich dieser Aggres- 
sion erwehrt. Dieser faktischen Bedrohung gegenüber 
verwässert ihre Verallgemeinerung, aufgeladen und ver- 
stärkt durch die diffusen Ängste vor einer als homogen 
halluzinierten »fremden Kultur«, das Bewusstsein für die 
spezifische Bedrohung. John Esposito beschreibt die 
Konstruktion des Mythos der islamischen Bedrohung als 
eine dreifache: eine politische, eine demographische und 
eine sozio-religiöse/kulturelle.'” In der passenden Bebilde- 
rung sieht man oft fanatisierte Massen, kaum jedoch ein- 
zelne Muslime, abgesehen von den hohen terroristischen 
Repräsentanten. 

Die Überzeichnung und Verdichtung von abschaf- 
fungswürdigen sozialen Tatbeständen und religiösem/ideo- 
logischem Blödsinn zu Feindbildern ist nicht problema- 
tisch, weil sie nur einen kleinen Teil der gesellschaftlichen 
Wirklichkeit in der arabischen Welt erfasst, sondern weil 
damit zum Töten von Menschen mobilisiert wird, weil 
Rassismen konturiert werden, die nach innen und nach 
außen wirken, weil sie dazu dienen, die eben nur relativ 
repressiven Verhältnisse in den Metropolen zu verschär- 
fen, zu idealisieren oder gar auszublenden, weil sie die 
eigene Verantwortung ausblenden, und v. a. weil sie, kul- 
turalistisch argumentierend, ökonomisch intendiert, den 
Clash of civilsations/cultures erst Wirklichkeit werden 
lassen. 


Die Zivilgesellschaft der Deutschen 


Colonel S.L.A. Marshall, ein Oberst der U.S.-Streitkräf- 
te, befragte während des Zweiten Weltkrieges Soldaten in 
ca. vierhundert Infanteriekompanien, um ihr Verhalten 
während Schlachtsituationen zu erforschen. Das Ergebnis 
erschütterte die amerikanischen Militärs. Im Schnitt 
schossen, auch wenn ihre Stellungen direkt angegriffen 
wurden und ihr Leben in Gefahr war, nur 15% der 
Soldaten. Auch die Soldaten waren überrascht, da sie ver- 


muteten, dass sie mit ihrem Verhalten allein wären. Nicht 
Angst war der Grund für ihr Nicht-Schießen, sondern 
der Unwillen zu töten, »wenn es keinen Anlass dazu gab«. 
So ungefähr mag eine Armee in einem Staat funktio- 
nieren, der einen Teil dessen, was die Zivilgesellschaft 
vorgibt zu sein, implizit einlöst. Es war dies die Geburts- 
tunde der Militärsoziologie, die ihren Teil dazu beigetra- 
gen hat, dass so etwas nicht wieder vorkommen sollte. 

Der Anlass zu töten wäre damals gegeben gewesen. 
Die amerikanischen Soldaten hatten die widerlichste Ar- 
mee der Weltgeschichte vor den Flinten, und den erprob- 
ten Vernichtungskriegern in ihr waren solche Skrupel 
völlig fremd. Um die aus dieser Armee hervorgegangene 
Bundeswehr wieder salonfähig machen zu können, d.h. 
sie an die Front schicken zu dürfen, bedurfte es eines 
gründlichen und glaubwürdigen gesellschäftlichen Ein- 
satz-Briefings. Die Deutschen taten sich aber schwer mit 
der Zivilgesellschaft. Jahrzehntelang mussten sie sich von 
SozialwissenschaftlerInnen, was Partizipation betrifft 
schwere Defizite attestieren lassen. Mit der Diffusion der 
1968er in die Institutionen war diese Nuss leidlich ge- 
knackt und als diese in der Regierung angekommen 
waren, konnte eine Art Zivilgesellschaft von oben insze- 
niert werden. Die Shoah wurde in einer Art Schubum- 
kehr zum Garanten deutscher Sensibilisierung für 
Genozide verwandt. Wenn die Deutschen Krieg führen 
möchten, verweisen sie auf Auschwitz, wenn sie gerade 
keinen führen möchten, verweisen sie egalisierend auf 
zwei schreckliche europäische Kriege, die ihnen noch in 
den Knochen stecken würden. 

»Wir sind eben ein Land, das inzwischen wieder 
Krieg führt«, erklärte laut Spiegel der Berliner Militärhis- 
toriker Rolf-Dieter Müller das grundsätzliche brennende 
Interesse deutscher StudentInnen an seiner Stalingrad- 
Vorlesung, sie wollen eben wissen, »was eine Division ist 
oder wie eine Panzerarmee funktioniert«.” 

Die Deutschen schickten ihre Soldaten hinaus in die 
Welt, und es ist Ausdruck neuen deutschen Selbstbe- 
wusstseins, wenn aufgrund von wahltaktischen, v. a. aber 
um eigene strategische und materielle Interessen im Na- 
hen Osten trotz einer relativen militärischen Impotenz 
durchzusetzen, der Krieg gegen den Irak abgelehnt wird. 
Kriege, die nicht in die deutschen außenpolitischen Kon- 
zepte passen, sind plötzlich nicht mehr postmateriell, 
sondern dann geht es wieder einzig und allein, ganz nach 
Antiimperialismus-Hausmacher-Art, ums Öl. 

Die Bundeswehr gelangt, links, zwo, drei vorwärts, 
zwei zurück, zum neuen Kernbestand der deutschen 
Zivilgesellschaft, zu dem die Friedensbewegung als Altge- 
diente bereits gehört.”" Letztere ist immer schon zur 
Stelle, wenn es gegen die USA zu protestieren gilt. Mit 
Menschenrechten gegen den Krieg zu mobilisieren, ist der 
Versuch, Profil zu gewinnen, indem aus der Not (relative 
militärische Schwäche) eine Tugend (Menschlichkeit) ge- 
macht wird, mit der (strategischen) Intention, deutlich zu 
machen, dass der Dienstweg über Deutschland geht. Wer 
den zivilgesellschaftlichen Militarismus angreifen will, 
kann ihn deshalb auch in seinem Friedenswillen treffen. 


Jochen Faun 
Der Autor ist Mitglied des Bündnis gegen Rechts 
(Leipzig). 
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mentalisiert für die Pro- 
duktion und Reproduk- 
tion globaler Hegemo- 
nien unterminieren sie 
jedoch die notwendige 
Kritik an diesen Zustän- 
den. 


” Vgl. Freitag vom 10. 
Dezember 2002. Diese 
Angst würde sich ver- 
stärken, wenn die Men- 
schen im Westen wissen 
würden, dass die meis- 
ten der ehemals reichen 
Golfstaaten bankrott 
sind. 


” Bei völliger Fehlein- 
schätzung der eigenen 
Möglichkeiten fallen 
Großmäuler wie Sad- 
dam Hussein auf diese 
Argumentation herein, 
wenn sie die US-Gesell- 
schaft folgendermaßen 
einschätzen: »Die kön- 
nen doch nicht einmal 
zehntausend Tote ver- 
kraften«. 


” Freitag, 12.10.2001 
" Ebd. 


" John Esposito, The 
Islamic Threat. Myth or 
Reality, New York/Ox- 
ford 1992. 


® Der Spiegel 51 (2002). 
In ein ähnliches Horn 
bläst Gerd Krumreich, 
wenn er fordert: Militär- 
geschichte für eine zivile 
Gesellschaft, in: Chris- 
toph Cornelßen, Ge- 
schichtswissenschaft. 
Eine Einführung, Frank- 
furt/M. 2000. 


?' Am Nähesten kommen 
sich beide in ihren Af- 
finitäten, wenn es darum 
geht, »Ethnien« zu be- 
freien und mit Staaten 
zu beglücken. 
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Imagine there's no countries / It isnt hard to do ? 
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No Angels 


WIE DER TERROR ALS »KRIEGSMASCHINE« AUF DIE EXISTENZ 
VON TODESENGELN IM EMPIRE VERWEIST. 


enn von Krieg die Rede ist, und im Moment ist 

permanent die Rede von Krieg, kann man fast 

sicher sein, dass eine paradoxe Diskursfigur 
entsteht: was den einen das ewige Mittel zum Zweck der 
Konservierung der Ordnung der Dinge ist, ist den ande- 
ren der beste Weg zur Zerstörung derselben. Der Krieg - 
ob heilig oder nicht - erscheint jedoch in beiden Perspek- 
tiven meist als ein der Geschichte enthobenes Zwischen- 
reich - als Ausnahmesituation. Unter dem Druck der 
aktuellen Ereignisse mehren sich jedoch die Stimmen, die 
den Krieg auf die Gesamtheit der gesellschaftlichen 
Vorgänge ausweiten: Krieg als Normalität. Vom Stand- 
punkt einer auf Emanzipation‘ ausgerichteten Gesell- 
schaftstheorie, ergeben sich daraus erhebliche Schwierig- 
keiten. Das lässt sich sehr gut an einem theoretischen 
Entwurf demonstrieren, der in Punkto Emphase nicht 
gerade geizt. Die Rede ist von Antonio Negris und Mi- 
chael Hardts Empire’. Man wird das Gefühl einfach nicht 
los, dass der Text, wenn es um die revolutionären 
Möglichkeiten der Multitude und um das Gegen-Empire 
geht, in einem Sumpf aus Immanenzkitsch, Pathos und 
schlechter Liebeslyrik versinkt. Da tröstet der Hinweis 
auf die offensichtlich dahinter stehende diskursive 
Strategie, Emphase allererst produzieren zu wollen, nur 
wenig. Der Konstruktion des Buchs entsprechend beste- 
ht zwischen der Beschreibung des Empire, das sich 
»unmittelbar vor unseren Augen materialisiert«, und der 
Multitude als Kraft radikaler Veränderung ein Ungleich- 
gewicht. Dieses Gefälle ergibt sich nicht nur aus der 
Evidenz eines global existierenden Kapitalismus, sondern 
betrifft wesentlich die Begriffe und Bilder, mit denen in 
Empire hantiert wird. Die eigentliche Erfindung von 
Empire ist der Begriff selbst. Die Überlegungen, die 
darunter gefasst werden, sind für sich gesehen nicht neu. 
Dass sie jedoch in dieser Form als Empire konzeptualisiert 
werden, schon. Auch wenn Negri/Hardt darauf insistie- 
ren, dass Marx von der Geschichte nicht widerlegt wurde 
und Kommunismus eine Option bleibt, scheint mir ihre 
Berufung auf Deleuze/Guattari’ in Bezug auf die Bedeu- 
tung des Krieges weitreichender. Wenn in Empire expliz- 
it der Anspruch erhoben wird, die theoretischen Grenzen 
von Tausend Plateaus zu überwinden, lässt sich am Begriff 
der Kriegsmaschine zeigen, dass das nicht ohne Weiteres 
gelingt. Die Kriegsmaschine taucht in Tausend Plateaus im 
Zusammenhang mit der Entstehung und Funktionsweise 


von Staaten als Vereinnahmungsapparaten auf. Die weitre- 
ichenden Konsequenzen, die sich aus dieser Perspektive 
ergeben, werden von Negri/Hardt vollständig übernom- 
men, jedoch nicht ohne eine entscheidende Akzentver- 
schiebung vorzunehmen. Anstatt sich auf die Kriegsma- 
schine zu konzentrieren, ist Empire ganz und gar an der 
Multitude interessiert und entwickelt eine immanente 
Betrachtung des Kapitalismus, die aus der Perspektive der 
Widerstände gegen bestimmte Produktionsverhältnisse 
entwickelt wird (Sabotage, Migration, Streik). Dass die 
Kriegsmaschine in Empire rudimentär bleibt, liegt nicht 
zuletzt darin begründet, dass sie das immanente Zusam- 
menspiel von Produktion, Macht und Widerstand nicht 
nur verkompliziert, sondern darüber hinaus auf ein Au- 
ßen bezieht. Die Relation von Empire und Multitude 
stellt sich aus der Perspektive der Kriegsmaschine in einem 
anderen Licht dar, ohne dass das Konzept damit obsolet 
würde. Um diese anderen Färbungen geht es hier. 

Die Theorie des Empire, als Theorie vom Aufziehen 
einer neuen transnationalen, globalen Souveränität, die 
unmittelbar dem maschinellen Gefüge des kapitalistis- 
chen Weltmarkts korrespondiert und in einen postkolo- 
nialen Raum eingebettet ist, hat inzwischen radikal an 
Evidenz gewonnen. Dabei geht es nicht so sehr um die 
Verifikation jeder einzelnen These, sondern um die selt- 
same Korrelation zwischen dem Empire-Szenario und 
dem, was täglich massenmedial an Worten und Bildern 
gesendet wird. Ein Beispiel aus Empire: »Jeder imperiale 
Krieg ist ein Bürgerkrieg, eine Polizeiaktion - von Los 
Angeles und Grenada bis nach Mogadischu und Saraje- 
wo. Und so verliert sich denn auch die einst strikte 
Aufgabentrennung zwischen äußeren und innerem Arm 
der Macht (Zwischen Armee und Polizei, zwischen CIA 
und FBI) immer mehr im Vagen und Unbestimmten.« 
Genau diese Unbestimmtheit will das Bush-Regime nach 
dem 11. September in einem »Superministerium für Hei- 
matschutz« konzentrieren um der »neuen Bedrohung« 
Herr zu werden, ohne jedoch die Unbestimmtheit ein- 
fach in Souveränität überführen zu können: »Heute tun 
sich die Ideologen der Vereinigten Staaten unheimlich 
schwer, einen einzelnen, einheitlichen Feind zu benen- 
nen; statt dessen scheint es überall kleine und schwer bes- 
timmbare Feinde zu geben. Das Ende der Krise der 
Moderne hat zu einer Ausbreitung kleiner und unbes- 
timmter Krisen oder, wie wir sagen würden, zu einer 
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‘ Mit Emanzipation ist 
hier nicht gesellschaftli- 
cher Fortschritt im Sinne 
der Moderne gemeint, 
sondern vielmehr die 
Gesamtheit der gesell- 
schaftlichen Kräfte, die 
in einem existierenden 
Machtdispositiv nicht 
aufgehen (Fluchtlinien 
im Sinne von Deleuze/ 
Guattari). Es ist lächer- 
lich anzunehmen, dass 
Emanzipation nur in 
einem bestimmten west- 
lichen Typ von kapitalis- 
tischer Demokratie rea- 
lisiert wird. Eine Vorstel- 
lung, die - bei allen Unter- 
schieden - Marx und der 
Liberalismus im Prinzip 
teilen. 


? Antonio Negri und 
Michael Hardt, Empire, 
Frankfurt/M. 2002. 


® Vgl. Gilles Deleuze und 
Felix Guattari, Tausend 
Plateaus. Kapitalismus 
und Schizophrenie, Bd. 
2, Berlin 1992. 


* Der Begriff der Kriegs- 
maschine, den Deleuze/ 
Guattari in »Tausend 
Plateaus« ausarbeiten, 
ist essentieller Bestand- 
teil ihrer »Nomadologie«. 
Grob gesagt versuchen 
die Autoren einen nicht- 
linearen geschichtlichen 
Raum zu entwerfen, in 
dem sich unterschied- 
liche Gesellschaftsfor- 
men nicht in einem evo- 
lutionären oder revolu- 
tionären Verlauf ablösen, 
sondern sich in Teilen 
erhalten, weitertrans- 
portieren und in der Ak- 
tualität vermischen. Da- 
zu konstruieren sie eine 
nicht-dialektische Kon- 
frontation zwischen der 
Entwicklung der Staaten 
und den nicht-staatli- 
chen Existenzweisen. 
Staaten, die als Verein- 
nahmungsapparate ge- 
dacht werden, verfügen 
nach Deleuze/Guattari 
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historisch gesehen über 
keine Kriegsmaschine- 
rie. Erst im Zusammen- 
stoß mit den Kriegsma- 
schinen der Nomaden 
bilden sie im Laufe der 
Zeit selber bewaffnete 
Armen aus. Im globalen 
System des Kapitalis- 
mus, der die Staaten 
selber einer permanen- 
ten Veränderung aus- 
setzt - das Kapital tritt 
als eine fluide Kriegsma- 
schine auf -, haben sich 
die Funktionsweisen der 
Staatsapparate und die 
Kriegsmaschinen bis zur 
Unkenntlichkeit _ver- 
mischt. Dadurch wird 
die Konfrontation zwis- 
chen dem Staat und 
seinem Außen zu einer 
immanenten Spannung. 
Vor diesem Hintergrund 
verliert das Projekt der 
Emanzipation nicht nur 
seine einheitliche Form, 
sondern auch sein ge- 
schichtliches Ziel. 
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Omni-Krise geführt.« An diesem Punkt berührt sich die 
Darstellung von Negri/ Hardt mit der Kriegsmaschine. 
Das Empire koexistiert mit einem Außen, nicht als 
Gegenteil von Innen, sondern als einer anderen Art, 
Räume zu besetzten. Deleuze/Guattari lokalisieren die 
Kriegsmaschine in ihren Ursprüngen bei den Nomaden 
der asiatischen Steppe (Dschingis Khan). Die Nomaden, 
anders als die Sesshaften, definieren sich nicht dadurch, 
dass sie Territorien einnehmen und zwischen ihnen 
herumziehen, sondern dass sie die Wüste (glatter Raum) 
nicht verlassen, indem sie auf der Stelle reisen. Passend zu 
diesem Bestreben ist die Kriegsmaschine, anders als der 
Krieg, kein Instrument um andere kulturelle Räume zu 
erobern oder den eigenen zu verteidigen, sondern eine 
reine Auflösungsbewegung, die sich in Zusammenstößen 
mit Staatsapparaten und imperialen Reichen herausge- 
bildet und transformiert hat. Auf diesem Weg verbindet 
sich die Kriegsmaschine unter anderem mit dem Islam 
und wird vom Okzident mit dem Orient identifiziert: 
»Das ist die Religion als Bestandteil der Kriegsmaschine 
und die Idee des heiligen Krieges als Motor dieser 
Maschine. Der Prophet, der sich gegen die staatliche 
Person des Königs und die religiöse Person des Priesters 
stellt, schreibt die Bewegung vor, durch die eine Religion 
zur Kriegsmaschine wird oder auf die Seite einer solchen 
Maschine übergeht. Es ist häufig gesagt worden, dass der 
Islam und der Prophet Mohammed eine solche 
Umwandlung der Religion vollzogen und einen wirk- 
lichen Korpsgeist geschaffen haben(...) Eben darauf 
bezieht sich der Westen, um seine Antipathie gegenüber 
dem Islam zu rechtfertigen. Zumal die Kreuzzüge ein im 
eigentlichen Sinne christliches Abenteuer dieser Art 
waren.« In diesen Sätzen aus Tausend Plateaus zeigt sich 
die gesamte Ambivalenz des Orientalismus: heute kann 
jeder Reaktionär im Westen die Frauenverachtung der 
Taliban als Kriegslegitimation anführen und gleichzeitig 
die Schuld für die NY-Attentate den verdorbenen 
Früchten der Emanzipation in die Schuhe schieben. Die 
erstaunliche Nähe zwischen der Darstellung der 
Kriegsmaschine und der neuen Feindbestimmung nach 
dem 11. September liegt auf der Hand. In der Selbststili- 
sierung Bin Ladens per Videoclip mit Turban und Ka- 
laschnikow lässt sich leicht die Figur des »Propheten« 
sowie seine Konstruktion als islamistischen Fundamenta- 
listen und Topterroristen durch den Westen wieder er- 
kennen. Und auch wenn Bushs Rede von »Kreuzzügen 
gegen das Böse« als geschichtslose Geschmacklosigkeit 
belächelt wird, gewinnt sie vor dem Hintergrund dieser 
Beschreibungen handfeste Deja-vu-Qualitäten. Wie in 
einem Delirium vermischen sich auf den medialen 
Oberflächen Archaismen und High-Tech-Futurismus zu 
einer komplexen Figur der Gleichzeitigkeit von scheinbar 
Vergangenem und Zukunft. Diese Vorgänge als pure 
Ideologie abzutun, ist zu wenig. Einmal mehr bewahrhei- 
tet sich die Feststellung von Deleuze/Guattari aus dem 
Anti-Ödipus, dass durch die deterritorialisierende Dyna- 
mik des Kapitalismus scheinbar überwundene historische 
Formen (Nationalismus, Faschismus etc.) als Fragmente 
wieder generiert werden, um sich in einer Gleichzeitig- 
keit unter völlig veränderten Bedingungen in die Aktua- 
lität wieder einzuschreiben. Den daraus entstehenden 
Spannungen versuchen die Autoren mit dem Konzept 
der Kriegsmaschine ein materialistisch/politisches Gesicht 


zu geben, das eben nicht der naturalisierte »Kampf der 
Kulturen« ist. Deshalb betonen sie immer wieder, dass 
Krieg im staatlichen Sinne nicht das Ziel der Kriegs- 
maschine ist, jedoch in dem Maße dazu werden kann, in 
dem sich die Logik der Staatsapparate universalisiert. 
Dabei wird die Kriegsmaschine in dem Umfang zu reiner 
Destruktion, in dem die Staaten selber eine, deren Metho- 
den imitierende, Kriegsmaschine in Gang setzen (moleku- 
lare Kriegsführung, High-Tech-Guerilla, etc). Deleuze/ 
Guattari geben dieser Dynamik einen eigenen Spin: »Es 
scheint indessen schwierig zu sein, die Kriegsmaschine bei 
der allgemeinen »Behandlung von Minderheiten 
einzusetzen, ohne einen absoluten Krieg auszulösen, den 
sie gerade verhindern soll. Auch hat man gesehen, dass 
die Kriegsmaschine quantitative und qualitative Prozesse 
von Verkleinerung und Anpassung in Gang setzt, die es 
ihr ermöglichen, ihre Attacken oder Gegenschläge je 
nach Art des beliebigen Feindes< (Individuum, Gruppe, 
Völker, Nationen...) abzustufen. Aber unter diesen 
Bedingungen produziert und reproduziert die kapitalis- 
tische Axiomatik unaufhörlich das, was ihre Kriegsmaschi- 
ne zu beseitigen versucht.« In diesem Sinne kann man 
sagen, dass sich mit dem Empire zwangsläufig auch eine 
omnipräsente Kriegsmaschine »vor unseren Augen materi- 
alisiert« und dass das erhebliche Probleme für die Multi- 
tude mit sich bringt. Diese materialisiert sich nämlich 
nicht so ohne Weiteres vor unseren Augen, und hier wird 
das Verhältnis von Empire zu Tausend Plateaus interes- 
sant. Der Dualismus zwischen Multitude als politisches 
Subjekt und Akteur der Geschichte und Empire als glob- 
aler Kapitalismus, der kein Außen mehr kennt, ist am 11. 
September mitten in NY wie aus dem Nichts grundsät- 
zlich in Frage gestellt worden. Als vor meinen Augen das 
WTEC in sich zusammenbrach und aus allen Kanälen das 
Wort Terror und Krieg auf die Welt abgefeuert wurde, 
kam mir schlagartig der Begriff Kriegsmaschine in den 
Sinn: das war weder das Empire oder CIA/FBI noch die 
Multitude oder die Mafia, sondern die Kriegsmaschine, 
von der in Tausend Plateaus die Rede ist. Als sich das all- 
gemeine Rätselraten in der scheinbaren Gewissheit beru- 
higte, dass es sich um »Bin Laden und sein Terror- 
Netzwerk« handelt, war die Konfrontation ausgerufen: 
Zivilisation gegen Barbaren (Terroristen). 

Schien in »Genua« die Multitude eine neue Qualität 
zu erreichen und sich vor unseren Augen unter den 
Knüppeln der Polizei wenigsten ein bisschen zu materiali- 
sieren, wurde dieses »zarte Pflänzchen« unter dem WTC 
mit begraben. In der Tat dauert es nur wenige Stunden, 
bis die ersten Texte zirkulierten, die »Genua«, wie die 
Flugzeuge, vom Terror entführt sahen. Auch Antonio 
Negri hat in einem Thesenpapier sehr schnell den Terror- 
ismus auf die Seite des Empire verbucht: Bin Laden als 
Kopf der Al-Qaida Inc., ein global agierender Kapitalist, 
der mit Terror handelt, naturgemäß ein Gegner der 
Multitude. Die geheime Komplizenschaft zwischen dem 
Bush-Imperium und dem Bin-Laden-Imperium wurde 
zur Standardformel des Mainstream. Aber auch das Gros 
der Intellektuellen (Baudrillard, Virillio, Theweleit, Zizek) 
sah eine »Autoimmunreaktion« am Werk. Dass Negri/ 
Hardt in diesem Zusammenhang weder schriftlich noch 
in Interviews eine Linie vom Terror zur Kriegsmaschine 
gezogen haben, ist kein Zufall, sondern hat Gründe, die 
ins Zentrum der Konzeption von Empire reichen, denn 


Negri sieht in Tausend Plateaus »die Renaissance eines 
historischen Materialismus, der auf der Höhe der Zeit ist. 
Er wartet nur, bewahrheitet, d.h. im Ereignis der Revolu- 
tion vollbracht zu werden.« Umso erstaunlicher, dass der 
zentrale Begriff der Kriegsmaschine umgangen wird, 
zumal ein Großteil des Begriffsapparats aus Tausend Pla- 
teaus in verwandelter Form in Empire wieder auftaucht. 
Warum also dieser blinde Fleck genau in dem Moment, 
wo sich die Kriegsmaschine als reine Zerstörung vor 
unseren Augen in dem Maße materialisiert, wie sich die 
Multitude als »revolutionäres Subjekt« scheinbar demate- 
rialisiert? Die Antwort liegt genau in dieser Verbindung. 
Negri ist gegenüber der Kriegsmaschine als politischem 
Konzept immer schon skeptisch gewesen, weil er wohl 
ahnte, dass es der fröhlichen Losung »Mit der Multitude 
zum Kommunismus« zwangsläufig in die Quere kommt. 
Allein die Tatsache, dass im Rahmen der neuen »Patrio- 
tengesetze« in den USA Terror, Drogenhandel und jede 
Art von Dissidenz ins selbe Feindschema passen, bestätigt 
diese Sorge. Konservative Politiker haben in den USA ge- 
rade ein Gesetz eingebracht, das es erlauben würde, 
Veranstalter von Raves unter generelle Mordanklage zu 
stellen, weil potentiell jemand an Drogenkonsum sterben 
könnte - sozusagen ein innenpolitischer Präventivschlag 
gegen die Subkultur im Namen der nationalen Souverä- 
nität nach dem Modell der neuen außenpolitischen Dok- 
trin. Diese Paranoia hat natürlich nicht nur die USA be- 
fallen, sondern gehört zur virtuellen Grundausstattung 
jedes Staatsapparates. Auch wenn in Empire exzessiv mit 
der Vermischung von Grenzen gearbeitet wird, bleibt die 
Multitude, die als militant charakterisiert wird, von all 
dem unberührt und seltsam rein. Ein kleiner Engel, der, 
obwohl er sich mitten drin befindet, seine Unschuld 
nicht verliert. Die Kriegsmaschine ist suspekt. 

In einem Interview, dass Negri im Frühjahr 1990 für 
die erste Ausgabe von »Futur anterieur« mit Deleuze 
gemacht hat, gibt er diesem Unbehagen konkret 
Ausdruck: »Mir scheint, dass Tausend Plateaus, das ich als 
ein großes philosophisches Werk betrachte, auch ein 
Katalog ungelöster Fragen ist, vor allem im Bereich der 
politischen Philosophie. (...) alles bleibt nicht nur immer 
offen, sondern wird auch immer wieder geöffnet, mit 
einem unerhörten theoretischen Willen und einer 
Gewalt, die an den Ton der Ketzerei erinnert. Ich habe 
nichts gegen eine solche Subversion, ganz im Gegenteil... 
Aber manchmal glaube ich eine tragische Note zu hören, 
da, wo man nicht weiß, wohin die Kriegsmaschine führt.« 
Worauf ihm Deleuze, nachdem er die Grundbewegung 
von Tausend Plateaus skizziert hat, antwortet: »Und 
schließlich eine dritte Richtung, die in der Suche danach 
besteht, welchen Status die Kriegsmaschinen besitzen, die 
sich überhaupt nicht durch den Krieg definieren, son- 
dern durch eine bestimmte Weise, den Zeit-Raum zu 
besetzen, auszufüllen, oder neue Zeit-Räume zu erfinden: 
solche Kriegsmaschinen sind revolutionäre Bewegungen 
(man berücksichtigt zum Beispiel nicht genügend, dass 
die PLO einen Zeit-Raum in der arabischen Welt erfind- 
en musste) aber auch künstlerische Bewegungen.« Die 
Nähe, die hier zwischen Befreiungsbewegungen und 
Kriegsmaschinen hergestellt wird, stellt sich natürlich aus 
heutiger Sicht anders dar; denn sie ist radikal durch den 
11. Sepember als Terror übercodiert und Bestandteil 
herrschender Ideologie geworden. So kreist der Konflikt 


zwischen Israel und Palästinensern permanent um diese 
Ununterscheidbarkeit. Je nach Blickwinkel ist die Kriegs- 
maschine Terror oder Befreiungskampf. Und Deleuze/ 
Guattari arbeiten sowohl die faschistoide Kriegsmaschine 
- »Faschismus gibt es dann, wenn in jedem Loch, in jeder 
Nische eine Kriegsmaschine installiert wird« (Taliban)- 
als auch die revolutionäre Kriegsmaschine, die die herr- 
schenden Machtformen zum Fliehen bringt, heraus. 
Neben Antisemitismus, Rassismus und Fanatismus, ist es 
der Circulus vitiosus ungleicher Kriegslogiken der diesen 
Konflikt antreibt. Aber darüber hinaus definiert sich die 
Kriegsmaschine über ein anderes Funktionieren, dem 
Erfinden eines anderen Verhältnisses zu Raum und Zeit: 
Sie ist bewegungslos und unsichtbar, um sich dann schlag- 
artig zu entladen (Sleeper). Sie unterläuft die molare 
Ethik des Staates, weil sie plötzlich von Außen zuschlägt. 
All das tut die Multitude nicht, denn sie ist, auch wenn 
sie Widerstand leistet und das Kapital permanent zwingt 
die Produktionsverhältnisse umzustrukturieren, dennoch 
Teil des geschichtlichen Telos. Darum ist Deleuze im 
besagten Interview auch skeptisch, als ihm Negri sein 
Konzept eines »Kommunismus ä venir« unterbreitet. So 
gesehen waren die »Todesengel« aus Teppichmesser- 
Boeing-Al-Qaida eine Kriegsmaschine par excellence. Eine 
Attacke aus dem Nichts, die nur eine totale Auflösung 
zum Ziel hat und die bindenden, durch Arbeit kristalli- 
sierten Kräfte des Staates als Selbstzweck pulverisiert. 
Und diese »faschistoide« Variante bestimmt gerade die 
Spielregeln - auch der Medien. Bis in die homophoben 
Witze von Harald Schmidt hinein (Bin Laden hat so 
schöne Augen!), wurde allerorten die Kriegsmaschine ex- 
akt in den Kategorien beschworen, wie sie in Tausend Pla- 
teaus entfaltet werden: List, Clans, Frau-werden, Tier- 
werden, Nomaden, Wüsten, Waffen als Schmuck, blindwü- 
tige Affekte, High Society als Guerilla, Güte und Feigheit... 

In diesem Sinne kennt das sich materialisierende 
Empire sehr wohl ein Außen. Denn auch wenn die Kriegs- 
maschine in ihrer aktuellen reaktionären Form unmittel- 
bar mit dem Mega-Vereinnahmungsapparat verschmilzt, 
indem sie die ganze Aufmerksamkeit auf sich zieht, 
markiert sie nicht nur den äußerst fragilen Rand der 
Souveränität des Empire, sondern schießt auch darüber 
hinaus. Sie bildet einen klandestinen Raum, eine perma- 
nente Unsicherheit in mitten der Immanenz von Empire 
und Multitude, die sich jeder Zeit als globaler Bürgerkrieg 
oder Terror entladen kann - die ganze Logik von blind- 
wütigen Attacken, Gegenschlägen und Niederlagen. 
Gleichzeitig aber besteht die Kriegsmaschine aus »Flucht- 
linien«, die die Immanenz permanent offen halten. Die 
gesamten, von der kapitalistischen Dynamik freigesetzten 
subjektiven und kollektiven Deterritorialisierungen der 
Moderne, die wiederum die postmodernen »Fundamen- 
talisten« jeder Couleur auf den Plan ruft. Die Multitude, 
sollte es sie geben, wird sich aus der Umklammerung der 
produktiven Dynamik des Empire nicht lösen können, 
ohne sich emanzipative Aspekte der Kriegsmaschine anzu- 
eignen, auch auf die Gefahr hin, selber als »Terrorist« be- 
handelt zu werden. 


Nicolas Siepen 
Der Autor ist Mitarbeiter bei b_books und schrieb u.a. in 
Jungle World und FAZ. 
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Mit den USA gegen Antisemitismus? 


INTERVIEW MIT MATTHIAS KÜNTZEL 


ährend der konkret-Rausschmiss von Jürgen EI- 
\N sässer lautstark zelebriert wurde und der neu er- 

wachte Friedensfreund nun von Zeitungen hofiert 
wird, die er selbst noch vor ein paar Jahren als antisemitisch 
und nationalistisch diffamiert hätte, vollzog sich eine andere 
Veränderung eher im Stillen. Die Kritik von Matthias Künt- 
zel am Antiamerikanismus des konkret-Kongresses »Deutsch- 
land führt Krieg« (Jungle World 23.01.2002) wurmte die 
konkret so, dass sie ihn seither nicht mehr als Autor führt. 
Dabei hat Matthias Küntzel mit »Djihad und Judenhaß,. 
Über den neuen antijüdischen Krieg« ein Buch vorgelegt, 
dessen Lektüre ausdrücklich empfohlen sei. Erstmals beschäf- 
tigt sich jemand gründlich und faktenreich mit den Ursa- 
chen und Folgen des antisemitischen Wahns im Islamismus. 
Dies betreibt er jenseits von antiislamischen Pauschalisierun- 
gen, die man zuweilen aus antideutschen Kreisen gewöhnt 
ist - und natürlich fern von jeder Verharmlosung des Antise- 
mitismus. Phase 2 befragte Matthias Küntzel Ende Januar 
zu einigen Schlussfolgerungen, die sich aus den Analysen sei- 
nes Buches ergeben. 


PHASEZ2: In der konkret 11/2001 betonst Du, dass der 
Slogan »Der Hauptfeind steht im eigenen Land« während 
des Il. Weltkriegs angesichts von Auschwitz obsolet wer- 
den musste und schlägst vor, diese Erkenntnis auf die 
heutige Zeit zu übertragen. Du schreibst: »Selbstverständ- 
lich müssen die amerikanische und die britische Politik 
weiterhin kritisiert werden. Jedoch nicht deshalb, weil sie 
die Djihadisten verfolgt, sondern weil sie diese nicht ziel- 
genau und konsequent genug verfolgt.« Was verstehst Du 
unter »zielgenau« und »konsequent« - wie würde eine sol- 
che Kritik en detail aussehen? 

Küntzel: Im Gegensatz zur Interpretation des nazi- 
kompatiblen Anti-Imperialismus kommt meine Untersu- 
chung zu dem Schluss, dass die Rebellion der Djihadisten 
der zerstörerischen Wirkung des Kapitalismus etwas 
Schlimmeres, ein Konzept der Vernichtung, entgegen- 
setzt. Diese Rebellion unterscheidet sich von der NS- 
faschistischen in vielerlei Hinsicht und stellt doch zu- 
gleich deren zeitgenössische Variante dar: Angetrieben 
von einer wahnwitzigen Reinigungs- und Erlösungs- 
mission wollen die Djihadisten die Utopie einer gerecht- 
en islamischen Gemeinschaftsordnung zum Durchbruch 
bringen, was bedeutet, dass zuvor alles Böse - und das 
Böse wird bei ihnen fast ausnahmslos als »jüdisch« 
markiert - vernichtet werden muss. Das Nahziel ihrer 
Politik ist der Rückzug der USA und seiner Verbündeten 
aus der arabischen Welt, um eine pan-arabische Scharia- 
Diktatur erzwingen und Israel auslöschen zu können. 


Aus dieser Einschätzung resultiert meine Position zur 
Außenpolitik der USA. Zwischen ihr und dem Djihadis- 
mus wählen zu wollen, halte ich für verkehrt; schon die 
Zumutung dieser Alternative konterkariert m.E. kritische 
Theorie. Zudem stehen die USA immer vor der Versu- 
chung, Israel zugunsten der ölbesitzenden arabischen 
Staaten fallen zu lassen, wie es unmittelbar nach dem 11. 
September auch geschah. Wer es ablehnt, die Politik der 
USA in Gänze zu affırmieren, arbeitet jedoch dem Isla- 
mismus in die Hände, wenn er die US-Außenpolitik aus- 
gerechnet dann bekämpft, wenn sie mal das Richtige tut 
und Djihadisten verfolgt. Es wäre so, als kritisierte ich die 
Bundesregierung gerade dann und deshalb, weil sie mal 
hinter den Nazis her ist. 

Zur Frage »«zielgenau und konsequent«: Ich fand es 
z.B. richtig, den Iran und den Irak als »Achse des Bösen« 
zu denunzieren. Um die Ölförderländer der arabischen 
Welt nicht zu verschrecken, wollte Bush seinen rhetori- 
schen Vorstoß jedoch nicht exklusiv gegen diese beiden 
Regimes richten. Also wurde ebenfalls Nordkorea zur 
neuen »Achsmacht« erklärt. Dies war bei aller Verrückt- 
heit, die die nordkoreanische Politik auszeichnen mag, 
unangemessen und signalisierte Willkür statt Zielgenau- 
igkeit und Opportunismus statt Konsequenz. Dieser Op- 
portunismus, den die USA wiederholt auch gegenüber 
dem völkischen Agieren Deutschlands an den Tag legten, 
ist aber keine Frage des guten Willens, sondern eine Folge 
der »strukturellen Unfähigkeit« (konkret 11/01) bürgerli- 
cher Gesellschaften, die von ihnen letztlich selbst 
erzeugten Wahnsysteme »zielgenau und konsequent« zu 
bekämpfen. 

Leider hat die Linke den Djihadismus in erster Linie 
anti-imperialistisch interpretiert und sich damit dem 
antisemitischen Wahnsystem angepasst. Dies ist einfach 
nur verrückt. Auch hierfür ein Beispiel: Niemand be- 
schimpfte mich als »linken Bellizisten«, als ich in meinem 
Kosovo-Buch den Krieg, den die bürgerliche serbische 
Armee gegen die »Befreiungsbewegung« UCK führte, als 
notwendig bewertete und lediglich punktuell (wegen 
mangelnder Zielgenauigkeit) kritisierte. Dieselben, die 
mir damals applaudierten, bezichtigen mich heute des 
Verrats und einer Ledernacken-Mentalität, weil ich den 
von der al-Qaida provozierten Krieg der amerikanischen 
Armee gegen die Taliban als ebenso notwendig einstufte 
und ebenfalls nur punktuell kritisierte. Jeder aufgeklärte 
Mensch weiß zwar, dass die UCK im Vergleich zu den 
Taliban oder der al-Qaida als geradezu harmlos eingestuft 
werden kann. Die Linke aber, die offenkundig jeden 
eigenständigen Maßstab für emanzipative Orientierung 


verloren hat, orientiert sich ausschließlich am anti-ame- 
rikanischen Reflex »Der Feind der USA ist mein Freund« 
und wirft somit das antifaschistische Serbien mit den 
rabiatesten Antisemiten der Welt - dem faschistischen 
Irak und den vorkapitalistischen Terrorbanden der Tali- 
ban - in einen Topf. Damit ist jeder aufklärerische Ansatz 
zertrümmert. Ich bezweifle, dass sich die Linke aus die- 
sem politisch-moralischen Sumpf je wieder herausziehen 
kann. 

PHASE2: Wäre die amerikanische und britische (natür- 
lich ebenso die deutsche) Politik nicht in erster Linie dafür 
zu kritisieren, dass sie die Djihadisten jahrelang unter- 
stützt und hofiert haben? 

Küntzel: Wer die westlichen Mächte ernsthaft des- 
halb kritisiert, weil sie die Djihadisten jahrlang hofierten, 
müßte mit der seit dem 11. September geführten Kam- 
pagne gegen die al-Qaida eigentlich einverstanden sein. 
Wenn dies nicht der Fall ist, dient diese Argumentation 
doch wohl in erster Linie dem Ressentiment. 

PHASE2: Du erweckst den Anschein, die USA hätten 
den Anspruch, Antisemitismus zu bekämpfen und würden 
dies nur aus taktischen Gründen unterlassen. Ein Krieg 
gegen Afghanistan oder den Irak wird doch aus anderen 
Motiven geführt, als denen, die wir gut finden könnten. Du 
sagst, es sei ein kritisierbarer Fehler der USA, dass 
Nordkorea in der Achse des Bösen auftaucht. Es scheint 
mir aber logisch zu sein, dass sie auch Nordkorea benen- 
nen - und z.B. in Kolumbien den Antiguerilla-Kampf unter- 
stützen. 

Küntzel: Ich weiß nicht, welche anderen Motive Du 
bei der Befreiung von Kabul vermutest. Die Überwin- 
dung der islamfaschistischen Schreckensherrschaft der 
Taliban und die Zerstörung der djihadistischen Ausbil- 
dungslager und al-Qaida Strukturen in Afghanistan finde 
ich auch dann richtig, wenn bestimmte Vorgehensweisen 
der US-Militärs zu kritisieren sind. Wenn die USA nun 
auch noch eine Pipeline bauen wollten, wäre dies um so 
besser, da hiervon auch die afghanische Bevölkerung 
profitierte. Leider kann ich derartige Pläne nicht erken- 
nen. 

Noch geringer ist meine Hoffnung darauf, dass die 
USA den Antisemitismus jemals angemessen, d.h. radikal 
bekämpften. Und doch sind auf diesem Gebiet die 
Unterschiede zwischen amerikanischer und europäischer 
Politik relevant: So haben die USA im Frühjahr 2002 
Saudi-Arabien und andere arabischen Länder aufgefor- 
dert, die antijüdische Hetze in Zeitungen sowie Rund- 
funk- und Fernsehsendern zu untersagen. Die deutsche 
und europäische Diplomatie hat diese Hetze hingegen 
längst akzeptiert. Als sich im letzten November die 18 
Länder der Arabische Liga in Damaskus darauf ver- 
ständigten, den Wirtschaftsboykott gegen Israel wieder 
aufzunehmen, drohte die US-amerikanische Regierung 
allen inländischen Firmen immerhin harte Strafen an, 
falls sie diesen Boykott befolgten. In Deutschland konnte 
von solch einer Verwarnung keine Rede sein. Nächster 
Punkt: Während die antisemitischen Hizbullah und 
Hamas in den USA schon lange verboten sind, können 
sie in Deutschland weiterhin ungehindert agitieren und 
Geld sammeln. Die EU gab sich sogar damit zufrieden, 
dass der designierte britische Botschafter für den Iran von 
den Mullahs mit der einzigen Begründung abgewiesen 
wurde, dass er Jude sei. Derartige Skandale werden in der 


europäischen Öffentlichkeit mit Ausnahme der britis- 
chen nicht einmal zur Kenntnis genommen. 

Und doch vermittelt die US-Politik den Eindruck, als 
sei es innerhalb der US-Administration nur eine winzige 
Minderheit, die den Topos Antisemitismus auf die Tages- 
ordnung bringt, während Opportunismus und Ignoranz 
besonders im Verhältnis zu Syrien und Saudi-Arabien 
dominieren, ganz zu schweigen von Pakistan, wo nach 
dem Wahlerfolg der Islamisten und unter den Augen ei- 
ner sich ignorant gebenden USA ein Djihad-Führer nach 
dem anderen aus dem Knast entlassen wird. Hier sehe ich 
weder Zielgenauigkeit noch Konsequenz. 

PHASE2: Wenn die USA gegen Islamisten vorgehen, 
dann aber doch nicht aus ideologischen Gründen, son- 
dern um sich selbst zu verteidigen. Islamismus wird nur 
bekämpft, wo er bedrohlich für die USA wird und nicht da, 
wo er antisemitisch oder antiwestlich ist - und das muss 
auch so benannt werden. 

Küntzel: Islamismus ist überall antisemitisch und 
bedroht von überall aus Israel und die USA. Ich fasse 
Deine Frage so auf, dass es unsicher bleiben wird, wie 
lange sich die USA hinter Israel stellen werden und ab 
wann ihre Eigeninteressen in der arabischen Welt gegen 
die Sicherheitsbedürfnisse des jüdischen Staats ausge- 
spielt werden. Ich finde diese Kritik notwendig und 
möchte sie zugleich relativieren: Die Europäische Union 
hat die Frage, ob sie sich im Kampf gegen den Djihadis- 
mus hinter Israel stellt, längst mit einem Nein beant- 
wortet. Dies ist in meinen Augen das Hauptproblem. 

PHASE2: In Deinen Artikeln grenzt Du Dich einerseits 
scharf von Positionen ab, die z.B. in der konkret veröf- 
fentlicht werden. Dort wird nämlich eine Unterscheidung 
zwischen dem Antisemitismus, der kategorisch verurteilt 
wird, und dem Antiamerikanismus, dem eine gewisse 
Existenzberechtigung zugebilligt wird, vorgenommen. 
Andererseits distanzierst Du Dich von Positionen aus dem 
Bahamas-Umfeld, die die Zivilisation, deren Hort die USA 
sei, herbeibomben will. Beides klingt einleuchtend und 
sympathisch vor dem Hintergrund einer linken Debatte, 
die angesichts der eigenen Wirkungsmächtigkeit immer 
schrillere Töne anschlägt. Allerdings bleibt auch nach der 
Lektüre Deines Buches unklar, wo Du Dich selbst 
verortest oder ob Du Dich einer Positionsbestimmung z.B. 
gegenüber dem Irak-Krieg verweigerst, d.h. Deine 
Aufgabe ausschließlich in einer Kritik der verschiedenen 
linken Positionen siehst. So schreibst Du z.B. im Buch »Es 
gibt Schlimmeres als den Krieg. Es sind Schrecken mög- 
lich, von denen nur ein Militäreinsatz befreit.« Ob der von 
Dir beschriebene Djihadismus aber Militäreinsätze im Irak 
rechtfertigt oder wenigstens als kleineres Übel erscheinen 
lässt, bleibt bei Dir offen. 

Küntzel: Ich glaube nicht, dass irgend jemand aus 
dem Bahamas-Umfeld die Zivilisation herbeibomben 
will und empfinde es als anödend, wenn man sich immer 
wieder an ein oder zwei Bahamas-Sätzen, die unmittelbar 
nach dem 11. September geschrieben wurden, festklam- 
mert. Mir gefiel, was die »Antinationale Gruppe Leipzig« 
dazu schrieb: »Die nur menschlich allzumenschliche 
Verzweiflung nach den Anschlägen zum 11. September 
drückt die innere Zerrissenheit einer Leidenschaft aus, 
der schier der Kopf zu platzen droht. Dass man in solch 
einem Moment nicht in die eklige Mottenkiste des 
Antiimperialismus zurückgefallen ist, die der ganze linke 
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Rest und deren deutsche Friedensfreunde wohl für den 
Behälter eines welterklärenden Zaubertranks hält, macht 
einen zwar leider nicht zum Sieger der Geschichte, wohl 
aber zum Retter des emanzipatorischen Gedankens im 
Sinne kritischer Gesellschaftstheorie.« 

Dennoch unterscheidet sich meine Position von der 
der Bahamas besonders in einem Punkt: »Gibt es zwischen 
den Nutznießern und blinden Verteidigern der kapitalis- 
tischen Ordnung und den massenmörderischen Kündern 
ihrer widerspruchsfreien Verewigung in der moralischen 
Gemeinschaft eine Wahl?«, fragte Justus Wertmüller in 
der 40. Bahamas-Ausgabe und antwortet darauf so: »Ja, es 
gibt sie, und wer sie nicht trifft, kann sich nicht mehr 
glaubwürdig abgrenzen von Djihadisten, Globalisierungs- 
gegnern, den Pogromhelden gegen die Miss-World-Wahl 
in Nigeria oder den islamistischen Bürgermilizen in Ant- 
werpen. Gremliza und vielen anderen würde diese vernün- 
ftige Wahl nicht schwer fallen, wäre sie nicht zugleich eine 
für die aktuelle Außenpolitik ausgerechnet der Vereinigten 
Staaten von Amerika.« 

Diese Logik des »entweder-oder« teile ich nicht. 
Absolute Barbarei und kapitalistische Verfasstheit, wie sie 
die USA repräsentiert, stehen sich nicht gegenüber, son- 
dern sind ineinander verstrickt. Solange Kapitalismus 
existiert, droht die Regression in den antiwestlichen Affekt 
und ins blinde Kollektiv - auch in den USA und auch mit- 
tels der Außenpolitik der USA. Die vernünftige Wahl ver- 
läuft m.E. nicht zwischen Islamismus oder USA, sondern 
zwischen einer emanzipatorischen oder einer regressiv- 
faschistischen Antwort auf die Herrschaft des Kapitals. 

Ich möchte diesen Punkt näher ausführen, da er auch 
meine Haltung zur Irak-Frage bestimmt. Bekanntlich 
wird das Individuum durch den Kapitalismus negativ er- 
zeugt, als ein verächtlich gemachtes, verlassenes, erniedrig- 
tes und ausgebeutetes Wesen, während der Kommunis- 
mus es positiv entfalten und seine Entwicklungsmöglich- 
keiten unverstümmelt zur Geltung bringen will. Letzteres 


antisemitischen Topoi wie von unsichtbarer Hand gelenkt 
korrelieren. Der machtpolitisch wichtigste Förderer all 
dieser regressiven Tendenzen ist heute zweifellos Deutsch- 
land mit seinen engsten EU-Verbündeten, die dem 
irakisch-iranischen Regimes in Nibelungentreue die Stan- 
ge halten. Es gibt für die deutschen Außenpolitik keinen 
anderen Ausweg: Alle Hoffnungen der Bundesregierung 
sind jetzt auf eine blutiges Desaster der USA im Irak 
konzentriert. Zur Wahl steht somit: Affırmation oder Zer- 
schlagung der Regimes im Irak und im Iran, Affırmation 
oder Bekämpfung des palästinensischen Djihadismus, 
Affirmation oder Gegnerschaft gegenüber dem antiwest- 
lichen Affekt, der sich mit den Kräften eines eliminatori- 
schen Antisemitismus verknüpft und Israel auf die eine 
oder andere Weise von der Landkarte streichen will. 

Während Hussein und Schröder für die Partei des 
antiwestlichen Ressentiments stehen, die unbedingt 
bekämpft gehört, ist die Rolle der USA im Kontext der 
Befreiung oder des Irak ambivalent. Die Tatsache, dass die 
USA gegen die Internationale des Wahns initiativ werden 
und sich der antisemitischen und faschistoiden Dynamik, 
wie sie das Baath-Regime repräsentiert, entgegenstellen, 
kann ich nur begrüßen. Wie sie in dieser Auseinander- 
setzung agieren, ist zugleich Gegenstand meiner Kritik. 
Ich habe z.B. von Anfang an die fast ausschließliche 
Konzentration auf den Irak, die mir von den Gefahren des 
Islamismus abzulenken scheint und die Verkoppelung die- 
ser Auseinandersetzung mit der Doktrin des Präventiv- 
kriegs kritisiert. Ich halte es allerdings für notwendig, neue 
Maßstäbe für eine eigenständige, nicht anti-amerikanische 
Kritik zu entwickeln, die sich vom dominanten Antikapi- 
talismus, der völkisch und faschistoid argumentiert, voll- 
ständig trennt. 

PHASEZ2: In der jungle World 49/2002 schreibst Du, 
nach 1945 habe sich das antisemitische Zentrum aus 
Deutschland in die arabische Welt verschoben. Alle 
Umfragen in diesem Land ergeben aber, dass sich das 


»DABEI IST DER DJIHADISMUS HEUTE NUR DIE SPEERSPITZE DER 
REGRESSIVEN ANTWORT AUF DAS KAPITAL.« 


zu verhindern und jegliche Individualität zu zerstören ist 
aber Zweck der baathistischen wie auch der islamistischen 
Ideologie. Während sich »das Humane als Sinn für die 
Differenz bildet«, wie Adorno es formulierte, gebärdet 
sich die fundamental antiwestliche Ideologie des völki- 
schen Anti-Imperialismus gerade deshalb so inhuman und 
regressiv, weil sie die Differenzierung, die »Ich« heißt, 
widerufen und im blinden Kollektiv - Partei, traditionelle 
Familie, Ständeordnung oder Religion - wieder auslö- 
schen will. Wer den emanzipatorischen Antikapitalismus 
retten will, wird sich von dieser globalen Konterrevolution 
uneingeschränkt abgrenzen und diese Abgrenzung bei 
allen Entscheidungen der Tagespolitik berücksichtigen 
müssen. 

Dabei ist der Djihadismus heute nur die Speerspitze 
der regressiven Antwort auf das Kapital. Er wird nicht nur 
von einigen Millionen aufgehetzter Islamisten unterstützt 
sowie hinsichtlich der Angriffe gegen Israel vom Gros der 
arabischen Welt. Eine weitere Bastion stellt die Bewegung 
der Globalisierungsgegner dar, deren Feindbilder mit den 


»antisemitische Zentrum« nie aus Deutschland wegbe- 
wegt hat und nur aufgrund der Besatzungspolitik bis 1989 
im Zaum gehalten werden konnte. Bist Du nicht der Mei- 
nung, dass solche Behauptungen als den Holocaust ver- 
harmlosende rezipiert werden könnten? 

Küntzel: Adornos Imperativ fordert dazu auf, alles zu 
tun, damit sich etwas mit Auschwitz Vergleichbares nicht 
wiederholt. Er fordert nicht dazu auf, immer dann die 
Augen zu verschließen, wenn Antisemitismus, wie etwa 
im Frühjahr 2002, jenseits der deutschen Grenzen noch 
brachialer tobt als diesseits dieser Grenzen. Derzeit geht 
die Hauptgefahr für die in Israel lebenden Juden nicht 
von Deutschland aus. Horst Mahler, dessen Antisemitis- 
mus mit dem der syrischen oder irakischen Staatsführung 
identisch ist, ist nicht Bundeskanzler. Und eine Fernseh- 
serie, die auf den »Protokollen der Weisen von Zion« 
basiert, könnte hierzulande nicht mal im Privatfernsehen 
ausgestrahlt werden. In den palästinensischen Autono- 
miegebieten, aber auch in den Moscheen von Saudi-Ara- 
bien oder Ägypten werden demgegenüber allwöchentlich 
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Juden mit Tieren verglichen, Juden zum Mord freigege- 
ben und die Auslöschung Israels propagiert. In meinen 
Augen ist es falscher Germanozentrismus und schwer 
erträgliche Heuchelei, wenn ausgerechnet Auschwitz zum 
Vorwand genommen wird, um den Blick von diesen 
Realitäten abzuwenden. 

PHASEZ2: Ein antisemitisches Zentrum bemisst sich ja 
nicht nur daran, wie stark die Gefahr ist, die davon für 
Israel ausgeht. Das hat ja auch was mit geographischen 
Fragen zu tun. Ein antisemitisches Zentrum hat sich 
sicherlich nach '45 und auch schon davor dort entwickelt 
- aber nie wirklich aus Deutschland verlagert, Möllemann 
würde ja auch so agieren wie die Palästinenser und hat 
damit in Deutschland viel Zustimmung gefunden. Die 
Deutschen würden in so einer Situation wie die der Paläs- 
tinenserInnen viel antisemitischer agieren. Die Behaup- 
tung der Verlagerung nimmt doch die Deutschen in Schutz 
- als ob der Antisemitismus umgezogen wäre. 

Küntzel: Mit »antisemitischem Zentrum« ist bei mir 
das Zentrum eines eliminatorischen Antisemitismus ge- 
meint, basierend auf jener antijüdischen Weltverschwö- 
rungstheorie, wie sie in den »Protokollen der Weisen von 
Zion« erfunden worden ist. Vor diesem Hintergrund 
besteht m.E. der eigentliche Skandal darin, wie sich 
Deutschland innerhalb der EU und gegenüber Israel 
positioniert: Israel partiell zu boykottieren und die Paläs- 
tinenser fortwährend zu hofieren. Wie Deutschland den 
Antisemitismus dort fördert, legitimiert und in Schutz 
nimmt - medial, politisch, ökonomisch -, das sollte im 
Mittelpunkt der Kritik stehen. 

PHASE2: Warum übernahm die islamistische Bewe- 
gung Elemente des deutschen Nationalsozialismus? 

Küntzel: Die Faszination, die Nazi-Deutschland in 
den dreißiger- und vierziger Jahren auf ein großen Teil 
der arabischen und islamischen Bewegung ausübte, hing 
mit verschiedenen Faktoren zusammen. Erstens hatte 
sich Deutschland von »Versailles« eben so befreit, wie sich 
die damalige arabische Welt von ihrem halbkolonialen 
Status befreien wollte. Zweitens hatten Großbritannien 
und Frankreich Anfang der zwanziger Jahre die arabis- 
chen Freiheitsbewegungen verraten und die Region unter 
sich aufgeteilt. Damit bot sich Deutschland als neue An- 
lehnungsmacht an, zumal Wilhelm II. schon im I. Welt- 
krieg den Moslem gemimt und zum Djihad gegen die 
Briten aufgerufen hatte. Drittens war die arabische Welt 
vom deutschen Konzept einer vorpolitischen Nationsbil- 
dung fasziniert. Viertens aber wurde die kollektive Iden- 
tität sowohl in Nazi-Deutschland wie auch im Islamismus 
durch Hass und Wutaffekte gegen Juden konstruiert, wie 
die Quellen, die ich in meinem Buch anführe, belegen. 

PHASE2: Du schreibst in der Einleitung zum Buch: 
»Hunger, Unterdrückung und Unterentwicklung können 
der Nährboden für einen Terrorismus der Verzweiflung 
sein. Beim Islamismus der al-Qaida oder der Hamas ha- 
ben wir es aber nicht mit Verzweifelten zu tun, die spontan 
auf unmittelbare Zwangslagen reagieren. Hier agieren 
Weltanschauungskrieger, Menschen mit einem rigorosen 
ideologischen Programm.« Diese Charakterisierung, die 
wohl auf jeden deutschen Wehrmachtssoldaten zutrifft, 
erscheint nach der Lektüre Deines Buches, welches sich 
hauptsächlich den Schriften und Taten der Chefideologen 
widmet, auf den ersten Blick plausibel. Allerdings stellt 
sich die Frage, wie es sich mit den »ganz normalen« 


Anhängern des Islamismus verhält. Diese sind zumeist 
von »Hunger, Unterdrückung und Unterentwicklung« be- 
troffen. Ob bei diesen der Antisemitismus weit verbreitet 
und tief verankert ist, ob er sich mehr aus dem Nahost- 
Konflikt speist oder eine davon unabhängige Weltan- 
schauung ist, bleibt in deiner Studie ausgeblendet. 

Küntzel: Ich möchte an dieser Stelle lediglich auf ei- 
nen Umstand hinweisen, der im Buch wesentlich stärker 
zum Tragen kommt: dass nicht nur Armut den Islamis- 
mus befördert, sondern auch umgekehrt die islamistische 
Ideologie gesellschaftliche Armut produziert. 

PHASE2: Wie schätzt Du da die Antiglobalisierungsbe- 
wegung ein? Enthält sie nicht Elemente von beidem, der 
regressiven und der fortschrittlichen Richtung? 

Küntzel: Gegenfrage: Hat »Phase 2« die »Phase 1« 
tatsächlich überwunden? Die altlinken, antiimperialistis- 
chen Reflexe in der Antiglobalisierungsbewegung gehen 
doch mit den neu-rechten längst konform: Globale Inti- 
fada, Volkstum vs. Globalismus, Kampf dem »judäo- 
amerikanischen Imperium« usw. usf. Die Hamas wird als 
Befreiungsbewegung gefeiert und keineswegs als jene 
islamfaschistische Bewegung, die sie ist und von der sich 
die Palästinenser distanzieren müssen, wenn sie eine Zu- 
kunft haben wollen. Von derartigen Positionen kann man 
sich doch nur mit Grausen absetzen. 

PHASE2: Die Antiglobalisierungsbewegung wird von 
manchen sogar als Stichwortgeber für Antisemitismus 
und Antiamerikanismus gesehen, die diesen antiwestli- 
chen Prozess sogar noch vorantreiben würden - man 
müsse sie deswegen besonders bekämpfen. Meine 
Gegenthese: Sie sind nur Ausdruck dessen, was sowieso 
in der Gesellschaft virulent ist, sie sind nicht antisemitis- 
cher als die restliche Gesellschaft und deswegen nicht 
stärker anzugreifen. 

Küntzel: Hast Du da nicht gerade eine ziemlich ver- 
nichtende Kritik formuliert? Diese Bewegung setzt sich 
in der Tat nicht ab von dem, was unter Deutschen viru- 
lent ist, sondern verstärken das Ressentiment. Ob sie 
schlimmer sind als der Rest der Gesellschaft? Gewiss sind 
viele junge Leute dabei, die von guten Wünschen getrie- 
ben werden. Tatsache ist aber auch, dass eine von Horst 
Mahler geführte Demonstration unter dem Motto 
»Befreiung für Palästina« irrelevant ist im Vergleich zur 
Mobilisierung von GlobalisierungsgegnerInnen, die das- 
selbe unter dem Motto eines »antizionistischen Antifa- 
schismus« propagieren. Gut meinende und Völker ro- 
mantisierende Antikapitalisten können Israel und der 
Sache der Emanzipation weitaus mehr schaden, als bösar- 
tige, aber isolierte Faschisten. Nicht umsonst ziehen Nazis 
inzwischen die Bühne, die die Globalisierungskritiker 
ihnen bieten, der eigenen Bühne vor. So ist z.B. die NPD- 
Jugend mit www.antiglobalisierung.de genau auf diese 
Schiene eingeschwenkt - weil dieses Logo eine Wirkungs- 
macht hat, die heute bis ins Bundeskanzleramt reicht. 

PHASE2: Wir danken Dir für das Gespräch. 


Das Interview wurde vom Bündis gegen Rechts (BgR) 
Leipzig geführt. 


Das besprochene Buch »Djihad und Judenhaß. Über den 
neuen antijüdischen Krieg« erschien.2002 im Freiburger Ca 
Ira-Verlag und ist für 13,50 Euro im Handel erhältlich. 


Europäischer und 
arabischer Antisemitismus 


VERSUCH EINER DIFFERENZIERUNG 


as antijüdische Ressentiment gleicht dem von ihm 

geschaffenen »ewigen Juden«, es durchwandert die 

Geschichte seit Jahrhunderten. Es erwies sich als 
wandlungsfähig und verließ mit der Aufklärung die reli- 
giöse Sphäre in die der Wissenschaften, um schließlich in 
der Ökonomie seine Projektionsfläche zu finden. Vieles 
spricht dafür, es als prototypisches Ressentiment des christ- 
lichen Europas zu sehen, das sich seither in allen anderen 
Ressentiments perpetuiert. Auch als mit der Shoa der 
radikalste Ausdruck des Ressentiments seine Dimensio- 
nen der Welt offenbarte, verschwand es nicht. Die leise 
humanistisch-revolutionäre Hoffnung, Auschwitz habe 
das »Philosophem von der reinen Identität als dem Tod« 
(Adorno 1993) bestätigt und die Menschheit durch diese 
Erkenntnis zur Emanzipation von den Dingen gebracht, 
wurde nicht erfüllt. Der im Stande der Unfreiheit ent- 
wickelte pragmatische Gedanke des Zionismus, in einem 
eigenen Staat seien die Juden geschützt und das Thema 
gewissermaßen durch einseitigen Rückzug »aus der 
Welt«, sollte sich als Irrtum erweisen. 

Flohen die Juden einst vor dem Antisemitismus nach 
Palästina und gründeten Israel, so hat sie das Ressenti- 
ment im Zuge des israelisch-arabischen Konfliktes 
schließlich eingeholt. Nach 1967 hat die vermeintlich 
antiimperialistisch-antikoloniale Rhetorik den Antisemi- 
tismus in der Zusammenführung der Begriffe »Imperia- 
lismus«, »Kapitalismus« und »Judentum« als »Antizionis- 
mus« progressiv codiert. Davor, dass Antisemitismus im 
Antizionismus enthalten sei »wie das Gewitter in der 
Wolke«, warnte Jean Amery bereits 1969 die deutsche 
und die französische Linke. Trotzdem hat sich die Paläs- 
tina-Solidarität nie gescheut, noch die dümmsten Mär- 
chen des arabischen (und vornehmlich sowjetischen) An- 
tizionismus zu reproduzieren. Die jüngste Wiederkehr 
dieses Antizionismus vollzog sich zurecht in den grotes- 
ken Akten der Möllemann-Karsli-Operette. 

Antisemitismus ist längst zur Waffe im Arsenal der 
politischen Gegner Israels geworden. Seine aus Europa 
importierten Stereotypen, Schriften und Funktionswei- 
sen kehren in der arabischen Propaganda wieder: von der 
Ritualmordlegende über die »Protokolle der Weisen von 
Zion« bis zu Hitlers »Mein Kampf« und den revisionisti- 
schen Schriften Robert Faurissons oder Roger Garaudies. 
Die Darstellung israelischer Politiker als »Blutsäufer« in 
der Tagespresse zeugt ebenso von seiner derzeitigen Kon- 
junktur im arabischen Raum wie die Beliebtheit der anti- 
semitischen ägyptischen Fernsehserie »Reiter ohne 


Pferd«', die mittlerweile zu diplomatischen Protesten seit- 
ens Israel geführt hart. 


Thema mit Variationen 


Die Renaissance des Antisemitismus im arabischen Raum, 
wo zunehmend sogar die antizionistische Kaschierung 
wegfällt, zeigt: Der antisemitische Diskurs ist durchaus 
transferierbar, nicht nur durch die Zeit, sondern auch 
über religiöse, kulturelle und geographische Grenzen hin- 
weg. Und er ist prinzipiell möglich: Das Gegenargument, 
ein »semitisches Volk« könne quasi aus seiner Natur her- 
aus nicht antisemitisch agieren, affırmiert nicht nur ras- 
sistisches Denken, da es seinen Konstrukten aufsitzt - das 
Ressentiment bedarf generell einer Konstruktion, keiner 
wissenschaftlichen Grundlage; und auch der durchaus 
vorhandene Rassismus gibt noch keine Auskunft über die 
Existenz oder Bedeutung von »Menschenrassen« - es un- 
terschlägt auch, dass der Antisemitismus sich historisch 
immer gegen Juden gerichtet hat, nicht gegen die eben- 
falls im sprachgeschichtlichen und später rassentheoreti- 
schen Diskurs als semitisch definierten Araber. Die im 
Schlussprotokoll der »Antirassismuskonferenz« im südaf- 
rikanischen Durban formulierte Verurteilung des Antise- 
mitismus ist ein aktuelles Beispiel der Bösartigkeit dieser 
Affirmation (bereits im Vorfeld hatten arabische NGOs 
gegen den Protest afrikanischer oder indischer Gruppen 
den Nahostkonflikt in den Mittelpunkt der Konferenz 
gerückt). Der Verurteilung wird dort angefügt, die größ- 
ten Opfer des Antisemitismus seien heute die arabischen 
Völker. Damit wird den Juden abgesprochen, Opfer einer 
historisch spezifischen Repression zu sein. Solcherart 
»Geschichtsraub« dient ähnlich der von Omar Kamil 
untersuchten Holocaustleugnung im arabischen Raum 
vor allem dazu, die Katastrophe des Holocaust als das 
zentrale zionistische Argument zu entwerten. 


Die Spur des Transfers 


Die heutige Präsenz antisemitischer Ressentiments im 
arabisch-islamischen Raum legt nahe, diesen Import einer 
Ideologie aus dem christlich-europäischen Kulturraum in 
den islamisch-arabischen auf seine Differenzen hin zu 
untersuchen. Auch ein diskriminierender Diskurs wird 
von den gesellschaftlichen und historischen Vorausset- 
zungen seiner Träger beeinflusst. Eine einfache Glei- 
chung zwischen der europäischen Tradition des Juden- 
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hasses und seiner »islamischen« Erscheinungsform wäre 
nivellierend. Bereits innerhalb Europas ist zu verzeich- 
nen, wie sich z.B. der französische, russische und deut- 
sche Antisemitismus im späten 19. Jahrhundert zwar 
parallel formierten, die jeweilige Nationalgeschichte aber 
mit Blum, Stalin und Hitler längerfristig zu sehr ver- 
schiedenen Ergebnissen führte. 

Auch gerät das Sprechen über »die islamische Welt« 
vom europäischen Sprechort aus schnell selbst zum Res- 
sentiment. Die Gratwanderung zwischen notwendiger 
Religionskritik und chauvinistischem Ressentiment miss- 
lingt zumal dann, wenn die Konstruktion einer »west- 
lichen Identität« jede Kritik der Moderne unterbindet. 

Eine Analyse muss Analogien benennen und Diffe- 
renzen wahrnehmen können. Bereits am Beispiel des 
»Geschichtsraubes« lassen sich aus den jeweiligen Motiva- 
tionen erste Ansatzpunkte zur Differenzierung ziehen. 
Deutschen Revisionisten geht es darum, die Täter zu ent- 
lasten, indem sie die Shoa relativieren oder gleich ganz 
leugnen; im arabischen Raum soll damit eher die Legiti- 
mation Israels als Konsequenz der Vereinten Nationen 
aus der Shoa in Frage gestellt werden. Ein weiterer Unter- 
schied besteht in den Umständen, unter denen das 
Ressentiment sich artikuliert: Zu keinem Moment der 
verschiedenen Phasen europäischer Judenverfolgung wa- 
ren die christlichen Verfolger mit einem Staat oder einer 
tatsächlichen jüdischen Autonomie, geschweige denn ei- 
ner Militärmacht konfrontiert. Das Pogrom entsprang 
den Projektionen des Mobs. Der arabische Antisemitis- 
mus kann dagegen auf tatsächliche politische und soziale 
Konflikte verweisen. Diese Differenzen dienen nicht 
dazu, ihn zu entschuldigen, sind aber zu begreifen, um 
die Verbreitung des Ressentiments plausibel zu machen. 
Im Gegensatz zu den spezifisch europäischen Anklagen 
des »Gottesmords«, der »Hostienschändung« oder der 
»Rassenvergiftung« stellen die arabischen Niederlagen, 
die nakba, die Diskriminierung der israelischen Araber 
oder das Land- und Wasserproblem, Erfahrungen dar, an 
denen das Ressentiment eine scheinbar rationale Bestäti- 
gung findet. Antisemitismus bedarf zwar dieser Bestäti- 
gung nicht, er kommt ohne empirische Juden aus. Die 
Existenz des Nahostkonflikts hat aber als Ticket seiner 
Verbreitung in der arabischen Welt fungiert. Vor diesem 
Hintergrund ist erklärbar, warum anders als im christli- 
chen Europa Judenhass als Massenphänomen im arabis- 
chen Raum erst in den letzten Jahrzehnten relevant ge- 
worden ist. 


Kreuzzüge 


Im Gegensatz zur christlich-jüdischen war die islamisch- 
jüdische Geschichte lange durch eine enge und weitge- 
hend friedliche Verbindung geprägt. Der Islamwissen- 
schaftler Morabia spricht hinsichtlich der gemeinsamen 
»klassischen Epoche« bis zu den Kreuzzügen und nach 
Jahrhunderte langer Agonie - dem beidseitigen Hervor- 
treten als Nationalbewegungen des 19. Jahrhunderts aus 
dem Schatten christlicher Dominanz - gar von einer jü- 
disch-islamischen Symbiose: »Man ist verblüfft über die 
Übereinstimmung des jüdischen und moslemischen Ver- 
falls im arabisch-islamischen Orient am Ende des Mittel- 
alters wie über die Gleichzeitigkeit des Aufblühens der jü- 


dischen und moslemischen Kultur zu Beginn der osma- 


nischen Ära.« Er sieht darin einen »zusätzliche(n) Beweis 
für die Bindung beider Kulturen an denselben politisch- 
sozialen Kontext«. Diese Übereinstimmung in Blüte und 
Verfall trat dort zutage, wo Moslems und Juden gemein- 
sam lebten. Der Umstand, dass die großen sephardischen 
Gemeinden in den zionistischen Debatten kaum eine 
Rolle spielten, resultierte aus dieser Realität in den mos- 
lemischen Ländern. Sicher war, wie Robert $. Wistrich 
einwendet, das »goldene Zeitalter« von Islam und Juden- 
tum keineswegs nur »golden«; die Konflikte und Repres- 
sionen unter islamischer Herrschaft sind aber nicht mit 
denen unter christlicher Ägide vergleichbar. Im Abend- 
land zeigte sich schon früh eine andere Realität: Das dem 
Christentum über die Gottesmordlegende innewohnende 
antijüdische Moment führte zur »Kreuzzugsideologie« 
des 11. Jahrhunderts, »im Zeichen des Kreuzes wurden 
ganze Gemeinden ausgerottet« (Wirth 1991). (Übrigens 
ist erstaunlich, dass die in der Kreuzzugsmetaphorik eines 
protestantischen US-Präsidenten mit teilweise funda- 
mentalchristlicher Wählerklientel mitschwingende anti- 
jüdische Latenz nicht bemerkt wurde.) 

Auch andere antijüdische Exzesse des Christentums 
wie Vertreibungsedikte, Zwangstaufen und Konvertiten- 
verfolgungen finden kaum Entsprechung im jüdisch- 
moslemischen Verhältnis. Später war die Religionspolitik 
der »Hohen Pforte« wesentlich toleranter als die der 
christlichen Kolonialmächte, denn das Osmanische 
Reich als größte islamische Macht bis in die Moderne hi- 
nein hatte ein anderes Herrschaftsverständnis als Europa. 
In den islamischen Ländern »gehörte vor ihrer Durch- 
dringung mit westlichen Vorstellungen von Nationalis- 
mus und Patriotismus die Grundloyalität der eigenen 
religiösen Gemeinde und erst die politische Untertanen- 
pflicht dem Staat« (Lewis 1987). Trotz einer vergleichs- 
weise aggressiven Missionshaltung des Islam und juden- 
feindlichen Passagen im Koran war ein über Jahrhunderte 
sich erhaltender und sich ständig modernisierender Ju- 
denhass anders als im Christentum kein dominantes 
Merkmal islamischer Gesellschaften. 


A political turn... 


Das Auftauchen von Antisemitismus »europäischen Stils« 
im Nahen Osten Anfang des 20. Jahrhunderts wurde von 
nichtislamischen Demagogen - Christen und Kolonialbe- 
amten - befördert. So versprach sich beispielsweise die 
englische Propaganda nach der jungtürkischen Revolu- 
tion von 1908 eine Schwächung des Kriegsgegners, in- 
dem sie die Erhebung als eine »jüdische Verschwörung« 
darstellte. Später, in der Phase der arabischen Kollabora- 
tion mit NS-Deutschland war der ideologische Einfluss 
des Antisemitismus offensichtlich, geleitet wurde diese 
Kollaboration aber von politischen Interessen: dem Pan- 
arabismus und der Befreiung von der Kolonialherrschaft. 
Der Antisemitismus stellte eine ideologische Brücke zwi- 
schen den strategischen Interessen der Achsenmächte 
und dem Unabhängigkeitsstreben der Araber dar, er war 
nicht die Triebkraft für das Bündnis. 

Der große äußere Einfluss auf die arabische Ideologie- 
bildung ist auch an ihrer jeweiligen Einschätzung des 
Zionismus ablesbar. Galt dieser im Hinblick auf die fa- 


schistischen Verbündeten in den 1940er Jahren noch als 
eine kommunistische Bedrohung, so änderte sich die 


Haltung in den sechziger Jahren unter Einfluss der 
Sowjetunion: Zionismus galt jetzt selbst als faschistisch. 
(Bishara 2000) Die Verdächtigung, im Dienste verschie- 
denster äußerer Mächte zu stehen, wurden dem Zionis- 
mus das 20. Jahrhundert hindurch immer abhängig von 
der jeweiligen politischen Weltlage zugeschrieben: »Zu 
Anfang waren es entweder Frankreich oder Deutschland, 
später Großbritannien oder die Sowjetunion, in der 
Gegenwart sind es die Vereinigten Staaten.« (Lewis 1987) 
Überhaupt wesentlich belastet wurde das jüdisch-islamis- 
che Verhältnis also erst mit Beginn der Moderne. Vom 
historischen Standpunkt aus kollidierten in der nahöstli- 
chen Geschichte zunächst Panarabismus und Zionismus, 
nicht Antisemitismus und Juden. Dann aber kam es zu 
jener innerarabischen Dynamik, in der der Antizionis- 
mus eine stabilisierende Funktion haben konnte. Gegen 
Israel konnte man sich innen- und außenpolitisch profi- 
lieren: »Vor der UNO pflegten (die arabischen Staaten) 
die antizionistische Rhetorik, um dem Westen eins aus- 
zuwischen und ihn angesichts der israelischen Besat- 
zungspolitik moralisch unter Druck zu setzen. Dieses Ce- 
terum censeo stärkte das antiimperialistische Profil und 
kostete wenig.« (Claussen 1992) Innenpolitisch übernah- 
men diverse arabische Herrscher das repressive Moment 
des Antisemitismus als Herrschaftsideologie nach europä- 
ischem Vorbild. Der politische Konflikt geriet zum »Mas- 
senbetrug«. 

In »Treibt sie ins Meer...«, dem antisowjetisch moti- 
vierten, in seiner Analyse des Orients aber erstaunlich dif- 
ferenzierenden Standardwerk der achtziger Jahre beo- 
bachtete der US-Orientalist Bernard Lewis, dass die Ein- 
flüsse des europäischen Antisemitismus »sowohl durch 
ihr Beispiel als auch durch planmäßige Propaganda den 
Boden für den neuen arabischen Antisemitismus bereit- 
et« haben. Diese »Islamisierung des Antisemitismus« setz- 
te aber erst in der jüngsten Vergangenheit, im Schatten 
des Aufstiegs der Moslembruderschaften zu einem innen- 
politischen Faktor in den arabischen Staaten ein. Ein 
Indikator für die Rolle des israelisch-arabischen Konflik- 
tes in der sukzessiven Durchsetzung des neuen Phäno- 
mens ist, dass das Leben der arabischen Juden erst in sei- 
nem Schatten massiv beeinträchtigt wurde, also wie im 
Irak ab 1948 und endgültig nach 1967. 

In den letzten Jahren war Antisemitismus Bestandteil 
des erstarkenden religiösen Fundamentalismus und hat - 
forciert durch den Niedergang der Sowjetunion und des 
arabischen Nationalismus - den Platz des Antizionismus 
eingenommen. Im Gegensatz zur europäischen Ge- 
schichte aber ist die Verbreitung des islamischen Antise- 
mitismus vor allem nach 1967 zunächst als Kriegsfolge zu 
sehen. Der Hintergrund ständiger Konfrontation, die es 
in der europäischen Geschichte in dieser Form zu keinem 
Zeitpunkt gab, kann bei einer Untersuchung der Genese 
des arabischen Antisemitismus nicht ausgeblendet wer- 
den. Vor allem ist eine Abgrenzung von der europäischen 
oder gar deutschen Tradition notwendig, eine einfache 
Analogie wäre hier ahistorisch. Es besteht eher die Mög- 
lichkeit, dass der Antisemitismus derzeit eine weitere 
Wandlung erfährt und eine spezifisch islamische Gestalt 
annimmt. Glaubte Lewis in den achtziger Jahren den 
Unterschied hinsichtlich der jeweiligen Haltung zur 
Nahostkrise in die These fassen zu können, »für christli- 
che Antisemiten ist das Palästinaproblem ein Vorwand 


und ein Ventil für ihren Haß, für moslemische Antisemi- 
ten ist es die Ursache«, so hat der antisemitische Diskurs 
längst eine innerislamische Eigendynamik entwickelt, die 
auch auf das europäische Importgut nicht länger ange- 
wiesen ist. Jetzt besteht die Gefahr, dass es seiner 
Verkopplung mit dem Nahostkonflikt nicht mehr bedarf 


oder diesen gar überdauert. 
Transferverluste und Einbettung 


Der im Rahmen europäischer Betrachtungen oft zum 
Schema reduzierte »arabisch-islamische Kulturraum« hat 
sich also mit dem Antisemitismus eines europäischen 
Phänomens angenommen, bettet es aber in eine andere 
Tradition ein. Bleibt die Frage, ob der arabische Antise- 
mitismus nicht gesellschaftlich die gleiche Funktion er- 
füllt, wie er es in seiner Konstitutionsphase im Europa 
des ausgehenden neunzehnten Jahrhunderts tat. Die Aus- 
dauer, mit der arabische Herrscher von eigenen innen- 
und außenpolitischen Desastern mit dem Verweis auf Is- 
rael ablenken, weist Israel nach dem klassischen Sünden- 
bockprinzip eine Funktion als »Jude unter den Staaten« 
zu. Ebenso lassen sich im Diskurs des arabischen Natio- 
nalismus über Israel Analogien zu jenem Diskurs über 
Juden erkennen, der im Rahmen der europäischen Natio- 
nalstaatenbildung des 19. Jahrhunderts stattfand. Und 
schließlich bietet auch die berechtigte Kritik am »Westen« 
und den USA sowie Israel als eines Teils derselben » Welt- 
verschwörung« dem »Ressentiment von Unten« eine weit 
offene Flanke. Wie schnell fehlgeleitete Kapitalkritik da- 
bei antisemitische Konnotationen aufweist, hat die euro- 
päische Geschichte hinlänglich vorexerziert. 


Glück ohne Macht 


Dieser Vergleich stößt aber auch an seine Grenzen. Denn 
neben seiner historischen Tradierung gilt der europäische 
und vor allem der deutsche Antisemitismus als ein Pro- 
dukt der Dialektik der Aufklärung. Nach Horkheimer 
und Adorno resultiert er aus der Diskrepanz des aufkläre- 
rischen Glücksversprechens zur Totalität kapitalistischer 
Vergesellschaftung. Das in der Entfremdung deformierte 
Subjekt projiziert seine Enttäuschung auf jene, an denen 
sich vermeintlich das zentrale Versprechen der Moderne 
erfüllt hat: »Glück ohne Macht« (Adorno 1993) lautete 
die Anklage der Antisemiten gegen die Juden. Denn be- 
kamen sie schließlich auch Bürgerrechte gewährt, so blie- 
ben sie doch weiter von der direkten administrativen oder 
militärischen Staatsgewalt ausgeschlossen, und von daher 
schien ihre Emanzipation nicht erklärbar. Aus der Uner- 
träglichkeit, die der Gedanke, dem Menschen könne 
Freiheit auch ohne Partizipation an Gewalt gewährt wer- 
den, für das selbst unterdrückte Subjekt hatte, wuchs der 
Wahn, die jüdische Macht sei eine Verborgene - sie liege 
im jüdischen Intellekt, im jüdischen Körper und sei 
durch Konspiration mit der neuen Form der kapitalisti- 
schen Ökonomie verwoben. Die reale Machtlosigkeit der 
Masse der europäischen Juden wandelte sich in das anti- 
semitische Hirngespinst einer jüdischen Übermacht. Das 
religiöse Ressentiment gerierte in der Ausbildung der 
bürgerlichen Gesellschaft zur »Denkform« (Haury 1992). 
Claussen bezeichnet den modernen Antisemitismus als 
negative Utopie, als einen Code, »mit dem sich die Men- 
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schen gegenseitig bestätigen, daß Emanzipation weder 
möglich noch wünschenswert sei.« Dies mag vor allem 
die Rolle erklären, die Antisemitismus heute in reaktionä- 
ren religiösen Strömungen spielt, die ihren Anhängern 
meist selbst die Hölle auf Erden bereiten. Der auf das 
jüdische Bürgertum Europas geprägte Vorwurf »Glück 
ohne Macht« ist aber auf den Blick der arabischen Staaten 
auf Israel nur begrenzt übertragbar. Tatsächlich blieb Isra- 
el auch nach Verwirklichung der zionistischen Utopie 
»Glück« im Sinne von Frieden verwehrt. Die Shoa über- 
standen und eine jüdische Renaissance in Israel geschaf- 
fen zu haben, regt möglicherweise manche Verschwö- 
rungstheorie an, aber von einem »Glückszustand« spre- 
chen angesichts des permanenten Ausnahmezustandes in 
Israel selbst die größten Neider nicht. Israel wusste 
zudem das versagte historische Glück durch militärische 
Macht zu kompensieren. Die Umkehrung der Formel 
»Macht ohne Glück« dürfte im islamischen Raum heute 
andere Projektionen hervorrufen als »Glück ohne Macht« 
während der Konstitution des bürgerlichen Europa. Auch 
die gesellschaftliche Totalität der Verdinglichung weist im 
»Westen« eine ganz andere Dimension auf. Erkenntnisse 
einer Kritik der westlichen Moderne auf Gesellschaften 
zu projizieren, in denen diese nicht oder anders kanon- 
isiert wurde, bzw. in denen man sich sogar offen von ihr 
abzukehren beginnt, ist fragwürdig. 

Claussen hatte bereits an Poliakovs innereuropäischer 
Genealogie des Antizionismus kritisiert, er greife »die 
grotesken Blüten dieser synkretistischen, geschichtslosen 
Ideologie auf, aber sein geistesgeschichtliches Suchen an 
den Quellen der französischen Aufklärung und der Marx- 
schen Theorie stellt eine intellektuelle Kontinuität her, 
die seinem eigenen soziologischen Wissen widerspricht.« 
Claussen selbst weist dagegen auf die akute Wirkung des 
»politisch-militärischen Dilemma(s) des Nahen Ostens« 
und seine innenpolitischen Konstellationen hin, die mehr 
zur Wiederkehr jener »Gespenster der Vergangenheit« 
und »Idiosynkrasien« beitrügen als die Ausfälle der Klas- 
siker. 

Dieses »soziologische Wissen« hinsichtlich innerge- 
sellschaftlicher Prozesse sollte in der Diskussion des isra- 
elisch-palästinensischen Konfliktes mehr aktiviert wer- 
den, um Ursache und Wirkung des Antisemitismus in 
diesem Konflikt schärfer von den europäischen Vorlagen 
zu trennen. Ein Ausblenden der differierenden gesell- 
schaftlichen und historischen Situationen im Vergleich 
zum historischen Rahmen der Shoa wäre spiegelbildlich 
zu einer Ignoranz, wie sie jene palästinensischen Kader 
und vor allem ihre deutschen Unterstützer an den Tag le- 
gen, wenn sie den Antisemitismus ihrer Klientel schlicht 
leugnen. So geschehen bei Jürgen Möllemann oder dem 
damaligen AstA der Hamburger »Hochschule für Wirt- 
schaft und Politik«, der nach Ausbruch der zweiten Inti- 
fada ausgerechnet den arabischen Nationalchauvinisten 
Kharam Khella als Referenten geladen hatte. 


Ausfälle 


Manche Betrachtung »des Islam« und die Weigerung, 
historische und gesellschaftliche Unterschiede gegenüber 
Europa im gemeinsamen Phänomen Antisemitismus 
wahrzunehmen, zeugen selbst von einem gravierenden 
Ausfall der Reflexion. Differenzierungen auch zu denken 


und die Besonderheiten des Betrachteten wahrzunehmen, 
ist ein zentraler Anspruch kritischer Theorie. Auch das 
Wissen, dass nach Auschwitz durch jeden Antisemitis- 
mus die Vernichtungsdrohung hindurchscheint, entbin- 
det nicht davon, zwischen seinen verschiedenen Formen 
und den Handlungs- und Sprechorten der Akteure zu 
unterscheiden. Dazu ist es an der Kritik Israels stets mit- 
entscheidend, aus welcher Perspektive diskutiert wird. 
Die Vehemenz, mit der sich Linke jahrelang position- 
ierten, hatte oft kompensatorische Funktion und bleibt 
zu hinterfragen. Im politischen Diskurs von Israelis oder 
Palästinensern haben diese Positionen meist einen ande- 
ren Hintergrund. Regierungskritische Israelis können 
geltend machen, eine andere Lehre aus der Shoa gezogen 
zu haben als die von Arbeitspartei, Likud oder National- 
religiösen verkündete. Ihnen dies ausgerechnet von deut- 
scher Seite aus abzusprechen, wäre unverschämt. Zudem 
sind sie wie auch palästinensische Araber als potentielle 
Kombattanten ohnehin involviert. Bei allen anderen ist 
Skepsis angebracht, welche Konflikte und Ressentiments 
zusätzlich in das Engagement hineinspielen. Im Gegen- 
satz zur eleutschen Palästinasolidarität wird übrigens in 
der palästinensischen akademischen Community die Ver- 
breitung des arabischen Antisemitismus durchaus kritisch 
gesehen. Vielleicht werden dort die ersten Konzepte zu 
seiner Überwindung vorgelegt werden, während die eu- 
ropäische Linke noch stoisch vor sich hinbetet, Semiten 
könnten doch gar nicht antisemitisch sein. 


Volker Weiß ist Redakteur beim FSK (Freier Sender 
Kombinat, Hamburg) und Autor von konkret. 
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Krach ohne Scheidung 


AUCH WENN DIE KONFLIKTE ZWISCHEN DEN USA UND EINEM DEUTSCH- 
FRANZÖSISCH DOMINIERTEN »KERNEUROPA« ZUNEHMEN, IST DER AUS- 
BRUCH EINER MILITARISIERTEN EUROPÄISCHEN KONKURRENZMACHT AUS 
DER TRANSATLANTISCHEN ALLIANZ WEITER IN DIE FERNE GERÜCKT. 


ls der US-amerikanische Verteidigungsminister 
Donald Rumsfeld die deutsch-französische Irak- 
Politik mit den Worten rügte, diese repräsentiere 

das »alte Europa«, reagierten eine Reihe von deutschen 
und französischen Intellektuellen mit Akten geistiger 
Mobilmachung. Auf den Feuilletonseiten der FAZ ant- 
worteten Jürgen Habermas, Alice Schwarzer, Christian 
Clavier, Robert Menasse und einige mehr auf die »ameri- 
kanische Provokation«, indem sie die bekannte antiame- 
rikanische Argumentationsweise bemühten, nach der die 
Außenpolitik der USA vom nackten ökonomischen Inte- 
resse getrieben sei, während die der Europäer der Vertei- 
digung von Kultur und Demokratie diene.' Dazu gesellte 
sich allerdings in bisher selten übertroffener Deutlichkeit 
die Forderung nach einer Forcierung des europäisch- 
amerikanischen Gegensatzes bis hin zum Marschbefehl. 
So bejubelte der Schriftsteller Durs Grünbein den deutsch- 
französischen »Aufstand der Vasallen« als Schritt in ein 
»neues Zeitalter der Weltpolitik«, in welchem sich Euro- 
pa »als dritte Kraft im Spiel der Supermächte« formiert. 
Sein französischer Kollege Michel Tournier dachte gleich 
ein Stück weiter. Er hoffte, dass die »deutsch-französische 
Entente« auch so weit geht, dass beide Länder »eine Ar- 
meeeinheit in den Irak schicken, um das Volk zu schützen 
und gegen die amerikanische Aggression zu verteidigen.« 
In Anbetracht des verbalen Pulverdampfes ist es tröst- 
lich, dass das Eurocorps statt von einer wahnwitzigen 
Schriftstellerstabsabteilung von waschechten Generälen 
befehligt, wird etwas Beruhigendes hat auch die Realitäts- 
ferne der Rede von einer europäischen »Supermacht«. 
Denn bei allen Anstrengungen sie zu verwirklichen, zeig- 
te die Forderung von acht europäischen Staatschefs (aus 
Spanien, Polen, Ungarn, Dänemark, Großbritannien, Ita- 
lien, Tschechien, Portugal), den transatlantischen Schul- 
terschluss auch gegenüber dem Irak zu bewahren, dass die 
»Gemeinsame Europäische Außen- und Sicherheitspoli- 
tik« (GASP) zum jetzigen Zeitpunkt in entscheidenden 
Fragen nicht viel mehr als eine Zielvorstellung ist. Was 
für ein französisch-deutsch dominiertes »Kerneuropa«? 
derzeit Geltung beanspruchen kann, ist schon für die Eu- 
ropäische Union und erst recht nicht für eine »Welt- 
macht« Europa verallgemeinerbar. Vielmehr hat hier die 
Irak-Frage die bestehenden Bruchlinien deutlich gemacht. 
Nicht listige Washingtoner Spaltungsdiplomatie hat 
den Traum einer kampfbereiten europäischen Gegenmacht 
als Hirngespinst entlarvt, obwohl nicht wenige, wie 
Pattrick Schwarz in der Tageszeitung, darin den Grund 
für die Bewerbung. der »Abweichler« als »Donald Rums- 
felds Filialleiter« sehen dürften.’ Abwegig sind auch Er- 


klärungen, die ein besonderes Bewusstsein für das Leid 
der irakischen Bevölkerung oder die Gefahr der Massen- 
vernichtungswaffen Saddams anführten. Vom ersteren ist 
bei den neuen genauso wie bei den alten Transatlantikern 
nicht die Rede. Die Bedrohung der Weltsicherheit durch 
das irakische Waffenarsenal aber wird ebenso wie in der 
US-amerikanischen Außenpolitik zum rein instrumentel- 
len Argument bei der strategischen Positionierung in der 
neuen Weltordnung. 

In dieser wollen sich Spanien, Portugal, Dänemark 
und Großbritannien bis heute nicht einem deutsch-fran- 
zösischen Direktorium in Europa unterordnen. Ungarn, 
Tschechien und Polen versuchen sich hier wenigstens ei- 
ne Hintertür offen zu halten. 

Für die aufbegehrenden Staaten macht sich die Be- 
fürchtung weiterer Souveränitätsverluste nicht ausschließ- 
lich an der ökonomischen Expansionskraft Kerneuropas 
fest. Erst jüngst hatten Paris und Berlin im Rahmen der 
Jubiläumsfeiern zum Elysee-Vertrag in einer gemeinsa- 
men Erklärung ihren Plan, nach der Wirtschafts- und 
Währungsunion nun auch die Sicherheits- und Verteidi- 
gungspolitik durch »verstärkte Zusammenarbeit« in eine 
Union (ESVU) fortzuentwickeln, bekräftigt.‘ Sie griffen 
damit eine Initiative auf, die bereits von Fischer und sei- 
nem französischen Amtskollegen de Villepin in Reaktion 
auf den letztes Jahr im November stattfindenden Prager 
Nato-Gipfel bekannt gegeben wurde. Unter diesen Vor- 
zeichen liefe die Militarisierung der EU inklusive ihrer 
gemeinsamen europäischen Rüstungspolitik auf eine be- 
drohliche kontinentaleuropäische Militärmacht und bei 
einer Beteiligung der kleineren EU-Staaten auf deren 
noch umfassendere Unterordnung hinaus. 

Die Bewahrung staatlicher Unabhängigkeit und die 
Stärkung der Verhandlungsposition innerhalb der euro- 
päischen Integration und der NATO ist demzufolge ein 
ganz entscheidender Grund für die Solidaritätsadresse an 
die Amerikaner. Dies gilt im besonderen Maße für die 
osteuropäischen Staaten, die den heißersehnten NATO- 
Beitritt ja keineswegs deswegen feierten, weil sie dadurch 
näher an Deutschland rückten, sondern weil sie mit ihrer 
Mitgliedschaft eine profunde amerikanische Sicherheits- 
garantie erhielten. 

Vom Präsidenten des Zentrums für internationale 
Beziehungen in Warschau und ehemaligen polnischen 
Botschafter in Deutschland, Janusz Reiter, wird dieser 
Zusammenhang klar benannt: »Vielen Europäern fällt es 
leicht, Amerikas Führungsrolle zu akzeptieren. Sie wür- 
den sich aber energisch wehren, wenn eine europäische 
Macht den Führungsanspruch erhöbe. Wer Europa zum 
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der EU, Javier Solana, die beiden Einsatzverbände seien 
»nicht notwendigerweise miteinander kompatibel«, lag 
näher an der Realität." 

In Folge des amerikanischen Vorschlages versuchte 
die deutsche Politik zunächst gute Miene zum für sie bö- 
sen Spiel zu machen. Nicht gerade begeistert klang die 
Reaktion von Bundeskanzler Schröder, der den NRF- 
Plan nach einem Treffen mit Robertson als »prinzipiell 
zielführend« bezeichnete.'’ Deutlicher waren Außenmi- 
nister Fischer, als er betonte, dass die Nato-Eingreiftruppe 
der Aufstellung der »europäischen Krisenreaktionskräfte« 
nicht entgegenstehen dürfe‘ und Verteidigungsminister 
Struck bei seiner Rede im Bundestag: »Wir werden kein 
Konkurrenzverhältnis zulassen, das daraus erwächst, dass 
man dem Motto »Es gibt jetzt nur noch die Nato-Res- 
ponse-Force, die europäische Sicherheits- und Verteidi- 
gungspolitik vergessen wir« folgt.«'” 

Fakt ist, dass die Deutschen der NRF auf dem Prager 
Nato-Gipfel prinzipiell zustimmten. Vom Bedeutungs- 
verlust der Nato oder gar ihrem Ende sprach niemand. 
Daraus folgt aber auch, dass der deutsche Plan, stärker 
auf die Militarisierung der EU zu setzten, in enorme 
Schwierigkeiten geraten wird. Schon vor dem Vorschlag 
aus Washington mussten am Rüstungsprogramm für die 
europäische Armee aufgrund der Finanznot der Bundes- 
regierung erste Einschnitte gemacht werden. Noch bevor 
auch nur der erste Prototyp des Transportflugzeugs 
A400M abgehoben ist, korrigierte man die Beschaffungs- 
zahlen des Prestigeprojektes nach unten. Statt ursprüng- 
lich 70 sollen jetzt nur noch 63 Militärtransporter bei der 
europäischen Rüstungsfirma EADS gekauft werden. 

Eine allgemeine, sich unabhängig und parallel zur 
Nato-Struktur vollziehende Aufrüstung und Transforma- 
tion der Streitkräfte scheint da nur schwer vorstellbar. 
Denn auch die NRF ist an neue Beschaffungsprogramme 
gekoppelt. Für die USA gilt sie nachgerade als Hebel für 
die Modernisierung der europäischen Streitkräfte unter 
ihrer Aufsicht. Dabei handelt es sich jedoch entweder um 
Rüstungsprojekte, die in speziellen Bereichen, beispiels- 
weise bei der Abwehr chemischer und biologischer 
Kampfstoffe, angelegt sind und dort die Fähigkeiten der 
US-Armee ergänzen sollen. Oder aber sie richten sich di- 
rekt gegen europäische Rüstungsprojekte, wie die Forde- 
rung nach Aufstockung der Lufttransportkapazitäten 
noch vor Fertigstellung des europäischen Militärairbus. 
Einer umfassenden autonomen Rüstungsproduktion und 
Kriegsführungsfähigkeit dienen sie nicht. Die gesamte 
NRF-Konzeption ist somit nicht nur ein Hebel für die 
Modernisierung der europäischen Armee, sondern 
gleichfalls ein Knüppel in den Lauf der deutsch-französi- 
schen Gegenmachtbildung. Sie kann als Teil einer wie- 
derbelebten Strategie des Wettrüstens gelten, die die Er- 
folge aus der Zeit der Blockkonfrontation auch im neuen 
kalten Krieg zwischen den ökonomischen Konkurrenz- 
blöcken wiederholen will. In diesem Zusammenhang ist 
es kein Widerspruch, wenn William Cohen, ehemaliger 
US-amerikanischer Verteidigungsminister im November 
2002 bei der von der Welt am Sonntag organisierten 
Tagung »Bundeswehr und Gesellschaft« sowohl höhere 
Militärausgaben in Deutschland fordert, gleichzeitig aber 
vor einem »Sonderstatus der Deutschen« warnt." Ein 
militärischer Beitrag der Europäer am Sicherheitsimpe- 
rialismus der neuen Weltordnung ist durchaus im Sinne 


der US-Amerikaner. Er verteilt die Kosten und optimiert 
die Außenpolitik, die an einem gemeinsamen Ziel aus- 
gerichtet ist. Andererseits wird die Steigerung militäri- 
scher Handlungsfähigkeit nur dann akzeptiert und unter- 
stützt, wenn die strategischen Prämissen der USA über- 
nommen werden. 

Bei einem Blick hinter den gegenwärtig besonders 
dichten Pulverdampf ideologischer Substitution stößt 
man nicht nur auf die reale Asymmetrie des militärischen 
Kräfteverhältnisses. Andere Hinweise, beispielsweise Äu- 
Berungen außenpolitischer Strategen und Stichwortgeber 
sprechen dafür, dass sich die Deutschen auf die ange- 
botene Juniorpartnerschaft auch weiterhin einlassen und 
in weitaus abgeschwächterem Maße auf eine schnelle und 
umfassende militärpolitische Konkurrenzentwicklung 
setzen. So heißt es in einer Analyse der regierungsnahen 
Denkfabrik »Stiftung Wissenschaft und Politik« (SWP): 
»Den Gedanken, Krisen im Ausmaß des Kosovo-Kon- 
flikts in Europa oder in seinem Umfeld auch ohne die 
zum Engagement bereiten USA lösen zu können, wird 
Europa aufgrund der finanziellen Restriktionen wohl 
aufgeben müssen.«'’ Und in der Beilage der Bundestags- 
Zeitung »Das Parlament« resümiert Hans Arnold, Bot- 
schafter a.D. und Lehrbeauftragter an der Hochschule 
für Politik in München: »Das Ziel, die EU mit Hilfe ihrer 
GASP/ESVP in der Weltpolitik als bewaffnete Welt- 
macht zu etablieren, ist (...) auf absehbare Zeit nicht er- 
reichbar. (...) Die EU-Staaten sollten dieses Ziel bis auf 
weiteres nicht mehr verfolgen.« 

Sicher, schon der Terminus »auf absehbare Zeit« sig- 
nalisiert eine Relativierung, mithin ein nur vorläufiges 
und begrenztes Eingeständnis der Niederlage. Am prinzi- 
piellen Ziel deutscher Außenpolitik, sich eine weltpoliti- 
sche Geltung zu verschaffen, die es mit jener der USA 
aufnehmen kann, wird sich nichts ändern. Während Ar- 
nold darauf setzt, Washington durch eine stärkere Unter- 
stützung der UNO, internationaler Organisationen und 
Global Gouvernance-Konzepte in die Zange zu nehmen, 
erhofft man sich in der FAZ, dass die europäischen Streit- 
kräfte mit der NRF zum »Teilhaber (...) der technisch 
und taktisch-operativen Revolution, die zur Zeit in den 
Vereinigten Staaten stattfindet«', werden. Die transatlan- 
tische Eingreiftruppe ist nach dieser optimistischen Inter- 
pretation das Anschubmoment für eine nachholende 
Entwicklung, die in einem zweiten Schritt der gesamten 
EU-Armee zu Gute kommt. In der SWP werden kleinere 
Brötchen gebacken. Hier sehe man es schon als Erfolg, 
mit der Nato-Interventionstruppe in einem »Teilsegment 
der militärischen Fähigkeiten auf gleicher Augenhöhe 
mit den USA zu sein und somit in das amerikanische 
Vorgehen mit eingebunden zu werden«. 

Doch nicht an allen Fronten wird auf geordneten 
Rückzug und widerwillige Unterordnung gesetzt. Nach 
dem Motto »Jetzt erst recht« fordert insbesondere das 
Spektrum sozialdemokratischer und alternativer Frie- 
densforscherinnen und Friedensforscher schon seit den 
NATO-Bombardements auf Bosnien nach jedem Rück- 
schlag für die europäischen Autonomiebemühungen die 
Anstrengungen für eine Militärmacht Europa weiter zu 
erhöhen.” Dabei wird bewusst die Verschärfung des 
transatlantischen Widerspruchs in Kauf genommen. Für 
Alyson J.K. Bailes, Direktorin des Stockholm Internatio- 
nal Peace Research Institute (SIPRI), stellt dementspre- 


chend die NRF eine große Herausforderung dar. Aus der 
»negativen Energie der Europäer, die angesichts einer 
Furcht erregenden amerikanischen Regierung ganz nah 
zusammen rücken«, müsse eine »fundamentale positive 
Logik« erwachsen, die nicht einfach durch Veränderun- 
gen in der NATO »ausgehöhlt werden kann«. »Europa 
braucht seine eigenen militärischen Optionen, damit es 
nicht immer dazu verdammt ist, seine eigenen Sicher- 
heitsaufgaben unter einem amerikanischen Befehlshaber 
zu erledigen.«*® 


Totgesagte leben länger 


Gerade aber die trotzige Verkündung, die europäische 
Gegenmachtbildung müsse weiter und schneller vorange- 
trieben werden, spricht für eine nüchterne Analyse des 
Ist-Zustandes. Die Möglichkeit eines europäischen Aus- 
scherens aus der Nato stellt sich gegenwärtig als Wunsch- 
und Zerrbild heraus, welches die Heterogenität der natio- 
nalstaatlichen Interessen und das reale militärische Poten- 
tial der Europäer falsch bewertete. Ebenso falsch wäre die 
Wahrnehmung, in Deutschland und Frankreich würde 
überhaupt eine einheitliche politische Linie zur unauf- 
haltsamen Konfliktausweitung mit den USA und letzt- 
endlich in die Katastrophe treiben. Frankreich wird ver- 
suchen, sollte es zu einer Eskalation des Irak-Krieges kom- 
men, sich noch an den Kampfhandlungen zu beteiligen, 
um sich damit wenigstens nicht alle Mitspracherechte für 
eine Nachkriegsordnung zu verbauen. Der französische 
Flugzeugträger »Charles de Gaulle«, der bereits vor Wochen 
auf den Weg zu »Manövern« in das Krisengebiet auf- 
brach, dürfte, wenn er nicht wie die meiste Zeit seit sei- 
nem Stapellauf wieder havariert, zeigen, was die franzö- 
sische Skepsis gegen ein Bombardement Bagdads im 
Ernstfall wert ist. Nicht viel anders sieht es mit der deut- 
schen Kriegsgegnerschaft aus. Für die Iraker sterben wer- 
den die Deutschen nicht. Nicht mal einen einzigen GI 
werden sie davon abhalten, seinen Job zu machen. 

Dies ist nicht nur Ergebnis des ungleichen Kräftever- 
hältnisses, sondern vielmehr Ausdruck eines weichgespül- 
ten Antiamerikanismus der politischen Eliten. Auf einer 
grundsätzlichen Ebene unterscheidet auch dieser den 
‚besseren, kulturell reicheren, zivilisatorischen« Kapitalis- 
mus der Europäer vom »amerikanischen«, bei dessen Be- 
schreibung man wohl weitaus weniger gegen das Attribut 
»sozialdarwinistisch« einzuwenden hätte. Aus der Ableh- 
nung wird jedoch schnell nicht mehr als ein unauffälliges 
Naserümpfen, wenn es darum geht, die herrschende ka- 
pitalistische Gesellschaftsordnung gegen gemeinsame Fein- 
de zu verteidigen und ebenso gemeinsam hervorragende 
Geschäfte zu machen. 

Das erklärt, warum der jetzt so engagiert gegen den 
»Cowboy aus Texas« auftretenden Abteilung nicht wenige 
Leute angehören, die mit kaum gespielter Inbrunst ihrer 
Solidarität mit den USA in Folge des 11. September Aus- 
druck verliehen. Verständlicher wird dadurch auch das 
durchwachsene Spektrum der veröffentlichten Meinung, 
welches den Befund einer »antiamerikanischen Phalanx« 
ungenau macht. Ein nicht einfach wegzudenkender Teil 
der politischen Öffentlichkeit, die liberale und konserva- 
tive Opposition bewertet die Regierungsposition Deutsch- 
lands zum Irakkrieg außerordentlich kritisch. Angesichts 
des bis dahin gewagtesten Ausfalls deutscher Außenpoli- 


tik, der Unterstützung des französisch-belgischen Vetos 
im NATO-Rat, warnte von der Financial Times Deutsch- 
land bis hin zur regierungsnahen Süddeutschen Zeitung 
die journalistische Elite vor dem deutschen »Sonderweg 
des Kanzlers«.* Und immer unüberhörbarer läuten die 
Alarmglocken der Wirtschaftsverbände, was auf die ma- 
terielle Erdung dieser Haltung hindeutet: 

Die Hälfte seiner Exporterlöse realisiert Deutschland 
auf Dollarmärkten. Europäische Union und die USA 
sind jeweils der größte Wirtschaftspartner des anderen. 
Der europäisch-amerikanische Waren- und Finanzaus- 
tausch, inklusive der kapitalverflechtenden Direktinvesti- 
tionen, ist der größte des globalen Wirtschaftsraums. Für 
etwa 179 Milliarden Dollar, dies entspricht etwa 20 
Prozent der europäischen Exporte gehen Waren und 
Dienstleistungen in die USA.” Zum Vergleich, der 
Handel mit den USA brachte den Deutschen 2001 einen 
Außenhandelsüberschuss von rund 22 Milliarden Dollar, 
demgegenüber erreichte er in keinem Land des Mittleren 
Ostens und Nordafrikas die 250 Millionen-Marke.* 

Die Feststellung, den Deutschen ginge es im Nahen 
und Mittleren Osten darum, die Selbstausschaltung der 
US-amerikanischen Konkurrenz zu nutzen und wirt- 
schaftlich Fuß zu fassen, woraus ihr jetziger Antikriegs- 
kurs herrühre, ist nur ein Teil der Wahrheit. Die ökono- 
mische Interessenlage legt in der Entscheidungssituation 
eine weitaus weniger strikte antiamerikanische Außenpo- 
litik nahe. Der Hauptgeschäftsführer des Bundesverban- 
des der Deutschen Industrie, Ludolf von Wartenberg, 
lädt eben nicht nur zum »Gesprächskreis Irak«.” Mit 
Nachdruck appelliert er an die Bundesregierung, sich auf 
die gemeinsamen Werte und die traditionell engen Bezie- 
hungen mit den Amerikanern zu besinnen.”* Und als 
»verfehlt, ausgerechnet gegen unsere Verbündeten zu 
demonstrieren statt gegen den irakischen Diktator«, be- 
zeichnet es Dieter Hundt, Präsident der Bundesvereini- 
gung Deutscher Arbeitgeberverbände (BDA), der in ei- 
nem Beitrag für die Süddeutsche Zeitung vor der Friedens- 
bewegung und Antiamerikanismus in Deutschland 
warnt.” 

Die Befürchtungen, dass sich mit den unterschiedli- 
chen Positionen zur Irak-Frage die Widersprüche zwi- 
schen den USA und den europäischen NATO-Staaten 
Frankreich und Deutschland irreparabel verschärfen, sind 
evident. Und offensichtlich ist, dass sie nicht Ausdruck 
einer kulturell verinnerlichten Unterwürfigkeit sind, wie 
es die ressentimentgeladene Rede von der »Vasallentreue« 
und »US-Liebedienerei« nahe legen will. Eher schon sind 
die Warnrufe der Vernunfts(anti)amerikaner eine Konse- 
quenz aus der Geschichte. Politische Solidarität mit den 
westlichen Bezwingern des Hitlerfaschismus leiten diese 
aus der Logik ab, nach der sich kleine Jungen ihre verach- 
teten, aber leider stärkeren Angstgegner auf dem Schulhof 
zum »Freund« wünschen. Es klingt ein wenig nach 
Küchenpsychologie, doch Belege für diesen Begründungs- 
zusammenhang lassen sich durchaus finden. In der 
Wochenzeitung Die Zeit, dem publizistischen Flagschiff 
des deutschen Liberalismus, wog Josef Joffe das hohe 
deutsche Risiko angesichts der aufgewühlten Wasser im 
transatlantischen Verhältnis ab. Das Plädoyer für die Auf- 
rechterhaltung der Westbindung begründete der Leitar- 
tikler mit der Erinnerung, dass »die Deutschen nie eine 
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(haben). Umgekehrt, wie nach 1945, war's gewinnträch- 
tiger." Weil sich das Ganze als ausgesprochen segens- 
reich für den deutschen Wiederaufstieg erwies, hat sich 
das transatlantische Bündnis auf unterschiedlichen Ebe- 
nen institutionalisiert, die als nicht unerhebliche Wider- 
stände gegen die Zentrifugalkräfte in der Allianz wirken 
dürften. Der deutsche Nato-Botschafter jedenfalls, der als 
überzeugter Atlantiker gilt, ließ sich, als er das Veto 
Berlins in Brüssel verkünden sollte, höflich entschuldigen. 
Überhaupt, so heißt es in »gewöhnlich gut unterrichteten 
Kreisen«, schlägt man auf dem deutschen diplomatischen 
Parkett angesichts des Berliner Konfrontationskurses 
fortwährend die Hände über dem Kopf zusammen. 

Die Befürchtung vor einem substantiellen Riss in der 
Allianz spiegelt im Normalfall, neben dem schlichten 
Machtrealismus, die wirtschafts- und sicherheitspoliti- 
sche Interessenlage wieder. Deutschland als isolierter und 
deshalb um seine Einflussmöglichkeiten beraubter Ak- 
teur der internationalen Beziehungen ist ein Teil einer 
Horrorvision. Die Vorstellung, der Exportweltmeister 
fordert mit den USA nicht nur einen seiner privilegiertes- 
ten Handelspartner sondern dazu noch den handlungs- 
mächtigsten Sicherheitsgaranten für die globalen Wert- 
schöpfungsketten heraus, der andere. 

Nur scheinbar und aufgrund wohl größtenteils tak- 
tischer Zugeständnisse an das politische Massenbewusst- 
sein steht dieser Zusammenhang aktuell weniger im 
Vordergrund der deutschen Außenpolitik. Wahrgenom- 
men wird er jederzeit. Auch ein Josef Fischer wird nicht 
müde, bei jeder Grundsatzrede die USA als wichtigsten 
und unerlässlichen Partner bei der Herstellung »globaler 
Sicherheit« zu verteidigen: »Am gefährlichsten wäre es, 
wenn sich die USA in vielen Teilen der Welt zurückzö- 
gen.«! 

Umgekehrt gibt es ein gleichfalls handlungsleitendes 
Interesse der USA, Deutschland auf hohem Niveau ein- 
zubeziehen und nicht einfach nur unten zu halten, wie es 
die Gründungstrategie der Nato einst nahe legte. Wäh- 
rend Rumsfeld drohte, einen Teil Europas in den weltpo- 
litischen Ruhestand zu versetzen, wurde auf der nächst 
tieferen diplomatischen Ebene mit der Benennung der 
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verflochtenen Interessenstruktur gegengesteuert. Die 
Haltung von Berlin und Paris nehme man »respektvoll« 
zur Kenntnis, denn dies »sind die Leute, mit denen wir 
jeden Tag zusammenarbeiten — beim Kampf gegen Terro- 
rismus, in der Nato, in Wirtschaftsfragen, bei der Flug- 
sicherheit«, so die Worte von Washingtons Außenamts- 
sprecher Boucher. »Wir sind manchmal in manchen 
Angelegenheiten unterschiedlicher Auffassung, aber wer- 
den unseren Verbündeten nicht den Rücken kehren — 
und sie uns nicht ihren.«” 

Es gibt wenig handfeste Gründe an dieser Aussage zu 
zweifeln. Die transatlantischen Beziehungen gleichen ei- 
ner traditionellen Klischee-Ehe. Ohne Leidenschaft leben 
Partner und Partnerin nebst den Kleinen in einer Zwangs- 
und Zweckgemeinschaft. Im Normalfall trifft »einer« die 
Entscheidungen und wacht mit Argusaugen über die 
Haushaltsmittel der anderen. Die Großen betreiben ge- 
meinsam oder getrennt die Schikane der Kleinen. Im 
Konfliktfall sucht man sich die Loyalität der Schwäche- 
ren mit einer Mischung aus Zuneigung und Zwang zu 
organisieren. Genehmes Verhalten wird dann mit Groß- 
mütigkeit belohnt. Bei Differenzen droht »einer« früher 
oder später mit dem Knüppel. Rebellion endet in der Re- 
gel mit der Anerkennung des Status Quo. Gefühlskalte 
Nutzenabwägungen und Intrigen bestimmen die Bezie- 
hungen im Alltag. In der für alle realen oder eingebilde- 
ten Bedrohungssituation aber wird die größtmöglichste 
emotionale Bindung fühlbar. Dann, wenn sich alle zu- 
sammen in der Angst vor fremden Eindringlingen, die 
etwas abhaben wollen, weiden. Trennung ist wirklich nur 
die allerletzte, tausendmal abgewogene Option.” 


Udo Schneider 

Der Autor ist Mitglied des Bündnis gegen Rechts (BgR) 
Leipzig. 

In der nächsten Ausgabe wird dieser Artikel fortgesetzt. 
Dabei steht die Frage im Mittelpunkt, welche Konsequenzen 
aus dem transatlantischen Verhältnis von Konflikt und 
Kooperation für die Entwicklung einer linken Praxis 
abzuleiten sind. 
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Alle Wege führen nach Bagdad... 


ährend die USA noch darauf warten, dass der 
\N Irak gegen die neue Sicherheitsratsresolution 

verstößt, was dieser mit Sicherheit tun wird, 
bevor Bagdad bombardiert werden kann, ist auf der ande- 
ren Seite des Atlantik, in der - zugegebenermaßen welt- 
politisch weniger bedeutsamen - deutschen Linken die 
Auseinandersetzung schon voll entbrannt. 

Die Diskussion dreht sich insbesondere um die Frage, 
wie mit der weitgehenden Ablehnung des Kriegs durch 
die deutsche Regierung und Gesellschaft umzugehen sei. 
Auf keinen Fall ist dies mit einem in Deutschland selte- 
nen Zeichen kollektiver Vernunft zu verwechseln, auf das 
mit uneingeschränkter Begeisterung von links reagiert 
werden müsste - dazu sind die Einstellungen dieser Ge- 
sellschaft und Regierung allzu gut bekannt. Ebenso wenig 
lässt sich jedoch der Umkehtrschluss ziehen, es sei unmög- 
lich, eine Antikriegspolitik zu vertreten, die sich nicht in 
den Dienst der deutschen Interessen stelle, da der bevor- 
stehende Irak-Krieg schlecht für die Interessen Deutsch- 
lands sei und hinter einer künftigen Friedensbewegung 
nichts anderes stecke als antiamerikanisch artikulierter 
Nationalismus. 

Eine linksradikale, anti-nationalistische Position 
gegen den Krieg liegt nicht etwa in der Mitte zwischen 
diesen Polen, sondern einen Denkschritt weiter: Die 
Analyse muss an der Ursache des Kriegs beziehungsweise 
der fehlenden Zustimmung Deutschlands ansetzen, und 
dort finden sich die Interessenwidersprüche im weltweit- 
en Kapitalismus. 

Aus dieser Perspektive stellt sich zuerst die Frage: Wel- 
che Motive stehen hinter den Kriegsplänen der USA und 
der davon eher unbegeisterten Haltung vieler europäisch- 
er Staaten, in erster Linie Deutschlands? 

Als die USA 1991 verkündeten, eine »Neue Weltord- 
nung« schaffen zu wollen, waren gerade erst, auch im 
postkolonialen Teil der Welt, die klaren Fronten der Kon- 
frontation von realexistierendem Sozialismus und kapita- 
listischem Westen weggebrochen. Dementsprechend galt 
es für die damals einzige verbliebene Weltmacht USA, 
zum einen diese politische Vormachtsstellung aufrechtzu- 
erhalten und auszubauen sowie zum anderen, allgemein 
deutlich zu machen, dass die weltweiten Spielregeln die 
des Kapitalismus zu sein haben. Der Anfang dieses Neuord- 
nungsprozesses wurde im Irak gemacht, nachdem dieser 


Anspruch auf die Ölquelle namens Kuwait erhoben hatte. 
Allerdings hatte man zu diesem Zeitpunkt wohl noch an 
den Aufbau einer »Neuen US-amerikanischen Weltord- 
nung« gedacht. 

Inzwischen ist jedoch ein neuer weltpolitischer Faktor 
hinzugekommen, der selbst tüchtig mitordnen will: 1991 
hatten die europäischen Staaten noch nicht viel zu mel- 
den, und die finanzielle und politische Unterstützung des 
Irak-Kriegs stellte für das frisch wiedervereinigte Groß- 
deutschland sogar einen der ersten Schritte dar, selbst 
wieder zum international ernstzunehmenden Faktor zu 
werden. Das ist mittlerweile so gut gelungen, dass Deutsch- 
land zur zweiten europäischen Führungsmacht neben 
Frankreich wurde, während Großbritannien gerade in 
militärischen Fragen traditionell den USA näher steht. 
Die gewachsene Bedeutung Deutschlands stärkte zu- 
gleich die EU, die somit bei der ökonomischen und geo- 
strategischen Aufteilung der Welt zu einer ernsthaften 
Konkurrenz der USA wurde. 

Diese Konkurrenz zeigt sich auf verschiedensten Ebe- 
nen: Sie reicht von Handelskonflikten über die Streitig- 
keiten um das Kyoto-Protokoll und den Internationalen 
Strafgerichtshof bis in den UN-Sicherheitsrat, in dem der 
Machtkampf nun wiederum anhand des Punkts Irak aus- 
getragen wurde. Das Ringen um die Irak-Resolution be- 
inhaltet zudem eine weitere Ebene: Für die USA handelte 
es sich um eine Machtprobe mit den übrigen weltpoliti- 
schen Kräften Russland, China und Europa. Sie lief da- 
rauf hinaus, diese durch Zugeständnisse auf anderen Ge- 
bieten von der den Krieg legitimierenden US-Resolution 
zu »überzeugen« - und anschließend zu demonstrieren, 
dass man weiterhin bereit ist, den Irak gegebenenfalls 
auch ohne Zustimmung des Sicherheitsrats anzugreifen. 
Das wäre zwar nicht das erste Mal in der Geschichte des 
Sicherheitsrats (siehe etwa die regelmäßigen Bombar- 
dierungen des Irak durch die USA und Großbritannien 
sowie nicht zuletzt der Jugoslawienkrieg, die ohne Zu- 
stimmung der UNO stattfanden oder -finden) würde 
aber den Sicherheitsrat, also jene Instanz, die zur 
Verhinderung eines weiteren Weltkriegs zwischen den 
Supermächten gegründet wurde, weiter schwächen. Ein 
Präzedenzfall wäre es zudem in anderer Hinsicht: Ein 
US-Krieg gegen den Irak auf eigene Faust wäre die Um- 
setzung der sogenannten »Bush-Doktrin«, mit der sich 
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die USA auch ohne UNO-Genehmigung »Präventiv«- 
kriege gegen Staaten vorbehalten, die sie für eine »Bedro- 
hung« halten. Dass sie in dieser Hinsicht noch eine län- 
gere Liste abarbeiten wollen, ist bekannt. 

Warum nun gerade der Irak und nicht etwa Mali oder 
Burma? Da ist zum einen das Öl: Der Irak schwimmt 
praktisch auf einer Öllache und war bis zum zweiten 
Golfkrieg 1991 eine aufstrebende politische und Wirt- 
schaftsmacht der Region. Als es in den achtziger Jahren 
darum ging, den Irak für den ersten Golfkrieg gegen den 
damaligen Schurkenstaat Iran aufzurüsten, war Saddam 
Hussein für die »westliche Staatengemeinschaft« ein an- 
gesehener Staatsmann, mit dem man gerne »Öl für Waf- 
fen«-Geschäfte abschloss. Spätestens seit dem irakischen 
Einmarsch im nicht minder ölreichen Kuwait gilt Hus- 
sein jedoch für die USA nicht mehr als ausreichend ver- 
lässlicher Geschäftspartner. Wäre es tatsächlich zu einer 
reinen US-Weltneuordnung gekommen, hätte das Ergeb- 
nis des zweiten Golfkriegs vermutlich ausgereicht: Der 
Irak war auf den Zustand eines Entwicklungslands ge- 
bombt worden, der Staat stand selbst in der Arabischen 
Liga isoliert da, und in einer weltweit verständlichen 
Sprache war klargemacht worden, wer der Boss war. 

Nun haben aber europäische Staaten, wieder mit 
Deutschland und Frankreich in vorderster Front, die 
Lockerung des Irak-Embargos in den neunziger Jahren 
dazu genutzt, sich mit weitreichenden Handelsabkom- 
men weitere Pfründe in der Region zu sichern - inzwi- 
schen ist auch Russland groß ins Irak-Geschäft eingestie- 
gen. Auch zu anderen, den USA eher suspekten Staaten 
im Nahen Osten wie etwa wiederum dem Iran sind die 
politischen und ökonomischen Beziehungen Europas 
besser, als es den USA lieb sein kann. Der Krieg mit dem 
Ziel, im Irak eine den USA genehme Regierung zu instal- 
lieren, dient daher nicht zuletzt auch dazu, den europäi- 
schen Einfluss in der Region zurückzudrängen. 

Darüber, wie diese neue Regierung von Washingtons 
Gnaden aussehen könnte, lässt sich derzeit nur spekulie- 
ren. Aus den vorangegangenen Kriegen der letzten Jahre 
lässt sich allerdings eine Tendenz erkennen, von der sogar 
beide Seiten im transatlantischen Konkurrenzverhältnis 
profitieren könnten: Nicht nur in bezug auf den Irak, 
sondern als Modell für weitere Staaten in der Umgebung 
wie auch weltweit, dürfte es nicht allein um die Einset- 
zung einer neuen Regierung gehen, sondern um eine 
neue Regierungsform. Die Unterstützung und aktive 
Einsetzung von Diktaturen ist im vergangenen Jahrzehnt 
aus der Mode gekommen, denn insbesondere nach dem 
Ende des Kalten Kriegs tendieren diese dazu, ein schwer 
kontrollierbares Eigenleben zu entwickeln. Der Irak ist 
ein typisches Beispiel für diese Entwicklung: So lange das 
Regime Saddam Husseins brav seine Rolle als Vasall des 
Westens erfüllte, konnte es ungestört die Opposition ter- 
rorisieren und Tausende Menschen im kurdischen 
Halabja (Nordirak) mit deutschem Giftgas massakrieren, 
ohne dass dies seine internationalen Beziehungen belastet 
hätte. Den Diktator in Bagdad entdeckte man erst, als zu 
befürchten war, dieser könnte im Rahmen der OPEC ein 
Ölpreis-Schreckensregime errichten. 

Der Irak ist nicht die einzige aus der Mode gekomme- 
ne Diktatur. Die neue, auch mit der humanitären Ideolo- 
gie des Eurochauvinismus kompatible Parole lautet daher 
»Demokratisierung«. Ohne an dieser Stelle eine umfas- 


sende Kritik der Demokratie auszubreiten, sei hier noch 
einmal darauf hingewiesen, dass diese Herrschaftsform 
schon in den wohlhabenden, politisch unabhängigen 
Metropolenstaaten zu nichts anderem dient als der mög- 
lichst flexiblen und reibungslosen Abwicklung der Kapi- 
talverwertung. Für den Rest der Welt kommt die politische 
und ökonomische Abhängigkeit von diesen Staaten der 
Metropole hinzu. Anders ausgedrückt: Für einen weltpo- 
litisch gewichtigen Staat oder Staatenbund ist es einfach- 
er und moralisch bequemer, gegen eine unbotmäßige Re- 
gierung das höchst demokratische Mittel des Aufbaus 
und der Förderung von Oppositionsparteien anzuwen- 
den, anstatt einmal im Jahrzehnt einen Putsch oder Krieg 
anzuzetteln. Wo man sich seiner potentiellen Hilfstruppen 
nicht ganz sicher ist, wird der Demokratisierungsprozess 
halt unter Militäraufsicht gestellt, wie es derzeit in den 
Resten Jugoslawiens erprobt wird. 

Den VertreterInnen eines »Aber ginge es der iraki- 
schen Bevölkerung ohne Saddam nicht viel besser--Mora- 
lismus sei gesagt: Das mag sein - oder auch nicht. Allein 
aufgrund dieser Vermutung einen Krieg zu befürworten, 
der - und das ist keine Vermutung - Tausende von Toten 
und eine weitere Vertiefung der Not der Bevölkerung zur 
Folge haben wird, hieße bestenfalls, aus guten Motiven 
das Schlechte zu wollen. Schlimmstenfalls steht dahinter 
nichts anderes als das Akzeptieren genau der Logik, mit 
der die deutsche Regierung ihren ersten Angriffskrieg 
nach 1945 legitimierte. Bisher hat sich jedenfalls gezeigt, 
dass dieses vermeintlich Bessere nie etwas anderes bedeu- 
tet hat als das völkische Gegeneinander-Aufhetzen von 
Bevölkerungsgruppen und deren Instrumentalisierung als 
Spielfiguren auf einem großen Risiko-Brett. Die Resul- 
tate des Jugoslawien-Kriegs und die Rückkehr der 
afghanischen Warlords an die Macht machen deutlich, 
was von den kommenden Kriegen des Menschenrechts- 
imperialismus zu erwarten ist. 


Exkurs: Reise nach Jerusalem 


Wenn die umliegende Region in eine Betrachtung des 
Irak-Konflikts einbezogen wird, ist dabei aus der linken 
Perspektive ein Staat besonders wichtig, nämlich Israel. 

Denn eines muss klar sein: Während auf der üblichen 
linken Agenda die Abschaffung jedweder Staatlichkeit 
stehen sollte, heißt die Ausnahme Israel. Die Existenz des 
Staates Israel als dem Ort, der Juden und Jüdinnen jeder- 
zeit als Zuflucht vor antisemitischer Bedrohung und Ver- 
folgung offen steht, muss bis zu einem derzeit nur uto- 
pisch zu nennenden Zeitpunkt gewährleistet sein, an 
dem die Ideologie des Antisemitismus für alle Zeiten auf 
dem Müllhaufen der Geschichte gelandet ist. Dieser 
Grundsatz muss stets gelten, unabhängig von der Politik, 
die die jeweilige israelische Regierung gerade betreibt, und 
unabhängig davon, wie man sich im Detail zum kon- 
kreten Konflikt in Israel/Palästina positioniert. Der Staat 
Israel darf gerade in einer realen Kriegssituation nicht zur 
Projektionsfläche abstrahierter Ideologiedebatten gemacht 
werden. 

Sicherlich stellt der Irak eine permanente potentielle 
Bedrohung Israels dar - wie übrigens auch andere Staaten 
der Region, gegen die momentan kein Krieg auf der 
Tagesordnung steht. Zudem ist fraglich, ob sich dies nach 
einem Krieg gegen den Irak ändern würde. Klar ist aller- 


dings, dass der Angriff auf den Irak für Israel eine akute 
Verschärfung der Gefahr bedeutet. Bereits im Krieg von 
1991 schlugen irakische Raketen im gar nicht aktiv am 
Krieg beteiligten Israel ein. Dahinter stand das Kalkül des 
Irak, den Konflikt auf eine neue Ebene zu heben und 
Sympathien in der arabischen Welt zu gewinnen, in der 
der konkrete Hass auf den Staat Israel und die antisemi- 
tische Weltverschwörungstheorie, in der Israel und die 
USA als Einheit wahrgenommen werden, weit verbreitet 
sind. 

Obwohl der Irak zumindest der Türkei gegenüber be- 
teuert hat, im erneuten Kriegsfall keine Angriffe auf Staa- 
ten der Region zu planen, ist die Gefahr einer Aggression 
gegen Israel damit nicht aus der Welt; in jedem Fall dürf- 
ten sich die regionalen Konflikte weiter verschärfen, und 
das ist auch in Washington bekannt. Hier zeigt sich, dass 
das Verhältnis der USA zu Israel kein anderes ist als zu an- 
deren von ihnen abhängigen Staaten auch: Je nach Oppor- 
tunität gewähren sie ihnen mal Unterstützung, mal lassen 
sie sie fallen, wenn andere Dinge wichtiger sind. Sicher- 
lich werden sie Israel auch weiterhin unterstützen - aber 
eben nur so lange, wie der Staat für sie von Interesse ist. 
Das wird zwar auf absehbare Zeit so bleiben, aber wer für 
die Sicherheit Israels eintritt, muss dieses funktionale Ver- 
hältnis sehen und kann nicht an dem gefährlichen Irrtum 
festhalten, sich für die USA als scheinbar unverbrüchli- 
cher Schutzmacht Israels von links zu begeistern. 


„auch der deutsche 


Innerhalb der deutschen Linken wird ein weiteres Argu- 
ment vorgebracht, zu glauben, einen neuen Irak-Krieg 
zumindest nicht kritisieren zu können: Sowohl die Regie- 
rung als auch in manchen Fällen ziemlich unappetitliche 
gesellschaftliche Kräfte bis ins faschistische Lager haben 
ihre eigenen Gründe, den Krieg abzulehnen. Hier muss 
jedoch genau unterschieden werden. 

Selbst die deutsche Gesellschaft ist kein völlig homo- 
gener, postfaschistisch-völkischer Mob, obwohl einem 
kritisch denkenden Menschen immer wieder neue An- 
lässe für diese Ansicht geboten werden. Zudem reichen 
die globalen Ebenen, auf denen sich der kommende 
Krieg abspielt, über den trüben Horizont hinaus, der sich 
aus dem Mief der deutschen Sicht heraus bietet. 

Ein deutscher Außenminister und humanitärer Bom- 
berpilot Fischer hat andere Gründe, sich gegen den dritten 
Golfkrieg zu stellen als christliche PazifistInnen. Die 
Motive eines NPD-Mitglieds, die USA zu hassen, weil 
man den Amis die Niederlage von '45 nie verziehen hat, 
sind andere als die einer deutschen Kurdin, die die US- 
Unterstützung des türkischen Staats für den Krieg in 
Kurdistan am eigenen Leib erfahren durfte. Und ein 
Antisemit, der in Washington das »Ostküsten-Judentum« 
am Werke sehen will, meint mit dem Satz »Stoppt den 
Krieg« etwas völlig anderes als ein bürgerlicher Antifa- 
schist, der eine deutsche Beihilfe zum Krieg aus dem 
Grundsatz heraus ablehnt, von deutschem Boden dürfe 
nie wieder ein Krieg ausgehen. 

Ohne Frage hat die transatlantische Konfrontation 
gerade in Deutschland einen Antiamerikanismus wieder- 
erweckt, der sich in vielen Fällen als Nationalismus und/ 
oder Antisemitismus übersetzen lässt. Wo dieser in mö- 
glichen Antikriegsmanifestationen zutage treten sollte, ist 


es unbedingt nötig, dagegen Position zu beziehen. 

Eine solche Haltung allen zu unterstellen, die gegen 
den Irak-Krieg protestieren, macht die Sache jedoch zu 
einfach. Schließlich existieren auch Positionen wie etwa 
ein moralischer, prinzipieller Pazifismus oder eben die ge- 
schichtsbedingte Ablehnung insbesondere deutscher 
Kriege. Das kann nicht unbedingt als linksradikal be- 
zeichnet werden. In einem solchen Umfeld bietet sich 
aber die Möglichkeit, auch und gerade eine Kritik an den 
Motivationen und Zielen der deutschen Regierung deut- 
lich zu machen, ihr entgegen-, anstatt mit Forderungen 
nach Überflugverboten an sie heranzutreten. 

Diese Regierung hat ihre eigenen antiamerikanischen 
Töne nach erfolgreich absolviertrem Wahlkampf auf ein 
Minimum reduziert. Sie argumentiert nun wesentlich 
geschickter mit »Menschenrechten«, »friedlichen Lösun- 
gen« und anderen moralisch einwandfreien Dingen, um 
wieder einmal das europäische Modell als den schöneren 
Imperialismus anzupreisen. Zwar ist denkbar, dass sie 
sich letztlich innerhalb der EU auf die Linie »Keine Al- 
leingänge der USA« verständigen könnte, um ihren Ein- 
fluss auf das weitere Schicksal des Irak nicht gänzlich zu 
verlieren. Dennoch ist deutlich, dass es sich im vorliegen- 
den Fall nicht um einen Krieg handelt, der den deutschen 
Interessen förderlich ist. Um trotzdem das Beste aus den 
Resultaten des Kriegs herausholen zu können, hat sich 
Deutschland schon durchaus bereit erklärt, anschließend 
die Bundeswehr an einer Aufräum- und »Friedensord- 
nungs-«mission teilnehmen zu lassen. 

Kurz gesagt: Hier verhalten sich die SachwalterInnen 
eines kapitalistischen Staates so, wie es dessen Interessen 
entspricht - nicht anders, als es auch in den USA der Fall 
ist. Dass diese Interessen gegensätzlich geartet sind, liegt 
in der auf Konkurrenz basierenden Natur des Kapitalismus. 
Den deutschen Kapitalismus zu kritisieren, nur weil er 
deutsch, und nicht, weil er Kapitalismus ist, stellt eine 
eben solche Verkürzung dar wie die Ansicht mancher 
deutscher Linksliberaler, die eine besondere Aggressivität 
des US-Kapitalismus ausgemacht zu haben glauben und 
daher die vermeintliche Light-Variante made in Europe 
empfehlen. Die linke Kritik muss am weltweit herrschen- 
den Prinzip des Kapitalismus selbst ansetzen, und das be- 
deutet eben auch, sich gegen jeden kapitalistischen Krieg 
- und darum handelt es sich im Fall Irak - zu stellen. 

Es ist ein offenes Geheimnis, dass diese antikapitalis- 
tische Betrachtungsweise - und zwar auf beiden Seiten 
des großen Teichs - marginal ist. Während die GenossIn- 
nen in den USA sich mit einer patriotisch-kriegerisch ge- 
sinnten Stimmung konfrontiert sehen, äußert sich der 
hiesige Patriotismus momentan in einer ungewohnt 
ablehnenden Haltung gegen den Krieg. Das Problem be- 
steht also vielmehr darin, als radikale Linke eine grund- 
sätzliche, antikapitalistische und antinationale Kritik 
gegen den Krieg in einem gesellschaftlichen Umfeld 
wahrnehmbar zu machen, das aus gänzlich anderen Mo- 
tiven plötzlich seine Liebe zum Frieden und Status Quo 
im Nahen Osten entdeckt hat. 

Die bequernste, aber eben auch falscheste Lösung dieses 
Dilemmas läge darin, sich jeglicher Äußerung zu enthal- 
ten, Antikriegsdemos fernzubleiben und seine Meinung 
bestenfalls noch an der Apo-Theke zum Besten zu geben, 
um ja nicht mit der deutschen Regierung, Antiamerika- 
nerInnen und AntisemitInnen oder auch Saddam Husse- 
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in himself in einen Topf geworfen zu werden. Falsch des- 
halb, weil es gerade darum gehen muss, sich gegen die 
vom kapitalistischen System vorgegebenen Konfronta- 
tionslinien zu positionieren. Auch eine vereinfachende 
Anti-Haltung, die darauf hinausliefe, den US-Kapitalis- 
mus seinem deutsch-europäischen Pendant vorzuziehen 
und die Friedensbewegung zum Feindbild hochzustilisie- 
ren, erfüllt diesen Anspruch nicht, sondern fügt sich 
nahtlos in die Logik der kapitalistischen und nationalen 
Konkurrenz ein, in der die nächsten Kriege schon vorpro- 
grammiert sind - demnächst möglicherweise auch wieder 
einmal in deutscher Initiative. 

Die Möglichkeit, einen radikal systemkritischen 
Widerstand zu äußern, liegt darin, selbst in die Offensive 
zu gehen und eigene Argumentationen, Parolen und 
Aktionsformen vorzugeben, die sich nicht vom patrioti- 
schen Pazifismus der Zivilgesellschaft vereinnahmen lassen. 
Das beinhaltet auch, nicht unkritisch jede Manifestation 
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gegen den Krieg zu unterstützen, sondern zu differenzie- 
ren zwischen jenen staatstragenden KriegsgegnerInnen 
wie etwa den Regierungsparteien, gegen die konkrete Ge- 
genwehr angesagt ist, und potentiellen Bündnispartner- 
Innen. Der Schwerpunkt linksradikaler Antikriegspolitik 
muss jedoch auf der Entwicklung eines eigenen, antikapi- 
talistischen Widerstands liegen, der sich nicht alleine 
gegen den bevorstehenden Angriff auf den Irak richtet, 
sondern gegen die generelle Logik aller kommenden 
Kriege der kapitalistischen Weltneuordnung - und fol- 
gerichtig auch gegen Deutschland. 
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Bürgerliches Versprechen - linkes 


G | ück? ZUM ANTISEMITISMUS IN DER LINKEN!’ 


m Umgang mit antisemitischen Artikulationen der 

Linken hat sich bei Teilen dieser selbst als Reaktion 

seit einiger Zeit eine Absage an bisherige Politik und 
linke Bewegungen herausgebildet. Diese wird von vielen 
als Hinwendung zur bürgerlichen Gesellschaft kritisiert. 
Im Folgenden soll angerissen werden, dass eine linke 
Solidarität mit Israel als Konsequenz aus Struktur und 
Geschichte des Antisemitismus nötig ist, dies jedoch kei- 
nesfalls zwangsläufig eine Absage an die Linke oder gar 
ein Reinfallen auf bürgerliche Ideologie bedeutet. 


I. Von einem Teil der deutschen Linken wird die Absage 
an traditionelle linke Politik v.a. an der Forderung nach 
Solidarität mit Israel festgemacht. Das dümmlich-auto- 
nome Geschwätz, »dass die Theorie des Zionismus von 
einem völkischen Nationalismus geprägt ist« (nofw: Na- 
her Osten — ferner Westen), ein Partei-Ergreifen für den jüdi- 
schen Staat ergo keine linke Position sei, lohnt dabei 
nicht der weiteren Erörterung. Spannender ist der Ein- 
wurf, es habe durch die Israel-Solidarität eine linke Neu- 
orientierung stattgefunden, so dass nun der völkisch- 
antisemitischen Raserei die vermeintlichen Segnungen 
der bürgerlichen Gesellschaft gegenüber gestellt würden. 

Gegenüber dieser Konfrontation von antisemiti- 
schem Wahn und bürgerlichen Standards gilt festzuhal- 
ten: Sicherlich ist es sympathisch, dass Israel im Unter- 
schied zu den arabischen Gesellschaften über bürgerliche 
Rechtsstandards und eine sehr kontroverse politische Öf- 
fentlichkeit verfügt. Dies kann das Solidaritätsverständ- 
nis aber nicht im Kern berühren. Hierbei geht es viel- 
mehr um negative Solidarität gegen alle antisemitischen 
Angriffe auf den jüdischen Staat und seine BürgerInnen. 
Eine solche weiß zwischen Israel als Refugium vor Anti- 
semitismus, zwischen der institutionellen Verfasstheit der 
israelischen Gesellschaft und den konkreten israelischen 
Regierungspolitiken zu unterscheiden. 

Die Linke mag von einer »Scharon-Linken« (vgl. Holz 
et al.: Schuld und Erinnerung, Jungle World 48/02 und 
unsere Replik Jargon der Differenziertheit unter www.bgaa 
‚net) fabulieren, es hilft nichts umhin: in der momenta- 
nen Situation im Nahen Osten ist der Antisemitismus — 
deutlich abzulesen am Zustand der palästinensischen 
Nationalbewegung und der Israel umgebenden arabi- 
schen Staaten — die dominante Konfliktlogik, weshalb 
das militärische Agieren Israels nur am dem Maßstab sei- 
ner Verteidigungsnotwendigkeit adäquat beurteilt wer- 
den kann. Insofern Ariel Scharon quasi als Charakter- 
maske diese Verteidigungsnotwendigkeit exekutiert, gilt 
die Solidarität auch seiner Regierung. Etwas anderes ist 


das Problem der Angemessenheit der Mittel bzw. die 
Frage, ob eine jede konkrete israelische Regierungsmaß- 
nahme die Verteidigungsnotwendigkeit oder z.B. sied- 
lungsmilitante Tendenzen innerhalb der israelischen 
Gesellschaft zum Ausdruck bringt. Wäre »Kritik an Israels 
nicht der Topos, der den momentanen Antisemitismus in 
Deutschland organisiert, könnte anhand jener Fragen im 
besten Sinn Kritik geübt werden. Kritik an bestimmten 
israelischen Regierungspolitiken wäre dann politisches 
Medium einer grundsätzlichen, d.h. auf begründeten 
Prinzipien beruhenden Solidarität mit Israel. 


II. Folgt aus einer solchen Position zwangsläufig eine 
Absage an die Linke? Zweifellos kann festgehalten wer- 
den, dass klassische linke Bezugssysteme keinen angemes- 
senen Zugriff auf das Thema Israel ermöglichen. Denn: 
Realitäten wie der Antisemitismus sind im klassischen 
linken Weltbild wegen seines Intentionalismus und sei- 
nem Hang zu Personalisierungen gar nicht beschreibbar. 
Zudem stellt sich die Frage, ob dieses Weltbild nicht selbst 
schon Affinitäten zum Antisemitismus aufweist. 

Zur Illustration sei auf die derzeit wieder in Mode 
kommende Imperialismus-Theorie verwiesen. Hier wird 
davon ausgegangen, der Kapitalismus trete mit dem Im- 
perialismus gegen Ende des 19. Jahrhunderts in ein 
monopolistisches Stadium. Sodann wird meist sogar 
explizit behauptet, der sozioökonomische Zusammen- 
hang sei nicht mehr durch Konkurrenz, sondern durch 
personale Herrschaft politisch-ökonomischer Einheiten 
vermittelt. Die kapitalistische Weltgesellschaft ist dann 
nicht im Weltmarkt, d.h. seinen ökonomischen Zwängen 
und politischer Regulation fundiert, sondern in imperia- 
listischen Blöcken, die die Welt unter sich aufteilen. Der 
weltweite politische und ökonomische Zusammenhang 
ist in dieser Vorstellung das unmittelbare Produkt von 
Interessen. Systemische Zwänge, denen — im internatio- 
nalen Zusammenhang natürlich mit höchst ungleichen 
Voraussetzungen und Folgen — alle Akteure der herr- 
schenden sozioökonomischen Ordnung unterworfen 
sind, finden in dieses Weltbild keinen Eingang. Buchsta- 
biert sich der linke Hang zu Personalisierungen in bezug 
auf den Konflikt zwischen Israel und der palästinensi- 
schen Nationalbewegung bzw. den umliegenden arabi- 
schen Staaten als Antizionismus aus, bekommt er neben 
seiner strukturellen eine inhaltliche Affınität zum Antise- 
mitismus. 

Für eine Theoretisierung von Antisemitismus scheint 
daher die Fähigkeit, die systemische Dimension von 
Herrschaft (und ihrer Konsequenzen für eine Konzeption 
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von Ideologie) zu denken, eine conditio sine qua non. 
Linke Gesellschaftstheorie muss sich an dieser Fähigkeit 
messen lassen. 

Es stellt sich nun die Frage, wie vor dem Hintergrund 
des in linken Bewegungen weit verbreiteten Hangs zu 
Personalisierungen hier emanzipatorische Politik über- 
haupt möglich ist. Letztlich kann es diesbezüglich nur 
um ein Hineinwirken mittels Analyse und Kritik gehen. 
Ob eine solche Intervention stattfinden soll, ist von Fall 
zu Fall sowie von Kriterien abhängig. Gegenüber einem 
generellen Kritik-Üben muss gefragt werden, ob eine 
Kritik aufklären und vielleicht sogar Hegemonieverhält- 
nisse in der Linken verschieben kann. Dafür muss das 
Hereintragen von adäquater Kapitalismusanalyse und - 
kritik, d.h. das Schaffen von Voraussetzungen für eine 
emanzipatorische Bewegung, sich fragen, wann ein per- 
sonalisierendes Verständnis von Herrschaftsverhältnissen 
in linken Bewegungen noch ideologisch verkürzt und 
wann es bereits wahnhaft ist. 

Im ersten Fall scheint eine Intervention sinnvoll, wo- 
bei es hierfür einer Verständigung über Begriffe bedarf. 
Dabei wäre zu förderst an die Entwicklung eines Antise- 
mitismus-Begriffs und des Antiamerikanismus-Begriffs 
zu denken — eine Arbeit, die hier nicht geleistet werden 
kann, die aber auf jeden Fall die angedeutete Kritik an 
linken Weltbildern mit berücksichtigen sollte. 

Der jüngste Interventionsversuch im Vorfeld der 
Proteste gegen den EU-Gipfel in Kopenhagen ist hierfür 
in zweierlei Hinsicht ein Lehrstück. Zunächst, weil die 
durch ein Positionspapier der Gruppen Avanti, AAB, 
Autonome Antifa Nordost und Autonome Antifa (M) im 
Vorfeld der Proteste kritisierten dänischen Gruppen 
zweifellos in völlig wahnhaft-antisemitischer Manier über 
Israel sinnieren. Vor diesem Hintergrund ist es also ohne- 
hin fraglich, ob eine kritisch-solidarische Intervention 
sinnvoll ist. Wenn aber eine solche Intervention statt- 
findet, ist noch über das Wie zu diskutieren: Die 
deutschen Gruppen haben zwar versucht zu begründen, 
warum sie sich nicht an israelfeindlichen Aktionen 
beteiligen werden. Das vielleicht gut gemeinte Anliegen 
wurde aber zur Farce, da sich der Antisemitismus auf ein 
Problem des »nationalen Sprechorts« reduzierte. 


II. Was hat eine Positionierung gegen Antisemitismus 
und für Israel, damit aber zugleich: gegen Teile der Lin- 
ken, mit der Hinwendung zum bürgerlichen Glücksver- 
sprechen zu tun? Kurz nach den Anschlägen vom 11. 
September 2001 haben einige Linke die Hoffnung ge- 
hegt, die militärische Beseitigung »islamischer Herr- 
schaft« beispielsweise in Afghanistan »würde die Bevölke- 
rung dieser Länder dem moslemischen Götzendienst ent- 
reißen, um sie, mit allen brutalen Konsequenzen, dem 
kapitalistischen Warenfetisch direkt zu unterwerfen« (Ba- 
hamas 36, S.33), was letztlich darauf hinausliefe, »den 
Blick von islamischer Elendsverklärung, Selbstkasteiung 
und Mordlust fort auf die von der kapitalistischen Verge- 
sellschaftung hervorgebrachten materiellen Potentiale 
[zu] lenken und den Wunsch nach kommunistischer An- 
eignung aufkeimen [zu] lassen« (ebd.). Abgesehen von 
der Gleichsetzung von Islam und Islamismus: Wer will — 
und wer die Vorstellung von einem notwendigen Zusam- 
menhang der Existenz kapitalistischer Produktionsweise 
und dem Wunsch nach Kommunismus teilt — kann 


dieses Szenario sympathisch finden. Es ist jedoch in erster 
Linie unrealistisch und illustriert die Notwendigkeit, den 
internationalen Herrschaftszusammenhang im Auge zu 
behalten. Wann sind Länder, die kaum industrialisiert 
oder ohnehin völlig tribalistisch-agrarisch strukturiert 
sind, in denen ein hohes Maß an Analphabetismus 
herrscht und in denen die politischen Regime Armutsver- 
waltung betreiben, durch den kriegerischen Angriff kapi- 
talistischer Metropolen in den Genuss der »materiellen 
Potentiale« der kapitalistischen Moderne gekommen? 

Ein weiteres Problem besteht in der Argumentation, 
ein Angriff auf einzelne islamische Länder bringe im Er- 
gebnis einen Fortschritt, weil bürgerliche Verkehrsfor- 
men mit sich, wie sie im gesamten Nahen Osten nur in 
Israel existieren. So richtig es gegenüber einem generellen 
Pazifismus ist, Kriege auch von ihren Effekten her zu 
bewerten, muss hier mit Marx an Differenz und Zusam- 
menhang von Produktionsweise und Verkehrsformen 
festgehalten werden. Zu dieser Unterscheidung gehört 
die Feststellung, dass bestimmte Bewusstseins- und 
Verkehrsformen ihre Plausibilität nur unter spezifischen 
gesellschaftlichen Verhältnissen erhalten. Liegt kein Ent- 
sprechungsverhältnis vor, können die bürgerliche Ver- 
kehrsformen nur mit Gewalt aufrecht erhalten werden — 
und sind damit automatisch prekär (so scheinen sich 
diese Verkehrsformen z.B. in Afghanistan auf Kabul zu 
beschränken). Dennoch sind sie im Vergleich zu den bar- 
barisch-islamistischen Regimen zweifellos sympathisch, 
sobald darunter mehr verstanden wird, als die Garantie 
gewisser Teile des Privatrechts — ein im Endeffekt ideolo- 
gisches, weil einen notwendigen Zusammenhang von 
Kapitalismus und bürgerlicher Demokratie konstruieren- 
des Mehr. Doch unabhängig davon: Die Einführung 
bürgerlicher Verkehrsformen und v.a. ihre konsequente 
Durchsetzung ist wegen der fehlenden kapitalistischen 
Produktionsweise schlichtweg wenig wahrscheinlich. In 
einer Gesellschaft ohne ausdifferenzierte Arbeitsteilung 
wird das Eigentum der Produzenten an ihren Produk- 
tionsmitteln die Basis bestimmter politischer Verhältnisse 
bleiben. Die Hoffnung also auf einen Fortschritt im 
Zusammenhang mit bürgerlichen Verkehrsformen zu set- 
zen, ist — gelinde gesagt — naiv. 

Noch vor einem anderem Hintergrund wird in der 
letzten Zeit oftmals das bürgerliche Glücksversprechen 
aufgerufen: als zu Erstrebendes bezüglich Individualität 
und materiellem Reichtum. Zweifellos ist die Kritik an 
den üblen Formen der Vergemeinschaftung in vielen ara- 
bischen Staaten und in Deutschland, gegen die sich 
dieses Erinnern an Versprechen der bürgerlichen Gesell- 
schaft richtet, bitter nötig. Vergemeinschaftung fällt 
begrifflich und inhaltlich aber nicht mit Kollektivität in 
eins. Kollektivität resultiert auch aus der Reflexion über 
gesellschaftliche Verhältnisse und die gegenseitige Abhän- 
gigkeit jedes Einzelnen vom gesellschaftlichen Zusam- 
menhang. Wer nun aber gegen Kollektivität die Verspre- 
chen von Individualität, Luxus und privatem Glück in 
Stellung bringt, rekurriert lediglich auf die frei flottieren- 
de Warenmonaden und unterschlägt die vernünftige For- 
derung, mit der eine Marxsche Kritik der bürgerlichen 
Gedankenformen enden könnte: soziales Glück für alle. 


Bündnis gegen Antisemitismus und Antizionismus Berlin 


DOKUMENTATION: 


Erklärung zur Auflösung der 
Antifaschistischen Aktion Berlin (AAB) 


ie Antifaschistische Aktion Berlin (AAB), unter 

anderem Namen seit 1993 in Berlin aktiv, hat sich 

am 13. Februar 2003 um 20.32 Uhr aufgelöst. 
Gegenwärtig sieht es so aus, als würden sich zwei neue 
Gruppen konstituieren, die jeweils etwas weniger als die 
Hälfte der ehemaligen AAB-Mitglieder vereinen. Eine 
davon sind wir. Da es für jede dieser beiden Gruppen an- 
maßend wäre, weiter als AAB aufzutreten, gleichzeitig 
aber noch keine neuen Namen gefunden wurden, spre- 
chen wir der Einfachheit halber in diesem Text von uns 
als Die Bessere Hälfte, von den anderen als Die Anderen. 

Im Folgenden werden wir versuchen, sowohl die all- 
gemeinen (die Gesellschaft und die Linke betreffenden) 
Veränderungen und die konkreten gruppeninternen Pro- 
zesse zu beleuchten, soweit sie zum Verständnis der Auf- 
lösung notwendig sind. Selbstverständlich haben im 
Spaltungsprozess einer Gruppe wie der AAB persönliche 
Animositäten und das Fehlverhalten Einzelner eskalieren- 
de Auswirkungen. Wir werden aber versuchen, uns in 
dieser Auflösungserklärung auf die Darlegung der inhalt- 
lichen und konzeptionellen Konflikte, soweit sie für die 
Debatte um die Bedingungen und Möglichkeiten links- 
radikaler Politik interessant sind, zu beschränken. Anek- 
doten dienen ausschließlich der Veranschaulichung. 

Dem Zweck des Papiers ist geschuldet, dass die Konflik- 
te eindeutiger und die Fraktionen homogener erscheinen 
als sie tatsächlich sind. Damit wird der Vielschichtigkeit 
des wirklichen Lebens Unrecht getan. Auch dies dient der 
Veranschaulichung. 

Entscheidend war nach unserem Verständnis die Ver- 
änderung der Rahmenbedingungen unserer Politik, die 
zentrale Strategien von uns in die Krise geführt hat (»die 
Linke sammeln«, »die linke Geschichte lässt sich nur als 
ganzes verteidigen« usw., wir kommen darauf zurück). 
Mit der Konzentration auf Aktionen und dem Anliegen 
der strömungsübergreifenden Kooperationsfähigkeit soll- 
ten linken sektiererischen Entwicklungen entgegenge- 
wirkt werden. Dass diese Konzentration zu einer gewissen 
inhaltlichen Leere führt, war bereits einer unserer zen- 
tralen Auswertungspunkte zum Ende der AABO (anders 
als bei den anderen BO-Gruppen). Dennoch ist es uns 
nicht gelungen, den Problemen in der eigenen Gruppe zu 
entgehen, was unserer Vorstellung nach wiederum damit 
zusammenhängt, dass sich aus unserem Politikverständnis 
heraus eine Wahrnehmung von Kritik als Nörgelei, von 
Hinterfragung linker Grundlagen als Praxishindernis und 
Sektiererei entwickelt hat. 

Mit der Entwicklung einer Vielzahl von Konflikten in 


den letzten Monaten hatte sich herauskristallisiert, dass 
der abstrakte Grundkonsens der Gruppe - strömungs- 
übergreifend, aktionsbezogen, ansprechbar zu sein, mit 
einem linksradikalen und kapitalismuskritischen Selbst- 
verständnis und dem Ansatzpunkt Antifaschismus - als 
einigendes Band zu locker war. Gefangen in der Eigendy- 
namik einer zunehmenden Fraktionierung, wurden immer 
öfter Abstimmungen notwendig, die zunehmend knap- 
per ausfielen und an Verbindlichkeit verloren. Höhe- 
punkt dieser Entwicklung war, dass einzelne Repräsen- 
tanten aus den Reihen der Anderen, die über hohe mediale 
Präsenz verfügten, wiederholt ihre persönlichen Ansich- 
ten und nicht die Mehrheitsbeschlüsse zur Grundlage ih- 
res öffentlichen Auftretens im Namen der AAB machten. 

Hierbei waren linksradikale Kinkerlitzchen wie die 
Palästina-Solidaritäts-Maskerade des AAB-Lautsprecher- 
wagens auf der Rosa-Luxemburg-Demonstration mit 
dem Abspielen von »Palästina-dein-Volk-wird-siegen«- 
Schlagern und dem Skandieren anti-antideutscher Paro- 
len nur der letzte Ausdruck. Entscheidender war etwa die 
Auswertung der Antifa-Bewegung in unserem Namen 
(veröff. in Phantomas und antifa.de), die sich mit dem 
Fehlverhalten einzelner Antifas, die die Bewegung durch 
den Gang ins Fitness-Studio und den Kauf teurer Kla- 
motten untergraben, auseinandersetzte, oder das aktuelle 
Interview zum Krieg in der Jungen Welt. 

Die Folge dieser Entwicklung waren der fast voll- 
ständige Verlust politischen Vertrauens innerhalb der 
Gruppe, die Einschränkung der eigenen Handlungs- 
fähigkeit und ein disparates Bild nach außen. 

Die Bessere Hälfte wollte dennoch keinen Bruch, son- 
dern hat versucht, einen gemeinsamen Diskussionspro- 
zess über die Neubestimmung zeitgemäßer linksradikaler 
Politik anzustoßen und damit einem Neukonstituierungs- 
prozess der AAB als handlungsfähiger Gruppe einzulei- 
ten. Unseres Erachtens waren mögliche inhaltliche Diffe- 
renzen gar nicht geklärt genug, um eine Spaltung mit all 
ihren unangenehmen Begleiterscheinungen zu rechtferti- 
gen. Teile der Anderen dagegen haben die jetzt erfolgte 
Trennung bewusst forciert, da sie die Gegensätze für unü- 
berbrückbar hielten. Damit war die Verweigerung der 
Diskussion um die Grundlagen unserer Politik konse- 
quent durchgehalten worden. 


Der Kernkonflikt: Aktionismus und Distinktionsgewinn 


Getragen von der Besseren Hälfte hat sich angesichts 
veränderter gesellschaftlicher und innerlinker Rahmenbe- 
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dingungen seit einigen Jahren ein Wandel in der prakti- 
schen und inhaltlichen Ausrichtung der AAB vollzogen. 
Im Kern handelt es sich dabei um a) eine Abkehr vom 
Konzept des »revolutionären Antifaschismus« wie es in 
weiten Teilen der Antifa-Bewegung verstanden wurde 
und b) eine Hinwendung zur Erarbeitung inhaltlicher 
Standpunkte und einer fundierten Kapitalismuskritik 
angesichts der Orientierungslosigkeit der Linken und der 
fragwürdigen Theoriefragmente, die in weiten Teilen 
sogenannt linker Bewegungen vertreten werden. Mit dem 
zweiten Punkt verbunden war die Bereitschaft, sich auch 
mit den Positionen anderer Linker offensiv auseinander 
zu setzen, statt wie in der Vergangenheit einseitig das 
Sammelnde und Gemeinsame zu betonen. 

Die Anderen haben sich dieser Entwicklung in den 
letzten Monaten immer energischer widersetzt. Sie schen 
im Grunde keine Veranlassung, an der Antifa-Politik, die 
Anfang und Mitte der neunziger ihre Blütezeit hatte, 
etwas zu ändern. Ihr herzhaftes »Weiter so!« charakte- 
risieren sie selbst als praxisorientierte, interventionistische 
Politik, die auf Veränderungen in der Gesellschaft ziele 
und sich als Teil der gegenwärtigen linken Bewegungen 
begreife. Die Bessere Hälfte besteht in ihren Augen dage- 
gen aus Nörglern und Blockierern, die aus Gründen des 
Distinktionsgewinns statt der Gesellschaft andere Linke 
kritisieren. 

Wir werfen den Anderen hingegen vor, sich in einem 
unreflektiertem, rein quantitativen, weil auf Sammlung 
möglichst vieler gerichteten Aktionismus zu erschöpfen, 
der Radikalität durch das Hochhalten eines nicht näher 
bestimmten revolutionären Ansatzes in Kombination mit 
militantem Auftreten bloß imitiert. Wer inhaltliche Posi- 
tionsfindung, die nicht von vornherein auf Bündnisfä- 
higkeit sondern vor allem auf klare Analyse zielt, als 
Zersetzung von Handlungsfähigkeit begreift, will statt 
radikaler Gesellschaftskritik das wohlige Gefühl, Teil ei- 
ner Bewegung zu sein. 

So ist das, worüber wir eine Diskussion innerhalb der 
AAB einforderten, gleichzeitig unsere Diagnose über ihr 
Scheitern: 


Times they are a'changing - Konsequenzen für unser 
Verständnis von Politik, Antikapitalismus und Antifa 


Die Konzepte der organisierten Antifabewegung wurden 
in einer Situation entwickelt, in der nach dem Zusam- 
menbruch des Realsozialismus revolutionäre Ideen öf- 
fentlich diskreditiert waren. Die Parole vom »Ende der 
Geschichte« war Ausdruck der Zuversicht, die herrschen- 
den Verhältnisse würden ewig dauern, die Möglichkeit 
einer radikal anderen Gesellschaft schien aus der Diskus- 


'sion völlig verbannt. Daraus leiteten wir die Notwendig- 


keit platter Mobilisierungen zur Artikulation antikapital- 
istischer Gegenpositionen sowie die positive Bezugnahme 
auf die linke, kommunistische Geschichte ab. 

Die Einpunkt-Bewegungen der achtzigerer Jahre hat- 
ten aus unserer Sicht eher zu einem Auseinanderdriften 
der verschiedenen Ansätze geführt. Daraus entwickelten 
wir die Vorstellung, die Linke sammeln zu wollen, und 
die Betonung pragmatischer, praktisch orientierter 
Politik, die sich nicht in Sektiererei verfängt. Gleichzeitig 
waren die flächendeckende neonazistische Gewalt, deren 


offensichtliche Duldung durch den Staat oder die Ins- 


trumentalisierung der Nazi-Gewalt für die Einschrän- 
kung des Asylrechts gesellschaftliche Skandale, an denen 
sich die Politisierung vieler junger Menschen vollzog. 
Dies trug dazu bei, Antifa als praktischen Ansatzpunkt 
und Hebel zur Kritik der bürgerlichen Gesellschaft zu 
wählen. 


Let's talk about capitalism baby 


In der bleiernen Zeit nach dem Zusammenbruch des 
Realsozialismus wollte sich der durch die AA/BO reprä- 
sentierte Teil der Antifa mit plakativen antikapitalistis- 
chen Formulierungen dem Zeitgeist entgegen stellen. Die 
Politisierung und Radikalisierung interessierter Jugendli- 
cher sollte vor allem über die praktische Konfrontation 
mit Nazis und dem Staatsapparat erfolgen. In einer Zeit, 
in der es vor allem darum ging, die prinzipielle Möglich- 
keit einer Alternative zum Kapitalismus zu artikulieren, 
mag das seine Berechtigung gehabt haben. Für die aktu- 
elle politische Situation ist es nicht hinreichend. 

Inzwischen wurde die Parole vom Ende der Geschich- 
te durch die globalisierungskritische Bewegung aufgebro- 
chen. Engagement gegen Kapitalismus ist heute weit 
weniger anstößig als noch vor zehn Jahren. Die in allen 
Medien zitierte Parole heißt: »Eine andere Welt ist 
möglich«. 

Offenkundig sind aber auch Heterogenität und theo- 
retische Schwäche dieser zahlenmäßig großen Bewegung, 
was sich auch in den Protesten gegen den Irak-Krieg 
zeigt: Zu beklagen sind etwa das eklatante Fehlen einer 
Kritik am staatlichen Zwangsverband (weshalb sich die 
Friedensbewegung jetzt zum Ziel setzt, Schröder auf 
Anti-Kriegs-Kurs zu halten), die Tolerierung antisemitis- 
cher Positionen (etwa auf der »Friedenstour« von attac, 
die ein mit Schauergeschichten angereichertes Anti- 
Israel-Tribunal war), die Konzentration auf personalisie- 
rende (oder finzanzzentrierte) Kapitalismuskritik oder die 
Glorifizierung vorbürgerlicher Gemeinschaften. 

Die Anti-Globalisierungsbewegung als die dominante 
linke Strömung der letzten Jahre ist voll von platten 
Mobilisierungen und einem diffusen Unbehagen am 
Kapitalismus. Eine zeitgemäße linksradikale Bewegung 
kann darauf nicht mit Plattheit antworten, sondern muss 
versuchen, inhaltlich in diese Bewegung zu wirken und 
sie damit voran zu bringen - noch dazu, wo diese Bewe- 
gung genau jene kritische Öffentlichkeit umfasst, die 
schon immer das Agitationsobjekt linksradikaler Politik 
war. Es geht darum, offenkundig reaktionäre Ansätze 
auszugrenzen und der politischen Klugheit ein Forum zu 
bieten. Das hat wenig mit Distinktionsgewinn zu tun, 
aber viel mit Interesse an linkem Widerstand, der diesen 
Namen verdient. 

Die Positionierung zur Anti-Globalisierungs- bzw. 
Anti-Kriegs-Bewegung hat in der AAB immer wieder für 
Streit gesorgt. Teile der Besseren Hälfte wollten etwa 
einer Teilnahme an der Großdemonstration gegen den 
Bush-Besuch 2002 in Berlin nur zustimmen, wenn eine 
Abgrenzung von antisemitischen und Krieg und Kapita- 
lismus einseitig auf die Person Bush beziehenden 
Positionen erkennbar würde. Die mit Mehrheitsbeschluss 
durchgesetzte Transparent-Unterzeile »Gegen Antisemi- 
tismus und Antiamerikanismus« wurde schließlich durch 
Einzelne der Anderen auf der Demo verdeckt. 


What's left? 


Ist schon die Analyse der herrschenden Verhältnisse in 
den linken Bewegungen oft fragwürdig, bleibt die Frage 
ihrer Abschaffung, das »Wie« gesellschaftlicher Verände- 
rung völlig ungeklärt. Nun ist es nicht die Aufgabe einer 
politischen Gruppe zu leisten, woran die klügsten Köpfe 
der letzten Jahrhunderte gescheitert sind. Aber wenn die 
Grundlagen linker Kapitalismuskritik umstritten sind, 
wenn es keine überlieferten Gewissheiten gibt, dann 
wirken Plattheit und zelebrierte Selbstgewissheit eher lä- 
cherlich als überzeugend. Statt dessen muss eine politis- 
che Kultur entwickelt werden, die radikale Fragen stellt 
und Diskussionen vorantreibt, ohne sich der Praxis zu 
enthalten. Es muss möglich sein, alle Positionen radikal 
in Frage zu stellen, ohne Diskussionen von vornherein als 
»nicht links« abzublocken. Wer sich nicht die Mühe 
macht, ausführliche Argumente gegen diesen Krieg dar- 
zulegen, dessen Aufrufe ähneln schließlich, zwar angerei- 
chert mit dem Wort »Imperialismus«, den Erklärungen 
einer Friedensbewegung, in die sich auch die rot-grüne 
Regierung einreihen kann. 


Revolutionärer Antifaschismus 


Die Globalisierungskritikbewegung hat außerdem zwei 
weitere Ausgangsbedingungen, unter denen sich die AAB 
konstituiert hat, modifiziert: Wir wollten gegen die Zer- 
splitterung der Ein-Punkt-Bewegungen »die Linke sam- 
meln« an einem Punkt, der »Voraussetzung für alle Lin- 
ken« ist, nämlich dem Antifaschismus. Und wir wollten 
als öffentliches Sprachrohr für militante, radikale Gesell- 
schaftskritik auftreten. Als militante radikale Gesellschafts- 
kritik werden heute vornehmlich Teile der Anti-Globali- 
sierungsbewegung wahrgenommen, auch wenn ungeklärt 
ist, welches ihr Sprachrohr ist. Damit hat die Bewegung 
eine Debatte angestoßen, die einen anderen gesellschaft- 
lichen Rahmen für radikale Gesellschaftskritik bildet und 
sie wirft auch andere Fragen auf, denen man sich nur 
stellen kann, wenn man Diskussion, Fragen und Kritik 
nicht als der Praxis und der Sammlung entgegenstehende 
Positionen denkt. 

Dabei sehen wir die gesellschaftlichen Veränderungen 
gar nicht als Problem, im Gegenteil. Offensichtlich »sam- 
melt sich« »die Linke« derzeit um das zentrale Problem 
der weltweiten Organisation von Kapitalismus (und sein- 
er kriegerischen Durchsetzung). Die seit jeher bestehende 
Schwäche des Konzepts Revolutionärer Antifaschismus, 
erst über den Hebel der moralischen Empörung über 
Nazis zur Kritik an Kapitalismus und bürgerlichem Staat 
zu kommen, wird damit zum unnötigen bzw. unver- 
ständlichen argumentativen Umweg. Nur für die eigene 
Positionsbestimmung und die politische Strategie müssen 
daraus Konsequenzen gezogen werden: Sieht man sich 
nicht mehr als »sammelnde« sondern als radikalisierende 
Bewegung, kann man auch die Diskussionsbarrieren des 
sammelnden Ansatzes überwinden und sich in den Wett- 
bewerb der linken Ideen zur Erklärung der gegenwärtigen 
gesellschaftlichen Probleme begeben. 

Dies gilt umso mehr, als es die Antifa-Bewegung ver- 
säumt hat, eine Faschismustheorie auf Höhe der Zeit zu 
erarbeiten. Die notwendige Formulierung des Zusam- 
menhangs von Kapitalismus und Faschismus, wenn sie 


sich nicht gleich auf eine behauptete Quasi-Identität be- 
schränkte (sinnbildlich in den Parolen »Hinter dem 
Faschismus steht das Kapital« oder »Staat und Nazis 
Hand in Hand«), kam meist nicht über einen kurzen 
Absatz hinaus - trotz der zentralen Bedeutung im Konzept 
Revolutionärer Antifaschismus. Entsprechend unüber- 
zeugend und konstruiert wirkten diese Erklärungsver- 
suche denn auch oft. 

Dabei scheint der Blick auf faschistische Bewegungen 
nach wie vor ergiebig für die Kritik an den herrschenden 
Verhältnissen. Zum einen lässt sich in Abgrenzung vom 
antikapitalistischen Selbstverständnis der Nazis das 
eigene theoretische Instrumentarium gegen problematis- 
che Kapitalismuskritik schärfen (etwa: die Unterschei- 
dung von »raffendem« und »schaffendem« Kapital, Kon- 
zentration auf »Wucher«, Finanzen etc.). Und die Kritik der 
gemeinsamen Grundlage von Nazi-Ideologien und Ver- 
wertungsrassismus ist allemal angebracht. Zum anderen 
ist die im Modell des deutschen Sonderwegs radikalisierte 
anti-universalistische, vernunftfeindliche und völkische 
Gegenbewegung zur kapitalistischen Moderne in unter- 
schiedlichen Ausformungen international wirkungs- 
mächtig (nicht nur im Märkischen Sand, sondern auch in 
den sogenannten ethnischen Konflikten oder im sich 
radikalisierenden politischen Islamismus) und damit wei- 
terhin von zentraler theoretischer und praktischer Bedeu- 
tung. Solch ein theoretisches Instrumentarium zur Analyse 
des Zusammenhangs von Faschismus und Kapitalismus 
muss aber auch erarbeitet werden, statt sich auf die 
moralische Zugkraft von »Nazis morden, der Staat 
schiebt ab!«-Rufen zu verlassen. 

Neben dem gegenwärtigen Boom an Kapitalismuskritik 
sprechen noch weitere Gründe dagegen, am Antifaschis- 
mus als zentralem Dreh- und Angelpunkt politischer 
Agitation und Praxis festzuhalten. 

Die in weiten Teilen der Antifa-Bewegung gängigen 
Argumentationsmuster, auf strukturelle bzw. personelle 
Kontinuitäten zwischen BRD und Nationalsozialismus 
zu verweisen, haben sich durch den wachsenden his- 
torischen Abstand weitgehend erledigt. Aus dem selben 
Grund hat sich die geschichtspolitische Bedeutung des 
Bezugs auf den Nationalsozialismus verringert und an 
Wichtigkeit für die politische Meinungsbildung einge- 
büßt. 

In der »neu-großdeutschen« Situation konnte der 
Bezug auf den deutschen Faschismus bereits selbst als 
eine Kritik der aktuellen politischen Situation gelten. 
Spätestens mit dem Antritt der rot-grünen Regierung hat 
sich diese Situation verändert. Deren Personal kann 
glaubhaft die Distanz zum NS verkörpern und hat im 
Kosovo-Krieg den Bezug auf die »Lehren aus Auschwitz« 
erfolgreich für die eigene Politik instrumencalisiert. 
Wahrscheinlich ist, dass auch dieser regierungsoffizielle 
Antifaschismus nur ein Durchgangsstadium hin zu einer 
»Normalisierung« sein wird, in der deutsche Politik weit- 
gehend ohne Bezugnahme auf die NS-Verbrechen aus- 
kommen wird. Das bedeutet einerseits eine neue Anfor- 
derung an geschichtspolitische Argumentation, macht 
aber auch Analysen und Argumente notwendig, die (deut- 
sche) Politik als solche kritisieren, nicht nur als »Fortset- 
zung des Faschismus mit anderen Mitteln«. 

Die offenkundige Krise der Antifa-Bewegung hängt 
unseres Erachtens eng mit den oben skizzierten Entwick- 
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lungen zusammen - und nicht, wie es ein aus den Reihen 
der Anderen verfasstes und unabgesprochen veröffentlich- 
tes Papier dargelegt hat, mit dem Fehlverhalten einzelner 
Antifas, die sich politischer Laschheit hingeben und die 
Bewegung durch Konsumorientierung untergraben. 

Dementsprechend wird Antifaschismus zwar nicht 
mehr der Dreh- und Angelpunkt unserer Argumentation 
sein. Wir werden aber weiterhin dort, wo sich in diesem 
Themenfeld die Möglichkeit des diskursiven Eingreifens 
in politische Geschehnisse bietet, aktiv werden - wie z.B. 
gegen Naziaufmärsche und in geschichtspolitischen De- 
batten (z.B. Wehrmachtsausstellung). Es wird darum 
gehen, Schwachpunkte der öffentlichen Diskussion zu 
benennen und radikale Akzente zu setzen, z.B. was Anti- 
semitismus, Medienkritik und die Kritik kapitalistischer 
Denkformen angeht. 


Es geht voran... 


Wir werden also auch in Zukunft eine aktionsbezogene 
Gruppe sein. Dabei ist es notwendig, neue Strategien zu 
entwickeln, wie wir unsere Positionen in der öffentlichen 
Diskussion wahrnehmbar machen können. Um diesen 
Anspruch mit inhaltlichen Diskussionen und Klärungen 
zusammenzubringen, ist eine verbindliche Organisation 
von Politik weiterhin notwendig. Wir wollen also keinen 


»Rückfall« in Kleingruppenkonzepte oder theoretische 
Zirkel, in denen man nur zusammenarbeiten kann, wenn 
man sich persönlich gut versteht und politisch bis ins 
letzte einer Meinung ist. Wir streben auch weiterhin die 
Verständigung mit allen Linksradikalen an, die sich für 
die Politikfelder Antifaschismus und Antikapitalismus 
interessieren. »Sollbruchstellen« linksradikaler Politik 
wollen wir mit fundierten Klärungen begegnen. Grund- 
lagen sind nach wie vor: Verbindlichkeit in der Diskus- 
sion, Vorschläge und Argumente werden begründet, Fragen 
beantwortet, möglichst große Transparenz für alle an der 
Diskussion Beteiligten soll hergestellt werden. Die 
Grundlagen unseres Politikverständnisses können nur ge- 
meinsam geklärt werden. Dabei ist die Gruppe offen für 
Interessierte, die sich beteiligen wollen. 

Bestandteil unserer Praxis werden bis auf weiteres fol- 
gende Politikfelder sein: Antikapitalismus, Antifaschismus, 
Jugendarbeit, Verankerung an der Uni und »Kampf um 
die Köpfe«. 


And to the government we stick our middlefingers with 
regards to the $129a. 


Für den Kommunismus! 
Wir sind erreichbar unter post.aab@linkeseite.zzn.com 


Should I stay or should I go? 


DIE BESTEN STERBEN JUNG, ERST KURZ VOR WEIHNACHTEN JOE STRUMMER, 
JETZT AUCH NOCH DAS: MITTE FEBRUAR 2003 IST DIE ANTIFASCHISTISCHE 
AKTION BERLIN VON IHREN AKTIVISTINNEN AUFGELÖST WORDEN. 


etwa gleich große Fraktionen. Wir verstehen uns 
als der »aktivistische« Teil der AAB, ein großer Teil 
der Praxis der letzten Jahre wurde von uns getragen und 
gestaltet. Warum wir uns für eine Trennung ausge- 


e rund dafür ist die Trennung der Gruppe in zwei 


sprochen haben und warum wir der Meinung sind, dass 
von dieser Trennung beide sich jetzt neu konstituieren- 
den Gruppen profitieren, wollen wir mit einem kurzen 
Text transparent machen. 

Die AAB war seit ihrer Gründung immer Teil der 
Linken in der BRD, deshalb ist sie auch nicht von den 
Entwicklungen der Gesellschaft sowie der gesamten 
Linken verschont geblieben. Als 1989 die Auflösung des 
realexistierenden Sozialismus so gut wie abgeschlossen 
war, wurden in der radikalen Linken wieder vermehrt 
Grundsatzfragen diskutiert. Für die praktische Politik 
spielt die Frage nach gesellschaftlicher Intervention eine 
entscheidende Rolle. Während den »InterventionistIn- 
nen« schnell das Mitmachen, die Reproduktion der abzu- 
schaffenden Verhältnisse, das potentiell falsche Verständ- 
nis zum Vorwurf gemacht wird, endet die Praxis der 
»IdeologiekritikerInnen« oft in Abgrenzung zu anderen 
Linken und ihrer Politik. Dabei unterscheidet beide 
Richtungen oft weniger die Analyse der kapitalistischen 


Verhältnisse, als die daraus gezogenen Konsequenzen. Im 
Mikrokosmos der deutschen radikalen Linken entwickel- 
ten sich unter diesen Vorzeichen seit 1989 Debatten um 
die sogenannten »Antideutschen«, den Nahen Osten, 
und zuletzt um die aktuellen Weltordnungskriege. Un- 
terschiedliche Positionen und ihre polemischen Zu- 
spitzungen führten zu Brüchen in Gruppen, Wohnge- 
meinschaften und Freundschaften. Für eine bewegungs- 
schwache Zeit ein denkbar unproduktives kommunika- 
tives Setting, dem sich niemand wirklich entziehen 
konte. 


Things fall apart 


Die Trennung der AAB ist die Konsequenz aus den 
Entwicklungen der Gruppe in den letzten zwei Jahren 
nach Auflösung der AA/BO. 

Ein grundlegender Konflikt war die Frage nach dem 
Adressaten und der Ausrichtung unserer politischen 
Praxis: Die AAB ist als explizit praxisbezogene Gruppe 
angetreten. Ziel der Politik war es, Räume für die radikale 
Linke wieder zu öffnen, eine Wahrnehmbarkeit für links- 
radikale Argumentationen und Standpunkte zu gewähr- 


leisten. Adressatin der Aktionen sollte eine möglichst 


breite Öffentlichkeit, gerade auch außerhalb der eigenen 
Szene sein. Erfolgreich waren wir damit an den Punkten, 
an denen es uns gelang, in die öffentliche Debatte einzu- 
greifen und Diskussionen zuzuspitzen. Ein Mittel dazu 
war die Bündelung und Sammlung von radikalen Linken 
an einem bestimmten Politikfeld, nämlich dem Antifa- 
schismus. 

Von diesen Grundannahmen wurde sich in den letz- 
ten Jahren von einem relevanten Teil der Gruppe langsam 
aber sicher verabschiedet, ohne das die Diskussion da- 
rüber geführt wurde. Nach dem Ende der AA/BO wurde 
es versäumt, neben dem Benennen der Gründe des 
Scheiterns, auch die gemeinsame Perspektive neu zu be- 
stimmen. Als Folge dessen kann jetzt eine Abkehr von 
Konzepten der politischen Einflußnahme festgestellt wer- 
den. Die Frage, ob denn die Strategie der Sammlung und 
Bündelung prinzipiell gescheitert ist, wurde letztendlich 
nicht beantwortet; die Notwendigkeit, sich weiter am 
Aufbau einer linken Bewegung zu beteiligen, war schein- 
bar nicht mehr gegeben. 


Wir sind die Guten... 


Aufgebrochen ist dieser schwelende Konflikt immer 
dann, wenn es an die Umsetzung der Aktionen ging, was 
zu einer faktischen Auftrennung in »KritikerInnen« und 
»Praxisdeppen« führte, Abgrenzen oder Mitmachen. Von 
einem Teil wurde es bevorzugt, eine distanzierte und le- 
diglich kommentierende Haltung zu den linken Bewe- 
gungen der letzten Jahre einzunehmen, so zur Globalisie- 
rungsbewegung oder auch zur Antikriegsbewegung. Aus 
der Angst, sich an den falschen Positionen von Teilen 
dieser Bewegungen die Finger schmutzig zu machen, hat 
man es vorgezogen aus sicherer Warte die Bewegungen zu 
kritisieren, ohne selbst nach vorne weisende (»richtige«) 
Positionen einzubringen oder sich gar um die Gestaltung 
der Bewegungen zu kümmern. Die Abgrenzung zu ande- 
ren Linken, die verstärkt zum Moment der eigenen Poli- 
tik wurde, begann sich gegen Fraktionen in der eigenen 
Gruppe zu richten, was folgte war eine gegenseitige 
Blockade. Praktische Initiativen innerhalb der Gruppe 
wurden in diesem Sinne »behandelt«: Was weder diskur- 
siv noch durch Kampfabstimmungen verhinderbar war, 
wurde die Unterstützung verweigert, man beteiligte sich 
einfach nicht dran. 


Nicht gerade neu: Das Wissen um die Schwierigkeit, 
die Regierung zu stürzen 


Der Wunsch der Linken, erst die richtige Theorie zu 
entwickeln, aus der man dann die richtige Praxis ableit- 
et, ist so alt wie sie selbst. Die meisten dieser Ansätze 
haben sich zersplittert, bevor sie überhaupt relevante 
Praxis, geschweige denn Einflußnahme entwickeln konn- 
ten. Wir sind hingegen der Meinung, dass gerade auch 
die Praxis nach vorne weisen kann, dass sie Motor für 
inhaltliche Entwicklung ist, ohne dass der Weg bereits 
ausformuliert sein muss. Da die Linke sich gerade nicht 
am Vorabend der Revolution befindet, kann es für uns 
weniger darum gehen, die eine Revolutionstheorie zu 
entwickeln, sondern die Bedingungen für eine erhöhte 
Relevanz linker Positionen zu gesellschaftlich relevanten 
Themen zu schaffen. Als politische Gruppe in einer 


Bewegungslinken stellte sich für uns auch die Frage, ob 
wir diejenigen sind, die die Faschismustheorie auf der 
Höhe der Zeit, die Kapitalismuskritik, die gegen jeden 
Vorwurf der Unvollständigkeit erhaben ist und die 
Theorie zur Revolution entwickeln. Der Streit über die 
»richtige« Position ist in der Linken ein Bestandteil der 
Politik, aber ohne die Wahrnehmbarkeit einer praktis- 
chen Politik interessiert sich auch niemand für die 
Positionen, die vertreten werden. Die AAB ist dafür ein 
gutes Beispiel: Nur aufgrund der praktischen Erfolge 
unserer Politik wurden auch die Positionen diskutiert. 

Dem Anspruch, die Theorie zu verbessern und mit 
Praxis zusammenzuführen, wurde von den Leuten die 
dies einforderten, nicht Genüge getan. Im Gegenteil hat 
die Art und Weise, wie Diskussionen geführt wurden, 
mehr und mehr zu einem Klima geführt, in dem 
Projekte gegen einen relevanten Teil in Kampfabstim- 
mungen durchgesetzt werden mussten, bestenfalls gab 
es eine Art »Stillhalteabkommen«. Von einer kontinu- 
ierlichen Diskussion um die Weiterentwicklung der 
Politik konnte keine Rede sein. Nicht einmal in der 
eigenen Gruppe wurde sich um Vermittlung der jeweili- 
gen individuellen Positionen bemüht, um sich dann, 
enttäuscht, dass die eigene Erwartungshaltung nicht 
von anderen erfüllt wird, selbst bestätigen zu können, 
dass man eben mit der »richtigen Position« ziemlich 
alleine ist. 

Jede Gruppe muss sich also fragen, welche Rolle sie 
einnimmt, ob sie im Bereich der Diskurse in der inner- 
linken Diskussion Schwerpunkte legt oder in der Ent- 
wicklung der Handlungsfähigkeit der Linken, ob sie 
sich auf die scharfe Intervention im bzw. gegen den 
linken Mikrokosmos oder den nachvollziehbaren An- 
griff auf die herrschenden Verhältnisse konzentriert. 
Wir haben uns dafür entschieden, die Isolation, in die 
uns die Konflikte in der AAB getrieben haben 
aufzubrechen und verstärkt für die Gestaltung der 
Linken, gemeinsam mit anderen Gruppen, einzutreten. 


Seitdem Krieg ist, wohne ich im Keller 


Diskutiertes wurde zum Ende der AAB immer mehr als 
unverbindlich angesehen und Positionierungen auf 
irgendwann verschoben, wie es z.B. bei unseren Diskus- 
sionen um den drohenden Krieg gegen den Irak der Fall 
war: Bereits kurz nach der Diskussion um Aktion, Aufruf 
und Position konnten sich die Beteiligten schon nicht 
mehr daran erinnern, dass wir eine Position dazu ent- 
wickelt hatten. Ein Teil der Gruppe äußerte sich gar nicht 
zum Thema, die einen hielten die Position einfach für 
»schlecht«, andere meinten, dass ein Krieg, in dem es 
nicht die objektiv »Gute Seite« gibt, kein geeignetes 
Thema für die radikale Linke ist, viele blieben indiffer- 
ent, »interessiert mich nicht so sehr« etc. Man schließt 
einfach die Augen vor einer der wichtigsten politischen 
Entwicklungen, anstatt mit einer radikalen linken 
Position gegen Krieg, Kapitalismus und Rot-Grün zu agi- 
tieren. Zwar wird immer wieder bekundet, dass man 
Diskussionen an sich interessant findet, ohne damit aber 
irgendwo hin zu wollen. Die VertreterInnen einer Anti- 
kriegsposition werden aufgefordert, diese doch auch 
Leute schmackhaft zu machen, die der Meinung sind, ein 
Krieg mit UN-Mandat wäre eine berechtigter Krieg. So 
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gelangt man an den Punkt, an dem man 
nicht mehr darüber reden kann, wie der 
Krieg zu stoppen bzw. zu sabotieren ist, 
sondern die Frage dreht sich darum, ob 
der Krieg überhaupt bekämpfenswert ist. 
Für uns, die wir in dieser Frage eine 
Antikriegs- und antimilitaristische Po- 
sition einnehmen, stellt das eine Blockade 
dar, von dem was wir an Intervention für 
notwendig erachten. Ohne an vergangene 
Diskussionen anzuknüpfen, wird je nach 
Zusammensetzung der Runden stets bei 
Null angefangen, und versucht, eine 
öffentliche Positionierung zu verhindern 
bzw. klar zu stellen, dass nur ein Teil diese 
Position auch tatsächlich vertritt. Bei- 
spielhaft dafür ist das Dementi, das unter 
dem Namen AAB vor einigen Wochen auf 
der Leserbriefseite der Jungen Welt veröf- 
fentlicht wurde und das bezugnehmend 
auf ein zuvor veröffentlichtes Interview 
behauptet, dass es keine Antikriegsposi- 
tion der AAB gegeben hätte. 

Die hier beispielhaft skizzierte Situation 
hat letztendlich dazu geführt, dass es in 
einem Punkt doch noch einen Konsens in 
der AAB gab: So wie es ist, kann es nicht 
bleiben. Unausgesprochen war den meisten 
Beteiligten klar: So kann es zusammen 
nicht mehr weitergehen, zu unterschiedlich 
waren die Positionen, die Vorstellungen 
und Wünsche, die man in und mit der 
AAB verwirklichen wollte. An diesem 
Punkt haben wir den ersten Schritt 
gemacht und für eine Trennung plädiert. 
Nicht, weil wir wie manche vermuten 
»Linientreue« einfordern (wer die AAB 
kennt weiß, dass es diese Linie nie gegeben 
hat) oder zurück in die autonome Wohl- 
fühlgruppe wollen, sondern weil wir wei- 
terhin an einer praktischen und öf- 
fentlichkeitswirksamen Politik interessiert 
sind, für die wir unter diesen Umständen 
keine Grundlage mehr gesehen haben. 


You're making plans, 
were making history 


Wir wollen auf Grundlage eines gemein- 
samen Selbstverständnisses weiterhin Po- 
litik machen, orientiert an der Analyse der 
gesellschaftlich relevanten Entwicklungen. 
Die Art und Weise unserer Politik wird an 
den Grundlagen der verflossenen AAB aus- 
gerichtet sein, d.h. wir wollen über die 
radikale Linke hinaus wirken und unsere 
Politik entwickeln, als Teil der Bewegungs- 
linken mit eigenen Positionen bestechen, 
statt uns an der »Beschränktheit« anderer 
Linker abzuarbeiten. 

Zum einen bleibt der Antifaschismus 
zentrales Element und Ansatzpunkt unserer 
Politik und das nicht nur, weil nach dem 


wirkungslos verpufften »Aufstand der An- 
ständigen« die Notwendigkeit linksra- 
dikaler Anti-Nazi-Arbeit nicht ad acta 
gelegt werden kann - nicht nur weil die 
Zahl und Qualität der Nazi-Übergriffe 
unverändert hoch ist, sondern auch weil 
Antifaschismus immer noch ein zentraler 
Punkt der politischen Verortung in der 
BRD ist. 

Seit unserer Mobilisierung 1999 gegen 
den EU-Gipfel in Köln haben wir unser 
Praxisfeld erweitert durch die Aspekte der 
Globalisierungskritik und den Widerstand 
gegen den Neoliberalismus. Daran wollen 
wir weiter anknüpfen, mittelfristiges Ziel 
dabei ist es, die antikapitalistischen Teile 
der Bewegung, die sich links von Attac 
verorten, zu stärken und mit dafür zu sor- 
gen, dass die generelle Kritik am Kapita- 
lismus wahrnehmbar bleibt. Darüber hin- 
aus wollen wir den erstarkenden Antisemi- 
tismus fernab von Szenediskussionen als 
gesellschaftliche Entwicklung thema- 
tisieren und Möglichkeiten der politischen 
Einflussnahme weg von der denunzia- 
torischen Selbstbeschäftigung in einem 
Teil der Linken suchen. 

Unsere nächsten Aktionen werden sich 
auf den anstehenden Krieg gegen den Irak 
beziehen. Wir mobilisieren weiter zu einer 
Demo am Tag X unter dem Motto »No 
Nation - No War - No Capitalism. We will 
stop you.« Wir sehen hier die Notwendig- 
keit, bei einer der wichtigsten gesellschaft- 
lichen Fragen mit einer Position präsent 
zu sein, die über die Unterstützung der 
rot-grünen Regierung, die noch 1999 
lustig Bomben auf Belgrad warf und einen 
Angriffskrieg ohne UN-Mandat führte, 
hinaus weist und auf die Zusammenhänge 
von Krieg, Menschenrechten und Kapita- 
lismus aufmerksam macht. Eine Beteili- 
gung an der Organisation der revolutionä- 
ren 1.Mai-Demo steht für uns auch in 
diesem Jahr wieder an, ebenso werden wir 
im Frühsommer bei den Aktionen gegen 
den ein oder anderen Gipfel (Evian/G8 
bzw. Thessaloniki/EU) anzutreffen sein. 

Den Genossinnen und Genossen, die 
sich in ihrem Schreiben als »die bessere 
Hälfte« bezeichnen, wünschen wir selbst- 
verständlich viel Erfolg mit ihrem zukün- 
ftigen Projekt, in der Hoffnung, dass es 
auf der nächsten revolutionären 1. Mai- 
Demo einen Demo-TIruck mehr geben 
wird... 


see you on the barricades... 
mail@antifa.de 


http://www.antifa.de 


ENDE DER GESCHICHTE 


n Phase 2.05 kritisierte die »AG Hooligans und Zyklopen« 
aus Berlin das Konzept des Revolutionären Antifaschismus 
als falsche Methode linksradikaler Gesellschaftskritik. 
Der AK MAX lässt diesen Widerspruch nicht auf sich sitzen 


und fordert seinerseits eine neue Organisierungsdiskussion. 


Es bedarf einer Kritik von Staat, Arbeit und Politik, 
um einen wirklichen Antikapitalismus zu reanimieren - 
so weit, so gut. Desweiteren bedarf es jedoch eines Ver- 
ständnisses von Gesellschaft und einer Idee, wenn nicht 
gar Konzept, wie denn der beschworene Antikapitalismus 
jenseits von marginalisierten Theoriezirkeln wirkungs- 
mächtig werden kann. Und da der Zweck der radikalen 
Linken nicht allein der ist, »zu sagen was los ist« (AG 
Hooligans und Zyklopen), sondern auch vielmehr der 
dafür zu sorgen, dass etwas los ist - also nicht mehr und 
nicht weniger als die Revolution zu machen und zum 
Kommunismus zu hüpfen -, bedarf es der Vermittlung 
und des Intervenierens um das gesellschaftliche Kräfte- 
verhältnis zu verschieben. Revolutionär ist, was zur Revo- 
lution führt. 


Politik und Kritik 


»Egal ob Benz oder Moped - verschränk die Arme, sprech 
mir nach: wir sind auch so fett !« (Tefla und Jalel: »Bounce 
mit uns«) 

So richtig die AG Hooligans und Zyklopen das Ver- 
hältnis von Arbeit, Staat und Kapitalismus in den zehn 
Thesen analysiert hat, so falsch sind die Folgerungen, die 
sie daraus zieht. Als wäre diese Gesellschaft ein statisches 
Gebilde und nicht schwankenden Kräfteverhältnissen 
unterworfen, setzt sie (die AG) - fröhlich wie ein kleines 
Kind mit Legosteinen - Staat, Arbeit, Politik, etc. in ih- 
tem Model zusammen und auseinander, um sich jedes 
Mal aufs neue darüber zu freuen, dass das immer wieder 
geht - ohne dass was kaputt geht, geschweige denn, sich 
was ändert. Aus lauter Freude darüber, endlich gerafft zu 
haben, dass es kracht, wenn es donnert, wird vergessen 
um was sich handelt: Eine Analyse des gesellschaftlichen 
Ist-Zustandes, welche zwar bitter nötig ist - jedoch wenig 
darüber aussagt, wie Mensch von hier nach da, vom 
Kapitalismus zum Kommunismus kommen könnte. Po- 
litik, also die Vermittlungsform von Konflikten (ergo 
Interessengegensätzen) innerhalb der bürgerlichen Gesell- 
schaft, wird als Rein-System immanent und ohne revolu- 


Der Super-GAU der Kritik 


VON ZYKLOPEN, GHOSTBUSTERN UND DER REGRESSION INS 


tionäres Potenzial beschrieben. Übersetzt: Die vielen vernst- 
haften Probleme« der Menschen (AG), »die mit Hilfe der 
Politik lösbar« (ebd.) sind, wie fehlendes Bafög oder 
Tarifkürzungen, Abschiebungen, Ermordung durch 
Nazis, Vergewaltigungen, Verhungern und weitere Un- 
wichtigkeiten sind - da eben Interessenskonflikte inner- 
halb der bürgerlichen Gesellschaft (Politik) - kein 
Betätigungsfeld für die sich als revolutionär oder radikal 
gerierende Linke. Hier offenbart sich so langsam das Aus- 
maß des Irrtums. Nicht nur, dass damit den endgültigen 
Reformisten wie SPD oder Gewerkschaften das Feld 
geräumt wird, vielmehr wird offenbart, um was es letzt- 
endlich geht: Nämlich um die faktische Absage an jede 
Umwälzung der gesellschaftlichen Verhältnisse im Hier 
und Jetzt, was eine Absage an jede Revolution irgend- 
wann und irgendwo bedeutet. Hier schließt sich dann 
auch der Kreis zu jenen Möchtegern-Freestylern der 
Ideologie-Kritik, von denen die »antideutsche« (Bahamas 
über Bahamas) Zeitung Bahamas nur die bekannteste 
darstellt, die sich im Gegensatz zu den Antipolitikern der 
AG zwar qua Definition explizit politisch betätigen - z.B. 
für Israel und gegen Antisemitismus wie sie meinen - in 
der Praxis aber am selben Strang ziehen. »Trotz und Ver- 
blendung sind eins« (Adorno), und so neu ist das auch 
nicht. Aber mal langsam und von vorne: 

Selbst wenn die Linke zu der Einsicht kommt, dass 
»die Befreiung der Unterdrückten oftmals gegen die Unter- 
drückten« (www.antifa.de) gefordert wird und eine links- 
radikale Herangehensweise daher vielmehr bedeutet, 
nicht mehr als Interessenvertretung der um ihre Interes- 
sen Betrogenen aufzutreten, sondern als Vertretung des 
absoluten Interesses an der Möglichkeit von Freiheit zu 
fungieren - dann bleibt doch das Rätsel, wer dies tut und 
warum. Hat doch der/die Linksradikale wahrscheinlich ein 
sehr konkretes Interesse an der Abschaffung der Verhält- 
nisse und der Errichtung der herrschaftsfreien Gesell- 
schaft - sonst gäbe es ja sicherlich Spannenderes zu tun als 
Phase 2-Artikel zu schreiben, usw. Wenn es aber Men- 
schen gibt, die das »absolute Interesse« irgendwie als ihr 
eigenes Interesse begreifen und diese Individuen in dieser 
Gesellschaft leben, so ergibt sich daraus - na? Richtig, ein 
Interessengegensatz innerhalb dieser Gesellschaft. Wenn 
es also Leute gibt, die diese Gesellschaftsform abschaffen 
wollen, sich jedoch gleichzeitig in ihr bewegen, existieren 
dafür Gründe. Seien es die »Erpressung zur Arbeit« (AG), 
»der ständige Mangel an allerlei« (ebd.) oder mal tiefer 
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gestapelt; eben zu niedriges Bafög, Abschiebungen, 
Kürzung der Sozialhilfe. Wichtig ist, ob die Menschen 
anfangen sich zu wehren oder eben nicht. Dass da nun 
nicht gleich die Revolution mit drin ist, ist auch so neu 
nicht. Nur wie, wenn nicht im Kampf gegen reales Lei- 
den lässt sich das durchaus reale »absolute Interesse« - der 
Kommunismus - verwirklichen? Birgt doch der Kampf 
gegen reales Leiden und sei es nur so etwas Unspektaku- 
läres wie Hunger oder Armut, die reale Hoffnung in sich, 
dass der Mensch an seiner Situation selbst etwas ändert, 
anfängt sich zum Subjekt seiner eigenen Geschichte zu 
machen, eine echte Verbesserung eintritt. Nur in Kämp- 
fen gegen reales Leiden zeigt sich die Möglichkeit der 
Zerschlagung der Realität wie wir sie kennen. Sowenig 
wie ein Steinwurf die kapitalistische Vergesellschaftung 
aufhebt, so sehr manifestiert sich in ihm doch der Vorge- 
schmack der Revolte. 

»Eine Bewußtwerdung, sei sie noch so unbestimmt, 
wächst aus der Bewegung der Revolte: die plötzlich 
durchbrechende Erkenntnis, dass im Menschen etwas ist, 
womit der Mensch sich identifizieren kann (...). Alle 
Erpressung vor der Aufstandsbewegung hat der Sklave 
geduldet. Oft hatte er (...) empörendere Befehle erhalten 
als denjenigen, der seine Weigerung auslöste. Er nahm 
die mit Geduld auf, sträubte sich vielleicht im Innern ge- 
gen sie, aber, da er schwieg, mehr um sein unmittelbares 
Interesse bekümmert als der Wahrheit bewusst. Mit dem 
Verlust der Geduld, mit der Ungeduld, beginnt im 
Gegenteil eine Bewegung, die sich auf alles erstrecken 
kann, was vorher hingenommen wurde. Im Augenblick, 
da er den demütigen Befehl zurückweist (..) weist der 
Sklave auch sein Sklavendasein zurück. Das Bewußtsein 
tritt zusammen mit Revolte an den Tag.« (Camus, »Der 
Mensch in der Revolte«) 

Und auch wenn es vom Acht- zum Vier- zum Null- 
Stunden-Tag noch ein Stückchen sein kann, ist es nicht 
nachzuvollziehen, warum Sachen, die die Lebenssitu- 
ation der Menschen verbessern und so gleichzeitig die 
Geschäftsgrundlage für die radikale Linke vereinfachen, 
nicht anzunehmen wären: Ist die »richtige Kritik des 
falschen Ganzen« (AG) dadurch ja weder entkräftet noch 
weniger interessant. Dies setzt jedoch eine Organisierung 
jener Kräfte voraus, die sich weder mit einem Stück vom 
Kuchen noch mit der ganzen Bäckerei zufrieden geben. 
Die Aufgabe kann es also nicht nur sein, die Kritik am 
Ganzen nach Außen zu tragen, sondern muss auch viel- 
mehr mit denjenigen, die konkret Widerstand leisten, an 
Perspektiven arbeiten bzw. nach Möglichkeiten dafür 
suchen. Im Konkreten kann die Forderung nach »Brot 
und Frieden« so gut zur Weltrevolution führen wie »Alles 
oder Nichts« zum Außenministerposten. Entscheidend 
für die Qualität des Engagement ist die Richtung, nicht 
die (Verbal-)Radikalität ihrer Selbstinszenierung. Wenn 
Menschen unter schlechten Bedingungen leiden und 
dagegen kämpfen, ist es die Aufgabe der radikalen Linken 
dabei zu sein. Alles andere wäre nicht nur zynisch, es wäre 
vor allem zum Misserfolg verurteilt. Die Menschen sind 
- entgegen der Selbstversicherung mancher und trotz der 
Tatsache, dass viele von ihrem freien Willen »nur unter- 
tänig Gebrauch (...) machen« (ebd.) - nicht dumm. Die 
Opferung der Alltagsbedürfnisse zu Gunsten des Kom- 
munismus im imaginären Irgendwann wird nicht statt- 
finden. Ist eine der Vorraussetzung für diesen doch gerade 


die »egoistische Einsicht eines jeden in dieser Welt ums 
eigene Leben betrogen zu werden« (Justus Wertemüller). 
»Lasst euch nicht in die Irre führen, es wär ne tragische 
Wendung wenn wir alle Irre würden« (Blumentopf 
Großes Kino) 

Antikapitalismus, wie die jeweiligen selbsternannten 
Meister der Kritik - von Bahamas bis zu den Antipoliti- 
kern - es tun, in die zwei gleichermaßen unattraktiven Al- 
ternativen, nämlich den Verzicht auf Politik auf der einen 
und den Verzicht auf Kritik auf der anderen Seite auf- 
zulösen, macht keinen Sinn. Radikale Kritik muss poli- 
tikfähig sein. Das hat nichts damit zu tun, diese Kritik so- 
lange zurecht zustutzen bis es möglich ist, damit Bundes- 
tagswahlen zu gewinnen, aber viel damit sich nicht allein 
dem Kriterium der Wahrheit sondern auch dem der 
Wirklichkeit zu stellen. »Revolutionäre Realpolitik« 
(Rosa Luxemburg) bedeutet, den Spagat zwischen kon- 
kreter Linderung des realen Leidens und dem Ziel von 
dessen kompletter Abschaffung auszuhalten. Wenn aus 
Kritik mehr werden soll als geistige Masturbation (die ja 
auch was für sich hat) und zu grundlegender Gesell- 
schaftskritik, also kommunistischer Kritik werden will, 
dann kann nur der Mensch und dessen reale Bedürfnisse 
ihr einziger Ausgangspunkt sein. Dass es Zeiten gibt, wo 
dies nicht einfach ist, ist kein Argument dagegen. Ist der 
Siegeszug der Rechten doch immer zuerst die selbstver- 
schuldete Niederlage der radikalen Linken gewesen. Sich 
aus aktuellen Auseinandersetzungen heraus zu halten, 
allein die »richtige Kritik des großen Ganzen« zu be- 
schwören und sich dann nachher darüber zu wundern, 
dass die niemand mehr hören will, ist ein ziemlich ein- 
fallsloser Move. Gerade in einer Situation der Marginali- 
sierung der radikalen Linken wird die Selbsttröstung mit 
eben dieser Marginalität der Systemkritik gleichsam als 
Beleg für die Omnipotenz des Kapitalismus auch einiger- 
maßen fragwürdig. Eher gibt sie Anlass für die Vermu- 
tung, dass eine bestimmte Art der Systemkritik durchaus 
als Systemfunktional gewürdigt wird - nämlich genau 
jene, die gar nicht mehr ernsthaft den Anspruch verfolgt, 
praktisch werden zu wollen. So vollziehen die Antipolitiker 
letztlich das nach, was Bahamas und Umfeld schon vor 
ein paar Jahren wussten - revolutionäre politische Praxis 
sei nicht mehr möglich. Dementsprechend beschäftigt 
sich ihre »militante Ideologiekritik« hauptsächlich mit 
dem Nachweis der Unmöglichkeit von Revolution. Und 
da es ja »kein richtiges Leben im falschen gibt« (Adorno) 
ist eh alles egal. Also werden allerlei historische Wichtig- 
keiten bis hin zu philosophischen Überlegungen über das 
Allgemeine und das Besondere angeführt, um munter 
»seine ganze Kraft und Energie« auf allerhand Kleinkram 
und Herumflickerei an der kapitalistischen Gesellschafts- 
ordnung« verwenden zu können, »damit es doch aus- 
sieht, als geschehe etwas« (F. Engels). Vordergründig geht 
es dabei meistens um Israel und letztendlich oft noch um 
den Kommunismus. Hier bewahrheitet sich jedoch viel- 
mehr auf unerwartete Art und Weise der Spruch der 
»Antideutschen Kommunisten Berlin«, dass »diejenigen, 
die am meisten vom Kommunismus reden, in Wirk- 
lichkeit am weitesten davon entfernt sind« (frei nach 
www.antideutsch.de). 

Als Ergebnis liefern die angeblichen Israelfreunde 
dann sehr realpolitisch Vorschläge, die sie - natürlich von 
jedem »revolutionären Impetus« befreit - veranlassen mit 


Flaggen der jeweiligen, gerade angesagten Nationalstaa- 
ten durch die Gegend zu latschen. Schließlich geht es 
für sie ja darum, die »Grundbedingungen der mensch- 
lichen Emanzipation« gegen wahlweise den »globalen 
Faschismus« (wo immer der sich auch grade versteckt 
haben mag) und »die Linke« zu verteidigen. Das wäre 
alles halb so wild, würde sich nicht ständig mehr 
radikale Linke einschalten und sich zwanghaft auf eine 
der beiden Seiten - »Antiimp« oder »Antideutsch« - 
schlagen. Was meistens bedeutet, die zweite Variante zu 
wählen, da diese weniger platt begründet ist. So wird 
langsam Mode, was vielleicht die Aufgabe einer Bür- 
gerinitiative, aber sicherlich nicht die der radikalen 
Linken ist. Sie verortet sich endgültig in Konflikten 
innerhalb des kapitalistischen System jenseits sozialer 
Kämpfe. So gilt es wahlweise, das in die Luft sprengen 
von Straßencafes samt Besuchern oder die Bom- 
bardierung ganzer Landstriche zu rechtfertigen. Dem- 
entsprechend verbreitet sich die Akzeptanz national- 
staatlichen Handelns und dessen Institutionen gegen- 
über einer dem Kapitalismus angeblich gegenübertre- 
tenden Barbarei und das, obwohl diese dem Kapita- 
lismus doch innewohnt. Das geht so weit, dass inzwis- 
chen ein gewisser Martin W. Kloke in der Phase 2.05 für 
die »zivilisatorische Zähmung des Mobs (...) in einer 
gemeinsamen Kraftanstrengung linker und Kon- 
servativer, christlicher und jüdischer, gewerkschaftlicher 
und wirtschaftsnaher Kräfte« plädieren kann, eine 
»Gestaltung der Globalisierung durch selbstbewusste 
zivilgesellschaftliche Initiativen« fordert und zum 
Schluss kommt, dass »die Hoffnung auf eine geschicht- 
simmanente Utopie zwar nicht gänzlich aufzugeben« 
ist, jedoch »auf der Agenda heute sehr viel beschei- 
denere Ziele stehen«. Das Problem ist hierbei nicht nur, 
dass offensichtlich vergessen worden ist, was vor nicht 
allzu langer Zeit über die Zivilgesellschaft etc. bekannt 
war, sondern auch vielmehr, dass eine Radikale Linke, 
die meint als Verfechter von Staaten gegen »die Bar- 
barei« auftreten zu müssen, schlicht und ergreifend voll- 
kommen überflüssig ist. Das können andere nicht nur 
effektiver, sondern auch glaubwürdiger. Dessen unge- 
stört blubbert das »Berliner Bündnis gegen IG Farben« 
weiter von »den Grundbedingungen emanzipativer Po- 
litik«, die es in Israel ausgemacht haben will, sowie von 
der These von der »negativen Aufhebung des Kapitals«, 
welche im deutschen Nationalsozialismus stattgefunden 
haben soll. Da spielt es keine Rolle, dass weder Produk- 
tions- noch Eigentumsverhältnisse im Nationalsozialis- 
mus irgendwie grundlegend angetastet wurden. Aus der 
Tatsache, dass viele Menschen »ihr Hirn an der Biegung 
des Flusses« vergraben haben, die Konsequenz abzuleit- 
en, das Eigene direkt hinter her zu schmeißen, führt 
offensichtlich nicht weit. 

Und so verzieht sich der eine Teil der radikalen Linken 
als Antipolitiker in die endgültige und selbstgewählte 
gesellschaftliche Bedeutungslosigkeit während die »anti- 
deutschen« Ghostbusters langsam aber sicher ihren 
Marsch in die Zivilgesellschaft vollziehen. So unter- 
schiedlich es anmutet, so identisch sind also die Konse- 
quenzen: Das Einrichten in den miesen Verhältnissen wie 
sie sind, der Super-GAU der Kritik - die Regression in 
das Ende der Geschichte. So wird die Kritik in ihr 
Gegenteil verkehrt. Wertung: No Style - No Points. 


»Deutschland, USA oder Taliban ... 


... wir sind die Feinde von allem drum und dran!« lautet 
eine Parole auf linksradikalen Demos, die eine Ahnung 
von dessen bietet, was die Aufgabe der Radikalen Linken 
wirklich sein muss. Deren Aufgabe ist es grade nicht, sich 
zwischen den falschen Alternativen - der Barbarei der 
»Zivilisation« und der »Zivilisation« der Barbarei - zu 
entscheiden, sondern eine wirkliche Alternative jenseits 
davon zu vertreten. Das neue Bessere entsteht aus der 
Negation des Alten oder es entsteht gar nicht. »Sozialismus 
oder Barbarei« heißt nicht, sich aus gesellschaftlichen 
Konflikten heraus zu halten sondern gerade dort anzuset- 
zen. Die sozialen Kämpfe und gesellschaftlichen Konflik- 
te müssen zugespitzt, das Ende der Geschichte nicht nur 
theoretisch, sondern auch praktisch ‘widerlegt werden. 
Vom Zurückdrängen faschistischer Bewegungen über die 
Schaffungen von Freiräumen für emanzipatorisches 
Engagement bis zu konkretem Widerstand gegen den 
Abbau sozialer und sonstiger Sicherungen und für ein 
schöneres Leben für alle ergeben sich hierzulande Mög- 
lichkeiten zum Handeln. Allerdings ergibt sich die Pers- 
pektive der Abschaffung der kapitalistischen Verhältnisse 
doch nur durch den Blick über den Tellerrand und mit 
Bezug auf die sozialen Kämpfe weltweit. So sind, bei aller 
notwendigen Kritik, von Kolumbien bis Nepal Dinge in 
Bewegung, die der Solidarität eben in ihrem wahrsten 
Sinne bedürfen: Die Revolution dort zu machen, wo 
man lebt. Das ist allerdings kein Grund mit alten Analy- 
sen und Parolen anzukommen, d.h. es gilt anzuerkennen 
wenn, wie z.B. im Falle des Nahost-Konflikts, eine eman- 
zipatorische Position derart marginalisiert ist, dass umfas- 
sendere realpolitische Vorschläge bzw. Forderungen nur 
schwer möglich sind, linksradikales Engagement am 
Anfang ansetzten muss. Nämlich diejenigen Kräfte zu 
unterstützen und aufzubauen, die mehr oder weniger, 
nicht mehr und nicht weniger als das Ziel verfolgen »alle 
Verhältnisse umzustürzen, in denen der Mensch ein ver- 
lassenes, ein geknechtetes, ein verächtliches Wesen ist« 
(Karl Marx), um auch dort eine Perspektive auf soziale 
Befreiung zu stärken. Nicht isoliert und doch nur auf 
sich selbst gestellt kann eine radikale Linke - die sich 
noch ernst nimmt - dieser Hoffnung auch Taten folgen 
lassen. Dafür wäre, mal ein wenig in die Zukunft gespon- 
nen, jedoch eine Organisierung der Kräfte nötig, die sich 
nicht nur den Marxschen Imperativ auf die Fahnen 
geschrieben haben, sondern diesen auch umsetzen wollen. 

Auch wenn es angesichts von massivem infantilem 
Rumgedisse manchmal so erscheint - esgilt gerade nicht, 
das xte »wir distanzieren uns von xy - Papier« zu schrei- 
ben und sich gegenseitig zu verprügeln. Stattdessen muss 
das Kriterium des Handelns die Wirksamkeit in der 
Praxis d.h. in der Gesellschaft sein. Das wird zwar nicht 
ganz einfach aber »wir verlieren schließlich solange bis 
wir gewinnen«. Denn auch wenn es kein richtiges Leben 
im falschen gibt, es ist doch nie falsch das richtige zu 
sagen und zu tun. 


Fragmente zum Revolutionären Antifaschismus - oder 
»Die another day« (Madonna) 


Zu Recht wurde unter anderem in der Kritik an der 
AA/BO (Antifaschistische Aktion/Bundesweite Organi- 
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sation) darauf hingewiesen, dass der Faschismus und die 
bürgerliche Gesellschaft in der politischen Auseinander- 
setzung nicht gleichzusetzen sind. Auf der einen Seite 
würde damit der Faschismus verharmlost, auf der 
anderen kein besseres Verständnis der aktuellen gesell- 
schaftlichen Situation vermittelt. Dabei ist jedoch das 
grundlegende Verständnis über die Metaphysik des Kapi- 
talismus derartig unter den Tisch gekommen, dass die ei- 
nen Antifaschismus inzwischen eingeschränkt als Staats- 
aufgabe definieren und andere sich verpflichtet fühlen, 
auf Seiten der bürgerlichen Staaten und mit der 
»Zivilisation« in den Krieg gegen die Barbarei zu ziehen. 
Dabei ist nicht das Problem, dass manche Dinge endlich 
beim Namen genannt werden - z.B. kann die Steinigung 
von Menschen aufgrund ihrer sexuellen Orientierung ja 
kaum als etwas anderes als barbarisch bezeichnet werden 
- sondern das ein Gegensatz aufgemacht wird, der so gar 
nicht existiert. 

Die Barbarei, welche der kapitalistischen »Zivilisa- 
tion« propagandistisch gegenüber gestellt wird, ist in 
dieser beschlossen. Der Ausbruch des Menschen aus der 
mythischen Gewalt der Natur ist im Kapitalismus in sein 
Gegenteil verkehrt - die Aufklärung ihrer Dialektik aus- 
geliefert, weil sie nie wirklich ernst gemacht wurde. Der 
Kapitalismus beweist sich als metaphysisches Projekt, ist 
die Herrschaft des Menschen über die Natur, die 
Abwesenheit der direkten Lebensbedrohung, doch nur 
um den Preis der Übertragung der darwinistischen Na- 
turordnung auf die menschliche Gesellschaft erfolgt. 
»Sich wegzuwerfen um sich treu zu bleiben« (Horkhei- 
mer, Adorno; Dialektik der Aufklärung) ist die Leitlinie 
dieser Systematik. »In Wahrheit verleugnet das bürger- 
liche Subjekt die eigene Identität, die es zum Subjekt 
macht und erhält sich am Leben durch die Mimikry ans 
Amorphe« (ebd.) und ist im Grunde daher so irrational 
wie es nur geht. Schließlich steht die Lüge, der Irrtum, 
der Aberglauben am Anfang. Was in der Konstruktion 
der Nation als Gewaltverhältnis zum Ausdruck kommt 
und seinen wahnsinnigen Höhepunkt in Auschwitz fand, 
liegt schon im kleinsten Alltäglichen begründet. Der 
Mythos, dass der Mensch gezwungen wäre sein Zusam- 
menleben im Kampf aller gegen alle zu organisieren, die 
Produktion des gesellschaftlichen Reichtums im Konkur- 
renzyerhältnis zu vollziehen, ist die barbarische Lüge, auf 
der die kapitalistische Gesellschaft gründet. Im angeblich 
»zivilisatorischen« Recht des Staates ist diese Gewalt auf 
ewig ‚festgeschrieben, welche. der Humanität entgegen 
steht, Die sinnlose Gewalt. steht im Kapitalismus am 
Anfang 'und am Ende, Die Hoffnung auf ein Ende des 
Wahnsinns innerhalb.dieser Gesellschaftsform ist durch 
»die Inthronisierung des Mittels als Zweck« (ebd.) ad 
absurdum, geführt - das barbarische Prinzip von. wertem 
und. unwertem Leben in ihr begründet. Die angeblich so 
vernünftige Klassengesellschaft basiert auf Irrationalität. 
Eben (dies »ist ‚die Zelle der fortwuchernden mythische 
Irrationalität. Die neuesten Ideologien sind nur Reprisen 
der ältesten« (ebd.) Lüge. Der Faschismus und die bür- 
gerliche Gesellschaft unterscheiden sich in der Vermitt- 
lung des ihnen zugrundeliegenden Gewaltverhältnisses 
nicht grundlegend. Das ist die Wahrheit. des Horkhei- 
merschen Diktums: »Wer vom Kapitalismus nicht reden 
möchte, der möge auch zum Faschismus schweigen« und 
der Funken Wahrheit in dem Demospruch »hinter dem 


Faschismus steht das Kapital«. Der Faschismus, die 
Barbarei ist das Kapitalverhältnis. Die bürgerliche Gesell- 
schaft der Barbarei gegenüber zu stellen ist daher nicht 
möglich. Deren universales Glücksversprechen muss 
gegen die bestehenden Verhältnisse eingelöst, die Aufklä- 
rung gegen ihre aktuellen Apologeten durchgesetzt wer- 
den. Revolutionärer Antifaschismus ist der Kampf gegen 
die Barbarei und damit gegen das wahnsinnige System. 
Nur als radikaler Verfechter der gesellschaftlichen Aufklä- 
rung - der menschlichen Emanzipation auf allen Ebenen 
- macht Antifaschismus Sinn. Geht es ja schließlich um 
nicht weniger als »das Ende der Gewalt« (AAB), welches 
in der Aufhebung der kapitalistischen Vergesellschaftung 
zu suchen ist. Was nichts anderes als den Umsturz der 
gesellschaftlichen Verhältnisse, die Revolution meint. 
Und diese ist bekanntlich »ein zutiefst friedliches 
Projekt.« (»Warum dieser Hass ?«, 1997 Berlin) 


»Zeit für Phase 3 !« Captain Kirk zu Scotty, Star Trek IV 


Eine erfolgreiche Organisierung und letztendlich »gesell- 
schaftliche Bedeutungserlangung« (AG) setzt sicherlich 
voraus, um nach soviel dezenter Publikumsbeschimp- 
fung wieder zum Ausgangspunkt zurückzukehren, dass 
überhaupt einigermaßen klar ist, was abgeht. Insofern 
sind die zehn Thesen der AG Hooligans und Zyklopen 
richtig und wichtig. Der Dissens besteht also nicht 
darüber, sondern über die Tatsache, dass die Abschaf- 
fung von Staat und Arbeit dann sehr wohl etwas mit 
Hühnerkäfighaltung, gleichen Rechten für alle und Pa- 
triarchat zu tun hat. Und dass neben der Frage, warum 
man kämpft, die Frage nach dem wie eine zentrale ist, da 
der Kommunismus ansonsten angesichts der falschen 
Realität eben nicht nur unrealistisch scheint, sondern 
auch bleibt. Zu fragen bleibt momentan, ob, wie und 
wo die immer wieder beschworene Theoriediskussion 
geführt werden kann und soll. Denn so sehr es richtig 
ist, darauf zu verweisen, dass die theoretischen Grund- 
lagen geklärt gehören, so wenig bringt der reine Verweis 
darauf weiter. Das alles hängt natürlich davon ab, 
inwiefern überhaupt Interesse besteht, d.h. bestehende 
Gruppen und Zusammenhänge bereit und in der Lage 
sind, diese Diskussion zu führen und zu Ergebnissen zu 
bringen. Soll jedoch mehr erreicht werden als das lokale 
Kommentieren gesellschaftlicher Entwicklung, so ist 
dies unabdingbar. Ähnlich einer weiteren Organi- 
sierungsdiskussion in einer einschlägig bekannten Berli- 
ner Wochenzeitung, wäre desweiteren zu überlegen, was 
das richtige Medium für solch eine Debatte sein könnte. 
Es kann nicht darum gehen möglichst. »originelle« 
Artikel in dieser immer lesenswerten, jedoch nur alle 3 
Monate erscheinenden Zeitschrift zu verfassen, müsste 
deren Ziel doch letztendlich sein, sich selbst überflüssig 
zu machen. Die Hoffnung auf Luxus für alle ist eine zu 
reale und notwendige als das ihre Realisierung Aufschub 
dulden würde - und je länger man schläft, desto müder 
wird man. Es ist höchste Zeit für Phase 3. In diesem 
Sinne: 


Für die linksradikale Organisierung: 
Für den Kommunismus! 


AK MAX (Rhein-Main) 


In der Gesellschaft kämpfen! 


EIN BEITRAG DER ANTIFA K KÖLN ZUR GLOBALISIERUNGSBEWEGUNG 


enn es um das Thema Kapitalismuskritik und 
W das Verhältnis zur sogenannten Antiglobalisie- 

rungsbewegung geht, herrscht in der deutschen 
(radikalen) Linken alles andere als Einigkeit. Während 
die einen jegliche Teilnahme an breiteren Kämpfen oder 
Mobilisierungen als reformistisch ablehnen, fallen andere 
in längst vergessen geglaubte »Revolutionsromantik« zu- 
rück. Wir wollen jenseits dieser Positionen versuchen, ein 
paar Denkanstöße für eine praktische und emanzipatori- 
sche Kapitalismuskritik zu geben. Was der Text nicht leis- 
ten soll, ist eine Analyse dessen, was man Globalisierung 
nennt. Hierzu gibt es unzählige Bücher, Broschüren und 
Texte, die den Versuch einer fundierten Analyse wagen, 
die für eine linksradikale Kritik selbstverständlich auch 
notwendig ist. Der Schritt in die Praxis ist jedoch damit 
noch nicht getan. Es geht uns also in diesem Artikel um 
eine Bestandsaufnahme eines längst nicht abgeschlosse- 
nen Diskussions- und Suchprozesses, der auch für uns 
viele Fragen unbeantwortet lässt. 


Die »Antiglobalisierungsbewegung« - 
zwischen Euphorie und Ernüchterung 


Uns ist es nicht anders als den meisten Antifagruppen 
ergangen: Die sich schon über Jahre hinziehende Krise 
der Antifabewegung hatte in Köln zwar relativ wenig 
Auswirkung auf linke Strukturen und Mobilisierungsfä- 
higkeit, aber spätestens nach dem »Antifasommer 2000« 
zeigte sich, dass eine ausschließliche Anti-Naziarbeit für 
uns nicht ausreichte. Obwohl diese selbstverständlich ein 
zentraler Bestandteil unserer Arbeit blieb, stand eine 
Neuorientierung antifaschistischer Politik nicht nur für 
unsere Gruppe ganz oben auf der Tagesordnung. Wir ver- 
folgten wie viele andere Antifagruppen mit großem Inte- 
resse die Entstehung und Entwicklung der sogenannten 
Antiglobalisierungsbewegung. Nach Jahren der politischen 
Stagnation und einer weitestgehend reaktiven Politik gab 
es erstmals wieder eine Bewegung, die mit ihrer Dynamik, 
ihrem Mobilisierungspotential, ihrem internationalen 
Charakter und nicht zuletzt mit ihrer kapitalismuskriti- 
schen Ausrichtung qualitativ und quantitativ etwas völlig 
Neues darstellte. Nach der anfänglichen Euphorie und 
den Ereignissen von Genua folgte bald darauf für viele 
Gruppen eine Phase der Ernüchterung. Die Gründe da- 
für sind vielfältig: 

- Der inhaltlichen Ausrichtung, die in der Bewegung 
dominant ist, mangelt es an radikaler Kritik am beste- 
henden System. 

- Es gelang nicht, die Dynamik der internationalen 


Massenmobilisierungen auf die alltägliche politische Ar- 
beit vor Ort zu übertragen. 

- Die Ereignisse des 11. Septembers und des Afghanis- 
tankrieges lenkten das öffentliche Interesse auf vermeint- 
lich andere Themen. 

- Der Aufstieg und die zunehmende Dominanz von 
Gruppen wie attac - vor allem in bezug auf die öffentliche 
Wahrnehmung. 

- Die Feststellung, dass sich innerhalb der Bewegung alle 
möglichen politischen Gruppen wohl fühlen bis hin zu 
den Faschisten. 

All das hatte zur Folge, dass sich Teile der radikalen Linken 
zunehmend von der Protestbewegung abkehrten. Trotz 
dieser Entwicklungen und aller wichtigen und richtigen 
Kritik, hat sich an der oben getroffenen positiven Grund- 
einschätzung der Bewegung unserer Meinung nach wenig 
geändert. Nicht nur die Tatsache, dass der Widerstand 
gegen die neoliberale Globalisierung in Europa und welt- 
weit weitergeht, sondern auch die Heterogenität der Bewe- 
gung lässt immer noch eine Menge Spielraum für eine 
fundamentale Staats- und Kapitalismuskritik. 


Ansatzpunkte in Deutschland - gibt es die? 


Auch wenn in Deutschland keine vergleichbaren Bewe- 
gungen existieren wie etwa in Frankreich oder Italien, 
gibt es auch hier Anzeichen für eine zunehmende Politi- 
sierung, auf die wir unser Augenmerk richten sollten. Wir 
wollen ein paar Beispiele aus der Praxis aufgreifen, die 
diesen Schluss zulassen. 

1. Die Studierendenstreiks in NRW, bei denen wir 
sowohl als Gruppe als auch als konkret Betroffene aktiv 
mitgewirkt haben, zeigten deutlich, dass es (verglichen zu 
dem letzten Studistreik) eine viel höhere Bereitschaft gab, 
den eigenen Teilbereichskampf politisch einzuordnen. Der 
Zusammenhang zwischen Studiengebühren und einer neo- 
liberal-kapitalistischen Umstrukturierung aller Lebens- 
und Arbeitsbereiche wurde innerhalb dieses Streiks viel 
stärker thematisiert. 

2. Das massive Engagement vor allem junger Men- 
schen in Gruppen wie attac ist für uns ebenfalls ein wich- 
tiges Anzeichen dieser Dynamik. Wer sich heute ent- 
schließt Politik zu machen und zu attac geht, muss bspw. 
nicht unbedingt (nur) die Forderungen nach einer Tobin- 
steuer befürworten oder überhaupt jemals davon gehört 
haben. Viele Mitglieder von attac sind nicht zwangsläufig 
VerfechterInnen deren Positionen; im Gegenteil, sie wür- 
den sich auch mit linksradikalen Positionen auseinan- 
dersetzen, wenn diese in die Bewegung eingebracht wür- 
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rassismus und diskriminierung im fußball 


17.03.2003 - 30.03.2003 


Ausstellung 
Galerie für zeitgenössische Kunst 
Leipzig, Karl-Tauchnitz-Straße 


Aus dem Rahmenprogramm: 


| 20.03.2003 Jüdischer Fußball und Antisemitismus in 
Deutschland und Österreich | Conne Island (Koburger 
Str.3) | 20:00 Uhr 

mit Dietmar Schulze-Marmeling (Verlag Die Werkstatt 
Göttingen) 

| 23.03.2003 Fußball und Homophobie - Schwule im 
Stadion | RosaLinde (Brühl 64-66) | 20:00 Uhr 

mit Ben Baks (Holland), Matthias Gärtner (Magdeburg) 

| 24.03.2003 Männerkult Fußball | Galerie für 
Zeitgenössische Kunst | 20:00 Uhr 

mit Antje Hagel (Fanprojekt Offenbach), Gerd Dembowski 
(BAFF, Berlin) 

| 28.03.2003 Fußball und Gewalt - Hooligans, die Linke 
und staatliche Gewalt | Conne Island (Koburger Str.3) | 
20:00 Uhr 


www.left-action.de/tatort-stadion 
Veranstalter: Roter Baum 


Katalog 
s 


An: 
10999 Berlin 
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den. Aztac ist nicht die Protestbewegung, 
sondern, und das auch nur in Deutsch- 
land, ein Wortführer und vor allem Aus- 
druck dessen, dass sich viele linksradikale 
Gruppen nicht mit anpolitisierten jungen 
Leuten auseinandersetzen. Eine aktive 
Jugendarbeit, wie sie im Bereich des Anti- 
faschismus jahrelang selbstverständlich 
war, findet im Bereich Antikapitalismus 
nicht statt - dabei wäre sie dringend not- 
wendig und unserer Meinung nach auch 
erfolgversprechend. Denn unsere konkre- 
ten Erfahrungen in der Zusammenarbeit 
mit Jugendlichen zeigen, dass das Interesse 
an antikapitalistischer Politik und der 
fließende Wechsel von antifaschistischer 
zu antikapitalistischer Praxis viel selbstver- 
ständlicher und unkomplizierter ist, als in 
den Reihen klassischer Antifagruppen 
(und damit.meinen wir auch speziell uns). 

3. Die Mobilisierungen gegen die Nato 
in München und den Bush-Besuch in 
Berlin zeigen ebenfalls, dass sich gerade 
unter jungen Menschen wieder ‚etwas 
bewegt. Die Tatsache, dass gerade beim 
Bush-Besuch Meinungen artikuliert wur- 
den, die mit einem linken emanzipatori- 
schen Weltbild nichts gemeinsam haben, 
sollte für eine radikale Linke eher Anstoß 
sein, eigene Positionen greifbarer zu. ma- 
chen. Um KritikerInnen: vorzugreifen: 
Keine dieser ‚hier angeführten Beispiele 
markieren eine »antikapitalistische Bewe- 
gung«. Die Dynamik, die hier beschrieben 
wurde, sehen wir als einen langsamen und 
schleichenden Prozess an, der wenig Anlass 
für eine vorschnelle revolutionäre Eupho- 
rie gibt. Trotzdem ist uns aufgefallen, dass 
die Bereitschaft innerhalb dieser Mobi- 
lisierungen, antikapitalistische und staats- 
kritische Positionen zu diskutieren, größer 
geworden ist. 


Revolution oder Reformismus? 


Wie bereits erwähnt, ist der Grund für 
viele, sich nicht in der Protestbewegung zu 
engagieren, die Ansammlung von Grup- 
pen wie attac oder Gewerkschaften, die 
eine reformistische Politik betreiben. In 
der Analyse dieser Politik als reformistisch 
würden. wir nicht widersprechen: »Im 
Gegensatz zu Nichtregierungsorganisatio- 
nen (NGO’s) und Gruppen wie attac sind 
wir grundsätzlich davon überzeugt, dass 
eine grundsätzliche Staats- und Kapitalis- 
muskritik für die globalisierungskritischen 
Bewegungen von zentraler Bedeutung ist. 
Der Traum von einem fairen Kapitalismus 
ist ein Irrglaube. Eine Kritik etwa, die sich 
nur auf die Aktienmärkte richtet, scheint 
vielleicht auf den ersten Blick nahe 
liegend. Eine Trennung des Kapitalismus 


in seine »böse« spekulative und seine 
»gute« produktive Sphäre ist jedoch eine 
stark verkürzte Analyse, die völlig die 
Natur der kapitalistischen Produktions- 
weise verkennt und zudem Gefahr läuft, 
antisemitischen Denkmustern vom raf- 
fenden und schaffenden Kapital Vorschub 
zu leisten. (...) Das Wesen des Kapi- 
talismus ist immer und überall auf soziale 
Ungleichheit 
gerichtet (aus: Broschüre »Schöner Leben 


und Ausbeutung aus- 


ohne Kapitalismus« zur Demonstration 
am 14. September 2002 in Köln). 

Trotzdem halten wir eine Zusammen- 
arbeit mit Gruppen wie attac, die unserer 
Meinung nach nur Symptombekämpfung 
betreiben, für sinnvoll: Als Konsequenz 
wenden wir uns nicht gegen die Bewegung 
in ihrer Gesamtheit und überlassen ande- 
ren Gruppen das Feld, sondern versuchen, 
Inhalte zu radikalisieren und ein Art »re- 
bellisches Bewusstsein« mit anzuschieben. 
Dies ist umso wichtiger, da andere Strö- 
mungen (vor allem linksradikale) in der 
Antiglobalisierungsbewegung kaum sicht- 
bar sind. Wir glauben, dass es in Bündnis- 
sen mit diesen Gruppen möglich ist, eige- 
ne Positionen hineinzutragen und über 
den eigenen Tellerrand hinaus Menschen 
anzusprechen und den Prozess der Politi- 
sierung. voranzutreiben. Auch gerade, 
wenn staatstragende Parteien, Grüne oder 
SPD versuchen, sich in dieser Bewegung 
zu tummeln, müssen diese inhaltlich klar 
angegriffen werden. Eine Zusammenarbeit 
mit Gruppen wie attac kann unserer Mei- 
nung nach allerdings nicht geschehen, oh- 
ne eigene Aktionen bzw. Aktionsformen 
zu entwickeln. 


Teil oder Gegner der Bewegung? 


Wer diese Anzeichen ‘von Bewegung von 
vornherein als reformistisch oder gar be- 
kämpfenswert abtut, ignoriert dabei, wie 
Menschen:sich politisieren und aus welch- 
er Motivation heraus sie sich engagieren. 
Das beginnt hauptsächlich aufgrund eines 
Unmutsgefühls auf einer primär moralis- 
chen Ebene. Politisierung geschieht über 
Unmut über die 
Entwicklungen (...), ohne gleich einen 
»konstruktiven« bzw. »politikfähigen« Vor- 


»den dominanten 


schlag parat zu haben« (Ulrich Brand, 
BUKO). Das in vielen Fällen vorerst äu- 
ßerst diffus geäußerte Unwohlsein über 
die eigene Existenz und konkrete Erfah- 
rungen mit ‘der kapitalistischen Realität 
spielten und spielen in bürgerlich-indus- 
trialisierten Gesellschaften eine wichtige 
Rolle zur Politisierung und letztlich Radi- 
kalisierung von Massen. Wird dies ignori- 
ert und sich nicht bemüht, für Menschen 


ANTIFA 


No need for yceed or hunger / A brotherhood of man ? 


in einer solchen Situation sichtbar und ansprechbar zu 
sein, dreht man sich zwangsläufig mit den eigenen »links- 
radikalen Wahrheiten« im Kreis und bleibt für sich. Soll 
linksradikale Politik aber langfristig erfolgreich sein, muss 
sie innerhalb (potentieller) Bewegungen und damit auch 
innerhalb der Gesellschaft wirken. Diese Gesellschaft ist 
kein homogener Block und bietet immer wieder Ansatz- 
punkte für Interventionen. Wo diese Ansatzpunkte zu 
suchen sind, wo sich Interventionen lohnen und wie 
diese aussehen könnten, ist eine Frage, die wir uns dabei 
immer wieder von neuem stellen müssen. Das ist nichts 
grundsätzlich Neues, sondern vielmehr die logische 
Konsequenz aus der Art und Weise, wie wir antifaschis- 
tische Politik betrieben haben. So setzten wir in den letz- 
ten Jahren bspw. darauf, unsere Politik in Bündnisse 
reinzutragen und mit deren Hilfe zu transportieren. 
Diese Art taktischer Bündnisarbeit ermöglichte uns, 
sowohl gesellschaftlich wahrnehmbar zu werden als auch 
inhaltliche Positionen weit über die eigene Szene hinaus 
vermitteln zu können. Das heißt konkret: Wir müssen 
die Erfahrungen und Ziele der Antifa-Bewegung auf den 
Umgang mit der heutigen Protestbewegung trans- 
formieren: Öffentliches Auftreten, Attraktivität, »mehr 
werden« und aktive Jugendarbeit waren zentrale Bestand- 
teile unserer antifaschistischen Politik und müssen, wol- 
len wir in die Protestbewegung hineinwirken, beibehal- 
ten werden. 


Schritte in die Praxis... 


Unsere ersten Gehversuche außerhalb der »klassischen« 
Antifa-Politik machten wir während des diesjährigen 
Studierendenstreiks in NRW. Dabei waren die subjekti- 
ven Beweggründe der sich Engagierenden deutlich klarer 
als im weiten Feld der » Antiglobalisierungsbewegung«. 
So war es in der Dynamik der Proteste möglich, eine 
Vielzahl an Leuten zu eigenen organisierten Aktionen zu 
mobilisieren und diese in einen antikapitalistischen 
Gesamtzusammenhang zu stellen. Als dann attac und 
Gewerkschaftsjugend zu einer Großdemonstration am 
14. September unter dem Motto: »Her mit dem schönen 
Leben!« in Köln aufriefen, versuchten wir in diesem 


Rahmen erstmals unsere eigenen Inhalte auf die Straße 
und in die Bewegung zu tragen. Unsere Motivation, 
überhaupt an dieser Massenveranstaltung teilzunehmen, 
war darüber hinaus, viele Leute ansprechen zu können, 
Präsenz zu zeigen und eigene Akzente zu setzen. Dies 
haben wir versucht, indem wir einen eigenen antikapita- 
listischen Block organisierten, zu dem wir mit einem 
eigenen Motto: »Schöner leben ohne Kapitalismus!« 
aufriefen. Unser spezieller Focus lag dabei auf dem 
Thema Arbeit unter Bezugnahme auf das Hartz-Papier. 
Der konkrete Ansatzpunkt Zeitarbeit lag nahe, weil 
hierüber eine aktuelle Diskussion stattfindet, viele 
Menschen in Deutschland konkret davon betroffen sind 
und wir an diesem Thema kontinuierlich vor Ort weiter- 
arbeiten können (Zeitarbeitsfirmen etc.). Bei der 
Demonstration bemerkten wir eine relativ starke 
Beteiligung an unserem Block. Wir hatten den Block 
bewusst offen ausgerichtet und probierten (für uns) neue 
Wege in der Präsentation. Von Anfang an war uns 
bewusst, dass wir in Bezug auf Demoplanung und 
Medienpräsenz kaum eine Rolle spielen würden. 


Da ist nur dieser Weg... 


Wir wollen die inhaltliche Auseinandersetzung und den 
Suchprozess weiter fortführen. Fragen, die sich uns dabei 
stellen, sind zum einen: Wie kann eine konkrete lokale 
Verankerung aussehen, z.B. in Form einer möglichen 
Beteiligung an einem sich neu konstituierenden Social 
Forum in Köln? Wie schaffen wir eine Kontinuität in 
unserer Politik? Und welche Aktionsfelder können wir 
mit unseren Inhalten stärker füllen? Auch wir haben für 
diese Fragen kein Patentrezept. Neben der Anti-Nazi- 
Arbeit, die für uns nicht an Bedeutung verloren hat, ver- 
suchen wir die Chancen zu sehen und zu ergreifen, die 
uns eine junge und heterogene Bewegung bietet. Dabei 
geht es wohlgemerkt nicht um ein einfaches Umsatteln 
auf das »soziale Thema«, sondern vielmehr um eine für 
uns anstehende Neuorientierung linksradikaler Politik. 


Antifa K, Köln, November 2002 
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'Dies sind die nordafri- 
kanischen Maghreb- 
Staaten Marokko, Alge- 
rien, Tunesien und Liby- 
en, die arabischen Mash- 
rek-Staaten Ägypten, 
Jordanien, Libanon und 
Syrien sowie Israel, die 
palästinensische Auto- 
nomiebehörde, Malta, 
Zypern und die Türkei. 


? Saudi Arabien, Kuwait, 
Bahrain, Katar, Verei- 
nigte Arabische Emirate, 
Oman. Die Staaten Irak 
und Iran sind von den 
Verhandlungen zur Euro- 
Mediterranen Partner- 
schaft ausgeschlossen. 
Eine Einbeziehung bei- 
der ist vorerst auch nicht 
geplant. 


® Dies bezieht sich vor 
allem auf den Konflikt 
Israels mit den Palästi- 
nenserInnen und den 
arabischen Staaten. Im 
angekündigten Krieg der 
Vereinigten Staaten ge- 
gen den Irak ist die Situ- 
ation eine etwas andere. 
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Der mediterrane Sicherheitsgurt 


DIE ERRICHTUNG EINER FREIHANDELSZONE ZWISCHEN EUROPÄISCHER 
UNION, NORDAFRIKA UND DEM NAHEN OSTEN IM JAHRE 2010 SOLL DIE 
GESAMTE REGION NACH DEN MASSGABEN DER EU UMSTRUKTURIEREN 


der neunzig er Jahre eröffneten sich für Europa 

neue Szenarien gemeinsamer Bündnisse und 
Kooperationen. Auf Konferenzen der Jahre 1992 (Lissabon) 
und 1994 (Korfu) wurde der westeuropäische Wunsch 
nach einer stärkeren Beziehung Europas zu den Mittel- 
meeranrainerstaaten zum Ausdruck gebracht. Im Jahre 
1995 wurde auf der Konferenz von Barcelona schließlich 
ein Prozess ins Rollen gebracht, der im Jahre 2010 in der 
Errichtung einer gemeinsamen Freihandelszone gipfeln 
soll. Hier wurde die Euro-Mediterrane Partnerschaft zwi- 
schen den Staaten der Europäischen Union, Nordafrikas 
und des Nahen Ostens geschlossen. Ziel der Vereinba- 
rung war es, die gesamte Mittelmeerregion politisch, kul- 
turell und wirtschaftlich nach den Vorgaben der EU zu 
einen und diese zu einem Ort des Wohlstands, des Frie- 
dens und der Demokratie zu machen. 

Im sogenannten Barcelona-Prozess will die EU mit 
allen Staaten der Euro-Mediterranen Partnerschaft! bila- 
terale Assoziationsabkommen abschließen, die schließlich 
im Jahre 2010 durch ein gemeinsames Vertragswerk und 
der gemeinsamen Freihandelszone abgelöst werden 
sollen. Diese bilateralen Abkommen sowie die schluss- 
endliche Vollendung der Euro-Mediterranen Partner- 
schaften bilden den Kern des Barcelona-Prozesses. Der 
Nahost-Friedensprozess sowie Verhandlungen mit den 
im Gulf Cooperation Council (GCC) zusammengeschlos- 
senen Golfstaaten? und Jemen sind die zwei entscheiden- 
den Begleitprozesse des Barcelona-Prozesses, die von die- 
sem zwar formal getrennt, aber für den Erfolg der Euro- 
Mediterranen Partnerschaft unverzichtbar sind. 


M it dem Wegfall der Blockkonfrontation Anfang 


Seit der Konferenz von Barcelona finden jährlich 
unzählige Treffen, Konferenzen und Verhandlungen statt, 
die den Prozess vorantreiben sollen. In den bilateralen 
Assoziationsabkommen, welche schon heute mit allen 
Staaten außer Libyen und Syrien abgeschlossen sind, 
werden die Grundlagen der schrittweisen Anpassung der 
Rechtssysteme der mediterranen Staaten an das Rechts- 
system der EU bereits festgelegt. Zur Unterstützung der 
enormen Umwälzungen werden seit 1995 ca. 9 Milliar- 
den Euro durch das MEDA-Programm sowie 12 Milliar- 
den Euro durch die European Investment Bank (EIG) den 
Staaten des Mittelmeerraums zur Verfügung gestellt. Das 
von der EU eingesetzte MEDA-Programm ist dabei be- 


wusst als Gegenstück zum PHARE-Programm konzi- 
piert, mittels dessen die osteuropäischen Staaten für den 
EU-Beitritt fit gemacht wurden. Der Unterschied besteht 
lediglich in der fehlenden Beitrittsperspektive für die 
Mittelmeerstaaten. 

Das derzeitige Wirtschaftsvolumen dieser 13 Staaten 
ist indes für die Europäische Union von keiner zentralen 
Bedeutung. Lediglich vier Prozent ihres Außenhandels 
wickelt die EU mit dieser Region ab. Im Gegensatz dazu 
ist die EU für die Mittelmeerstaaten der alles entschei- 
dende Absatzmarkt. Drei Viertel der Exporte geht in die 
EU. Dennoch ist die Mittelmeerregion nicht uninteres- 
sant für die EU. Die geplante EMFH wird mit ca. 600 
bis 800 Millionen Menschen die größte Freihandelszone 
der Welt. Im Rahmen des Barcelona-Prozesses werden die 
Wirtschaftssysteme durch Druck des IWE, der Weltbank, 
der EIG und nicht zuletzt der EU selbst komplett 
umstrukturiert, so dass die Staaten in das globale Wirt- 
schaftssystem viel stärker integriert werden und sich die 
Investitionsmöglichkeiten für europäische Unternehmen 
entscheidend verbessern. Folge hiervon wird die quali- 
tative und quantitative Erweiterung der Beziehungen mit 
der Region sein. »Es geht darum, die großen Potentiale 
für Wachstum und Entwicklung zu entfalten, die der 
Reichtum an Rohstoffen, Arbeitskräften und Land- 
wirtschaft im Nahen Osten und Nordafrika bietet; weiß 
die Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ) zu berichten. 
Dies sind zumindest die Vorstellungen, die den Hinter- 
grund der geplanten EMFH bilden. 

Ein ganz entscheidendes Ziel der EU war es, sich mit 
der Koppelung der drei Programme (Euromediterrane 
Partnerschaft, Verhandlungen mit Golfregion, Nahost- 
Friedensprozess) politisch an die Spitze der Region zu set- 
zten und zum globalen Interessenswalter dieser zu wer- 
den. Dieses Ziel scheint vorerst gescheitert, da im Kon- 
flikt des Nahen Ostens nach wie vor die Vereinigten 
Staaten als weithin autorisierter Vermittler agieren und 
diese Rolle ihnen derzeit nur bedingt von der EU streitig 
gemacht wird.’ Weiterhin kommt die Umgestaltung der 
Staatswirtschaften und Rechtssysteme nur schleppend 
voran und die Verschärfung des Nahostkonflikts seit dem 
Jahre 2000 führte beinahe zum Erstarren der Verhand- 
lungen. Dennoch wird der Barcelona-Prozess weiterge- 
führt und die EU hält an ihrem Zeitplan fest. 


Aufbruch nach Eurabien? 


Wie bereits gezeigt existiert ein wirtschaftliches Interesse 
Europas an der Region des Mittelmeers. Gleichsam er- 
laubt die Euro-Mediterrane Partnerschaft den EU-Staa- 
ten den direkten Zugriff auf die Rechtssysteme der 
Mittelmeerstaaten. Dies ist in mehrfacher Hinsicht von 
Bedeutung. Zunächst wird mit der EU-Osterweiterung 
und mit der Schaffung der EMFH ein Schutzgürtel um 
das alte Europa (gemeint sind die derzeitigen 15 EU- 
Mitglieder) gezogen. Die Zeitschrift für Sozialistische 
Politik und Wirtschaft (6/95) beschrieb die Strategie be- 
reits 1995 vor Beginn der Barcelona-Konferenz folgen- 
dermaßen: »Der Zusammenkunft ist eine zentrale Rolle 
bei der Umsetzung der EU-Strategie zugedacht, im Zuge 
derer die südlichen Mittelmeeranrainer und die Länder 
Mittel- und Osteuropas zu einem gleichsam äußeren 
Festungsring zusammengeführt werden sollen.« Ge- 
schützt werden soll Europa vor den Gefahren des Ostens 
und des Südens: Drogen, Terrorismus, Migration. Mit 
der Initialisierung politischer Rahmenbedingungen ge- 
mäß westlichem Demokratiemodell am Rande Europas 
schafft die EU einen Gürtel sicherer demokratischer 
»Drittstaaten«. Das Problem unerwünschter Migration 
kann somit an die Randstaaten der EU abgeschoben und 
die Einreise von MigrantInnen aus »sicheren Dritt- 
staaten« unterbunden werden. 

Gefördert wird die Abschottungspolitik der EU 
durch die immer wieder verbreiteten Horrorszenarien 
explodierender Bevölkerungszahlen in Afrika und Asien, 
denen mit Abschottung auf der einen und Bevölkerungs- 
politik auf der anderen Seite begegnet werden soll. Vor 
der Konferenz von Barcelona zeichnete der Londoner 
The Economist sehr aufschlussreich ein Bild über den 
Nahen Osten und Nordafrika, das die Überlegungen 
eines europäischen Gürtels unterlegt: »Alle sind Diktatu- 
ten; alle sind überbevölkert, mit einem beängstigend ho- 
hen Bevölkerungsanteil unter 25. Keiner hat seinen Frie- 
den mit der modernen kapitalistischen Welt gemacht. 
Alle sprechen (mit verschiedenen Akzenten) arabisch; alle 
sind natürlich Anhänger des Islam. Alle diese Länder 
befinden sich an der Türschwelle Europas. Und es gibt 
genügend Zündstoff, der 1995 hochgehen könnte wie 
ein Pulverfass.« 

Migrationskontrolle und die Abwehr von Terroris- 
mus und Drogenhandel sind entscheidende Motive für 
die Errichtung der EMFH. In einem Papier des Auswär- 
tigen Amtes werden die wesentlichen Ziele der Euro- 
Mediterranen Partnerschaft abgesteckt: »Programme zur 
Bekämpfung der illegalen Migration, des Drogenhandels, 
der organisierten Kriminalität und des Terrorismus sowie 
zur Förderung der Integration legaler Einwanderer in die 
EU.« 

Neben der Umstrukturierung der Rechtssysteme 
werden ebenso die Wirtschaftssysteme der Mittelmeer- 
staaten umgekrempelt. Die größtenteils quasi-sozialis- 
tisch organisierten Staatswirtschaften werden zur nahezu 
vollständigen Privatisierung staatseigener Betriebe 
gezwungen. Durch die gleichzeitige Liberalisierung der 
Investitionsgesetze können europäische Konzerne wei- 
testgehend problemlos die ehemaligen staatlichen 
Betriebe übernehmen. Vorexerziert wurde das sehr an- 
schaulich im Rahmen des EU-Beitrittsprozesses in 


Osteuropa. Hier konnten besonders deutsche Firmen 
durch die Privatisierung staatlicher Unternehmen und 
der gleichzeitigen Aufhebung von Investitionsschranken 
große Teile der osteuropäischen Wirtschaft aufkaufen. 
Mehrere Staaten Osteuropas befinden sich heute fest in 
deutscher Hand.‘ 

Die hier produzierten verheerenden sozialen Span- 
nungen werden selbst von klaren BefürworterInnen der 
EMFH nicht geleugnet. »Parallel zu den Transforma- 
tionsanstrengungen sind allerdings, ähnlich wie in Ost- 
europa, erhebliche wirtschaftliche und soziale Folge- 
kosten zu erwarten. Die Öffnung der nationalen Märkte 
und Deregulierungsmaßnahmen reißen tiefe Löcher in 
die Staathaushalte und verursachen soziale Spannungen,« 
schreibt z.B. die FAZ (16.04.99). Und in den /nformatio- 
nen zur politischen Bildung heißt es: »Skeptiker prophe- 
zeien, dass die Hälfte der nordafrikanischen Betriebe dem 
Wettbewerbsdruck durch die neuen europäischen 
Produkte nicht standhalten wird und Konkurs anmelden 
muss. [...] Freier Handel führt zu massiven gesellschaftli- 
chen Umbrüchen, die kurzfristig große Belastungen für 
die Bevölkerung mit sich bringen.« Und speziell zu Ägyp- 
ten: »Das wird dazu führen, dass ein Großteil der einhei- 
mischen kleinen Unternehmen [...] bankrott geht. Nur 
einige wenige Betriebe werden sich das nötige Know-how 
aneignen können, um konkurrenzfähig zu bleiben.« Wie 
die sozialen Spannungen konkret aussehen können, 
haben die Aufstände in Algerien im Jahre 2001 gezeigt. 

Doch es geht nicht allein darum, die Wirtschaftssys- 
teme den Bedingungen des Weltmarkts und damit be- 
sonders denen der EU zu unterwerfen, gleichsam wird 
das gemeinsame kulturelle Erbe ebenso betont, wie die 
Notwendigkeit eines gemeinsamen Kulturraumes. 
Chris Patten, EU-Kommissar für Auswärtige Bezie- 
hungen, formulierte am 31. Januar 2001 in einer Rede 
vor dem Europäischen Parlament folgendes: »Thanks to 
a shared heritage our political, economic and cultural 
ties with these countries are particularly close.« Und 
auch die FAZ (16.04.02) jubiliert ob eines »ge- 
meinsamen euro-mediterranen Wirtschafts- und Kul- 
turraums.« 

In Deutschland gibt es historisch tatsächlich enge 
Beziehungen in die Regionen des Nahen Ostens und 
Nordafrikas. Entgegen der in der Linken weitverbreit- 
eten Ansicht, dass die deutsch-arabische Freundschaft 
ein Produkt des gemeinsamen Antisemitismus sei, sind 
die Konzepte einer »Achse Berlin-Bagdad« bereits in die 
Mitte des 19. Jh. zu verorten. Weit vor dem Beginn des 
zionistischen Projekts in Palästina wurde im Rahmen 
von »Mitteleuropa«-Konzepten vielfach ein gemein- 
samer politischer, wirtschaftlicher und kultureller 
mitteleuropäischer Raum bestimmt, der von einem ge- 
einten Deutschland (inkl. Österreich) über den Balkan 
bis zum Osmanischen Reich, dort besonders Bagdad, 
reiche. Ihren Höhepunkt fanden diese Mitteleuropa- 
Ideen im II. Weltkrieg, in dem die deutsche Wehrmacht 
Nordafrika und den arabischen Raum als Ergän- 
zungsgebiete eines geeinten Europas zu erobern ge- 
dachte. 

Auch wenn aggressive Mitteleuropa-Konzepte heut- 
zutage keine Rolle mehr spielen, hat sich an der Grund- 
einschätzung der deutschen Position als Scharnierstelle 
zwischen dem politischen System des Westens und der 
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‘Siehe Phase 2.06 »Wir 
kaufen einen Kontinent« 


° »Dank eines gemein- 
samen Erbes sind unse- 
re politischen, ökonomi- 
schen und kulturellen 
Verbindungen mit die- 
sen Ländern besonders 
eng.« 


° Eine Rehabilitierung 
»Mitteleuropas« genau 
in diesem Sinne nimmt 
z.B. Karl Schlögel in 
seinem Buch »Die Mitte 
liegt ostwärts« vor, das 
über die Bundeszentrale 
für politische Bildung zu 
beziehen ist. 
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’ Sie ist ein Zusammen- 
schluss folgender Ver- 
bände: Bundesverband 
der deutschen Industrie 
(BDI), Bundesverband 
des deutschen Groß- 
und Außenhandels (BGA), 
Deutscher Industrie- und 
Handelstag (DIHK), Bun- 
desverband der deut- 
schen Banken (BdB), 
Nah- und Mittelost-Ver- 
ein (NuMOV), Afrika-Ver- 
ein (AV). 


®° »Der Mittelmeerraum 
und der Nahe Osten ist 
ein Gebiet von wesent- 
licher strategischer Be- 
deutung für die Europä- 
ische Union, das die EU- 
Ratsversammlung und 
die Europäische Kom- 
mission als die entschei- 
dende Priorität der Aus- 
wärtigen Beziehungen 
der EU erkannt hat.« 


° Demgegenüber steht 
natürlich die Praxis der 
Europäischen Union, die 
Palästinensische Auto- 
nomie-Behörde und mit 
dieser die Selbstmord- 
anschläge in Israel zu 
fördern. Die Beweise für 
diese Praxis, welche von 
der EU kontinuierlich ge- 
leugnet wird, finden sich 
u.a. sehr detailliert unter 
www.zeit.de/eu-hilfs- 
gelder. Zudem gilt der 
EU Israel als Haupthin- 
derungsgrund für das 
Fortschreiten des Frie- 
densprozesses. Kritik an 
die arabische Seite wird 
kaum formuliert. 
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Kultur des Ostens nichts grundlegendes geändert.° Den- 
noch ist Deutschland in den Bemühungen um die 
EMFH nicht die treibende Kraft. Für Deutschland war 
die Balkan-Politik sowie die EU-Osterweiterung ent- 
scheidendes innereuropäisches Politikfeld der neunziger 
Jahre. Dementsprechend ist die Präsenz deutscher Unter- 
nehmen in der Mittelmeerregion eher marginal. 

Um dieses »Defizit« wettzumachen, wurde 1996 die 
Nordafrika Mittelost Initiative der deutschen Wirtschaft 
(NMID) gegründet.’ Die Initiative versteht sich selbst als 
»bündelnder Sachwalter der deutschen Wirtschaft in ei- 
nem Wirkungsgebiet, das von Nordafrika bis Pakistan 
einschließlich der Golfstaaten reicht.« Ihr geht es darum, 
»brachliegende Potentiale in dieser nahegelegenen und 
Deutschland wohlgesonnenen Region zu mobilisieren.« 
(www.bdi-online.de). Der NMI ist es schließlich gelun- 
gen, die deutsche Politik von der Notwendigkeit erhöh- 
ten wirtschaftspolitischen Aktionismus in der Region zu 
überzeugen. Die größten Erfolge der NMI war die seit 
1998 schrittweise Entspannung zwischen Deutschland 
und dem Iran und die im Jahre 2002 vom damaligen 
Wirtschaftsminister Werner Müller verkündete »Außen- 
wirtschaftsoffensive«, die auf »den gesamten Nahen und 
Mittleren Osten sowie Nordafrika« ziele (Rede W. 
Müllers am 16. Juli 2002). Seitdem ist das deutsche 
Wirtschaftsministerium verstärkt darum bemüht, Wirt- 
schaftsdelegationen nach Nahost und Nordafrika zu ent- 
senden, um die deutsche Präsenz vor Ort zu stärken. Ers- 
te Erfolge sind bereits zu verzeichnen: In Saudi Arabien 
gelang es Deutschland dank der Hilfe von Möllemanns 
Deutsch-Arabischer Gesellschaft Fuss zu fassen, und auch 
im Irak und Iran genießen deutsche Unternehmen bere- 
its heute Präferenzen gegenüber Unternehmen anderer 
westlicher Staaten. Dennoch besitzt die Einschätzung 
Werner Müllers vom 27. Juni 2002 noch immer 
Relevanz: »Auch in Zukunft wird die Bundesregierung 
alles tun, um Kooperation auf der Unternehmensebene 
weiter zu fördern. Trotz aller Anstrengungen ist auf vie- 
len Märkten in der Region des Nahen und Mittleren 
Ostens sowie Nordafrikas (MENA-Region) das vorhan- 
dene Potential noch nicht ausgeschöpft.« 


Türkei, Israel und der 3. Golfkrieg 


In einer Information des Europäischen Kommissariats 
für Außenbeziehungen über die Euro-Mediterrane 
Partnerschaft und den Nahost-Friedensprozess heißt es 
an erster Stelle: »The South and East Mediterranean and 
the Middle East is an area of vital stategic importance to 
the European Union, which both the EU Council and 
the European Commission have identified as key exter- 
nal relation priority for the EU.« (Hervorhebung im 


Original) Den Staaten Zypern, Malta und schließlich ' 


Türkei kommen bei den Bemühungen um die Euro-Me- 
diterrane Partnerschaft besondere Bedeutung bei. Zypern 
und Malta werden im Zuge der EU-Osterweiterung im 
Jahre 2004 ordentliches Mitglied der Europäischen 
Union, die Frage der Türkei hingegen bleibt offen. Für 
die EMFH ist die Türkei jedoch wichtig, bildet sie doch 
die Schnittstelle zwischen Europa und dem Nahen Os- 
ten. Sie ist lebendiges Beispiel für ein politisches System, 
wie es sich für die Regionen des Nahen Ostens und 


Nordafrikas gewünscht wird. Und so sind sich in Europa 
und Amerika eigentlich alle einig, dass die Verbindungen 
der EU zur Türkei eng sein müssen, die einzige Frage, die 
offen bleibt, ist die Frage wie eng. Eurozentristischer kul- 
tureller Rassismus ist das entscheidende Hindernis für 
eine an den europäischen Interessen orientierten pragma- 
tischen Politik. 

Der Friedensprozess zwischen Israel und seinen 
arabischen Nachbarn ist untrennbarer Bestandteil des 
gesamten Barcelona-Prozesses. Es ist nicht ganz un- 
wesentlich, dass die Euro-Mediterrane Partnerschaft mo- 
mentan das einzige Forum ist, in welchem Israel und die 
Palästinensische Autonomiebehörde zusammen an 
einem Tisch sitzen. Viel mehr ist jedoch nicht zu verze- 
ichnen. Seit der Verschärfung des Konfliktes scheint 
auch der Barcelona-Prozess nicht wesentlich voranzu- 
schreiten. Der Erfolg des Friedensprozesses ist also von 
entscheidender Bedeutung für den Erfolg der Partner- 
schaft insgesamt. Da Israel nach wie vor der wichtigste 
Handelspartner der EU in der gesamten Region ist 
(gefolgt von Saudi Arabien und Libyen), ist nicht damit 
zu rechnen, dass die EU zu große Zugeständnisse an die 
arabische Seite machen wird.’ Und auch Werner Müller 
stellt fest: »Ob es gelingt, die deutsch-arabische Koope- 
ration weiter zu vertiefen, wird deshalb wesentlich davon 
abhängen, ob im Nahen Osten ein dauerhafter Frieden 
geschaffen wird.« 

Für die Vereinigten Staaten ist der neue Zugriff der 
Europäischen Union auf den Mittelmeerraum und die 
Golfregion jedoch entscheidend. Bereits 1980 formulier- 
te Jimmy Carter: »Jeder Versuch einer fremden Macht, 
die Kontrolle über die Region am Persischen Golf zu er- 
langen, wird als Angriff auf die lebenswichtigen Interes- 
sen der Vereinigten Staaten angesehen. Jeglicher Angriff 
wird mit allen Mitteln zurückgeschlagen werden, auch 
mit militärischen.« Der Angriff erfolgt, schleichend zwar, 
aber mit einem klarem Ziel: Dem wirtschaftlichen Zu- 
griff Europas auf die Region mit den größten Ölreserven 
der Welt. Die in den letzten Jahren stärker gewordenen 
Beziehungen Saudi Arabiens zur EU und besonders zu 
Deutschland, unterminieren dessen traditionell enge 
Verbindungen zu Amerika. Die Vereinigten Staaten sind 
zudem ihrer eigenen Sanktionspolitik gegen den Irak 
aufgesessen, dadurch, dass sich besonders europäische 
Firmen den Zugriff auf die irakischen Ölquellen nach 
dem Ende des Embargos in Vorverträgen gesichert haben 
und ebenso dass unter der Umgehung des Embargos alle 
möglichen Firmen Geschäfte machen, außer amerikani- 
sche. Die Vereinigten Staaten werden somit im Gerangel 
um das Öl am Golf zunehmend in eine Randposition 
gedrängt. Dieser Situation wollen sie entgegenwirken, 
noch bevor die arabisch-europäische Partnerschaft sich 
weiter vertieft. Ein Krieg ist dabei nicht unbedingt von- 
nöten, das martialische Tamtam der amerikanischen Pro- 
paganda und die militärische Präsenz können bereits 
erreichen, dass der amerikanische Einfluss auf das Gebiet 
seinen Interessen entsprechend wieder hergestellt wird. 


Aron Schweiger 
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ie Forschungsgesellschaft Flucht und Migration 
)) (FFM)! ist seit 1994 eine angesehene antirassisti- 

sche Institution aus dem autonomen Spektrum, 
die sich auf die Kritik des Grenzregimes konzentriert. 
Ihre Analysen, entfaltet in den Heften »Gegen die 
Festung Europa«, enthalten etliche Schwachstellen. 
Schon lange vor Erscheinen des Buches Empire 
(Hardt/Negri)” wird bei der FFM davon gesprochen, dass 
die »Migrationsbewegungen aus den verarmten Ländern 
der drei Kontinente (...) defensive und revolutionäre 
Triebkräfte«’ enthalten würden. Als das Empire Ende 
1999 in Form des deutschen Repressionsapparates 
zuschlug und einen FFM-Mitarbeiter wegen Verdacht auf 
ehemalige Mitgliedschaft in den Revolutionären Zellen, 
die seinerzeit auch große Hoffnungen auf das revolu- 
tionäre Subjekt Flüchtling setzten, festnahm, schien das 
Ende von FFM besiegelt. Der revolutionäre Wunsch- 
traum lebt allerdings - und verstärkt durch das Buch 
Empire - in der antirassistischen Szene fort, genauso wie 
die Buchreihe von FFM weiter erscheint. 


Der hoffnungsvolle Beginn 


Bei der Gründung von FFM im Jahre 1994 stand die 
Erkenntnis über die Mängel der autonomen Flüchtlings- 
arbeit im Mittelpunkt: Bei der aufreibenden Flüchtlings- 
sozialarbeit und den kurzatmigen Kampagnen bleibt 
kaum Zeit für Analysen, Aktionen, Öffentlichkeitsarbeit, 
langfristige Strategien, überregionale und internationale 
Vernetzung sowie den Blick über den Tellerrand. Die 
Spezialisierung auf die Asylberatung ist zum einen besser 
bei den karitativen Organisationen aufgehoben, wird 
zum anderen immer obsoleter, je mehr die Festung Euro- 
pa die Einreise verhindert bzw. die Illegalisierung fördert. 
Der Ansatz von FFM war, Recherchen in den osteuropä- 
ischen Staaten vorzunehmen, die bei der Vorverlagerung 
der Abschottung zunehmend ins Visier der Migrations- 
strategInnen gerieten. Außerdem wollte sie internationale 
Kontaktnetze aufbauen und die Kämpfe der Flüchtlinge 
unterstützen. Sie stellte ihre Arbeit explizit in den Dienst 
der MigrantInnen und der antirassistischen Gruppen. 
Die Hoffnung war, dass die Recherchen zu Grenzab- 
schottung und Fluchtrouten Flüchtlingen direkt zu Gute 
kämen sowie von antirassistischen Gruppen bei der 
Asylberatung und im Kampf gegen Abschiebungen (z.B. 
mittels der Informationen aus den »sicheren« Drittstaa- 
ten) genutzt werden könnten. Die Form von FFM, die 
Institution der Forschungsgesellschaft, sollte durch den 


Die Grenzen des Antirassismus 


EIN BEITRAG ZUM SCHEITERN DER FORSCHUNGSGESELLSCHAFT FLUCHT 
UND MIGRATION ANHAND EINER KRITISCHEN LEKTÜRE IHRER SCHRIFTEN. 


seriösen Anstrich auch Außenwirkungen über den auto- 
nomen Bereich hinaus ermöglichen.‘ 

In den ersten Jahren war FFM mit ihrer Arbeit sehr 
erfolgreich. Ihre Mitglieder waren die ersten und einzi- 
gen, die sich mit den migrationspolitischen Verhältnissen 
in Osteuropa beschäftigten. Ihre detaillierten Vorort- 
Recherchen deckten zum einen Entwicklungen auf, die 
selbst in den bürgerlichen Medien erfolgreich als unmen- 
schlich skandalisiert werden konnten und für politischen 
Wirbel sorgten, zum anderen trugen sie umfangreiche 
Materialien zum Thema zusammen, die den Begriff der 
Festung Europa fundierten und weitere Analysen und 
Standortbestimmungen der antirassistischen Bewegung 
ermöglicht hätten. Sie bauten in Zusammenarbeit mit 
autonomen und bürgerlichen Gruppen in Grenznähe die 
Dokumentationsstelle Menschenrechtsverletzungen an 
der Grenze auf und beteiligten sich aktiv an der Vorberei- 
tung und Durchführung der ersten antirassistischen 
Grenzcamps.’ Ihre Artikel erschienen sowohl in linken als 
auch in bürgerlichen Medien und FFM war die erste 
Adresse, wenn »Fachleute« für Vorträge oder Diskus- 
sionen zum Thema Grenzkontrollen, Bundesgrenz- 
schutz, europäische Harmonisierung des Asylrechts, 
Schengen, Grenzregime, Asylpolitik in Osteuropa uvm. 
benötigt wurden. FFM beschäftigte sich 1994 mit diesen 
Themen, als sie aktuell und viele Entwicklungen erst am 
Entstehen waren, wobei sich der ganze Prozess in einer 
juristischen Grauzone bewegte; außerdem ließ sich das 
antikommunistische Eintreten für Reisefreiheit bis 1989 
und die panische Verhinderung der Migration aus den 
ehemaligen realsozialistischen Staaten nach 1989 propa- 
gandistisch ausschlachten. Das ist inzwischen anders. Die 
Vorverlagerung der Abschottung ist Normalität und bei 
Ländern angelangt, von denen der »gesunde Menschen- 
verstand« weiß, dass es schon seine Richtigkeit hat; die 
entsprechenden EU-Papiere sind alle im Internet 
nachzulesen und die bürgerliche Öffentlichkeit inter- 
essiert sich überhaupt nicht mehr dafür. Die aktuellen 
FFM-Recherchen taugen maximal noch als Länderstu- 
dien für die Asylarbeit. 

Obwohl sie es sich außer in einem Interview‘ nie öf- 
fentlich eingestanden, war die direkte Unterstützung der 
Flüchtlinge durch die eigenen Recherchen und die inter- 
nationale Vernetzung nicht so erfolgreich, wie man es 
sich anfangs erhofft hatte. Im schlechtesten Fall dürften 
die Erkenntnisse von FFM (und anderen auf dem Gebiet 
tätigen antirassistischen Gruppen) ungewollt ebenso zur 
Flüchtlingsabwehr beigetragen haben, wie die Aufklä- 
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rungskampagnen der Bundesregierung über die Schwie- 
rigkeiten, die vielen Schutzwälle der Festung Europa zu 
überwinden. 

Anfänglich fühlte sich FFM noch einem Trägerkreis, 
der aus der bundesweiten Vernetzung autonomer Flücht- 
lingsgruppen entstanden war, verpflichtet - davon und 
von der damit einhergehenden spezifischen Arbeitsweise 
wurde sich zum Glück schnell verabschiedet. Von den 
vielen falschen autonomen Prämissen, die im folgenden 
beschrieben werden, konnte sich jedoch, trotz einiger 
Fortschritte (z.B. dem Lösen von der Fixierung auf die 
Flüchtlinge, die nach Asyl nachsuchen, hin zu allen For- 
men der Migration), nie vollständig gelöst werden. 

Es gibt zwei klassische antirassistische Denkstruk- 
turen, die sich mustergültig auch bei FFM wiederfinden. 
Die eine besagt, dass es wichtig ist, gegen Rassismus 
vorzugehen, da die Herrschenden an Flüchtlingen das 
austesten würden, was sie dann gern auf die gesamte 
Gesellschaft anwenden wollen. Der Mythos von der glei- 
chen, höchstens zeitlich versetzten Betroffenheit speist 
seine Kraft aus dem Gedicht »Als die Nazis die Kommu- 
nisten holten, habe ich geschwiegen (...) Als sie mich 
holten, gab es keinen mehr, der protestieren konnte« von 
Martin Niemoeller und verdeckt die Tatsache, dass die 
Gesellschaft an den Flüchtlingen ihren Rassismus auslebt. 
Das Asylbewerberleistungsgesetz ist eben nicht in erster 
Linie ein Probelauf für den Sozialabbau gegenüber deut- 
schen Arbeitslosen, sondern ein Abschreckungsinstru- 
mentarium der Festung Europa, das garantieren soll, dass 
es selbst den deutschen Arbeitslosen weiterhin relativ gut 
gehen wird. 

Ein Mitarbeiter vom FFM äußert sich in einem 
Interview über den bei FFM geprägten Begriff »Grenz- 
regime«, der alle rassistischen Normierungs- und Diszi- 
plinierungsprozesse (Heimunterbringung, rassistische 
Attacken von Nazis etc.) enthalten soll: Das »Beunruhi- 
gende« sei »die Frage nach der Übertragbarkeit (sin 
andere Gebiete der Gesellschaft«.” Die Zwischenüber- 
schrift lautet dann sinnigerweise: »Die Grenze ist ein 
Laboratorium«. 

Das zweite Denkmuster will in den Flüchtlingen das 
neue revolutionäre Subjekt entdeckt haben. Zum einen 
wird behauptet, dass das Kapital keine Migration wolle 
und deswegen Migration per se widerständige Praxis sei. 
Dies ist natürlich Unsinn, denn schließlich bringt das 
Kapital die Migration, wie wir sie heute kennen, erst her- 
vor (und zwar nicht nur in ungewollten, sondern auch in 
gewollten Ausprägungen), profitiert von der Beweglich- 
keit der Ware Arbeitskraft und versucht, die Migrations- 
ströme in seinem Interesse zu regulieren und zu kontrol- 
lieren. Das widerständige Moment der Migration besteht 
höchstens darin, dass sie - im Gegensatz zur Bewegung 
toter Waren - sich nicht völlig der Logik des Kapitals 
unterwirft, sondern eine gewisse Autonomie bewahrt - 
wie ja auch die menschliche Arbeitskraft unberechenbar- 
er ist als eine Maschine. Niemand kommt aber auf den 
Gedanken, allein aufgrund der Unberechenbarkeit Vul- 
kanausbrüchen und Erdbeben zu revolutionären Objek- 
ten, auf die sich alles Hoffen und Sehnen bezieht, zu 
verklären - obwohl diese, im Gegensatz zur Migration, 
vielleicht eher geeignet wären, als widerständige und 
nicht zu normierende Kräfte die herrschende Ordnung 
zu erschüttern. Die andere Begründung für die Avantgar- 


de-Rolle der Flüchtlinge bezieht sich auf deren schlechte 
materielle Situation als Grundlage ihrer Kämpfe und 
ihren Mut, der sich daraus speist, dass sie nichts zu ver- 
lieren haben. Dies ist zwar für sich richtig, und die 
Existenz der diversen Flüchtlingsorganisationen stimmt 
hoffnungsvoller als z.B. der Besuch bei einem deutschen 
Kleingartenverein, allerdings resultiert aus dem Elend 
und den Kämpfen, die sich in erster Linie um die mini- 
male Verbesserung der eigenen Situation drehen, weder 
revolutionäres Bewusstsein noch eine entsprechende 
Praxis. FFM macht sich selbst klein und überhöht die 
»anderen«: »Wir müssen von denen ausgehen, die vor 
dem Nichts stehen. Wir können nur unterstützen, was 
von diesen Menschen alles an Kämpfen und Durchset- 
zungsmöglichkeiten neu erfunden wird.«* Die Hoffnun- 
gen auf die Widerständigkeit der Migrierenden zieht sich 
durch alle Texte. So sei das Scheitern des Zuwanderungs- 
gesetzes vorprogrammiert, »wenn man sich die Eigen- 
willigkeit der MigrantInnen und Flüchtlinge ansieht.« 
Und auch in Bosnien gilt: »Die Kämpfe werden nicht auf 
sich warten lassen«, was man schon daran erkennen 
könne, dass das Rote Kreuz angegriffen wurde, weil es das 
Flüchtlingsmanagement übernommen hat. '° 


Das trübe Ende 


Die Flüchtlingsfrage »ist Teil eines globalen Klassen- 
kampfes und Ausdruck eines vom imperialistischen 
Weltsystem gesetzten Widerspruchs, der ein Proletariat 
neuen Typs hervorbringt; die mobilisierten, vertriebenen, 
entwurzelten Massen der 3. Welt. So wie die Flüchtlings- 
bewegungen die Grenzen zwischen dritter und erster 
Welt überschreiben, muß heute der antiimperialistische 
Kampf auf die Metropole zurückbezogen werden.«' 
schrieben die Revolutionären Zellen im Rahmen ihrer 
Flüchtlingskampagne in den achtziger Jahren. 

Die postmoderne Version dieser Illusion, die lediglich 
die Begriffe, z.B. Proletariat durch Multitude, ausge- 
tauscht und in die völlige Unbestimmtheit entlassen hat, 
liest sich dann bei Hardt/Negri im Empire so: »Die neue 
transversale Mobilität der disziplinierten Arbeitskraft ist 
deshalb von Bedeutung, weil sie auf den Wunsch nach 
Freiheit verweist, der real und machtvoll auftritt, und auf 
die Herausbildung eines neuen, nomadischen Begehrens, 
das nicht innerhalb des Disziplinarregimes eingeschlossen 
und kontrolliert werden kann«'. Die Migration ist nach 
dieser Logik eine machtvolle und spontane Form des 
Klassenkampfes, die zwar meist in Armut und Elend 
münde, trotzdem einen hohen Preis für das Kapital habe, 
nämlich »den wachsenden Wunsch nach Befreiung«.' 

Während die Kampagne der RZ bei all ihren theo- 
retischen Schwächen noch die theoretische und praktis- 
che Gegnerschaft zu den bestehenden Verhältnissen 
auszeichnet, steht bei Empire die Schönfärberei und 
Affırmation im Mittelpunkt: die Multitude, zu der auch 
die Intifada gezählt wird, ist »vollkommen positiv«, weil 
in ihr der Widerstand »zu Liebe und Gemeinschaft« 
wird.‘ Philosophische Begriffe, wie das metaphorisch 
und nicht geographisch gemeinte »nomadisches Begeh- 
ren« von Deleuze/Guattari, werden entwendet, um sich 
einen wissenschaftlichen Anstrich zu geben. Gleichzeitig 
ist die Verwendung dieses Begriffes ein Hohn auf die bit- 
tere Realität, in der Menschen gezwungen sind, zu flüch- 


ten. Die Freiwilligkeit der Bewegung existiert nur bei 
denen, die es sich leisten können, eine Pauschalreise nach 
Mallorca oder Marokko zu buchen - besonders subversiv 
sind diese Reisen aber ebenfalls nicht; in der Regel wächst 
Im Urlaubsparadies nicht der Wunsch nach Befreiung, 
sondern die Einsicht in die Notwendigkeit der Verhält- 
nisse und bei der (durch die Sklaven des örtlichen 
Dienstleistungssektors unterstützten) Reproduktion der 
Arbeitskraft verfestigt sich das rassistische Klischee. 

Das »wahre Empire« hingegen, der bürgerliche Staat 
namens BRD, verfolgt leider keine schlechte Theorie - 
ganz im Gegenteil: das Buch Empire wird selbst in der 
Frankfurter Allgemeinen Zeitung gefeiert -, sondern 
lediglich militante Aktionen. So kam es am 19. Dezem- 
ber 1999 zu einer Durchsuchung des Mehringhofes in 
Berlin (dort befindet sich u.a. das Büro von FFM) wegen 
des Verdachts auf Lagerung von Sprengstoff und zu 
mehreren Verhaftungen von vermeintlichen Mitgliedern 
der Revolutionären Zellen/Rote Zora. Die Tatvorwürfe 
waren zwar allesamt verjährt, die Aussagen des Kronzeu- 
gen Tarek Mousli reichten aber für die Ermittlungen 
nach $129a StGB (Mitgliedschaft in einer terroristischen 
Vereinigung) aus. Da unter den Verhafteten und Ange- 
klagten ein Mitarbeiter von FFM war, konzentrierte sich 
deren Arbeit auf die Freilassungskampagne und 
Prozessbeobachtung.'’ FFM trat somit nach 1999 kaum 
noch öffentlich in Erscheinung. Bei der Buchreihe 
»Gegen die Festung Europa« fungiert FFM inzwischen 
nur noch als Herausgeberin. Die Texte stammen 
vornehmlich von FremdautorInnen. Dies kann auch 
seine Vorteile haben. Im Heft 7 zum Kosovo befinden 
sich zwei sehr lesenswerte Aufsätze’ von Thomas Uwer 
und Thomas von der Osten-Sacken, die die Verknüpfung 
er rot-grünen Kriegsführung mit der neuen Migrations- 
politik untersuchen, allerdings das Dilemma im vorderen 
Teil nicht wett machen können. Dort schreiben die 
FFM-Mitarbeiter Helmut Dietrich und Harald Glöde, 
dass die kosovo-albanische Bevölkerung aufgerieben 
wurde zwischen den gleichermaßen bösen Akteuren 
NATO und serbische Armee, wobei ersterer bevölke- 
rungspolitische Ziele hatte, während letztere eine Lager- 
politik durchsetzen wollte. Die Entscheidung zum Krieg 
gegen Jugoslawien wurde angeblich in den USA aufgrund 
geostrategischer Interessen gefällt, während die BRD 
unter Druck gesetzt wurde mitzumachen - dann den 
Krieg aber nutzte, um neue Konzepte der heimatnahen 
Fluchtabwehr auszuprobieren." 

Seit 2001 ist FFM auch nicht mehr publizistisch 
aktiv. Die letzte Aktion war ein Kinospot gegen die 
»Deutsche Leitkultur«-Kampagne der CDU, der zusam- 
men mit fünf weiteren Organisationen aus dem entwick- 
lungspolitischen Bereich erstellt wurde und zu dessen 
Begründung es verharmlosend heißt: »Die Dumm- und 
Dumpfheit einer Deutschen Leitkultur ist vernachlas- 
sungswürdig im Angesicht der Kulturlosigkeit und Men- 
schenunwürdigkeit im Umgang mit Flüchtlingen und 
MigrantInnen.«® 


Die Erweiterung des revolutionären Subjekts 
In dem neuesten Heft (Nr. 9) schreiben Salvatore Pittä 


(Solidarit@ sans frontieres - Schweiz) und Anja Zickuhr 
(FFM) über die Flüchtlingssituation in Marokko. An sich 


kein uninteressantes Thema, immerhin ist die Meerenge 
von Gibraltar ein vielbefahrener und gleichzeitig der 
tödlichste Streckenabschnitt der europäischen Außen- 
grenze. Marokko ist sowohl ein wichtiges Ausgangs- als 
auch Transitland für Flüchtlinge, so dass die EU 1999 
einen besonderen »Aktionsplan für Marokko« zur 
Migrationsverhinderung aufgestellt hat.” Das Span- 
nendste am ganzen Buch ist allerdings ebenjener, eigent- 
lich langweilige EU-Plan. 

Im Vorwort wird den marokkanischen Migrant- 
Innen, die trotz der Illegalisierung weiterhin nach 
Europa kommen, eine »außerordentliche Hochach- 
tung« ausgesprochen: »kaum eine andere Gruppe oder 
gesellschaftliche Schicht hat es in den letzten zwanzig 
Jahren geschafft, dem Staat und seiner gesellschafts- 
formierenden Kraft so stark und nachhaltig entgegen- 
zutreten.« (S. 7) Dass es nun grad die MarokkanerInnen 
sein sollen, würden Hardt/Negri zwar nicht unter- 
schreiben, aber die darauf folgende Passage scheint 
direkt von ihnen abgeschrieben zu sein. »Transationale 
Netze« hätten die Herrschaft übernommen, die jedoch 
die Festung Europa nie abdichten und die »Wünsche 
nach einer besseren Zukunft« nicht befriedigen oder 
unterdrücken könnten. »Neue Kämpfe um Legalisie- 
rung und neue ungenehmigte Einwanderungen stehen 
bevor.« (S. 8) 

Die AutorInnen selbst sind mit ihrem Engagement 
bescheidener. Sie schlagen zur Verwendung ihrer Studie 
zuallererst die »rechtliche Argumentation« vor, dass 
Marokko kein sicherer Drittstaat sei. Allerdings sind sie 
auch der Auffassung, dass »sich mit der Migration aus 
Marokko zu beschäftigen« heißt, »die Geschichte zahl- 
reicher Revolten, Aufstände und Kämpfe für eine Gesell- 
schaft ohne Kolonialismus, ohne Ausbeutung und ohne 
Herrschaft wahrzunehmen« (S. 10). Das liest sich dann 
im Buch so: »Die Überfahrt dauerte vier Tage. Ich hatte 
nur eine Flasche mit einem halben Liter Wasser bei mir 
und vier Sandwichs, die leider ins Meer gefallen sind. Das 
Wasser war nach zwei Tagen alle, und ich habe Hunger 
bekommen. Ich habe etwas Riskantes gemacht, nämlich 
in den Schiffskabinen nach Essen gesucht und bin auf 
einen großen Kühlschrank gestoßen, aus dem ich mir 
Wasser und Essen herausgenommen habe. Und Allah sei 
gedankt, die Reise ging gut zu Ende und nichts Ärger- 
liches ist passiert.« ($. 102) Oder: »Und an normalen 
Tagen bettle ich und sammle ungefähr fünfzehn Dirham 
(1,50 Euro) und kaufe mir davon Klebstoff und 
Zigaretten. Ich verbrauche vier Tuben pro Tag, wovon 
eine vier Dirham kostet.« (S. 92) 

Da aber die Revolution kurz bevorsteht, wird all dies 
Elend gesühnt werden: »Dass Menschen zu Tausenden 
im letzten Jahrzehnt bei ihrer Flucht über die Meerenge 
von Gibraltar umgekommen sind, wird eines Tages als 
Massenverbrechen gewertet werden.« (S. 11) Floskelhaft 
endet das Vorwort, ohne dass klar wird, was damit 
eigentlich gemeint ist: »Die Hoffnung auf eine andere 
Gesellschaft - davon ist seit Seattle und Genua erfreuli- 
cherweise wieder häufiger die Rede - bleibt dann nicht 
nur eine Parole auf einer Demonstration, wenn es gelingt, 
die diversen Alltagskämpfe mit dem Widerstand gegen 
die internationale Flüchtlingspolitik miteinander zu 
verbinden.« (S. 11) 

Ob eine andere Welt wirklich möglich ist, wenn als 
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Siehe die extra ein- 
gerichteten Internetsei- 
ten zum Prozess: http:// 
www.freilassung.de 


'* Beide sind allerdings 
schon in der jungle 
World (16.06.1999, 08. 
09.1999) erschienen. 


"Heft7, S. 11f. 


'® http://www.ffm-berlin. 
de/deutsch/projekt/leitk 
ultur_index.htm 


” Es existieren für fol- 
gende Regionen solche 
Aktionspläne: Afghanis- 
tan/Pakistan, Albanien/ 
Kosovo, Marokko, So- 
malia, Sri Lanka, Irak/ 
angrenzende Länder. 
Der Aktionsplan Marok- 
ko ist im Heft 9, der für 
Irak im Heft 7 dokumen- 
tiert. 
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Fluchtursache der »Ausverkauf der heimischen Rohstoffe 
an multinationale Konzerne« (S. 17), als Ursache für die 
Arbeitslosigkeit der autokratische und monarchistische 
Regierungsstil (S. 24) oder als Grund für die Destabilisie- 
rung der »traditionellen Dorfökonomie« und somit der 
Migration die »US-amerikanischen Agarkonzerne« (S. 
72) ausgemacht werden, bleibt fraglich. Schließlich mün- 
det diese »Analyse« ganz schnell in ein Plädoyer für einen 
starken Nationalstaat, der seine Untertanen selbst aus- 
beutet und aufgrund seiner »demokratischen« Effizienz 
noch mehr Arbeitslosigkeit schaffen wird. 

Da das revolutionäre Potential der MigrantInnen 
nicht auszureichen scheint, widmet sich das Buch aus- 
giebig der Situation von (Straßen-)Kindern und Frauen. 
Es werden einerseits Seitenweise ganz krasse, läihmende 
Opfergeschichten dokumentiert, welche lediglich aus 
marokkanischen Studien abgeschrieben sind. Anderer- 
seits wird den NGO's, die diese Fälle aufgeschrieben 
haben und die Menschen betreuen, eine karitative Sicht- 
weise vorgeworfen, die nicht den »Blick auf die 
Potentiale der Frauen, die eben nie nur Opfer sind« 
richtet. Diese Einschätzung folgt unmittelbar auf das 
Schicksal von »Anne Marie (...) Vor vier Jahren wurde sie 
nach Casablanca geflogen, um ihre schweren Verlet- 
zungen behandeln zu lassen, die sie bei einem Bom- 
benattentat” in ihrem Büro in Brazzaville erlitten hatte. 
In Casablanca wurde sie mehrmals an Bein und Auge 
operiert. Ein Mitarbeiter der Caritas fand Anne Marie in 
der Psychiatrie vor, wo sie in einem »elenden Zustand: 
daniederlag. Sie konnte nicht mehr gehen, wurde 
schlecht ernährt und kaum noch gewaschen« (S. 75f.) 
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Zum Glück kümmerte sich der karitative Mann um sie, 
der dafür sorgte, dass sie gesund zurück zu ihrer Familie 
kam, anstatt an eine deutsche Revolutionsromantikerin 
zu geraten, die sich nicht um die Wunden, sondern um 
die Potentiale der Frau gekümmert hätte. Nämlich das 
Potential ganz subversiv in die Festung Europa einzu- 
dringen. 

Wir erfahren in dem Buch viele vermeintlich 
wichtige Fakten (z.B. dass »auf Grund der unter- 
schiedlichen klimatischen Verhältnisse sich der Norden 
auf den Anbau von Erdbeeren und der Süden vor- 
wiegend auf Tomaten und Zitrusfrüchte spezialisiert« 
hat, S. 73) und biographische Details (z.B. dass 
Mohamed früher »auf eine Koranschule gegangen« ist, 
wo ihm Beten und Anstand beigebracht wurde - deswe- 
gen lässt er sich auch von Nonnen und einem Pater nicht 
sexuell missbrauchen, obwohl es seine finanzielle Lage 
verbessern würde, S. 94ff.) 
hältnisse, die diesen Namen auch verdient, und ein 
Aufzeigen von Widerstandsperspektiven, die über die 
Konstruktion von revolutionären Subjekten hinausge- 
hen, finden aber nicht statt. 


eine Analyse der Ver- 


Bert Cindie 
Der Autor ist Mitglied der Antirassistischen Gruppe 
Leipzig. 


Die Hefte der FFM sind bis Nr. 7 als PDF-Dokumente 
unter: http://www.ffm-berlin.de/deutsch/hefte/heftein- 
dex.htm einsehbar. 


WOCHENZEITUNG 


Warum es unmöglich ist, 
die Wahrheit über Israel zu sagen... 


UND WIE DIE RICHTIGE KRITIK ZU FALSCHEN GRÜNDEN KOMMT. 


er Antisemitismus der Linken ist ein seltsames 
Haustier: überall hinterlässt es seine Haare, und 

doch will niemand zugeben, es zu füttern oder es 

sich gar zu halten. Das Dossier »Schuld und Erinnerung« 
(Jungle World, 47/02) gibt ein Beispiel für diesen mysteri- 
Ösen Zustand. Die Kurzschlüsse des Textes sind bereits 
ausreichend kritisiert worden: Kurz gesagt halten die Au- 
toren es für ihre Aufgabe, antideutsche Projektionen von 
der Betrachtung des wirklichen Nahostkonflikts zu tren- 
hen. Spätestens, wenn Israel als Apartheidstaat diffamiert 
und der Terror der zweiten Intifada zur Antwort auf den 
israelischen Staatsterrorismus erklärt wird, erkennt man 
deutlich, dass hier bestenfalls eine Projektion gegen die 
andere eingetauscht wird. Letztlich geben die Autoren 
Klaus Holz, Enzo Traverso und Elfriede Müller einen 
trefflichen Spiegel der von ihnen sogenannten »Scharon- 
Linken« ab: Auch ihnen geht es um das ideelle Einswer- 
den mit einem historischen Opfersubjekt - nur dass sie 
sich einbilden, ihre Opfer seien irgendwie »wirklicher« im 
Gegensatz zu »den Juden«, die für sie nur virtuelle Figuren 
sind. Auschwitz existiert für sie nur als streng getrennte 
Zweifaltigkeit: Als historische Realität (Es ist nun mal 
passiert, das lässt sich nicht mehr ändern«) und als ideolo- 
gischer und damit ihrer Meinung nach immer zu verur- 
teilender Einsatz der Antideutschen (»Die Erinnerung an 
Auschwitz wird somit zu einer Sichtblende« (ebd.)). Der 
Keulenspruch von der Auschwitzkeule liegt schon bereit. 
Obwohl all das reichlich misstrauisch stimmen sollte, 
haben wir es hier keinesfalls mit Holocaustleugnern und 
Verschwörungstheoretikern zutun. Der Leserbrief, der zwei 
Ausgaben später eine Distanzierung von der Jungle World 
forderte (unterschrieben u.a. von Justus Wertmüiller, Tho- 
mas von der Osten-Sacken und Birgit Schmidt) verfehlt 
deshalb mit seiner Beschimpfung der Autoren als Anti- 
semiten den eigentlichen Punkt in der Kritik am struk- 
turellen Antisemitismus. Denn warum begeben sich diese 
Linken freiwillig in den Dunstkreis des Antisemitismus? 
Es wird kaum ihr irrationaler Wunsch nach einem zwei- 
ten Holocaust sein, der sie treibt, und sicher sind sie nicht 
im entferntesteen der Meinung, dass die Juden unser 
Unglück wären. Tatsächlich sind sie laut eigener Aussage 


scheinbar die einzigen, die die Juden einfach nur als 
»menschliche Wesen, die man ihren Handlungen gemäß 
beurteilen, anerkennen, kritisieren, lieben oder hassen 
kann« (ebd.). 

Genau diese Position der Unvoreingenommenheit, 
genau die Praxis der scheinbar so glatten Unterscheidung 
zwischen Ideologie und materieller Wirklichkeit codiert 
das treue Hündchen Marxismus dergestalt um, dass jeder 
Linke, der sich auch nur ansatzweise einen Sinn für 
emanzipatorische Positionen bewahrt hat, allergisch 
reagieren muss. Die Hundehalter selbst als Hunde zu be- 
schimpfen, wirft allerdings kein Licht auf diesen Vorgang. 


Antisemitismus ohne Antisemiten 


Wenn jemand als Antisemit bezeichnet wird, soll damit 
gemeinhin ein Ressentiment, also ein aktives oder laten- 
tes Vorurteil gegen bestimmte Personen (in diesem Fall 
‚Juden« bzw. in der vermeintlichen Übertragungsleistung 
»Zionisten.) angekreidet werden. Die antisemitische Aus- 
sage wird dabei als Ausdruck des Ressentiments aufge- 
fasst. Antisemitische Äußerungen dieser Spielart lassen 
sich in Deutschland genug finden. Walser und Mölle- 
mann bilden die Spitze des Scheißbergs. Der Antisemitis- 
mus, der sich aus dem Ressentiment speist, ist jedoch in 
der deutschen Linken gar nicht besonders verbreitet. Ver- 
breitet dagegen ist der strukturelle Antisemitismus, der 
wiederum das Ressentiment speist. Diesem lässt sich 
nicht beikommen, indem man seine Protagonisten als An- 
tisemiten brandmarkt, denn zumeist sind sie das gar 
nicht und können das auch glaubwürdig vermitteln. 

Es besteht also die Frage nach dem Ursprung der 
geäußerten linken Antisemitismen. Hier hilft die Diskurs- 
theorie: Der Antisemitismus der Linken lässt sich nur 
dann wirksam kritisieren, wenn wir die Souveränität des 
Urhebers über seinen Text anzweifeln. Wer sich mit der 
Formulierung linker Gesellschaftskritik auf dem Papier 
beschäftigt, kennt den Prozess: Eigenes Wissen, diffuse 
Meinungen, eine halbsolide marxistische Grundbildung 
und ein bisschen Moral werden zu einem Süppchen, dass 
ungeahnte Wirkungen entfaltet. Der Antisemitismus ist 
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‘ Michel Foucault, In 
Verteidigung der Gesell- 
schaft, Frankfurt/M. 
1999. Foucault, der das 
vom ihm beschriebene 
Geschichtsverständnis 
irreführend als »Rassen- 
kriegs«-Diskurs beze- 
ichnet, wendet es in 
erster Linie an, um den 
modernen Staatsras- 
sismus zu beschreiben 
und zu erklären. Diesen 
versteht er als »Um- 
schrift« von Befreiungs- 
diskursen. Über den 
Antisemitismus äußert 
er sich nur am Rande 
und missverständlich, 
indem er ihn als »religiö- 
ses Vorurteil« auffasst. 
Eine Analyse antisemiti- 
scher Diskurse mit dem 
Instrumentarium aus 
»Verteidigung der Ge- 
sellschaft« könnte den- 
noch ergiebig sein, ins- 
besondere, weil es 
darauf abzielt, Struktur- 
parallelen zwischen Be- 
freiungsversprechen 
und Ressentiment zu 
entdecken. 
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® Dazu gehört auch, die 
Rede von der Kritik an 
Israel: fallen zu lassen. 
Die Formulierung impli- 
ziert ja genau genom- 
men bereits eine prinzip- 
ielle Kritik am Staat 
Israel, nicht etwa eine an 
israelischer Regierungs- 
politik. Eine solche prin- 
zipielle Kritik ist vor dem 
Hintergrund des real- 
existierenden Antisemi- 
tismus inner- und außer- 
halb der Linken absolut 
nicht tragbar. 
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eine häufige. Weniger bildlich gesprochen ist das Ressen- 
timent nicht etwa der Kern der Argumentation, sondern 
das, was an ihrer Oberfläche erscheint. Die wortgewalti- 
gen Kritiker dieses Antisemitismus kriegen ihn nie ganz 
zu fassen, weil sie viel zu weit unten im Trüben fischen. 
Das spezifisch linke, notwendigerweise moderne an- 
tisemitische Ressentiment ist eine Oberflächenerschei- 
nung. Erklärungen für ihre Häufigkeit lassen sich - mit 
ein paar Denk-Umwegen - beim ansonsten recht Antise- 
mitismus-unkritischen Michel Foucault nachlesen!. 
Folgt man seiner Analyse des modernen Geschichtsver- 
ständnisses, erscheint der Antisemitismus auf der 
Diskursebene als eine Art Umschrift, eine reaktionäre 
Überarbeitung von Befreiungsdiskursen. Diese Befrei- 
ungsdiskurse bauen immer darauf auf, sich auf die Seite 
der historischen Verlierer zu schlagen und ihr Recht 
einzufordern. Ihr »Recht« ist dabei eine sehr spezifische 
Figur, die eng geknüpft ist an revolutionäre Diskurse: 
Etwa seit dem 16. Jahrhundert haben wir es in Europa 
nicht mehr mit dem einen, gottgegebenen Recht zu tun, 
das sich lediglich an seinem eigenen Vollkommen- 
heitsanspruch misst. Das Recht wird parteiisch, die 
Macht ist nicht deshalb ungerecht, weil sie ihren An- 
sprüchen nicht gerecht wird, sondern weil die »Anderen« 
sie haben. Das zwanghafte Eintreten für die Rechte der 
Unterdrückten ist mit dem Kampf gegen die »Anderen« 
verbunden und je diffuser und allgemeiner diese »An- 
deren« werden, desto mehr nähern sie sich dem Bild des 
‚Juden« an, das der moderne Antisemitismus entworfen 
hat. Die »historischen Verlierer< setzen sich so scheinbar 
genealogisch fort in die Verlierer von heute, in die schon 
immer Beschissenen - vom Staat, vom Kapital, oder, im 
Zweifelsfall, von den Juden. Holz, Traverso und Müller 
gründen ihre Argumentation auf einer gewissen Un- 
schuld, die ihrer Ansicht nach im Kampf auf Seiten der 
Unterdrückten liegt - für sie ist es der einzig objektive, 
ideologiefreie Kampf. Sie übersehen, dass bereits diese 
scheinbar so unproblematische Parteinahme grundsät- 
zlich ideologisch ist. Das heißt nicht etwa, dass sie 
zwangsläufig falsch oder gar reaktionär ist, sondern vor- 
erst nur, dass sie sich auf einer Ebene mit den anti- 
deutschen Diskursen wissen muss, die Holz & Kon- 
sorten als pure Projektion (also Ideologie) auffassen. 
Diese Einsicht ist die Grundbedingung der Diskussion. 
Der Versuch, »einfach nur die Wahrheit« über die Ver- 
hältnisse im nahen Osten zu sagen, ist dagegen selbst 
nichts als eine hartnäckige Projektion, die nach wie vor 
nach dem historischen Subjekt der Emanzipation sucht, 
mit dem es eins zu werden gilt. Die Behauptung 
absoluter Objektivität kann nichts sein als absolute 
Ideologie. 


Einfach nur Verdammte 


Die Problematik liegt also genau darin, dass diese Ober- 
flächenerscheinung Antisemitismus aus dem Innersten 
linker Weltbilder stammt. Bestimmte antideutsche Frak- 
tionen versuchen nun, sich dieser unheiligen Verquik- 
kung zu entziehen, indem sie die Linke« zum Teil des 
Problems erklären. Tatsächlich wäre es zutreffender zu 
behaupten, dass das »Problem: moderner Antisemitismus 
ein Teil der Linken« im weitesten Sinne ist. Die Behaup- 
tung, die Antideutschen würden das Kind mit dem Bade 


ausschütten, wenn sie linken Antisemitismus outen, wird 
oft zur Abwehr berechtigter Kritik benutzt und ist damit 
nicht unproblematisch. Sie hat aber einen wahren Kern: 
Kind und Bad sind nämlich nicht ohne weiteres zu tren- 
nen. Die Behauptung vieler Kritiker des linken Antise- 
mitismus, sie würden eine emanzipatorische Position jen- 
seits dieser verhängnisvollen Dualität von Befreiungsdis- 
kurs und Antisemitismus vertreten, versucht, die in die- 
sem Zusammenhang enthaltene Spannung zugunsten ei- 
ner sie transzendierenden Kritik zu überspringen. Aber 
wenn die Diskurstheorie uns ein gelehrt hat, dann, dass 
die Kritik immer schon immanent ist. Und der gesell- 
schaftliche Zusammenhang, in dem diese immanente 
Kritik sich bewegt, ist immer schon durchdrungen von 
den genannten (linken) Befreiungsdiskursen, die als sub- 
tle Implementierungen in der Gesellschaft keinesfalls 
marginal sind. 

Welche Möglichkeiten bleiben nun aber zur Kritik an 
Israel. Kann sie zugleich berechtigt, emanzipatorisch und 
anti-antisemitisch sein, wenn möglicherweise bereits der 
Bezug auf Befreiungsdiskurse mit dem Antisemitismus 
verknüpft ist? Oder muss dieses virtuelle Band in einer 
solchen Kritik zwangsläufig manifest werden. Sprich: 
Muss die sich auf Befreiung berufende Kritik an Israel 
zwangsläufig das antisemitische Ressentiment mästen? 
Eine, für die Linke sicher schmerzliche Konsequenz wäre 
es, insbesondere in Bezug auf Israel von allzu universalen 
Formulierungen und Befreiungsvisionen abzusehen. 
Solche Visionen fangen nicht etwa beim Vorplanen 
sozialistischer Utopien an, sondern bereits beim zum 
Prinzip erhobenen affırmativen Bezug auf die »Unter- 
drückten«. Entgegen mancher linker Selbstwahrnehmung 
stehen »die Verdammten dieser Erde« nämlich noch 
immer hoch im Kurs - was für beide Seiten des vor- 
liegenden Streits gilt. Besonders auffällig wird das beim 
Stichwort Zionismus, der bei der Bahamas schon mal 
zum universalen Heilsversprechen wird, weil er die Opfer 
der Geschichte nun scheinbar endlich zu ihren Gestaltern 
macht. Auch das ist eine Art des Einswerdens mit der 
Historie. Die Holz-Traverso-Müller-Connection tut mit 
ihrer scheinbar so chirurgischen Trennung von Juden und 
Zionisten, Opfern und Tätern nichts anderes: Bei ihnen 
subsumieren die Opfer des Holocaust sich unter all die 
»Verlierere der Menschheitsgeschichte, die immer durch 
die jeweils aktuellen Freiheitskämpfer vertreten werden. 
Die geäußerte Sichtweise, in der Juden einfach nur 
Menschen sein sollen, macht es so möglich, dass eben 
diese »Einfach-nur-Menschen« im Dienste des his- 
torischen Fortschritts Richtung Revolution und im 
Kampf gegen den »Geist von Auschwitz« ermordet wer- 
den. 

Solche Bezugnahmen auf die Opfer der Geschichte 
taugen seit jeher eher zur Polemisierung als zur Radi- 
kalisierung der Diskussion. Obwohl solche Polemiken für 
einen Diskurs, der sich als revolutionär versteht, unab- 
dingbar sind - keine Revolution ohne jene, die ihre 
Befreiung, ihr »Recht« einfordern -, dürfen sie nur mit 
Vorsicht produziert werden. Denn jede »objektiv richtige« 
Positionierung auf Seiten der Opfer kann durch falsche 
Gründe und Schlussfolgerungen zur falschen werden. 
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Im Piranhabecken der DJ's 


10 FRAGEN AN LUKA SKYWALKER 


uka Skywalker steht seit 1994 an den Plattendecks 

und tummelt sich noch länger in den etwaigen Mu- 

sikszenen von Punk und Pop. Mittlerweile mischt sie 
als Autorin unter anderem bei dem Magazin testcard. 
Beiträge zur Popgeschichte mit, oder gibt der Phase2 ein 
Interview. 

Pop-Kultur - einst die Verheißung brutal bunter Frei- 
heit, versinnbildlicht heute als Massenphänomen die Belie- 
bigkeit eines scheinbar sinnentleerten Vakuums, ohne den 
Anspruch den Diskurs um die »Freiheit« überhaupt zu 
führen oder als gesellschaftspolitisches Instrument zu fun- 
‚gieren. Trotzdem ist Musik allgemein und die zugehörige 
»Szene« ein ebenso gesellschaftspolitisch kodierter Raum, in 
dem gängige Normen, wie beispielsweise Zweigeschlecht- 
lichkeit und Heterosexualität unermüdlich reproduziert 
werden. Unterschiedliche Genres wie Punk, Metal, Techno, 
Hip-Hop, Elektro etc. repräsentieren zwar jeweils verschie- 
den ausgeprägte Geschlechtsbilder, bleiben aber in der Regel 
Spiegelbild des soziopolitischen Status quo. Demgemäss ist 
auch der Aktionsradius innerhalb einer bestimmten Musik- 
iwene meistens männlich dominiert. 

Anlass genug einen Blick in den Raum der schönen 
Künste zu werfen, um zu sehen, inwiefern auch in vermeint- 
lich gendertoleranten musikalischen Genres gängige Ge- 
schlechtsbilder und weiblichelmännliche Verhaltensmuster 
forciert oder auch gebrochen werden. Die wiederum die 
künstlerische Arbeit und Ergebnis von MusikerInnen beein- 
‚flusst oder andersrum den geschlechtsspezifischen Status der 
Musikerin/des Musikers erst produzieren. 

Davon ausgehend stellt sich die Frage nach Strategien 
und Praktiken, die einen geeigneten Standpunkt jenseits des 
männlichlheterosexuell konnotierten Mainstreams und des 
identitätsstiftendenden Nischendaseins bieten können. Die 
einerseits dem politischen Dissens in Inhalt und Form Rech- 
nung tragen könnten und andererseits die flotten Beats vor 
lauter Betroffenheit nicht zu kurz kommen lassen. 


PHASE2: Apropos Betroffenheit, wie und wann stellte 
sich bei Dir im Rahmen Deiner musikalischen Laufbahn 
überhaupt die Frage nach dem Geschlecht? Wenn frau 
gerne Musik machen möchte, heißt das ja nicht zwangs- 
läufig, dass sie als Frau Musik machen möchte, oder? 

Luka: Das dachte ich damals auch - damals, als ich 
anfing Musik zu machen, da war ich zwar nicht mehr so 
janz jung, aber trotzdem noch ziemlich unbedarft! Ich 
hatte Sylvia Juncosa gesehen, die ein Stück hatte, was 
»Lick my Pussy, Eddie Van Halen« hieß - das fand ich 
toll, einfach so, ohne den ganzen theoretischen Back- 
ground. Es geht ja schließlich um Identitätsbilder im 
Pop, und wenn frau sich da nicht wieder findet, fühlt sie 
sich erst mal einfach nur komisch und nicht registriert im 
allgemeinen Bild/Diskurs. Nehmen wir beispielsweise 


E.V.H., der ist weder sexy noch eine Frau. Ich könnte, 
wenn ich ihn sexy finden würde, mit ihm ins Bett gehen 
wollen, aber mich mit ihm identifizieren? Das haut nicht 
hin, tut mir leid... 

Egal, wie gesagt, ich hab mir damals nicht so viele 
Gedanken darüber gemacht, sondern einfach losgelegt. 
Erst als ich dann die erste Single mit meiner Band Pale 
Biskids draußen hatte, kamen die komischen Fragen, wie 
wir uns denn so auf der Bühne fühlen würden als Frauen 
... Dadurch ist bei mir unglaublich was losgetreten wor- 
den, ich habe überhaupt erst wahrgenommen, wie ich in 
dieser Gesellschaft rezipiert werde. 

PHASEZ2: In welchen unterschiedlichen Produktionsver- 
hältnissen standest Du während Deiner musikalischen 
Laufbahn und welche Motive und Ziele hast Du damit ver- 
bunden, nicht einfach in die »Mens-World« des Musik- 
business einzutauchen, sondern dich auf die Arbeit mit 
anderen Frauen zu konzentrieren und Projekte wie Top- 
Ten ins Leben zu rufen? 

Luka: Tja, mit meiner Band bin ich ja auch öfter im 
Studio gewesen, da gab es beispielsweise nur Männer, 
auch in den Clubs, Journalisten waren durchweg männ- 
lich, wir haben richtig gespürt wie sie uns süß fanden, 
aber mehr auch nicht. Inzwischen hat sich das hier und 
da mal geändert, es gibt Tontechnikerinnen, Bookerin- 
nen, Musikjournalistinnen. Aber es sind immer noch nur 
Einzelne, die dann besonders gut sein müssen oder ein- 
fach Glück gehabt haben. Sie sind die Ausnahme, immer 
noch! Aber ich hatte ja sozusagen immer noch mit mein- 
er Band (erwähnte ich, dass wir nur Frauen in der Band 
waren?) einen Rückzugsort, da konnten wir uns aus- 
tauschen. Als ich dann später anfing Platten aufzulegen, 
änderte sich das natürlich radikal. Als DJ steht frau allei- 
ne hinter den Decks, kommt alleine in einen Club, und 
gibt alleine Interviews, und das Haifischbecken der Rock- 
musik verwandelte sich in ein Piranhabecken der DJ's. 
Das erste was mir da auffiel, war die Tatsache, dass die 
alle technisch nicht wirklich viel konnten - manche 
waren viel schlechter als ich - aber trotzdem Clubs betrie- 
ben, dicke Hosen und Groupies hatten, und das ganze 
Business unter sich aufteilten. Da ist der Schritt zum 
Netzwerk nicht weit, um sich gegen diese männlichen 
Seilschaften zur Wehr setzten zu können. 

PHASE2: Welche Funktion haben denn solche Netz- 
werke, außer den Männern dieses Business kollektiv den 
Krieg zu erklären? 

Luka: Na ja, Krieg ist gleich so ein beladenes Wort. 
Man könnte ja fast sagen, dass Ausgrenzung schon so was 
wie eine Kriegserklärung ist, auf die dann mit einem 
Gegenschlag geantwortet werden muss. Aber wer will das 
schon? 

Aber über die Tatsache hinaus, das frau diesen ja 


NO STYLE 


PHASEZ - 71 


va 
NO STYLE 


72 - PHASE2 


schon seit Jahrhunderten bestehenden Seilschaften was 
entgegen setzten muss, um - auf was für einem Gebiet 
auch immer - bestehen zu können, gibt es natürlich auch 
weniger kämpferische Vorteile bei Netzwerken. 

Man lernt sich kennen, bekommt mit, was die ande- 
ren machen, wie viele wir in Wahrheit sind. Es tut sich 
einfach eine ganze Welt der Verzweigungen und Mög- 
lichkeiten auf, die frau niemals erfassen könnte, wenn sie 
sich nicht in Netzwerken tummeln würde. Die absolute 
Bewegungsfreiheit mit der sich Männer in dieser Welt 
bewegen, davon kriegt frau eine Ahnung, wenn sie die 
Vielfältigkeit von Netzwerken erfährt. Ich muss mich 
zum Beispiel, wenn ich eine DJ-Nacht in Hamburg orga- 
nisieren will, nur zehn Minuten hinsetzen und überlegen, 
dann drei, vier Frauen anrufen und schwups, hab ich ei- 
nen super Abend organisiert, das geht ratzifatzi!! Ich kann 
da auf einen Riesen-Pool zurückgreifen, und darum geht 
es in erster Linie. 

PHASE2: Wenn man/frau sich also aus pragmatischen 
wie auch politischen Gründen dazu angehalten fühlt, dem 
konventionellen Heterosexismus in der Musikszene bzw. 
Musikindustrie, ein aus weiblichen DJ's bestehendes 
Netzwerk entgegenzusetzen, läuft man/frau dann nicht 
Gefahr, eine Identität bzw. Solidarität hervor zu rufen, 
deren Sinnstifterin wiederum das gesellschaftlich kon- 
struiertes Geschlecht ist, auf das frau eben nicht reduziert 
werden will? Welche Perspektiven sind damit verbunden, 
es irgendwann mal genau soweit zu bringen wie die 
männliche Konkurrenz? Oder ein subversiv-anmutendes 
Nischendasein zu führen, solange bis die einst strategisch 
notwendige Abgrenzung zu einer Spielart der kapitalis- 
tischen Verwertung generiert und zum bloßen Konsum- 
bzw. Bewusstseinsartikel simplifiziert wird? 

Luka: Genau das war unser Problem, wir sind natür- 
lich sofort in die Frauen-Nische gesteckt worden, was bei 
manchen von uns zu wahren Panikattacken führte. 

Es gibt natürlich irre viele Aspekte von Strategien, 
Selbstbildern, Visionen, und Systemumstürzenden revo- 
lutionären Ideen, aber eigentlich will ich doch einfach 
nur als Kulturschaffende anerkannt und wahrgenommen 
werden. Weil ich aber eine Frau bin, muss ich außer 
Kunst zu machen, auch noch den Kapitalismus abschaf- 
fen, neue Lebensformen finden, mein konstruiertes Ge- 
schlecht und das der anderen reflektieren, mich gegen 
Sexismus wehren, meiner Meinung nach kontraproduk- 
tive Strategien anderer Frauen mit ihnen diskutieren und 
immer wieder mich selbst in Frage stellen. Ich tu das ger- 
ne, wirklich, ich will mich überhaupt nicht beschweren, 
ich bin sogar mittlerweile süchtig danach. Aber tun die 
Männer das eigentlich auch? 

Ich befürchte nicht, oder zumindest nicht so weit- 
reichend, das dadurch was verändert würde. Wie kommt 
es sonst zustande, dass wir immer wieder auf Männer 
treffen, denen wir sagen müssen, dass man sich natürlich 
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bemühen und nachdenken muss, um Frauen zu finden, 
um beispielsweise ein Podium zu bestücken. Und wenn sie 
nicht in den ersten drei Sekunden auf eine oder mehrere 
Frauen kommen, heißt das nur, dass sie immer noch 
heterosexistisch denken und sich nicht genug Mühe geben, 
mehr nicht. Das heißt auf keinen Fall, dass es keine Frauen 
gibt, das stimmt einfach nicht! Und je häufiger wir Frauen 
auf der Bühne sehen, umso normaler wird es für alle, und 
die Frauen können sich mit etwas identifizieren... 

Wir haben auf dem Gebiet schon eine Menge erreicht, 
aber die andere Seite muss auch mitspielen, sonst findet 
frau sich immer wieder in einer Nische wieder, und das 
will ja nun wirklich kein Schwein!! 

Ob, wenn die Podien paritätisch besetzt sind, alles 
besser wird, müssen wir dann sehen. Ich finde, dass sind 
immer Spekulationen, die zwangsläufig auf den Neben- 
widerspruch herauslaufen. Hier geht es erst mal um Iden- 
tifikationsmöglichkeiten und Definitionsmacht!! 

PHASE2: Auch wenn sich die Stellung der Frau in der 
Gesellschaft offenbar verändert hat und sei es nur, dass 
Frauen in der Musikindustrie nun auch verstärkt als Kon- 
sumartikel und Konsumentinnen wahrgenommen werden, 
scheinen jedoch die Geschlechterrollen, abgesehen von 
Ausnahmen, klar differenziert zu bleiben. Das reformierte 
Image der Frau ist die »Freche Frau« oder die »Starke 
Powerfrau«. Können solche Bilder dazu beitragen, die ge- 
schlechtliche Hierarchisierung umzugewichten oder den 
Blick auf die Problematik der geschlechtsspezifischen 
gesellschaftlichen Zuschreibung zu lenken? 

Luka: Ich befürchte nicht. Guck dir die Riot Grrrl- 
Bewegung an. Wie schnell waren die qua Hasi und Mausi 
zu kleinen magersüchtigen piepsigen Mädchen umdefi- 
niert. Außerdem, was haben wir davon, wenn Frauen 
jetzt auch anfangen sich selbst zu verleugnen, um auf 
dem Markt bestehen zu können. Powerfrauen sind halt 
auch nichts anderes als Powermänner, nur dass sie, also die 
Frauen, zum Ausgleich nicht in den Puff gehen können. 

Ich glaube eher, dass die zunehmende Homoerotik in 
der Werbung und diesen Zeitschriften - die ich ja gar 
nicht lese, aber ich sehe halt immer die Coverfotos - dazu 
beitragen könnte, so etwas wie Heterosexismus aufzuwei- 
chen oder zumindest mal jedem, der es sonst nicht wis- 
sen wollen würde, sagt, dass es auch noch was anderes als 
»Mann steigt über Frau drüber« gibt. 

Und Sisterhood ist ganz wichtig. Jedes Frauen-Netz- 
werk, was auseinander fliegt, richtet viel mehr Schaden 
an, weil die Schadenfrohen gleich um die Ecke sitzen und 
sich ins Fäustchen lachen. Stutenbissigkeit nennt man 
dann so was. Aber wenn's funktioniert und die Jungs 
sogar neidisch werden, weil sie nicht rein dürfen - so pas- 
siert bei Top Ten - dann hat frau vielleicht einen Denk- 
prozess in Gang gesetzt, wir backen ja kleine Brötchen 
dieser Tage.... 

PHASE2: Welche Möglichkeiten stellt das Medium Mu- 


sik überhaupt bereit um Protest sichtbar zu machen, oder 
noch besser, eine Auseinandersetzung über bestimmte 
Themen zu forcieren? 

Luka: Alles!! Wie soll ich sagen. Über den Sound, 
Text, Verpackung, Performance, Rezeption. Hast du noch 
hie Musik gehört, die dein Leben verändert hat? Man 
muss das alles nicht machen, aber man kann all diese 
Komponenten nehmen und damit provozieren bis zum 
GetNo, oder einfach nur nachdenklich stimmen. 

PHASE2: Wie gehst Du mit Deinen stilistischen Vor- 
lieben bestimmter musikalischer Genres und Deinem In- 
teresse am »Gender-Komplex« um, bedingt sich das in 
irgendeiner Form und wirkt sich beispielsweise auf die 
Wahl Deiner Platten aus? 

Luka: Oh ja, und zwar eher so gefühlsmäßig. Die 
"Theorie schwappt bei mir ja oft mal nach. 

Ich hab halt mit Drum’n’Bass angefangen, und das 
ist ziemliche Jungsmusik, es gibt zwar gute weibliche DJ's, 
aber wenige Produzentinnen, und damals vor acht Jahren 
als ich anfing, waren die Clubs immer voll mit Jungs, mit 
tief ins Gesicht gezogenen Kappen und Kapuzenpullis 
drüber, Blunts in der Fresse, ein paar coole Sprüche, "ne 
Menge Nebel, das war's. Später hab ich dann auf House 
umgesattelt, und da hat sich für mich eine ganz neue 
Welt aufgetan. Du musst bedenken, dass House, so wie wir 
ihn jetzt kennen, verschiedene Ursprünge hat, z.B. vom 
nackten und kalten Detroit-Sound, Chicago, aber noch 
davor kam er vom Discosound, besser gesagt Latin Disco, 
noch besser gesagt, schwuler Latin Disco. Da geht es um 
Glamour, um Rollentausch, um Soul und Respekt. Das 
war meine Musik! Da kann man auch die Texte hören 
und muss sich nicht die Ohren zuhalten, bei dem ganzen 
sinnentleerten Gequatsche. Dieser ganze fiese Eurodisco- 
scheiß ist mir sowieso nie in die Tüte gekommen. Und 
Techno hab ich eigentlich erst auf einer Lesbisch-Schwu- 
len Party entdeckt, als ich einen kleinen Testballon losge- 
lassen hab und dann gesehen hab, wie diese ganzen 
harten Lederjungs sich gefreut haben wie kleine Kinder, 
mir Kusshände zugeworfen haben und getanzt haben, bis 
die Fetzen flogen - bei so was geht mir immer das Herz auf 

PHASE2: Meinst Du, es gibt bestimmte Musikrichtun- 
gen, die besonders geeignet für genderspezifische Aus- 
einandersetzungen sind, oder sind politische Projektionen 
auf kulturelle Phänomene eh Quatsch, da es sich jeweils 
nur um momentane Assoziationen handelt, die in einem 
soziokulturellen Rahmen produziert werden? 

Luka: Also wenn es so was gibt, wie besonders gut 
geeignete Musik, dann ist sie aus so etwas wie genderspe- 
tifischen Auseinandersetzungen entstanden, siehe bei- 
spielsweise Riot Grrrl oder House. 

Aber auch da sieht man sehr schön, oder auch un- 
schön, wie sich das wieder ins Gegenteil verkehren kann. 
Das, was ich an House liebe und was ich da an gender- 
spezifischem revolutionärem Potential sehe, kommt ja im 
Mainstream nur sehr selten vor und muss immer wieder 
betont und hervorgehoben werden. Ich denke, dass Mu- 
sik genauso ein Medium wie alle anderen ist und deshalb 
genauso genutzt wie missbraucht werden kann. 

PHASE2: Gender hin oder her, was hältst Du überhaupt 
von etwaigen Theorien, die sich gegen die Unterscheidung 
und Definition von Geschlecht richten und eine antiessen- 
tlalistische Haltung einnehmen? 

Luka: Der Gender-Ansatz steckt meiner Meinung 


nach noch in den Kinderschuhen. Endlich sind wir über 
androgyne Calvin Klein-Models, also der möglichst per- 
fekten Negierung des Geschlechts hinaus und können 
mal anfangen zu spielen, ich bin da sehr gespannt auf 
alles, was noch kommen wird!! 

Wir haben dadurch einfach mehr Möglichkeiten. 
Diese ganzen Theorien müssen erst mal bei uns ankom- 
men, ich bin gespannt was übrig bleibt, wenn der Main- 
streamfleischwolf das Thema für sich entdeckt hat. Aber 
ich bin da guter Hoffnung. Es ist so was wie ein Licht- 
blick. Scheiß auf alle sexistischen und rassistischen Zu- 
schreibungen, scheiß auf kulturelle Identitäten und Bio- 
logie. 

PHASE2: Du hast Dich meines Wissen nach, mehr oder 
weniger aus dem Musikgeschäft zurück gezogen, legst 
also nicht mehr jedes Wochenende irgendwo auf und hast 
Dich mehr aufs Schreiben verlegt, was ist denn so in 
nächster Zeit von Dir zu erwarten, was man sich vielleicht 
nicht entgehen lassen sollte? 

Luka: Das Problem ist, man lässt mich ja nicht so 
richtig aufhören, zwei- bis viermal pro Jahr muss ich 
entweder für irgendwelche Benefize ranrauschen oder ich 
bin Ehrengast bei den Femmes with Fatal Breaks in Ber- 
lin am 15. März 2003 im Bastard oder den Propellas in 
Leipzig. Das macht mir total viel Spaß, solange ich nicht 
ausgepfiffen werde, weil meine Platten so alt sind. 

Nein, Spaß beiseite. Ich habe tatsächlich keine Lust 
mehr mir regelmäßig die Nächte um die Ohren zu hauen, 
aber hin und wieder find ich es wirklich lustig. Außerdem 
hab ich ja noch meine Band Brüllen, da wird es allerdings 
noch Jahre dauern, bis wir mal wieder was auf die Reihe 
kriegen, gelegentlich sind wütende Fans bei Kristof Schreuf 
auf dem AB, die ihn im besoffenen Kopf anbrüllen, er solle 
sich jetzt mal zusammenreißen und wieder 'ne Platte mit 
uns machen. Derweil lacht mich ein Kontrabass an, der in 
meiner Wohnzimmerecke brav auf Verwendung wartet. 
Und ja, ich hab viel Radioarbeit gemacht in den letzten 
Jahren beim Freien Sender Kombinat, und geschrieben 
hab ich auch. In der neuen 7estcard wird z.B. ein Interview 
mit Irmgard Möller erscheinen, was ich zusammen mit 
Dagmar Brunow geführt habe. Das dollste ist, dass ich 
demnächst auch einen Vortrag an der Uni Münster halten 
werde, hätte man das gedacht? Ich werde allerdings dort 
keinen Vorlesungssaal betreten, sondern gleich die Studis 
in die örtliche Disco umleiten, da gibt's dann erst einen 
Theorieteil und danach was um die Ohren..... 

Ach ja, und dann ist da noch das Ladyfest Hamburg, 
Ende August, da steck ich natürlich auch voll mit in der 
Planung. Wir haben große Flausen im Kopf und wollen 
eine Ladyfest-Tour organisieren, da bin ich gerade dabei. 
Aber ansonsten sollte jede/r sich vom 21. August bis zum 
24. August freihalten, und eine Reise nach Hamburg ein- 
planen. Unter www.ladyfesthamburg.org gibt's alle Infos, 
die Ihr braucht, von Workshops-Beschreibungen, Band- 
Infos, Schlafplatzbörse. Und wenn Ihr Lust habt mitzuor- 
ganisieren, Frauenbands kennt, die Ihr toll findet und 
Eurer Meinung nach mal auftreten sollten, oder eigene 
Ideen habt, seit Ihr alle herzlich dazu eingeladen mitzu- 
machen. 

PHASE2: Wir danken Dir für das Gespräch. 


Das Interview führte Phase 2, Göttingen 
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‘ Alle kursiv gesetzten 
Klammerbemerkungen 
sind Songtitel von Emi- 
nems Tonträgern »The 
Marshall Mathers«, »The 
Slim Shady« und »8 
Mile - The Soundtrack«. 


° Günther Jacob, Agit 
Pop, Schwarze Musik 
und weiße Hörer. Berlin 
1993, S. 125. 


° M. Bunz »Mit Eminem 
auf der Psychocouch«, 
telepolis 06.04.01. 


* H. Zwirner, in: Jungle 
World 42/1999. 


° Der Film soll zwar nicht 
Eminem darstellen, aber 
die autobiographischen 
Elemente sind unüber- 
sehbar. 
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The Eminem Show 


DER FILM »8 MILE« HAT, SO SCHEINT ES, DIE DISKUSSIONEN UM EMINEM »VER- 
SACHLICHT«. KEIN GRUND IHM DIE ABSOLUTION ZU ERTEILEN UND DIE 
POPKULTURELLEN REZEPTIONSFEHLER UM »GHETTOPOETRY« ZU WIEDERHOLEN. 


»Gewißs: Wenn ich lese, leugne ich nicht, daß der Autor lei- 
denschaftlich erregt gewesen sein könne, noch daß er unter 
der Gewalt der Leidenschaft den ersten Umriss seines Werkes 
empfangen habe. Sein Entschluß zu schreiben setzt aber 
voraus, daß er mit seinen Regungen zurückhält...« 
Jean Paul Sartre 
arüber, dass Eminem ein genialer Rapper ist, muss 
)) nicht diskutiert werden, aber sehr wohl über die 
Frage seiner musikalisch transportierten Inhalte — 
die »Hardcore« sein sollen. Eminem rappt, wie viele an- 
dere Vertreter dieses Genres, über die Themen Gewalt, 
»Credibillity«, Frauen als Sexualobjekte und verwendet 
das gesellschaftlich akzeptierte Dissen von Schwulen und 
Lesben, er ist also nicht der »first who smack a bitch and 
say faggot« (White America)‘. Das gezielte »Skandale« 
wichtig sind, weiß Eminem, da er zum einen ein Under- 
ground-Star für den Mainstream sein will und er zum 
anderen im Gespräch bleiben muss. 


Sex and Violence 


Sexismus und Homophobie sind weitverbreitete Standards 
in der amerikanischen Hip- Hop-Community. Ohne den 
Ansatz eines aufklärerischen Untertons wird mittlerweile 
- gelabelt durch die leere Worthülse des »Freedom of 
Speech« - ausschließlich auf Polarisierung und Provoka- 
tion gesetzt. Insofern ist »das Ghetto zum Äquivalent 
jener archaischen Gesellschaftsstrukturen geworden, die 
anthropologisch zur Bildung einer männlichen Krieger- 
klasse führten.«“ Während also diese Form von neuer/al- 
ter »Hustlerethik« und dessen Bloßstellung eigentlich 
schon ein alter Schuh zu sein scheint, werden die Prota- 
gonisten des Genres nicht müde, im sexistischen und 
homophoben »Signyfin’« eine Form popkultureller 
Provokationstechniken zu erkennen. Ein Erklärungsver- 
such, der nicht nur dünn, sondern schlicht und einfach 
falsch ist. 

Eminems Stellung inner- und außerhalb dieser 
Community, seine Versuche, über Toleranzgesten und 
Widerrufe zu retten, was nicht zu retten ist, machen 
deshalb aus ihm noch keinen positiven Sonderfall. Im 
Gegenteil: Ein Duett mit Elton John — wie vor einiger 


Zeit zur eigenen Ehrenrettung geschehen - wirkt nicht 
nur banal, sondern konterkariert sich vielmehr von selbst. 

Mit seiner Sichtweise auf die Frau als sein persönlich- 
es Eigentum, über deren Gesundheit und Leben er frei 
verfügen kann (Drips), ist er somit durchaus massenkom- 
patibel. Eminem liefert damit den Soundtrack für die 
»häusliche Gewalt« in Familien aller »Klassen« und Haut- 
farben. Dies kann auch nicht mit Argumenten der soge- 
nannten »Klassen-Linken« - dass sei ja alles »White Trash« 
- paternalistisch verniedlicht werden. Die Herkunft als 
»Underclass« entschuldigt kein falsches Bewusstsein! 
Dennoch muss erwartet werden, dass die Schärfe der Kri- 
tik sich dann auch bei allen anderen prominenten Künst- 
lern äußert, wenngleich die Popularität Eminems sie in 
seinem Fall um so notwendiger macht. Die Kritik sollte 
zudem auch eine Reflexion beinhalten, was die eigenen 
Gedanken und Gefühle angeht: Kurz, dass nicht, wie so 
häufig, nur auf einen besonders bösen Buben gezeigt 
wird. 


This is my life ... 


Ein Punkt, der Eminem von vielen »Hardcore«-Rappern 
unterscheidet, ist die konsequente Zurschaustellung 
seines Lebens, bei der er, was ihn positiv von vielen 
»Gangstas« abhebt, auch über seine Schwächen, Fehler 
und Gefühle textet. Dazu gehören die skurrilsten Aspekte 
von seinen Erfahrungen als Looser in kindlichen Schläge- 
reien (Brain Damage), seinem Selbstmordversuch - »I 
don't want to look at nothin’, this world is too much (...) 
I could swallow a bottle of Tylenol« (Sayin“Goodbye to 
Hollywood) -, über seine Hassliebe zu seiner Ex-Frau 
(Kim) und seiner Mutter (Kill You), die Vergewaltigungen 
von Jungen durch ihre Väter (Amityville) bis hin zu sein- 
er geliebten Tochter Hailie, der er ganze Lieder (Hailies 
Song) und ein Tattoo auf seinem Arm widmet. 

Zudem macht Eminem seine Biografie »Straight 
Outta Trailer Park«‘ in der HipHop-Welt, wo street cred- 
ibility (fast) alles bedeutet, besonders »real«. Dieser As- 
pekt wird von seinem Marketing geschickt genutzt, von 
der Webseite bis zu seinem Filmdebüt »8 Mile«. Für 
diese Biografie beneiden ihn viele Vorstadt-Gangsta aber 
auch aus der Mittelschicht stammende Linksradikale, die 


‚loch ziemlich gern Teil der »Unterdrückten und Deklas- 
slerten« sein möchten (zumindest in ihrer Jugend). 

Eminem verneint aber keinesfalls die Attribute der 
Leistungsgesellschaft sondern kämpft darum, innerhalb 
er kapitalistischen Gesellschaft erfolgreich zu sein »...all 
I wanted was to give Hailie the life I never had« (Say- 
in Goodbye to Hollywood). Der Wunsch nach einem gut 
situiertem Leben auf hohem Niveau ist ja auch nachvoll- 
Ziehbar und richtig! 


What's the difference between you and me? (Dr. Dre) 


Die bis hier aufgezählten Punkte allein hätten Eminem 
aber definitiv nicht so berühmt gemacht, weil sie auf eine 
Vielzahl von Rappern zutreffen würden. Es ist die 
Kombination der genannten Aspekte mit dem Aspekt 
seiner weißen Hautfarbe - »If I was black I would’ve sold 
half...« (White America) -, mit der er auch ein breiteres 
Publikum anspricht. Ein Segmentierung, die sicherlich 
auch auf die weißen Mittelschichtskinder gerichtet ist, 
womit Eminem ein Problem für die amerikanischen kon- 
servativen Elternverbände darstellt. »See the problem is I 
speak to suburban kids« (Eminem). Diese Spießer würde 
es nicht so verärgern, wenn es sich um einen in einer mar- 
ginalen Sparte erfolgreichen, afroamerikanischen Gangs- 
ta-Rapper handeln würde. Die Ironie daran ist, dass 
Eminem von dem afroamerikanischen Dr. Dre, seines 
Zeichens Produzent und ehemaliges Mitglied der in LA 
ansässigen HipHop-Gruppe Niggers with Attitude 
(NWA), »entdeckt« und gefördert wurde und wird. 
Interessanterweise wird ihm von Weißen vorgeworfen, 
HipHop, das »CNN der AfroamerikanerInnen« (Chuck 
D. von Public Enemy), zu »stehlen«. Er ist für einige 
»...the worst thing since Elvis Presley, to do black music 
so selfishly and use it to get myself wealthy« (» Without 
Me«). Diese Kritik persifliert Eminem wie bei vielen 
anderen Kritiken in seinen Songs u.a. in dem vorherigen 
Zitat aus »Without Me« durch Reproduktion. 

Abgesehen davon ist das »emanzipatorische Element« 
des Gangsta Rap - das schon immer zweifelhaft war - ein 
Aspekt der Vergangenheit. Innerhalb der afroamerikanis- 
chen Community gab und gibt es heftige Diskussionen 
über die Verbreitung des Image des »kriminellen«, »sex- 
fixierten« Afroamerikaners, da diese Konnotation eine 
Realitätsverzehrung darstellt, die primär auf hohe Ton- 
trägerverkäufe via hate speech schielt. Daher stellt der »Dieb- 
stahl« keinen wirklichen Verlust dar. Unabhängig davon, 
dass es der ursprüngliche Ansatz des Gangsta Rap war, 
negative Stereotype in eine positive Identität umzudeu- 
ten. Außerdem sind die KünstlerInnen heute mitunter 
selbst afroamerikanische »Mittelschichtskinder« (Puff 
Daddy), fern der Lebensrealität der afroamerikanischen 
»Underclass«. Das ist ein Punkt, den »8 Mile« hervorra- 
gend bei einem Battle zwischen »Rabbit« und dem 
»Leader« der »Free World« beschreibt. Noch peinlicher 
wird es, wenn sich weiße Mittelschichtskinder »Nigger« 
nennen und versuchen losgelöst vom gesellschaftlichen 
Hintergrund die wahren Gangstas und Pimps zu sein. 
Diese Kids müssen nichts umkodieren, gehören zur 
Gesellschaft und vertreten häufig nur Sexismus. Zudem 
mögen sie den »schwarzen Flüchtling« in Deutschland 
uch nicht besonders, außer er/sie ist cool und entspricht 
lem Image. 


Abgesehen davon dürfte sich mittlerweile herumge- 
sprochen haben, dass (Sub-)Kulturen nicht per se pro- 
gressiv sind, egal ob Punk oder HipHop. Es handelt sich 
dabei um neue Marktsegmente, die versuchen rebellisch 
zu sein, neue Impulse zu setzen und den Absatz zu 
fördern. Wer anderer Meinung ist, sollte mal wieder zu 
einem HipHop Konzert gehen oder sich mit Rassisten in 
Baggy Pants unterhalten.‘ 


We are one community? 


Die wesentliche und spezifische Kritik an Eminem - auch 
an »8 Mile« - muss daher in dem angesprochenen Aus- 
blenden des real existenten Rassismus in den USA liegen, 
da er sich als auf dem gleichen Niveau diskriminiert sieht. 
Er verkennt dabei die gesellschaftliche Realität, in der 
AfroamerikanerInnen versuchen, sich mittels Umkodie- 
rung ein positives Image zu schaffen, da sie als »nicht- 
weiß« markiert sind und damit nicht voll zugehörig. 
Parallel dazu wird die Ideologie des »American way of 
life« transportiert, nach der es alle Tüchtigen schaffen 
können »do not miss your opportunity...« (Loose yourself). 
Die USA sind bei weitem davon entfernt frei von 
Rassismus zu sein, das zeigen auch die aktuellen Diskus- 
sionen zur Wiedereinführung der rassistischen Flagge der 
Konföderierten im Bundesstaat Georgia, zur Abschaffung 
der Affırmative Action, oder so simple Fakten, wie den 
höchsten Grad an »ethnisch getrennten« Schulen seit 
Einführung der Desegregation. Dazu muss auch der 
überwiegend schlechtere Stand der Ausbildungs- und 
Einkommensverhältnisse der AfroamerikanerInnen in 
den USA erwähnt werden. Dass es in den USA, gerade 
im Vergleich zu Deutschland, sehr viel einfacher ist unab- 
hängig von der Hautfarbe »nach oben« zu kommen 
(allein auf Grund des Staatsbürgerschaftsverständnisses), 
darf nicht vergessen werden. Bevor sich linke Aktivist- 
Innen also in die Kritik US-amerikanischer Verhältnisse 
reinsteigern, sollten sie sich um die deutschen Verhältnis- 
se kümmern. 

Zurück zu Eminem. Okay, er hatte auch keinen 
guten Start in sein Leben, aber er wurde nicht durch seine 
Hautfarbe diskriminiert. Die Brothers keeper drücken 
diesen Sachverhalt, der wie gesagt in Deutschland noch 
sehr viel problematischer ist, sehr gut in ihrem Lied »Sag 
mir wie es wär« aus: »Ich hab hier von Geburt an den 
Rassismus mitgekriegt ...ich kannt‘ nen Typ namens 
Frank, ein waschechter Punk... Der sagte, er hätte noch 
weniger Chancen als ich. Ich sagte, er hat seinen Look 
selbstgewählt, das konnte ich nicht«. Resümierend bleibt 
festzuhalten, dass Eminem einen faszinierenden Style mit 
Meisterwerken des HipHop wie z.B. Stan geschaffen hat. 
Dazu gehört aber auch zu einem großen Teil homophobe 
und sexistische »Poetry«, womit er marktkonform ist. 
Eminem spielt in verschiedenen Variationen den wüten- 
den Rebellen gegen die Middleclass World. Materiell ist 
er bereits in dieser angekommen, ideologisch war er nie 
all zu weit davon entfernt - trotz aller Differenzie- 
rungsshows um »Realness«. 


Insofern: »All swindle!!« (Sex Pistols). 


Phase 2, Berlin 


zum 


NO STYLE 


ANMERKUNGEN 


® Vgl. auch: Hannes Loh/ 
Murat Güngör, Fear of a 
Kanak Planet. HipHop 
zwischen Weltmusik und 
Nazi-Rap., München 
2002. 
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' Vgl. die Texte »Basis- 
banalitäten über bürger- 
liche Gesellschaft und 
ihren Export« von der 
Initiative: Kritik im Hand- 
gemenge (Freiburg) so- 
wie »Die Möglichkeit der 
Revolution« vom Bünd- 
nis gegen Rechts (BgR) 
Leipzig in Phase 2.06. 


? Vgl. Clemens Nacht- 
mann, Wenn der Welt- 
geist dreimal klingelt, in: 
Bahamas Nr. 21 sowie 
Per Violet, Von der Idee 
einer vernünftig einge- 
richteten Welt, in: Baha- 
mas Nr. 38. 
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Von der Notwendigkeit eines Ziels der 
Geschichte für den Kommunismus 


ANTWORT EINES VERTRETERS DER ANTIDEUTSCHEN KOMMUNISTEN (BERLIN) 
AUF DIE TEXTE »BASISBANALITÄTEN ÜBER BÜRGERLICHE GESELLSCHAFT UND 
IHREN EXPORT« UND »DIE MÖGLICHKEIT DER REVOLUTION« AUS PHASE 2.06' 


eder verspürt dann und wann die Lust Amok zu 
J laufen; manche tun es. Der verhältnismäßig be- 

gabte Maler Ernst Ludwig Kirchner verbrachte 
seine Zeit bis 1914 damit, häßliche Menschen aus der 
Boheme zu malen. Dann meldete er sich freiwillig zum 
Kriegsdienst, zwecks Katharsis im Stahlgewitter. Dieses 
war kaum vorbei und die Menschen nicht rundumer- 
neuert, sondern noch mehr am Boden, schon bastelten 
seltsame Dadaisten in immerhin formeller Opposition 
Kollagen. Nichts ging mehr, also weg mit Form und 
Inhalt: tabula rasa mit dem Schönen, Guten und 
Wahren, so als ob die Idee Schuld daran trüge, dass die 
Sache nicht folgt. Die Philosophie dieser Zeit beschloss, 
eine fundamentale Aufklärungs- und Vernunftkritik 
durchzuführen. Das was heute als Postmoderne sein 
Unwesen treibt, wurde damals richtig als Irrationalismus 
oder Subjektivismus bestimmt. Dieser war und ist we- 
sentlich antikommunistisch und lief auf die Basisbana- 
lität hinaus, dass Fortschritt nicht statt zu haben hat, es 
also nie Vernunft in der Geschichte gab und diese auch 
nicht auf ein vernünftiges Ziel gerichtet sein darf: Der 
Irrationalismus beerdigte die Geschichtsphilosophie wie 
der Dadaismus die Kunst. 


Freiburger Basisbanalitäten 


Die Freiburger Sekte »Kritik im Handgemeng«« befindet 
sich brav in der linken Norm und verdächtigt jeden, der 
die Welt nicht grau in grau malen will, der Geschichts- 
philosophie. Diese wird bei ihnen mit dem Attribut »stal- 
inistisch« belegt, was nicht weiter verunsichern sollte. So 
wenig die Kommunisten heute Stalinisten sind, so wenig 
spricht aus der Auflistung dessen, was die Freiburger für 
»Basisbanalitäten« halten, irgendwie Kenntnis der sow- 
jetischen Geschichte. Stalin steht einfach für schlimm. 
Wie die heute übliche routinierte Denunziation des gar 
nicht mehr rezipierten Traditionsmarxismus' dient solche 
Prädikation dazu, die Geschichtsphilosophie und damit 
den Kommunismus überhaupt zu exorzieren. Keine Ver- 
anlassung sehen die Niederschreiber von Banalitäten dazu, 
die Geschichtsphilosophie der Aufklärung zu reflektieren, 
wie es die vom Publikum kaum verdaute Zeitschrift 
Bahamas dies tat.” 

Ein vernünftiges Ziel der Geschichte taucht als Anti- 


zipation auf, sobald die Menschen aus ihrer Unmittelbar- 
keit gerissen werden. Zunächst als religiöse Versprechung 
auf ein gelobtes Land oder die Ankunft eines Messias. 
Dann als real auftauchender Messias, der in der Mythe 
zwar nicht die Versöhnung selbst, aber dafür die objektive 
Möglichkeit derselben setzte. Man müsse nur dem leuch- 
tenden Beispiel Jesus folgen. Das transzendente Ziel 
erschien zunächst in den Gemälden des Mittelalters als 
goldener Grund, auf dem sich die platten Menschen des 
irdischen Jammertals bewegen durften, dann - den neuen 
Produktionsmitteln angepasst - als weltlicher Menschen- 
kult in der Renaissance, die dem Stoff tatsächlich Leben 
einhauchte, ganz so wie Gott einst Adam. Auf ihr höch- 
stes bürgerliches Niveau gelangte die Erlösungshoffnung 
in der Philosophie von Hegel, in der Literatur von 
Goethe und in der Musik von Beethoven, die im zurück- 
gebliebenen Deutschland die in Frankreich und England 
praktisch durchgeführte Aufklärung reflektierten. Ge- 
schichtsphilosphie schien an ihr gutes Ende zu kommen, 
die Menschen schienen nur noch einen Hauch davon 
entfernt zu sein, die Welt als Feld der Erfüllung ihrer Be- 
stimmung sich anzueignen: »In die Ecke / Besen! Besen! 
/ Seids gewesen. Denn als Geister / Ruft euch nur zu sei- 
nem Zwecke / Erst hervor der alte Meister.« 

Die materiellen Mittel für ein Paradies auf Erden wa- 
ren geschaffen; die Menschen hatten begonnen, die 
Natur im großen Maßstab umzuformen, indem sie die 
elementaren Naturkräfte kontrolliert entfesselten und 
sich dienstbar machten - dagegen nahmen sich selbst die 
Kathedralen und Pyramiden früherer Epochen kümmer- 
lich aus. Überschwenglich brachte man darob die Luft 
zum schwingen und ließ in eigens dafür gebauten 
Palästen Schillers Ode an die Menschheit erklingen, nach 
der nun endlich alle Menschen Brüder werden sollten. 
Nur noch ein Schritt wäre notwendig gewesen, und die- 
sen vollzog theoretisch der aus diesen Voraussetzungen 
hervorgetriebene Kommunismus, der das Rätsel der Ge- 
schichte löste und den größten und letzten Diebstahl der 
Geschichte propagierte: Die Aneignung des Werkzeugs 
und dadurch die Erlangung der Fähigkeiten, dieses als 
Menschheit in freier Assoziation und zum Wohl des Ein- 
zelnen zu bedienen. Wenn auch bis dahin aller Fortschritt 
nur einer der Vernunft war und real die Ausbeutung des 
Menschen durch den Menschen ebenso wie die Unter- 


(rüickung des Menschen durch den Menschen sich zu- 
Apitzte, so besteht seither die objektive Möglichkeit und 
historische Notwendigkeit, das Telos zu erreichen. So 
würde die die Geschichtsphilosophie tatsächlich in die 
Annalen der Geschichte eingehen, während man sie 
durch einfaches Verwerfen nicht losbekommen wird. 


Kommunismus und Geschichte 


Wenn heute der linke Zeitgeist die Geschichtsphiloso- 
phie verwirft, so kann er sich auf den Verlauf der Ge- 
schichte selbst berufen. Statt die Arbeiter für den Kom- 
munismus zu erziehen, erzogen die konformistischen 
Arbeiterparteien sie zu Soldaten für den Krieg. Brachte 
der erste Weltkrieg als eine Konsequenz aber immerhin 
an den Rändern eine Revolution hervor und sogar in 
Deutschland den kümmerlichen Spartakusaufstand, so 
ließ die Welt den deutschen Massenmord ohne Wider- 
spruch geschehen. Das transzendente, praktisch einzulö- 
sende Ziel der Aufklärung ist den Menschen so gründlich 
ausgetrieben, dass nicht einmal Dadaisten es noch einmal 
verwarfen und nur einige Existenzialisten die no-future- 
generation vorbereiteten. Am Kommunismus als objek- 
tivem Ziel und menschlicher Bestimmung festzuhalten 
ist seither Wahnsinn; wenn der geschichtslos stolpernde 
Weltlauf ein Ziel hat, dann Krematorien. Die Philoso- 
phen dieser Welt heißen daher auch nicht Hegel und 
Marx, sondern Heidegger und Derrida; die Literaten nicht 
Goethe und Balzac, sondern Grass und Botho-Strauß; die 
"Tonsetzer nicht Mozart sondern Stockhausen. Die Wut 
tichtet sich gegen jene, die trotzdem mehr in der Auf- 
klärung sehen wollen als ein Programm zur Schindung 
und Zurichtung des Menschengeschlechts, auch wenn 
eine solche Interpretation nicht mehr der Welt, sondern 
vielmehr den überlieferten und verstaubten Zeugnissen 
zu entnehmen ist. Wenn kaum ein Zipfel der geschwärz- 
ten Welt über sie hinausweist, kein Ziel mehr gedacht 
wird, das eine vernünftige Praxis motivieren könnte, so 
ist die klassische Geschichtsphilosophie tatsächlich so am 
Ende, wie die Leute von »Kritik im Handgemenge« es 
übereifrig verdoppeln. Der Kommunismus hat aber die 
Aufgabe, diese Transzendenz wieder herzustellen, statt in 
romantischen Fatalismus zu verfallen. Nur so kann die 
Welt wieder eine dramatische und die Menschheit vor die 
Alternative »Kommunismus oder Barbarei« gestellt wer- 
den. 


Leipziger Revolutionen 


Das Bündnis gegen Rechts aus Leipzig bemüht sich darum. 
Erklärterweise will man den im Namen enthaltenen Par- 
tikularismus überwinden und sich zur kommunistischen 
Gruppe fortentwickeln. In ihrem programmatischen Text 
»Die Möglichkeit der Revolution« erzählen sie ein paar 
Märchen aus dem Alten Testament. Sowohl die Moses- 
geschichte wie auch die Mär vom einmal ankommenden 
Messias sehen sie als frühe Emanzipationshoffnung. 
Gemeint ist, dass seit dem Sündenfall - eine idealistische 
Metapher für den Beginn der Klassengesellschaft und 
damit der Vorgeschichte - die Welt widersprüchlich ist, 
d.h. die Menschheit einen Ausweg aus dem irdischen 
Jammer ahnt. Die Kommunisten werden als Erben dieser 


Tradition bestimmt, wobei man heute keinen Schritt 
weiter sei als zur Zeit der Niederschreibung des ältesten 
Buchs. Aller Fortschritt, den die Weltliteratur seither 
gemacht hat (erwähnt sei nur das Manifest der kommu- 
nistischen Partei), sei nur Schein. Alles, was Kommunis- 
ten aktuell übrig bliebe, sei das trotzige Postulat, es könne 
auch anders werden. Die Erlösung sei nur vermittlungs- 
los zu behaupten, ganz so wie der schon erwähnte Gold- 
grund in den frühchristlichen Kirchen den kümmer- 
lichen Gestalten nur schroff entgegengesetzt wurde, als 
jenseitige Hoffnung. Nach dieser Bestandsaufnahme will 
man aber doch nicht einfach alles völlig nivellieren. An 
die Ideale der bürgerlichen Revolution bliebe die Linke 
gebunden; andere Vorstellung von Freiheit habe man 
nicht. Völlig uneinsichtig bleibt, warum an den bürger- 
lichen Idealen auch Gutes gefunden wird - wobei die 
Konkretion, was nun dies Gute sei, leider beinahe völlig 
fehlt und im einfachen Gegensatz von Einerseits/Ande- 
rerseits verblieben wird -, während die weitere Entwick- 
lung der Vernunft von den Frühsozialisten über Marx bis 
zur revolutionären Arbeiterbewegung recht lapidar als ein 
»Abgrund, d.h. nicht fundiert« abgekanzelt wird. Es soll- 
ten diejenigen ein größeres Interesse finden, die gedank- 
lich über die bürgerlichen Ideen hinausgingen und sogar 
praktisch das versuchten, was das BgR schüchtern und 
Hegelsch »so etwas wie« - so etwas wie - »eine Aufhe- 
bungsbewegung« nennt. Würde man die historischen 
Kommunisten besser rezipieren, man bräuchte nicht 
mehr so eine Angst davor zu haben, sich völlig zu verlie- 
ren, wenn man der Bourgeoisie Erfolge in Sachen Eman- 
zipation zugesteht. Dies ist gerade in Zeiten nicht über- 
flüssig, in denen kein Subjekt sichtbar ist und Kommu- 
nisten nur hoffen, dass die herrschende Klasse nicht völ- 
lig durchdreht, sondern im günstigsten Fall das Schlimms- 
te - wenn schon nicht verhindert - so doch hinausschiebt 
oder mildert, damit man sich nach über 70 Jahren Pause 
wieder etwas sammeln kann. Etwas Klarheit über das 
Verhältnis zur Tradition wäre wünschenswert. 

Genauer. Das BgR schreibt, »die Linke kommt über 
die bürgerlichen Ideale nicht hinweg«. Nun, die Kommu- 
nisten schon, warum also die Linke nicht? Nur damit 
man es glaubt, hier ein beliebiges Beispiel. Die Genossin 
Zetkin, die ja nicht wie wir irgendwer, sondern eine 
Arbeiteranführerin war, schrieb: »Aristoteles hat den 
bekannten Ausspruch getan, daß die Sklaverei als Grund- 
lage höheren Lebens der Freien überflüssig sei, wenn die 
Weberschiffchen, die Mühlsteine sich von selbst beweg- 
ten. Diese Vorbedingung ist heute erfüllt. Das Maschi- 
nenzeitalter hat Sklaven aus Eisen erstehen lassen, die 
menschlichen Winken gehorchen. Führen wir diese 
Sklaven, die heute dem Reichtum und der Kultur einer 
Minderheit dienen, aus dem Privatbesitz in das Eigentum 
der Gesellschaft über!« Die Dame war weiter als die 
Aufklärung und schätzte selbige trotzdem. (Die Linken 
heute sind hinter der bürgerlichen Aufklärung zurück 
und schätzen sie auch nicht.) Der Satz des BgR heißt im 
Gesamten: »Die Linke kommt über die bürgerlichen Ide- 
ale nicht hinweg und doch sollte sie darüber nicht das 
Bewusstsein verlieren, dass diese Ideale im Hier und Jetzt 
nicht zu verwirklichen sind.« Wer aber dieses Bewusstsein 
hat, ist bereits über die Ideale hinaus. Bürger formulieren 
deshalb Ideale, weil sie diese nicht realisieren können. 
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ZEITSCHRIFT GEGEN 
DIE REALITÄT 


Next Dates.. 


01.03.2003 


Großdemonstration in Hamburg 
»Bambule ist überall« 


21.03. bis 23.03.2003 


Kongress in Hannover »rock gegen 


rechts« 


Infos: www.ujz-korn.de/rgr 
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Entweder sie lassen die Antinomien stehen, lösen sie 
autoritär und nur scheinbar nach einer Seite auf oder sie 
nähern sich bereits dem Materialismus. Die Expropri- 
ation der Expropriateure findet man bei keinem Bürger. 
Warum auch? Selbstverständlich gehen Kommunisten 
über die bürgerliche Gesellschaft samt ihres Überbaus 
hinaus; die Ideale, die sie einlösen, sind schon keine bürg- 
erlich-partikularen Ideale mehr, sondern bereits die der 
Menschheit. Nur wenn man die bürgerliche Aufklärung 
vom Kommunismus her denkt, ist sie überhaupt begreif- 
bar. Sonderbar genug verhält es sich heute so, dass die 
Nachkommen der Bürger nichts mehr mit ihren zu Kul- 
turgütern erstarrten Erzeugnissen anfangen können und 
selbige nur noch aus schlechtem Gewissen mitschleifen. 
Einzig Kommunisten können sich das aneignen, was die 
Freie Deutsche Jugend zu unserem Erbe verdinglichte. 


Das Ende der Verwirrung 


Wenn es gelingen würde, dem Kommunismus als Idee 
wieder Leben einzuhauchen, dann wären auch die tages- 
politischen Fragen weniger verwirrend. Das BgR ringt 
sich zu der Einsicht durch, dass es schlimmer werden 
kann, als es jetzt schon ist. Etwas gefestigter in der kom- 
munistischen Kritik wäre man in der Lage, die Kräfte, 
die aktuell dem schlimmsten Grauen entgegenstehen, 
zu benennen, ohne Angst haben zu müssen, man würde 
dadurch zum Apologet dieser Kräfte, von denen jeder 
weiß, dass sie höchstens eine Atempause bringen kön- 
nen. Die Apologie, die das BgR anderen unterschieben 
muss, ist in Wahrheit ihre eigene, die der Unsicherheit 
ihrer Formulierung entspringt. Sie schreiben: »Die 
furchtbare Wahrheit, dass es schlimmer sein kann als es 
jetzt ist, darf zwar nicht dazu führen zum Apologeten 
der bürgerlichen Gesellschaft zu werden, doch zum 


11.04. bis 13.04.2003 


Wochenendseminar in Halle 


wart des Antisemitismus« 
Infos: www.seminarreihe.tk 


14.04. bis 21.04.2003 


D.I.Y.-Revolutionscamp auf der Burg 
Lutter: »Theorie, Direct Action und 


Anders Leben« 


Bewusstsein, genau diese in bestimmten Situationen 
schützen zu müssen.« Gerade hatte man noch behauptet, 
die bürgerlichen Ideale ließen sich nur durch »so etwas 
wie« Revolution verteidigen und schon will man die 
bürgerliche Gesellschaft schützen. Es ist eine Sache, mit 
Vehemenz darauf zu verweisen, dass die amerikanische 
Hegemonie von allen aktuellen Möglichkeiten die 
beste ist und also die Globalisierungsgegner und Frie- 
densfreunde mit sicherem Instinkt auf der Seite der 
Reaktion stehen und daher bekämpft gehören. Eine 
andere ist es, sich einzubilden, wir könnten die verlot- 
terten Reste der bürgerlichen Gesellschaft verteidigen, 
wenn sie es selbst nicht mehr kann oder will. Tut sie es, 
so kann sie es besser. Tut sie es nicht, so gute Nacht. 
Der Schatten der bürgerlichen Gesellschaft ist gegen 
seine regressive Aufhebung unbedingt zu verteidigen; die 
Verteidigung, die uns aber allein bleibt, ist die Vor- 
wärtsverteidigung und nicht das Hochhalten irgend- 
welcher bürgerlichen Werte, an die keiner mehr glaubt 
oder gar das aktive Schützen unserer Demokratie. Es 
besteht kein Widerspruch zwischen einer kommu- 
nistischen Position und der Begrüßung einer militä- 
rischen Absetzung des irakischen Regimes, das sich nicht 
nur aktiv um Massenvernichtungsmittel bemüht, son- 
dern dessen Chef ein Palästina vom Mittelmeer bis zum 
Jordan fordert. Es ist genauso wenig ein Widerspruch, 
wie die erste internationale Arbeiterassoziation weniger 
kommunistisch wurde, indem sie die Abschaffung der 
Sklaverei durch die Iruppen des Präsidenten Lincoln 
begrüßte. Vielmehr sah man damals in der Ablehnung 
der Sklaverei gerade die Voraussetzung aller weiteren 
Emanzipation. 


Karl Rauschenbach (Antideutsche Kommunisten Berlin) 


01.05.2003 


Heraus zum revolutionären 1. Mai! 


»Zionismus, Nahost-Konflikt, Staat und 
Gesellschaft Israels« innerhalb der 
Seminarreihe »Geschichte und Gegen- 


23.05. bis 25.05.2003 


Bundesweiter Kongress in München 
»Spiel ohne Grenzen« 

Zu- und Gegenstand der »Antiglobalisie- 
rungsbewegung« 

Themenbereiche: Politische Ökonomie, 
Ideologiekritik und Kultur und Identität 


Infos: www.spiel-ohne-grenzen.org 


Beim D.l.Y. -Revolutionscamp handelt es 
sich einfach gesagt um eine »Fortbil- 


13.06. bis 15.06.2003 


dung« für Linksradikale. Es geht darum, 


breitere Handlungsfähigkeit zu 
ermöglichen. 
Infos: www.da-camp.de.vu 


Wissen zu vermitteln und Erfahrungen 
weiterzugeben, um Spezialisierung auf- 
zubrechen und mehr Menschen eine 


Linke Buchtage Berlin 
Infos: www.linkebuchtage.partisan.net 
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The final Insult 


aus der Praxis der deutschen »Entschädigungsstif- 

tung« »Erinnerung, Verantwortung und Zukunft« 
‚lesen. Die Arroganz, mit der die Deutschen den wenigen 
Überlebenden ein Almosen gewährten, setzt sich fort in 
immer neuen Torturen, denen die zu Antrags- und damit 
Ittstellern Degradierten unterworfen werden. Gerade 
at ein deutsches Gericht Entschädigungsansprüche slo- 
kischer jüdischer Organisationen zurückgewiesen. Ob 
ı bisher Anspruchsberechtigten die volle Summe 
gezahlt wird, steht in den Sternen. Zum richtigen 
\tpunkt kommt daher das Buch »The final Insult - Das 
Iktat gegen die Überlebenden« von der Berliner gruppe 
ne rechnungen über »Deutsche Erinnerungsabwehr 
«| Nichtentschädigung der NS-Sklavenarbeit«. Im 
rum des Buches, das auf eine Veranstaltungsreihe 
it dem selben Titel 2001 in Berlin zurückgeht, stehen 
despräche und Erinnerungen von drei überlebenden 
Klavenarbeitern: Rudy Kennedy aus London, Ludwik 
Krasucki aus Warschau und Felix Kolmer aus Prag. Sie 
berichten sowohl über ihre Erfahrungen als Sklavenarbei- 
‚ter für deutsche Firmen in Auschwitz-Monowitz, Stutt- 
hoff und anderen Lagern, als auch über den Umgang der 
deutschen Delegation mit den Länderdelegationen und 
den Vertretern der Überlebenden bei den sogenannten 
Entschädigungsverhandlungen. Eindrucksvoll schildern 
sie die Probleme des Fonds, die Strategien der Deutschen 
d ihre Arroganz sowie ihre Einschätzungen der 
unft. Dabei bleibt die Frage, wie die Erinnerung an 
Auschwitz weitergetragen werden kann, zentral. 

Die Gespräche und Berichte stehen im Kontext meh- 
rer Aufsätze, die Aspekte der Geschichte und Gegen- 
deutscher Entschädigungsverweigerung und Erinne- 
jsabwehr beleuchten. Dabei wird, wie im Artikel von 
Johanna Mueller und Tobias Ebbrecht versucht, zwischen 
om notwendigen theoretischen Herangehen und dem 
Anspruch, die Überlebenden auch hier ins Zentrum zu 
cken, eine Brücke zu schlagen, was stellenweise 
gsläufig scheitern muss. Mit oft erstaunlicher De- 
Ilkenntnis wird jedoch in den Artikeln zur Geschichte 
t deutschen Nichtentschädigung von Jörg Rensmann 
ind zu den Klagen der Opfer von Distomo aus 
iriechenland von Rolf Surmann Hintergrundwissen 
efert, das Ausmaß und Bedeutung deutscher Entschä- 
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digungsabwehr verdeutlicht. Lars Rensmann arbeitet in 
seinem Aufsatz über »alte« und »neue« Formen des Anti- 
semitismus vor dem aktuellen Hintergrund dessen 
Anstiegs in Deutschland seit dem 11. September heraus, 
welche Rolle die antisemitischen Enthemmungen im 
Zuge des Schlussstriches unter alle Forderungen von 
Überlebenden spielen. 

Dorothee Wein geht in ihrem Aufsatz über »die 
Verlassenheit der Kritiker« nicht mehr explizit auf die 
Entschädigungsfrage ein, sie zeigt aber die Ignoranz der 
deutschen Linken anhand der (fehlenden) Reaktionen 
u.a. auf Kritik vonseiten Jean Amerys, Henryk Broders, 
Moishe Postones und Eike Geisels. So erinnert sie sowohl 
an deren Positionen, als auch an die Geschichte der 
Nichtauseinandersetzung der Linken mit Antisemitismus 
und Antizionismus. Auch Tobias Ebbrecht und Timo 
Reinfrank lösen an einigen Stellen ihres Aufsatzes zur 
deutschen Schuldabwehr den eigenen Anspruch ein, 
besonders bei der Analyse der »Walser-Debatte« vor dem 
Hintergrund des nach Gershom Scholem gescheiterten 
»deutsch-jüdischen Dialogs« oder in der Kritik der deut- 
schen historisierenden Geschichtswissenschaft. Allerdings 
bleiben nicht nur hier viele Fragen nur angerissen. Die 
Geschichte der DDR und der Ausgrenzung der Ent- 
schädigungsbefürworter um Paul Merker kommt leider 
nur am Rande vor. Doch die HerausgeberInnen zeigen 
die Notwendigkeit, dieses Thema nicht aus den Augen zu 
verlieren. Gerade die Bezüge zu den revanchistischen 
Forderungen Deutschlands gegen Tschechien und die 
Welle des Antisemitismus in der sogenannten Kritik an 
Israel zeigen komplexe Zusammenhänge, die zentrale 
Fragen einer linken Kritik sind. Das Buch »The final 
Insult« liefert dafür einen wichtigen Beitrag. Sich mit den 
Erfahrungen und der Kritik von Überlebenden zu kon- 
frontieren, ist dafür möglicherweise unabdingbar. 
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